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Beginn der Sitzung: 9.01 Uhr.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
eröffne die 111. Sitzung im 35. Tagungsabschnitt 
des Niedersächsischen Landtages der 16. Wahl-
periode.  

Die Beschlussfähigkeit stelle ich zu einem späte-
ren Zeitpunkt fest. 

Tagesordnungspunkt 40: 
Mitteilungen des Präsidenten  

Zur Tagesordnung:  

Wir beginnen die heutige Tagesordnung mit Ta-
gesordnungspunkt 41, Mündliche Anfragen. An-
schließend setzen wir mit Ausnahme von Tages-
ordnungspunkt 50, den wir bereits gestern behan-
delt haben, die Beratung in der Reihenfolge der 
Tagesordnung fort.  

Die Fraktionen sind übereingekommen, die Tages-
ordnungspunkte 44 und 51, die das Thema Atom-
energie betreffen, zusammen zu beraten. Formal 
ist dies eine Abweichung von der Tagesordnung 
im Sinne des § 66 unserer Geschäftsordnung. Der 
guten Ordnung halber frage ich, ob es Wider-
spruch dagegen gibt. - Das ist erkennbar nicht der 
Fall. Dann werden wir so verfahren. 

Die heutige Sitzung soll gegen 15.30 Uhr enden.  

Bitte geben Sie Ihre Reden bis zum 8. Juli an den 
Stenografischen Dienst zurück - ein etwas unge-
wöhnliches Verfahren.  

Die mir zugegangen Entschuldigungen teilt Ihnen 
nunmehr die Schriftführerin mit.  

Schriftführerin Dörthe Weddige-Degenhard: 
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 
haben sich entschuldigt von der Landesregierung 
Kultusminister Herr Dr. Althusmann bis zur Mit-
tagspause, von der Fraktion der CDU Herr Hogre-
fe, Herr Seefried und Herr Stratmann, von der 
Fraktion der SPD Frau Geuter bis 13 Uhr, Herr 
Schneck und Herr Schwarz, von der Fraktion der 
FDP Herr Oetjen.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Vielen Dank. - Ich rufe jetzt Tagesordnungs-
punkt 41 auf:  

Mündliche Anfragen - Drs. 16/3730  

Die für die Fragestunde geltenden Regelungen 
unserer Geschäftsordnung setze ich als allgemein 
bekannt voraus. Um dem Präsidium den Überblick 
zu erleichtern, bitte ich Sie, sich nach wie vor 
schriftlich zu Wort zu melden, wenn Sie eine Zu-
satzfrage stellen möchten.  

Ich stelle fest: Es ist jetzt 9.03 Uhr.  

Ich rufe Frage 1 auf, die von den Abgeordneten 
Ronald Riese und Jan-Christoph Oetjen von der 
FDP-Fraktion gestellt worden ist: 

Anonymisierte Bewerbungen im öffentlichen 
Dienst  

Ich bitte jetzt darum, die Anfrage zu stellen. Herr 
Kollege Riese hat das Wort. Bitte schön! 

Roland Riese (FDP): 
Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, der Abgeordnete 
Oetjen, der heute entschuldigt ist, und ich haben 
eine Frage an die Landesregierung. Sie trägt den 
Titel „Anonymisierte Bewerbungen im öffentlichen 
Dienst“.  

Eine Studie des Bonner Instituts zur Zukunft der 
Arbeit hat gezeigt, dass allein die Angabe eines 
ausländisch klingenden Nachnamens die Bewer-
bungschancen verringert. Mit dem anonymisierten 
Bewerbungsverfahren könnte eine Bewerbungs-
kultur in Deutschland etabliert werden, die den 
Fokus nur auf die Qualifikation eines Bewerbers 
richtet. In einem von der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes durchgeführten bundesweiten Modell-
projekt wird das anonymisierte Verfahren erprobt. 
Unter anderem beteiligt sich auch die Stadt Celle 
an dem Pilotprojekt. Die Zwischenbilanz der Anti-
diskriminierungsstelle des Bundes hat positive 
Rückmeldungen der Beteiligten ergeben. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Plant sie für Niedersachsen ein eigenes Projekt 
zur Durchführung anonymisierter Bewerbungsver-
fahren im öffentlichen Dienst? 

2. Hat die Landesregierung Erkenntnisse darüber, 
wie das anonymisierte Bewerbungsverfahren bei 
der Stadt Celle angenommen wird, und ist der 
Landesregierung bekannt, ob darüber hinaus im 
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öffentlichen Dienst in Niedersachsen bereits heute 
anonymisierte Bewerbungen eingehen und, wenn 
ja, wie die Behörden damit umgehen? 

3. Kann nach Auffassung der Landesregierung 
durch das anonymisierte Bewerbungsverfahren 
Diskriminierung bei der Auswahl von Bewerbern in 
jeder Hinsicht vermieden werden? 

(Zustimmung bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Für die Landesregierung antwortet Herr Minister 
Schünemann. Ich erteile ihm das Wort.  

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Gewinnung von Nachwuchskräften ist 
ein wichtiges Thema für die öffentliche Verwaltung. 
Die Stichworte „demografische Entwicklung“ und 
„Fachkräftemangel“ sind in aller Munde. Darüber 
haben wir hier auch schon häufiger diskutiert.  

Wir steuern immer stärker auf einen Wettlauf der 
Arbeitgeber um die sogenannten klugen Köpfe zu. 
Diese brauchen wir auch in der öffentlichen Ver-
waltung. Gesellschaftliche Veränderungen, techno-
logischer Fortschritt, Globalisierung und nicht zu-
letzt auch Einsparungsverpflichtungen der öffentli-
chen Hand - dies alles sind Anforderungen, mit 
denen sich die Bediensteten in den kommenden 
Jahren immer stärker auseinandersetzen müssen. 

Um es auf den Punkt zu bringen: Die Leistungsan-
forderungen an Bedienstete werden steigen - bei 
insgesamt sinkender Anzahl von Bewerberinnen 
und Bewerbern. Umso wichtiger ist es, das Poten-
zial sämtlicher Bewerbergruppen noch besser 
auszuschöpfen, unabhängig von Geschlecht, Her-
kunft, Familienstand oder Alter. 

Im August 2010 hat die Niedersächsische Landes-
regierung ein Eckpunktepapier beschlossen. Es 
trägt den Titel „Demografiesicheres und ressour-
cenbewusstes Personalmanagement in Nieder-
sachsen“. Zur Umsetzung wurde ein ressortüber-
greifendes Projekt ins Leben gerufen. Das Ge-
samtprojekt steht unter der Leitung des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Inneres und Sport. 
Ein Schwerpunkt des Gesamtprojekts sind Aspekte 
der Nachwuchsgewinnung. Zum Beispiel sollen 
Konzepte entwickelt werden, um mehr Menschen 
mit Migrationshintergrund für Stellen in der Lan-
desverwaltung zu gewinnen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: Ein eigenes Projekt zur Durchführung 
anonymisierter Bewerbungsverfahren ist in der 
Landesregierung bisher nicht geplant.  

In der Anfrage wurde das Beispiel aufgegriffen, 
dass bereits ein ausländisch klingender Name die 
Erfolgschancen einer Bewerbung verringern kön-
ne. Es ist das erklärte Ziel der Landesregierung, 
mehr Menschen mit Migrationshintergrund in den 
Landesdienst einzustellen. Wie bereits erwähnt, 
beschäftigt sich das Demografieprojekt der Lan-
desregierung u. a. mit diesem Thema. 

Ein gutes aktuelles Beispiel ist die niedersächsi-
sche Polizei. Hier wird schon viel getan, um Be-
werberinnen und Bewerber mit Migrationshin-
tergrund für die Polizei zu gewinnen. In den letzten 
Jahren hat die Polizei gezielte Werbemaßnahmen 
durchgeführt, um Menschen mit Migrationshin-
tergrund anzusprechen. Bereits im Jahr 2007 wur-
de ein eigener Beratungsservice für diese Bewer-
bergruppe eingerichtet. 

Die angebotene persönliche Beratung zielt zum 
einen darauf ab, den jungen Menschen mit Migra-
tionshintergrund zu signalisieren: Die Polizei als 
Arbeitgeber interessiert sich für euch. Zum ande-
ren soll den Bewerberinnen und Bewerbern Si-
cherheit für das bevorstehende Testverfahren 
vermittelt werden. Hier geht es auch darum, durch 
persönlichen Kontakt einen positiven Zugang zum 
Berufsbild der Polizei zu schaffen und Berüh-
rungsängste abzubauen. Die Beratungen werden 
von den Bewerberinnen und Bewerbern mit Migra-
tionshintergrund sehr positiv aufgenommen und 
als Zeichen der Wertschätzung und des Interesses 
an der eigenen Person wahrgenommen. 

Die Aufgaben aus dem Auswahlverfahren wurden 
daraufhin untersucht, ob sie Begriffe enthalten, die 
aufgrund der jeweiligen Herkunft nicht geläufig 
sind. Problematische Inhalte wurden durch neutra-
le und verständliche Angaben ersetzt. Das Anfor-
derungsniveau der Testaufgaben wurde dabei 
nicht abgesenkt. 

Durch diese Maßnahmen und aufgrund gezielter 
Werbemaßnahmen hat sich in den letzten Jahren 
der Bewerberanteil von jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund bei der Polizei von weit un-
ter 10 % auf aktuell über 15 % erhöht. Diese posi-
tive Entwicklung spiegelt sich auch in den Einstel-
lungszahlen wider. So konnten im vergangenen 
Jahr bei insgesamt 454 Einstellungen 53 junge 
Menschen mit Migrationshintergrund gewonnen 
werden. 
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Die Polizei hat ein vitales Interesse daran, diese 
Zielgruppe proaktiv anzusprechen. Für eine erfolg-
reiche Arbeit benötigt die Polizei Beamtinnen und 
Beamte, die die Kulturen, die Denk- und Lebens-
weisen der hier lebenden Menschen mit Migrati-
onshintergrund kennen und verstehen. 

Nach jetziger Einschätzung führt eine anonymisier-
te Bewerbung bei der Polizei nicht zu einer Ver-
besserung der Einstellungschancen der Bewerbe-
rinnen und Bewerber mit Migrationshintergrund. 
Dies gilt insbesondere, wenn man sich allein auf 
dieses Instrument konzentriert. Nach der Überzeu-
gung der Landesregierung ist es gerade wichtig, 
die interkulturelle Kompetenz, die unzweifelhaft in 
den Verwaltungen des Landes bereits vorhanden 
ist, dazu zu nutzen, auch für Bewerberinnen und 
Bewerber mit Migrationshintergrund attraktiv zu 
sein. 

Zu Frage 2: Die Stadt Celle nimmt seit November 
2010 als einzige Kommune an dem Pilotprojekt 
des Bundes für anonymisierte Bewerbungsverfah-
ren teil. Nach Informationen der Stadt wird das 
Verfahren sehr gut angenommen. Anfängliche 
Bedenken über einen zu hohen Aufwand bestehen 
inzwischen nicht mehr. 

Die anonymisierte Bewerbung erfolgt mit einem 
Onlineverfahren. Auf Angaben zu Name, Alter, 
Geschlecht, Herkunft und Familienstand wird ver-
zichtet. Auch Bewerbungsfotos fehlen. Vier Perso-
nen wurden im Rahmen dieses Verfahrens bereits 
eingestellt, vier weitere Verfahren laufen noch. 
Nach Auskunft der Stadt Celle liefert das anonymi-
sierte Verfahren qualitativ gute Bewerbungen. 
Nach einer ersten Prognose soll das Verfahren 
auch nach Abschluss der Projektphase fortgeführt 
werden. 

Zu Frage 3: Die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes hat im Juni einen Zwischenbericht des 
Pilotprojekts für anonymisierte Bewerbungsverfah-
ren erstellt. Der Bericht enthält erste Tendenzen 
zur Umsetzbarkeit des anonymisierten Bewer-
bungsverfahrens. 

Endgültige Ergebnisse - insbesondere auch über 
die Effekte von anonymisierten Bewerbungen - 
werden im Frühjahr 2012 erwartet, also nach Ab-
schluss des Pilotprojekts. 

Die Landesregierung verfügt nicht über eigene 
Erkenntnisse, inwieweit Diskriminierung durch 
Anonymisierung effektiv vermieden werden kann. 
Ich persönlich gehe aber davon aus, dass es min-
destens ebenso wichtig ist, Auswahlverfahren so 

zu gestalten, dass nicht allein die Aufgabenstel-
lung über Erfolg oder Misserfolg einer Bewerbung 
entscheidet. Schließlich kommt auch bei anonymi-
siertem Bewerbungsverfahren der Moment, in dem 
die Identität der Bewerber sozusagen offengelegt 
wird. Es hilft nichts, wenn Bewerberinnen und Be-
werber beispielsweise mit Migrationshintergrund 
dann an den Einstellungsverfahren scheitern, weil 
sie einen anderen kulturhistorischen Hintergrund 
haben. Hier anzusetzen, wie es beispielsweise 
sehr erfolgreich die niedersächsische Polizei tut, 
sollte unser gemeinsames Ziel sein. 

Anonymisierte Bewerbungsverfahren können hier 
allenfalls flankieren. Dementsprechend ist, sobald 
die Ergebnisse des Pilotprojekts vorliegen, zu ent-
scheiden, ob die Erprobung einer solchen Verfah-
rensweise auch für die Landesverwaltung interes-
sant sein könnte. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Vielen Dank. - Mir liegen bislang keine Wortmel-
dungen zu Zusatzfragen vor.  

(Professor Dr. Dr. Roland Zielke 
[FDP] meldet sich durch Handzei-
chen) 

- Das Verfahren ist so, dass die Wortmeldung 
schriftlich erfolgen muss. Das ist ausdrücklich ge-
sagt worden. Es wäre gut, wenn man zu Beginn 
der Sitzung auf die Ausführungen achten würde. 
Dann schleichen sich solche Fehler, Herr Kollege, 
nicht ein. Insofern liegen mir keine Wortmeldungen 
zu Zusatzfragen vor.  

Ich rufe die Frage 2 auf.  

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜ-
NEN) 

Die Abgeordneten Hagenah, Briese und Limburg 
stellen die Frage:  

Wo verursacht Privatisierung der Bombenräu-
mung welche Mehrkosten?  

Dazu erteile ich dem Kollegen Hagenah das Wort.  

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Innenminister Schünemann hat angekün-
digt, die Kampfmittelbeseitigung in Niedersachsen 
zu privatisieren. Es geht nach seinen Worten um 
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Einsparungen und Entlastungen der öffentlichen 
Verwaltung. Auf diesem Weg könne das Land 25 
Stellen streichen. 

Kritiker von Gewerkschaften und Kommunen hal-
ten dagegen, dass die Kampfmittelbeseitigung seit 
jeher eine hoheitliche Aufgabe des Staates sei. Die 
bisherige hohe Kompetenz sei bei der Abgabe der 
Aufgabe an Private nicht in jedem Fall wie bisher 
zu garantieren, und wertvolles Fachwissen ginge 
womöglich dem Land verloren. Ein Vergleich der 
niedersächsischen Situation mit den bisher einzi-
gen Bundesländern Bayern und Thüringen, in de-
nen eine vergleichbare Privatisierung seit Jahren 
umgesetzt ist, sei wegen der dort viel geringeren 
Kriegsaltlasten nicht angemessen. Es sei ein Ver-
such des Landes, so der Städtetag, Kosten der 
Allgemeinheit auf einige besonders betroffene 
Kommunen abzuwälzen. 

Außerdem müsse das Land nach Auffassung von 
Beobachtern neue Aufsichtsstrukturen zur Beauf-
sichtigung des privatisierten Kampfmittelräum-
dienstes schaffen, die neue Kosten verursachen 
würden. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Welche jährlichen finanziellen Mehrbelastungen 
erwartet die Landesregierung insbesondere für die 
durch die vergangenen Kriegswirren besonders 
stark betroffenen Ballungsräume in Niedersach-
sen? 

2. Wie will die Landesregierung einem drohenden 
Qualitäts- und damit einhergehenden Sicherheits-
verlust bei der Bombenräumung durch eine Priva-
tisierung entgegenwirken? 

3. Welche zusätzlichen Strukturen wird die Lan-
desregierung mit welchem Personal zur Aufsicht 
über eine privatisierten Kampfmittelbeseitigung 
neu schaffen, und wie hohe Mehrkosten erwartet 
sie? 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Für die Landesregierung antwortet Herr Minister 
Schünemann. Ich erteile ihm das Wort.  

Ich darf aber eine Vorbemerkung machen. Die 
Schonfrist der ersten 15 Minuten ist jetzt vorbei. An 
sich müssten die aktuellen Neuigkeiten jetzt aus-
getauscht sein. Insofern könnte man die Intensität 
der Gespräche eigentlich deutlich reduzieren.  

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Verpflichtung zur Kampfmittelräumung als Gefah-
renabwehr obliegt nach Artikel 30 des Grundge-
setzes grundsätzlich dem Land Niedersachsen. 
Das Land Niedersachsen hat die Aufgabe der all-
gemeinen Gefahrenabwehr auf die Kommunen als 
zuständige Gefahrenabwehrbehörden zuletzt mit 
Verabschiedung des Niedersächsischen Gesetzes 
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung vom 
19. Januar 2005 übertragen. 

Die Gefahrenabwehrbehörde verpflichtet bei 
Kampfmittelfunden den Grundstückseigentümer 
als Zustandsverantwortlichen zur Gefahrenbeseiti-
gung. Die Gefahrenabwehrbehörde - bzw. nach Er-
lass der Beseitigungsverfügung grundsätzlich der 
Grundstückseigentümer - hat die Kosten der Maß-
nahme zu tragen. 

Der niedersächsische Kampfmittelbeseitigungs-
dienst wird im Wege der Amtshilfe für die Gefah-
renabwehrbehörde unterstützend tätig. Die dem 
KBD im Rahmen der Amtshilfe entstandenen Aus-
lagen sind nach den gesetzlichen Regelungen im 
Verwaltungsverfahrensgesetz grundsätzlich erstat-
tungspflichtig. 

Mit Erlass des Niedersächsischen Umweltministe-
riums vom 8. Dezember 1995 wurde festgelegt, 
dass das Land aus Billigkeitsgründen den Teil der 
bei der Beseitigung von Kampfmitteln anfallenden 
Kosten, der der Abwehr einer unmittelbaren Gefahr 
dient, übernimmt. Das Land trägt daher die Kosten 
der tatsächlichen Bergung, der Entschärfung, des 
Transports und der Vernichtung eines Kampfmit-
tels. Dazu gehören nicht gegebenenfalls erforderli-
che Vor- oder Nebenarbeiten, insbesondere nicht 
das Abräumen von Gegenständen oberhalb des 
Erdreichs. 

Staatliche Verwaltung ist ständig gehalten, die 
Aufgabenwahrnehmung zu überprüfen und zu 
optimieren, um Aufgaben effizienter wahrnehmen 
zu können. Dazu gehört auch die Überprüfung der 
Aufgabenverteilung zwischen den staatlichen und 
kommunalen Handlungsebenen. Der Kampfmittel-
beseitigungsdienst soll daher wie folgt neu struktu-
riert werden: 

Erstens. Der Kampfmittelbeseitigungsdienst wird 
zum 1. Januar 2012 an das Landesamt für Geoin-
formation und Landentwicklung Niedersachsen an-
gegliedert. 

Zweitens. Sowohl die systematische Auswertung 
der Luftbilder zum Auffinden von Bomben als auch 
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die Auswertung für einzelne Grundstücke auf An-
trag sollen damit künftig vom LGLN wahrgenom-
men werden. Im Bereich der Luftbildauswertung 
sollen Aufgaben behördlicherseits dort gebündelt 
werden, wo Synergieeffekte zu erzielen sind. Das 
ist sehr sinnvoll; denn gerade das LGLN ist in die-
sem Zusammenhang durchaus ein anerkannter 
Dienstleister.  

Hierbei ist es Ziel, bei der Luftbildauswertung auf 
Antrag im Vorfeld von Baumaßnahmen zu kosten-
deckenden Gebühren zu kommen. 

Die geplante Integration der Auswertung der alliier-
ten Luftbilder auf Bombenblindgänger in den Ge-
schäftsbereich des LGLN ermöglicht die Nutzung 
vorhandener Fachkompetenz. Das Landesamt 
leistet dem KBD bereits jetzt technische Unterstüt-
zung für das Auskunftssystem Kampfmittelräumka-
taster. Die Bündelung dieser Ressourcen soll zu 
einer beschleunigten systematischen Auswertung 
der Bombenbilder führen. Optimierungen werden 
auch bei der Bearbeitung von Einzelanfragen er-
wartet. Ich habe immer wieder gehört, dass es hier 
zu Verzögerungen kommt, wenn ein Bauantrag 
gestellt wird. Es ist sinnvoll, wenn wir das jetzt dort 
konzentrieren. Dann kann man das Personal, 
wenn es notwendig ist, zur Beantwortung einer 
solchen Anfrage konzentrieren. 

Drittens. Mit der Neustrukturierung des KBD sollen 
im Bereich der Gefahrenerforschungsmaßnahmen 
wie z. B. Einmessung von Blindgängerverdachts-
punkten, Sondierungsmaßnahmen, Freilegung von 
Verdachtspunkten und Vor- und Nebenarbeiten für 
Blindgängerbergungen alle Aufgaben durch ge-
werbliche Fachfirmen wahrgenommen werden, die 
im Übrigen auch bisher schon auf diesem Gebiet 
tätig sind. Hier ist teilweise der KBD tätig, teilweise 
aber auch Privatfirmen. 

Die Kosten für diese Gefahrenerforschungsmaß-
nahmen wurden bisher im Vorfeld von Baumaß-
nahmen im Wesentlichen von den Grundstücksei-
gentümern und als Folge der sogenannten syste-
matischen Luftbildauswertung im Rahmen des 
Landessonderprogramms vom Land übernommen. 
Hier wollen wir künftig zu einer klaren Aufgaben- 
und Kostenverantwortung kommen. Das Land wird 
die Gemeinden bei ihrer Aufgabenwahrnehmung 
als zuständige Gefahrenabwehrbehörden aber 
auch künftig beratend unterstützen. 

Viertens. Die Entschärfung, der Transport und die 
Zwischenlagerung von Kampfmitteln werden vom 
Land weiterhin mit eigenem Personal übernom-
men. Auch die Vernichtung der Kampfmittel durch 

Fachfirmen wird seitens des Landes weiterhin 
kostenfrei zur Verfügung gestellt. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: Zu möglichen jährlichen finanziellen 
Mehrbelastungen für die besonders stark betroffe-
nen Ballungsräume wie z. B. Hannover und Braun-
schweig kann keine Aussage getroffen werden, da 
die Kostenbelastung naturgemäß vor allem von der 
tatsächlichen Anzahl an Kampfmittelfunden ab-
hängt. 

Zu Frage 2: Durch die geplante Neustrukturierung 
der Aufgabe Kampfmittelbeseitigung unter Berück-
sichtigung der genannten Eckpunkte wird das an-
erkannt hohe Niveau der Kampfmittelbeseitigung 
in Niedersachsen auch bei einer stärkeren Einbe-
ziehung gewerblicher Firmen beibehalten. Dies 
wird vor allem dadurch sichergestellt, dass die 
Entschärfung und der Transport von Kampfmitteln 
nach wie vor durch eigenes staatliches Fachper-
sonal erfolgen werden. Eine durchgehende Ver-
fügbarkeit von professionellen Fachkräften zur 
Entschärfung von Kampfmitteln bleibt in Nieder-
sachsen ebenso wie die Beratungskompetenz für 
betroffene Behörden auch weiterhin gewährleistet. 

Zudem wird die notwendige fachliche Aufsicht in 
Bezug auf das Sprengstoffrecht über die gewerbli-
chen Fachfirmen durch die Gewerbeaufsichtsämter 
gewährleistet.  

Zu Frage 3: In Niedersachsen übernehmen bereits 
jetzt private Firmen diverse Gefahrenerfor-
schungsmaßnahmen, wie die Einmessung von 
Blindgängerverdachtspunkten, Sondierungsmaß-
nahmen, Freilegung von Verdachtspunkten und 
Vor- und Nebenarbeiten für Blindgängerbergungen 
sowie die Vernichtung von Kampfmitteln. 

Die Durchführung der Kampfmittelbeseitigung 
durch private, gewerbliche Unternehmen unter-
liegt - im Gegensatz zu den auf dem Gebiet der 
Kampfmittelbeseitigung tätigen Dienststellen der 
Länder - den Anforderungen des Sprengstoffge-
setzes. Das bedeutet, dass solche Unternehmen 
eine sprengstoffrechtliche Erlaubnis benötigen. 
Diese Erlaubnis ist an die Voraussetzung bestimm-
ter Zuverlässigkeitskriterien geknüpft. Zur Durch-
führung von dem Sprengstoffgesetz unterliegen-
den Tätigkeiten hat der Erlaubnisinhaber sicherzu-
stellen, dass nur fachkundige Personen diese Tä-
tigkeiten ausüben. 

Der sprengstoffrechtliche Nachweis der Fachkunde 
erfolgt über sogenannte Befähigungsscheine, die 
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personenbezogen ausgestellt werden und an be-
stimmte Voraussetzungen der persönlichen Eig-
nung und fachlichen Qualifikation geknüpft sind. 

Das Sprengstoffgesetz und seine Verordnungen 
bilden daher einen geeigneten und bewährten 
Rahmen für die staatliche Überwachung von Be-
trieben, die mit explosionsgefährlichen Stoffen 
umgehen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Eine erste Zusatzfrage stellt Herr Kollege Briese. 

Ralf Briese (GRÜNE): 

Danke, Herr Präsident. - Eine ganz kurze, klitze-
kleine Vorbemerkung: Herr Schünemann, wenn 
man an dem Image des harten Hundes feilt, dann 
passt es eigentlich nicht zusammen, - - - 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege, Sie kommen jetzt bitte zu Ihrer Fra-
ge! 

Ralf Briese (GRÜNE): 

- - - wenn man so etwas Gefährliches wie die 
Kampfmittelbeseitigung privatisieren will.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Jetzt meine konkrete Frage: Wo, wie und wann 
gab es in der Vergangenheit in Niedersachsen 
Probleme mit dem öffentlichen Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst? Sie haben ja anscheinend wenig 
Zutrauen in die staatlichen Strukturen, sodass Sie 
das jetzt privatisieren wollen. Meine ganz konkrete 
Frage lautet: Wo gab es in der Vergangenheit 
Probleme mit dem staatlichen Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es ist Aufgabe einer Landesregierung, die 
Aufgabenerledigung ständig daraufhin zu überprü-
fen, ob sie effektiv ist und ob es Synergieeffekte 
geben kann. Das haben wir auch im Bereich der 
Polizei und der Zentralen Polizeidirektionen in den 

vergangenen Jahren getan. Dazu gehört der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst.  

Wenn man sich anschaut, welche Kompetenzen 
wir im Landesdienst ansonsten haben, kommt man 
sehr schnell darauf, dass es sinnvoll ist, die Luft-
bildauswertung nicht in der ZPD zu organisieren, 
sondern im LGLN zu konzentrieren. Dadurch kön-
nen sehr große Synergieeffekte erzielt werden. 

Wir haben bislang ja verschiedene Formen der 
Gefahrenerforschung. Auf der einen Seite wird der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst eingesetzt, auf der 
anderen Seite sind bereits gewerbliche Firmen in 
diesem Bereich tätig. 

Die Landesregierung hat im Jahr 1995 einen Be-
schluss gefasst, demzufolge bei sogenannten Bil-
ligkeitsleistungen die Zuschüsse bzw. die Kosten-
erstattungen für die Kommunen oder für die Priva-
ten gedeckelt werden. Dadurch ist es heute mehr 
zufällig, ob sie etwas bezahlen müssen oder nicht, 
ob das Geld reicht oder nicht. - Dies macht 
schlichtweg keinen Sinn. 

Sie müssen sehen, dass wir in diesem Bereich 
sehr erfahrene private Firmen haben. Es ist aus 
meiner Sicht nicht sinnvoll, auf der einen Seite den 
KBD einzusetzen und auf der anderen Seite priva-
te Firmen zu haben. Sinnvoll ist vielmehr, den Be-
reich Erforschung und Einrichtung der Fundstellen 
grundsätzlich zu privatisieren. Damit haben bereits 
andere Länder hervorragende Erfahrungen ge-
macht. 

Jetzt komme ich auf den entscheidenden Bereich 
der Entschärfung bzw. des Transports von Bom-
ben und Munition zu sprechen. Hier gibt es drei 
Möglichkeiten: 

Die erste Möglichkeit besteht in der grundsätzli-
chen Privatisierung. Das heißt: Das Land zieht sich 
zurück, und die Kommunen entscheiden, welche 
private Firma sie nehmen.  

Die zweite Möglichkeit ist - so ist es in Bayern, 
aber auch in Thüringen -, einen beliehenen Unter-
nehmer einzusetzen. Das würde also eine private 
Firma organisieren, der dann allerdings eine Mo-
nopolstellung zukommt. Hier wäre der Einfluss des 
Landes auch durchaus noch gegeben. Diesem 
Weg müssten, eben weil einer Firma eine Mono-
polstellung zugesprochen würde, aber alle Kom-
munen zustimmen. Das ist ein sehr kompliziertes 
Verfahren. 

Die dritte Möglichkeit besteht darin, dass wir die-
sen sehr umgrenzten Bereich in staatlicher Hand 
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behalten, dass wir also die Entschärfung und den 
Transport in staatlicher Hand umsetzen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Dies haben wir uns in den letzten Wochen ganz 
genau angeschaut. Wir haben auch Gespräche 
geführt. Ich war bei einer Personalversammlung. 
Es wurde sehr schnell deutlich, dass es sehr 
schwer werden wird, Personal in ein privates Un-
ternehmen zu überführen, selbst dann, wenn den 
Mitarbeitern zugesichert wird, dass sie das gleiche 
Gehalt erhalten und dass sie, wenn ihnen gekün-
digt wird, wieder in den Landesdienst zurückgehen 
können.  

Man muss überlegen, worin der Vorteil für das 
Land besteht. Der Vorteil ist nur gegeben, wenn 
wir das Personal zu einem Großteil überführen 
können. Wenn wir das nicht machen können, ent-
stehen Parallelkosten. Wir versuchen dann zwar, 
diese Mitarbeiter woanders einzusetzen, aber das 
ist schwierig, weil sie nun einmal spezialisiert sind. 
Und wir würden den Kommunen die Kosten auf-
bürden. Das heißt, unter dem Strich wird es 
schwierig. 

Deshalb haben wir gerade nach diesen Gesprä-
chen gesagt: Da, wo es möglich ist, wo es sehr 
schnell möglich ist, wo keine zusätzlichen Kosten 
entstehen, konzentrieren wir das auf private Be-
triebe. Aber im Bereich Entschärfung werden wir 
den Kampfmittelbeseitigungsdienst auch weiterhin 
einsetzen. 

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE]) 

- Ja, das habe ich vorhin schon einmal gesagt. Das 
haben Sie gar nicht gemerkt.  

Insofern ist es meiner Ansicht nach sinnvoll, solche 
Untersuchungen regelmäßig durchzuführen, um zu 
sehen, wie wir effektiv eine Verbesserung errei-
chen können. 

Wir können durch diese Veränderungen auf der 
einen Seite erreichen, dass da, wo Fachkompe-
tenz vorhanden ist, diese Fachkompetenz sogar 
noch konzentriert und gebündelt wird. Auf der an-
deren Seite haben wir jetzt eine ganz klare Struk-
tur, die den Kommunen die Möglichkeit gibt, auf 
fachkundiges Personal zurückzugreifen: zum einen 
auf die private Ebene, zum anderen auch auf die 
staatliche Ebene. 

Für das Land selbst wird es ein Vorteil sein, dass 
wir in dem Zusammenhang die Synergieeffekte 
nutzen und Einsparungen in einer Größenordnung 

von etwa 1 bis 1,3 Millionen Euro erzielen können. 
Das ist notwendig. Wenn ich Verwaltungsmoderni-
sierung vornehme, ist es sinnvoll, dass ich bessere 
und klarere Strukturen bekomme. Wenn ich dann 
auch noch zu Einsparungen komme, ist das mei-
ner Ansicht nach etwas sehr Sinnvolles. Insofern 
gibt es hier wirklich nur eine Win-win-Situation. 
Deshalb haben wir diese Untersuchung durchge-
führt. Wir sind zu dem dargelegten Ergebnis ge-
kommen. In Kürze werde ich dem Kabinett eine 
entsprechende Kabinettsvorlage vorlegen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Bachmann stellt die nächste Zusatz-
frage. 

Klaus-Peter Bachmann (SPD): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass wir die Intenti-
on der Anfrage der Mitglieder der Fraktion der 
Grünen von der Zielsetzung her teilen, und vor 
dem Hintergrund, dass Herr Schünemann soeben 
deutlich gemacht hat, dass da Bewegung hinein-
kommt - die Mitarbeiterschaft des Kampfmittelbe-
seitigungsdienstes in der ZPD hat ja selbst Kom-
promisse und andere Lösungen vorgeschlagen -, 
und vor dem Hintergrund, dass wir nach der von 
uns beantragten Unterrichtung im Innenausschuss 
darum gebeten haben, das in Konsultation mit dem 
Innenausschuss zu machen und im Augenblick 
keine Fakten zu schaffen,  

(Zurufe: Vor dem Hintergrund!) 

sehe ich bei Herrn Schünemann durchaus Ent-
wicklungen, dass man zu einer vernünftigen Lö-
sung kommen kann. 

Vor diesem Hintergrund frage ich Sie, Herr Schü-
nemann: Ist da noch Bewegung in dem Sinne drin, 
und können wir, ohne dass wir die Befragung heu-
te fortsetzen, durch die Debatte zu dem vorliegen-
den Entschließungsantrag die positive Wendung 
wirklich erreichen? Das ist unsere Intention und 
nicht der Theaterdonner. Wir verhalten uns hier bei 
Nachfragen deswegen zurückhaltend, weil auch 
durch unseren Widerstand Bewegung hineinge-
kommen ist, die wir jetzt nicht gefährden wollen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der 
CDU - Ralf Briese [GRÜNE]: Fragen, 
Herr Kollege, bringen gar keine Ge-
fahr!) 
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Präsident Hermann Dinkla: 

Das Wort hat jetzt Herr Minister Schünemann. 
Bitte!  

(Unruhe) 

- Das Wort hat jetzt Herr Minister Schünemann. 
Dialoge zwischen den Fraktionen können gegebe-
nenfalls auch draußen fortgesetzt werden. 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
eine Selbstverständlichkeit, dass die Landesregie-
rung insbesondere den zuständigen Innenaus-
schuss informiert. Das haben wir gemacht. Ich 
kann Ihnen wegen der Sommerpause die Konzep-
tion natürlich auch schriftlich zukommen lassen, 
um sie Ihnen noch einmal darzustellen. Das ist 
überhaupt kein Problem.  

Wir haben die Grundsatzentscheidung getroffen, 
dass der Kampfmittelbeseitigungsdienst von der 
ZPD in das LGLN überführt wird. Die Gründe habe 
ich dargelegt. Es spricht vieles dafür. 

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Es 
gibt auch Vorschläge, das zum LKA 
zu geben, wie Sie wissen!) 

- Auch das ist untersucht worden. Das ist aber 
wenig sinnvoll. Ich halte nichts davon, dass man, 
wenn es nur eine Aufgabe gibt, diese Aufgabe in 
verschiedenen Behörden bündelt. Das ist sehr 
schwierig. Ich meine, dass die Luftbildauswertung 
im Bereich des LGLN richtig angesiedelt ist. Dar-
über müsste ganz schnell Konsens entstehen. Es 
ist sinnvoll, dass diese Aufgabe dort gebündelt 
wird. Es ist ein Landesbetrieb - zumindest dieser 
Teil -, was Vorzüge hat. Aus diesem Grunde wer-
den wir diese Bündelung auf jeden Fall hier vor-
nehmen und die Aufgabe nicht an anderer Stelle 
auseinanderreißen. 

Wir haben uns jeden Punkt ganz genau ange-
schaut. Die Grundsatzentscheidung bleibt. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Aber es ist auch richtig, dass wir uns die einzelnen 
Stufen der Entschärfung anschauen müssen. Das 
haben wir getan. Ich bin aber gerne bereit, Ihnen 
sämtliche Informationen zur Verfügung zu stellen 
und erst dann das Kabinett zu befassen. Das ist 
kein Problem. Das müssen wir aber wegen der 
Sommerpause wahrscheinlich schriftlich machen. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Briese. 
Es ist seine zweite.  

Zuvor noch eine Vorbemerkung von mir im Hinblick 
auf die Vorbemerkungen der Redner: Ich werde 
nicht akzeptieren, dass „vor dem Hintergrund“ 
sozusagen als Serienmodell eingesetzt wird. Herr 
Kollege Bachmann, es ist akzeptabel, wenn so 
etwas einmal gemacht wird. Ich sage das jetzt 
ausschließlich im Hinblick auf die jetzt kommenden 
Wortmeldungen.  

Ralf Briese (GRÜNE): 

Danke, Herr Präsident. Ich werde mich bemühen, 
mich daran zu halten. - Herr Schünemann, habe 
ich Sie richtig verstanden, dass Sie nur eine Struk-
turverschiebung von einer Behörde auf die andere 
Behörde planen und das Modell, das uns im In-
nenausschuss berichtet worden ist, also die Priva-
tisierung bzw. die Überführung von 20 staatlichen 
Sprengmeistern aus dem niedersächsischen Lan-
desdienst an private Anbieter, vom Tisch ist? 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dieses 
Modell ist nicht vom Tisch. 

(Zuruf von der SPD: Ah!) 

Ich habe Ihnen dargestellt, dass die Gefahrener-
forschung in der Vergangenheit teilweise vom 
Kampfmittelbeseitigungsdienst und teilweise von 
Privaten gemacht worden ist. Dieser Bereich wird 
komplett privatisiert. Es ist aus meiner Sicht sinn-
voll, dass wir in diesem Zusammenhang eine klare 
Struktur haben. Wir werden weiterhin umsetzen, 
dass die Vernichtung von Munition wie in der Ver-
gangenheit von privaten Firmen weiter durchge-
führt wird. Das ist klar. Wir werden die Kosten da-
für aber nicht in Rechnung stellen. Das ist meiner 
Ansicht nach sinnvoll, weil wir ansonsten bei klei-
neren Munitionsfunden wahrscheinlich sogar Prob-
leme bekommen würden. Das ist also eine Billig-
keitsleistung, die wir weiterhin aufrechterhalten. Es 
geht um den Teil „Entschärfung und Transport von 
Munition und von Bomben“. Dieser Bereich wird 
weiterhin beim Kampfmittelbeseitigungsdienst blei-
ben, aber in den Bereich des LGLN umgegliedert.  
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Präsident Hermann Dinkla: 

Frau Kollegin Zimmermann stellt die nächste Zu-
satzfrage. 

Pia-Beate Zimmermann (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Schünemann, Sie sprachen davon, dass in den 
Ordnungsämtern der Kommunen schon ein biss-
chen mehr Arbeit aufkommen wird. Vor diesem 
Hintergrund frage ich Sie: In welcher Art und Wei-
se müssen die Kommunen damit rechnen, höhere 
Personalkosten z. B. infolge neu einzurichtender 
Stellen bei den Ordnungsämtern aufwenden zu 
müssen?  

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Schünemann! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 

Ich sehe bei der kommunalen Ebene keinen zu-
sätzlichen Personalbedarf. Sie ist jetzt schon für 
diese Aufgabe zuständig. Das ist keine Übertra-
gung zusätzlicher Aufgaben. Schon jetzt müssen 
die Kommunen in vielen Bereichen, auch bei der 
Gefahrenerforschung, die Aufträge selbst auch an 
Private vergeben. Sie haben dann die Möglichkeit, 
entweder Private oder den KBD zu beauftragen. 
Insofern gibt es dadurch keinen zusätzlichen Auf-
wand. Neues Personal muss also nicht eingestellt 
werden. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Kollege Meyer vom Bündnis 90/Die Grünen 
stellt die nächste Zusatzfrage. 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung angesichts der Tatsa-
che, dass nach Angaben der privaten Güter-
schutzgemeinschaft Kampfmittelräumung ihre 
Mitarbeiter zum Teil nach einer 16-stündigen 
Grundausbildung eingesetzt werden, ob die Lan-
desregierung das im Vergleich zum Landesdienst 
für diesen brandgefährlichen Job für ausreichend 
hält. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
habe in meiner ersten Antwort sehr ausführlich 
dargestellt, welche Qualitätskriterien an die priva-
ten Firmen gestellt werden. Darauf legen wir gro-
ßen Wert. Das wird auch kontrolliert. Dafür sind die 
Gewerbeaufsichtsämter zuständig. Sie haben auch 
den Sachverstand, dies zu kontrollieren. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Hagenah stellt eine weitere Zusatz-
frage. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass Innenminister 
Schünemann für die Landesregierung bei dem 
Thema „Privatisierung der Bombenentschärfung“ 
heute zurückgerudert ist - was uns sehr freut -, 
frage ich die Landesregierung, wie sie sich bei 
dem anderen Thema der Kostenentlastung, näm-
lich Aufkündigung der seit 1995 gültigen Billigkeits-
leistungen gegenüber den Kommunen bei der 
Wahrnehmung der Aufgabe der Bombenentschär-
fung, zukünftig verhalten will. Bleibt es dabei, dass 
die stärker belasteten Kommunen durch die Billig-
keitsentscheidung entlastet werden und ihre relativ 
hohen und in der Regel kostenträchtigeren Bom-
benräumungen nur bis zur Kappungsgrenze be-
zahlen müssen, oder wird die Landesregierung 
hier tatsächlich bei ihrem alten Konzept bleiben, 
den Kommunen diese Billigkeitsleistung nicht mehr 
zu gewähren und somit Hannover, Braunschweig 
und andere Ballungsräume, in denen starke Belas-
tungen durch Bomben vorhanden sind, in vollem 
Umfang zur Kasse bitten? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Herr Hagenah, das Land trägt wie 
in der Vergangenheit die Kosten der Bombenent-
schärfung. Die Kosten für die Gefahrenerforschung 
dagegen werden die Kommunen in vollem Umfang 
übernehmen müssen. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Dr. Sohn stellt die nächste Zusatzfra-
ge. 
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Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Da ich 
nicht dem neuen SPD-Stillhaltemanager Klaus-
Peter Bachmann unterstehe, habe ich gleich zwei 
Nachfragen. Beides sind Nachfragen, Herr Schü-
nemann. 

Sie haben eben in der Antwort auf Herrn Hagenah 
auf Ihre Antwort zur dritten Frage hingewiesen. 
Das, was Sie da gesagt haben, war ja nicht ganz 
korrekt. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Sie haben Herrn Hagenah geantwortet, Sie hätten 
das ausführlich dargelegt. Ich habe mir das aufge-
schrieben. Bei dieser Frage der Qualifikation der 
bei Privaten eingesetzten Kräfte haben Sie ledig-
lich davon gesprochen, dass sie Befähigungs-
scheine hätten, die an bestimmte Voraussetzun-
gen gebunden seien. 

(Zurufe von der CDU: Frage!) 

Das hätte ich ganz gerne - das ist die Frage - nä-
her gewusst. Was sind denn diese bestimmten 
Voraussetzungen? Wie sind sie ausformuliert? Sie 
können das auch gerne nachliefern. Aber eine 
solche Antwort, da seien bestimmte Vorausset-
zungen, reicht mir nicht. Konkret hätte ich vor al-
lem gerne gewusst: Liegen diese bestimmten Vor-
aussetzungen über, auf oder unter dem Niveau der 
Fachlichkeit, die bisher unsere staatlichen Kampf-
mittelbeseitigungskräfte haben? - Das wäre die 
erste Nachfrage. 

Die zweite Nachfrage - - - 

(Unruhe) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege, bevor Sie die zweite Frage stellen, 
möchte ich darum bitten, dass im Plenarsaal etwas 
mehr Ruhe eintritt. 

(Ulf Thiele [CDU]: Zwei Fragen mit 
ausführlicher Einleitung!) 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Ja. Sonst kommt Herr Schünemann wieder und 
sagt, er habe die Frage nicht verstanden. Das ist ja 
auch schon passiert. 

Die zweite Nachfrage bezieht sich auf Ihre Äuße-
rung, dass auch bisher - - - 

(Jens Nacke [CDU]: Herr Dr. Sohn, 
geht es ein bisschen weniger arro-
gant?) 

- Herr Nacke, halten Sie doch einmal den Mund! 

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN - Oh! bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege! 

(Jens Nacke [CDU]: Ich stelle fest: Es 
geht nicht weniger arrogant!) 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Deswegen hätte ich zu Ihrer Aussage, dass die 
Verwertung und Vernichtung weiterhin in privaten 
Händen bleibt, 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

gerne noch einmal die Nachfrage, wie Sie sicher-
stellen, dass das aus privaten Händen nicht in 
falsche Hände gerät. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister! 

(Jens Nacke [CDU]: Herr Dr. Sohn, ist 
das der Umgangston in Ihrer Partei? 
Oder wie ist das? - Gegenruf von 
Hans-Henning Adler [LINKE]: Herr 
Nacke, Sie müssen einmal lernen, 
sich zu benehmen! - Gegenruf von 
Jens Nacke [CDU]: Das sagt der 
Richtige! Ich würde an Ihrer Stelle 
einmal ganz ruhig sein! - Weiterer 
Gegenruf von der CDU: Was war 
noch mit Diether Dehm? Was hat der 
noch gesagt? - Unruhe - Glocke des 
Präsidenten) 

Das Wort hat Herr Minister Schünemann. 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zur zweiten Frage: Die Vernichtung der 
Kampfmittel wird in Niedersachsen durch zwei 
gewerbliche Fachfirmen durchgeführt. Der KBD 
selbst verfügt über keine Vernichtungsanlagen. 
Das war in der Regel schon immer so. Insofern ist 
das gar keine Veränderung. 

Es handelt sich einmal um die GEKA mbH, die 
Gesellschaft zur Entsorgung chemischer Kampf-
stoffe und Rüstungs-Altlasten mbH mit Sitz in 
Munster. Die GEKA ist eine Gesellschaft des Bun-
des und vernichtet in seinem Auftrag chemische 
Kampfstoffe und Rüstungsaltlasten. Sie ist aus 
dem „Wehrwissenschaftlichen Institut für Schutz-
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technologien - ABC-Schutz“, vormals eine Bun-
deswehrdienststelle, hervorgegangen und wurde 
am 17. Dezember 1997 in eine privatrechtliche 
GmbH übergeleitet. 

Das zweite ist die GRV LUTHE Kampfmittelbesei-
tigung GmbH, Standort in Winsen (Aller). Es han-
delt sich um einen Entsorgungsstandort mit einer 
stationär betriebenen Munitionsentsorgungsanlage 
nach BImSchG: Leistung 20 t Explosivstoff p. a., 
drei Lagerbunker, Sägecontainer, Detonations-
ofen, Abgasreinigung, Schrottaufbereitung und 
Maschinenschere. Das gemietete Betriebsgelände 
liegt im Industriegebiet eines ehemaligen Muniti-
ons- und Betriebsstoffdepots der Bundeswehr. 
Insofern ist das etwas, was man wirklich als sicher 
ansehen kann. In der Vergangenheit gab es keine 
Probleme. 

Zur ersten Frage, die Sie gestellt haben: Wie ist 
das jetzt, wenn wir zunehmend auf Private zurück-
greifen? - Ich habe Ihnen dargestellt, dass es im 
Prinzip nur im Bereich der Gefahrenerforschung 
und der Einrichtung von Baustellen eine Konzent-
ration auf die Privaten gibt, weil wir das in der Ver-
gangenheit auch gehabt haben. Insofern ist das 
ein eingeübter Weg, der überhaupt nie kritisiert 
worden ist. Insofern gibt es bei den Anforderungen 
auch überhaupt keine Veränderungen. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Limburg stellt die nächste Zusatzfra-
ge. 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren, ich würde gerne noch einmal zu den mög-
lichen Mehrkosten für die Kommunen zurückkom-
men. Der Minister hat von bis zu 1,3 Millionen Euro 
Einsparungen im Bereich der Gefahrenerforschung 
gesprochen. Ich würde gerne wissen, welcher 
Anteil dieser Einsparung für das Land erwartbar-
erweise letztendlich zulasten der Kommunen geht 
und welcher Anteil allein durch Synergieeffekte 
erzielt werden soll. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
sind die Gesamtersparnisse, die wir in dem Zu-
sammenhang im Moment schätzungsweise - ich 

kann Ihnen das nicht genau sagen - erzielen kön-
nen. Dadurch, dass wir eine Konzentration auf das 
LGLN vornehmen, können wir im Bereich der Luft-
bildauswertung auch Synergieeffekte erzielen; 
denn dort vorhandenes Personal kann dort mit 
eingesetzt werden. In diesem Zusammenhang 
werden wir auch zu Einsparungen kommen. Auch 
was Sachmittel usw. angeht, können wir hier Ein-
sparungen vornehmen. 

Und es ist wahr: Im Bereich der Gefahrenerfor-
schung werden wir ungefähr Einsparungen in einer 
Größenordnung von vielleicht 800 000 Euro bis 
1 Million Euro haben. Das ist etwas, was dann 
tatsächlich auch von den Kommunen zusätzlich 
übernommen werden muss; das ist klar. Ich kann 
Ihnen jetzt aber nicht detailliert sagen, was das 
dann im Bereich Hannover, im Bereich Braun-
schweig oder in anderen Bereichen ausmacht. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Das ist übrigens etwas, was in der Vergangenheit 
wirklich ungerecht war. Ich hatte ja schon darge-
stellt, dass es 1995, wenn ich es richtig in Erinne-
rung habe, eine Kappung, eine Deckelung gege-
ben hat. Wenn der Topf leer war, gab es also 
nichts mehr. So ungefähr muss man sich das vor-
stellen. Das macht keinen Sinn. Jetzt können Sie 
sagen, dass es ja sinnvoller wäre, wenn wir mehr 
Geld hineinnehmen würden. Die Aufgabe selber ist 
aber eine Aufgabe der Kommunen. In der Vergan-
genheit haben wir dies als Billigkeitsleistung noch 
zur Verfügung gestellt. Die Kommunen bekommen 
im Zuge des kommunalen Finanzausgleichs pro 
Einwohner eine Summe - ich glaube, etwas unter 
einem Euro - für die Bewältigung der Aufgaben 
auch im Bereich Kampfmittelbeseitigung. Das 
heißt, wir haben in der Vergangenheit nicht nur 
Gelder im übertragenen Wirkungskreis über den 
kommunalen Finanzausgleich gezahlt, sondern 
haben zusätzlich noch Billigkeitsleistungen er-
bracht. Die Billigkeitsleistung wird jetzt auf den 
Bereich der Entschärfung und des Transports so-
wie der Vernichtung der Munition und der Bomben 
konzentriert. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Flauger möchte zwei Fragen stellen. 
Es ist Ihre Entscheidung, ob Sie sie jetzt gleich 
hintereinander stellen. Bitte! 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Ich 
möchte eine Frage stellen! Die nächs-
te Wortmeldung ist für den nächsten 
Tagesordnungspunkt!) 
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- Bitte! 

Kreszentia Flauger (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Eine 
Frage: Seitens der Landesregierung wurde hier 
ausgeführt, dass man immer schauen müsse, ob 
man nicht weiter privatisiert, weil es ja Dinge zu 
optimieren und Kosten einzusparen gebe und 
Synergieeffekte zu nutzen gelte. Deshalb frage ich 
die Landesregierung: Wie weit sind Sie bereit, in 
Ihren Privatisierungsbestrebungen in den ver-
schiedenen Bereichen zu gehen, und wo gibt es 
für Sie auch Grenzen der Privatisierung? Ich sehe 
diese Grenzen hier längst überschritten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister, bitte! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 

Die Landesregierung macht, wie ich es ja schon 
dargestellt habe, immer Organisationsüberprüfun-
gen. Für mich ist es sinnvoll, dann zu privatisieren, 
wenn die Privaten es tatsächlich wirtschaftlicher 
machen können. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Der Rest 
ist egal, Hauptsache wirtschaftlicher?) 

Das müssen wir uns anschauen. Da muss man 
aber einen fairen Wettbewerb zwischen öffentli-
chem Dienst und den Privaten haben. Das muss 
man dann unter dem Strich auch bewerten. 

Ich habe mir das in diesem Zusammenhang genau 
angeschaut und habe gesehen, dass zumindest in 
den nächsten zehn Jahren das Land bei der Priva-
tisierung auch nicht unbedingt wirtschaftlicher da-
stehen würde, weil wir auf der einen Seite parallel 
noch das Landespersonal haben, das sehr spezia-
lisiert ist, und auf der anderen Seite auch dann, 
wenn ich die Aufgabe sofort voll privatisiere, trotz-
dem noch die Kosten für die Räumung bzw. für die 
Entschärfung bezahlt werden müssen. Aus diesen 
Gründen ist es hier zumindest in den nächsten 
zehn Jahren wirtschaftlich wenig sinnvoll. Deshalb 
haben wir uns anders entschieden. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Frau Kollegin Twesten stellt eine weitere Zusatz-
frage. 

Elke Twesten (GRÜNE): 
Herr Präsident! Herr Schünemann, wie bewertet 
die Landesregierung die Kampfmittelbeseitigung 
mit Blick auf die hohe Verantwortung gerade in 
diesem Bereich beim JadeWeserPort unter der 
Verantwortung des noch bestehenden Kampfmit-
telbeseitigungsdienstes? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister, bitte! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Da es da keine Änderungen gibt, wird es auch 
keine Verschlechterungen geben. Es muss auch 
keine Verbesserungen geben, weil in diesem Zu-
sammenhang optimal gearbeitet wird. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Adler stellt die nächste Zusatzfrage. 

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung: Der Innen-
minister hat eben im Zusammenhang mit der 
sprengstoffrechtlichen Erlaubnis davon gespro-
chen, dass Zuverlässigkeit, persönliche Eignung 
und fachliche Qualifikation der beteiligten Perso-
nen geprüft werden, wenn das jetzt an Private 
übertragen wird. Mit welchem Verwaltungsmehr-
aufwand rechnen Sie, um wiederum zu kontrollie-
ren, dass das eingehalten wird? 

(Zustimmung bei der LINKEN - Unru-
he - Glocke des Präsidenten) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Schünemann! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
weiß, dass man sich auch in den Fraktionen auf 
Mündliche Anfragen vorbereitet. Aber wenn es 
eine neue Sachlage gibt, muss man die Fragen 
vielleicht auch anpassen. 

Ich kann nur sagen, dass es gerade in dem Be-
reich, der zu 100 % privatisiert wird, auch schon 
private Firmen gegeben hat, die von Kommunen 
angefordert und eingesetzt worden sind. Deshalb 
gibt es dort überhaupt keine Veränderungen. Inso-
fern erübrigt sich die Frage.  
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Präsident Hermann Dinkla: 
Der Kollege Klein von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen stellt die nächste Zusatzfrage. 

Hans-Jürgen Klein (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass uns die Aufgabe der 
Kampfmittelbeseitigung dem Grunde nach und 
vom Umfang her leider auch auf längere Zeit erhal-
ten bleibt und auch der Ablauf selbst so gut wie 
keine Effizienzsteigerungsmöglichkeiten bietet, 
frage ich die Landesregierung: Ist es richtig, dass 
sich bei einer volkswirtschaftlichen Betrachtung der 
Kosten im Grunde genommen so gut wie nichts 
ändert, sondern Kosten nur in betriebswirtschaftli-
cher Hinsicht verschoben werden? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister, bitte! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Nein, das ist nicht richtig. Weil wir die Luftbildaus-
wertung an einer Stelle konzentrieren und an einen 
Dienstleister geben, der in diesem Bereich viel 
Know-how hat, gibt es in diesem Bereich eindeuti-
ge Synergieeffekte. Darüber hinaus gibt es im 
Ablauf beim Kampfmittelbeseitigungsdienst durch-
aus Effekte, sodass wir auch bei dem bestehenden 
Kampfmittelbeseitigungsdienst Verbesserungen im 
Ablauf und bei der Wirtschaftlichkeit haben wer-
den, sodass wir insgesamt Einsparungen erzielen 
werden. Dabei wird es sich nicht um volkswirt-
schaftliche Einsparungen in Höhe von 1,35 Millio-
nen Euro handeln, weil die Kommunen einen Teil 
übernehmen müssen; das ist richtig. Aber insge-
samt werden wir durch diese Veränderungen - ich 
überschlage einmal - Einsparungen in der Grö-
ßenordnung von einer halben Million Euro erzielen. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Meyer von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen stellt seine zweite Zusatzfrage. 

Christian Meyer (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage auch noch einmal wegen der Kosten für die 
Kommunen. Wenn ich es richtig verstanden habe, 
haben Sie von 800 000 bis 1 Million Euro gespro-
chen, die als Mehrbelastung auf die Kommunen 
zukommen. Ich frage, wie Sie mit der Ungleichver-
teilung dieser Mehrbelastungen umgehen wollen, 

weil die Bomben und Kampfmittel sehr ungleich 
zwischen Stadt und Land verteilt sind. Wie gehen 
Sie damit um, dass einige Kommunen einen Lö-
wenanteil dieser Mehrkosten tragen müssen, wäh-
rend andere eher entlastet werden? Wie sehen Sie 
dies vor dem Hintergrund der Konnexität und der 
Vorgabe, gleichwertige Lebensbedingungen im 
Land zu schaffen? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Meyer, die Konnexität kommt ins Spiel, wenn Auf-
gaben neu auf die Kommunen übertragen werden. 
Aber hier geht es nicht um eine Neuübertragung 
von Aufgaben, sondern die Kommunen haben 
diese Aufgabe. Insofern trifft das nicht zu. 

Wir erbringen eine Billigkeitsleistung in diesem 
Zusammenhang. Der Kern dieser Billigkeitsleistung 
wird erhalten, indem wir die Kosten für die Ent-
schärfung selbst nicht in Rechnung stellen, was wir 
übrigens zum Teil machen könnten. Dies wollen 
wir aber nicht tun. 

Wir haben von Anfang an auch gesagt: Würden wir 
komplett privatisieren, würden wir auch Billigkeits-
leistungen in der Größenordnung von 1 Million 
Euro zur Verfügung stellen. Dies werden wir jetzt 
nicht tun, sondern werden diese Million nehmen, 
um die Kosten beim Kampfmittelbeseitigungsdienst 
nicht zur Verfügung zu stellen. Da die Aufgaben so 
übertragen sind und es gesetzlich geregelt ist, 
dass diejenigen, die tatsächlich betroffen sind, die 
Kosten übernehmen müssen, sehen wir keine 
Möglichkeit, bei der Kostenerstattung eine Ver-
schiebung vorzunehmen. Das ist so. 

Bei der Übertragung von Aufgaben sind beispiels-
weise auch im Sozialbereich, gerade auch in der 
Jugendhilfe, die Kommunen unterschiedlich stark 
betroffen. Auch da gibt es durchaus regional un-
terschiedliche Probleme. Hier sind es Bomben, von 
denen die eine Region mehr betroffen ist als die 
andere. In anderen Bereichen sind andere Kom-
munen besonders betroffen. Das ist auch immer 
wieder vor dem Staatsgerichtshof ausgefochten 
worden. Aber der kommunale Finanzausgleich ist 
auch in diesem Zusammenhang durchaus richtig 
gewährleistet. 

(Zustimmung bei der CDU) 
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Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Korter stellt eine weitere Zusatzfra-
ge. 

Ina Korter (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister Schünemann, habe ich Sie richtig ver-
standen, Sie wollen für das Land durch Ihr Modell 
der stärker privatisierten Kampfmittelbeseitigung, 
das aus meiner Sicht die Risiken für die Sicherheit 
erhöht, durch diese „Reform“ oder Veränderung 
etwas mehr als 1 Million Euro einsparen, und die 
Kommunen sollen dann diese 800 000 Euro bis 
1 Million Euro aufbringen? Da sehe ich nicht so 
richtig die Einsparung. Halten Sie es als Innenmi-
nister eigentlich für legitim, den Kommunen, die 
ohnehin schon heftig belastet sind, auch noch 
diese Kosten aufzudrücken?  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister, bitte! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Die Kommunen haben die Aufgabe, dies zu erledi-
gen. In der Vergangenheit war es so, wie ich es 
dargestellt habe, dass sie die Kosten in einigen 
Fällen erstattet bekommen haben und in anderen 
Fällen nicht. Dieses System ist schlichtweg nicht 
sinnvoll und nicht vernünftig. Deshalb ist es sinn-
voll, dass wir jetzt einen klaren Schnitt machen und 
die Kostenerstattung über den kommunalen Fi-
nanzausgleich sicherstellen, wie wir das in der 
Vergangenheit gemacht haben. Wir haben jetzt 
aber eine klare Zuordnung in diesem Zusammen-
hang. Deshalb ist das nicht nur gerechtfertigt und 
nicht nur im Sinne des Landes, sondern auch eine 
Sache der Gerechtigkeit. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Flauger stellt ihre zweite Zusatzfra-
ge. 

Kreszentia Flauger (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund der Tatsache, dass gerade von 
Herrn Schünemann auf meine letzte Frage hin 
ausgeführt wurde, dass er für die Grenzen seiner 
Privatisierungsbestrebungen lediglich das Kriteri-
um der Wirtschaftlichkeit anlegt, sowie vor dem 
Hintergrund - - - 

Präsident Hermann Dinkla: 

Nicht weiter „vor dem Hintergrund“! Bitte jetzt die 
Frage! 

Kreszentia Flauger (LINKE): 

- - - dass wir den sensiblen Bereich der Kampfmit-
telräumung im staatlichen Bereich sehen möchten 
und nicht privatisiert sehen wollen, frage ich die 
Landesregierung noch einmal, welche weiteren 
Kriterien sie möglicherweise - falls überhaupt wel-
che - an die Frage der Grenzen der Privatisierbar-
keit anlegt. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 

Hier spielt die Sicherheit eine übergeordnete Rolle; 
das ist doch gar keine Frage. Aber wenn die Stan-
dards auch bei Privaten sichergestellt werden kön-
nen und die Aufsicht gewährleistet werden kann, 
kann das kein K.-o.-Kriterium sein.  

Präsident Hermann Dinkla: 

Weitere Meldungen zu Zusatzfragen liegen mir 
nicht vor.  

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Ich hatte 
noch eine Wortmeldung abgegeben!) 

- Das war vielleicht ein Missverständnis mit der 
Schriftführerin. Herr Hagenah, bitte! 

Enno Hagenah (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung vor dem 
Hintergrund, dass Herr Minister Schünemann bei 
den von ihm prognostizierten maximalen Einspa-
rungen von 1,3 Millionen Euro aufseiten des Lan-
des Mehrbelastungen von 1 Million Euro aufseiten 
der Kommunen in Kauf nimmt, ob das Land auf-
grund dieser eindeutigen Mehrbelastung für die 
kommunale Seite in Niedersachsen den Anteil im 
kommunalen Finanzausgleich für die Bombenräu-
mungen um diesen Betrag erhöhen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister! 
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Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Nein, dies ist nicht vorgesehen, weil beim kommu-
nalen Finanzausgleich nicht für jede Aufgabe im 
Detail definiert wird, 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

ob dies bei der Erledigung für jede Kommune zu 
100 % erstattet wird, sondern es handelt sich um 
Pauschalbeträge, die umgesetzt worden sind. Es 
kann durchaus sein, dass insgesamt sogar über-
kompensiert worden ist. Aber dieses System der 
pauschalen Übertragung mit Pauschalbeträgen hat 
sich auf jeden Fall bewährt. Insofern gibt es da 
keine Änderungen. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Mehrkos-
ten, aber die Pauschale bleibt!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Jetzt liegen mir keine Wünsche zu weiteren Zu-
satzfragen vor. 

Ich rufe jetzt die Frage 3 auf, die von den Abge-
ordneten Adler und Dr. Sohn von der Fraktion DIE 
LINKE gestellt wird: 

Rückwirkende Gleichstellung der verpartnerten 
niedersächsischen Beamtinnen und Beamten 
und Richterinnen und Richter  

Ich erteile dem Kollegen Adler das Wort. 

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

In einem Schreiben vom 31. Mai 2011 hat sich der 
Vorstand des Lesben- und Schwulenverbandes in 
Niedersachsen und Bremen - LSVD Niedersach-
sen-Bremen - e. V. an Finanzminister Hartmut 
Möllring gewandt und darum gebeten, dass ein 
Runderlass vom 30. März 2011 hinsichtlich der 
rückwirkenden Gleichstellung der verpartnerten 
niedersächsischen Beamtinnen und Beamten und 
Richterinnen und Richter geändert wird. Durch den 
Runderlass hat das Niedersächsische Finanzmi-
nisterium auf die Urteile des Bundesverwaltungs-
gerichtes vom 28. Oktober 2010 reagiert und an-
geordnet, dass die verpartnerten niedersächsi-
schen Beamtinnen und Beamten und Richterinnen 
und Richter entsprechend gleichzustellen sind. 
Gemäß dem Urteil ist eine rückwirkende Zahlung 

des Familienzuschlages in dem Runderlass aller-
dings auf die Zeit ab dem 1. Juli 2009 begrenzt 
und für das Sterbegeld und die Hinterbliebenen-
versorgung der 7. Juli 2009 als Stichtag festgesetzt 
worden. 

Diese einschränkende Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts ist aber durch ein Urteil 
des Europäischen Gerichtshofes vom 10. Mai 2011 
überholt. Danach dürfen die deutschen Gerichte 
nicht mehr auf die „normative“, sondern nur noch 
auf die „tatsächliche“ Vergleichbarkeit abstellen. 
Somit müssen die Rechte und Pflichten von Ehe-
gattinnen und Ehegatten, die bezüglich der betref-
fenden Leistung relevant sind, mit den Rechten 
und Pflichten von Lebenspartnerinnen und Le-
benspartnern verglichen werden. Deshalb wird 
vom LSVD darum gebeten, dass der Erlass dahin 
gehend geändert wird, dass Familienzuschlag, 
Sterbegeld und Hinterbliebenenpension wie auch 
die Auslandsbesoldung ab dem 3. Dezember 2003 
nachgezahlt werden, sofern die Anspruchsvoraus-
setzungen bereits in der Vergangenheit vorlagen. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Welche inhaltliche Position vertritt die Landesre-
gierung zum Schreiben des LSVD vom 30. März 
2011? 

2. Wann erfolgt die entsprechende Änderung des 
entsprechenden Runderlasses vom 30. März 
2011? 

3. Mehrkosten in welcher Höhe sind in diesem 
Zusammenhang für das Land Niedersachsen zu 
erwarten? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Für die Landesregierung antwortet Herr Minister 
Möllring. Ich erteile ihm das Wort. 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Aufgrund mehrerer Entscheidungen des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 28. Oktober 2010 
hat das Finanzministerium durch Runderlass vom 
30. März 2011 rückwirkende Zahlungsansprüche 
für verpartnerte Besoldungs- und Versorgungs-
empfängerinnen und -empfänger geregelt. Das 
Bundesverwaltungsgericht berücksichtigte in sei-
nen Entscheidungen sowohl die Rechtsprechung 
des Bundesfassungsgerichts als auch die Recht-
sprechung des EuGH im Hinblick auf die Richtlinie 
2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000. 
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Inwieweit aus dem aktuellen Urteil des EuGH vom 
10. Mai 2011 - Rechtssache C-147/08 - Römer - in 
Niedersachsen für die Frage des Zeitpunktes der 
rückwirkenden Zahlungsansprüche auf Familien-
zuschlag, Sterbegeld und Hinterbliebenenversor-
gung Konsequenzen zu ziehen sein werden, be-
darf einer sorgfältigen Prüfung, die derzeit noch 
nicht abgeschlossen ist. Darüber hinaus liegt der 
Entscheidung des EuGH ein Vorabentscheidungs-
ersuchen des Arbeitsgerichts Hamburg zu einer 
steuerlichen Behandlung von Zusatzversorgungs-
ansprüchen nach dem Hamburgischen Zusatzver-
sorgungsgesetz zugrunde. Unter Berücksichtigung 
der Rechtsauffassung des EuGH wird deshalb 
zunächst dieses arbeitsgerichtliche Verfahren ab-
zuwarten sein.  

Nach derzeitiger Beurteilung trifft die in der oben-
genannten Frage aufgestellte Behauptung, dass 
die deutschen Gerichte vor dem Hintergrund der 
aktuellen EuGH-Entscheidung vom 10. Mai 2011 in 
der Sache Römer nicht mehr auf die normative, 
sondern auch auf die tatsächliche Vergleichbarkeit 
abstellen dürfen und insofern die Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 28. Oktober 
2010 überholt sei, nicht zu. Eine unmittelbare Dis-
kriminierung im Sinne der EG-Richtlinie liegt näm-
lich vor, wenn eine Person wegen eines der in 
Artikel 1 der Richtlinie genannten Gründe in einer 
vergleichbaren Situation eine weniger günstige 
Behandlung erfährt als eine andere Person.  

Seit dem Urteil Maruko muss die Situation nicht 
identisch, sondern nur vergleichbar sein. Die Prü-
fung dieser Vergleichbarkeit darf nicht generell und 
abstrakt sein, sondern muss spezifisch und konkret 
für die betreffende Leistung erfolgen.  

In der aktuellen Entscheidung Römer hat der 
EuGH weiter ausgeführt, dass sich der Lebens-
partner im nationalen Recht hinsichtlich der kon-
kreten Bezüge in einer rechtlichen und tatsächli-
chen Situation befinden muss, die mit einer verhei-
rateten Person vergleichbar ist. Dabei ist der Ver-
gleich der Situation auf eine Analyse zu stützten, 
die sich auf die Rechte und Pflichten verheirateter 
Personen und eingetragener Lebenspartner, wie 
sie sich aus den anwendbaren innerstaatlichen 
Bestimmungen ergeben, konzentriert, die unter 
Berücksichtigung des Zwecks und der Vorausset-
zungen für die Gewährung der im Ausgangsverfah-
ren fraglichen Leistungen relevant sind.  

Die Beurteilung der Vergleichbarkeit fällt nach der 
Rechtsprechung des EuGH in die Zuständigkeit 
der nationalen Gerichte, was auch richtig ist. Ge-

nau diese konkrete spezifische und für die betref-
fende Leistung vorzunehmende Analyse anhand 
des deutschen insofern einschlägigen Rechts hat 
das Bundesverwaltungsgericht in seiner Entschei-
dung vom 28. Oktober 2010 für die Bereiche der 
Hinterbliebenenversorgung, des Verheiratetenzu-
schlags und der Auslandsbesoldung vorgenom-
men.  

Im Rahmen dieser Analyse kommt das Bundes-
verwaltungsgericht zu dem Schluss, dass die 
rechtliche Vergleichbarkeit beim Verheiratetenzu-
schlag erst durch den Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts vom 7. Juli 2009 hergestellt wor-
den ist. Diese Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts wurde mit dem Runderlass zeitnah 
umgesetzt. Die aktuelle Entscheidung des EuGH 
gibt daher keinen Anlass, den Runderlass zu än-
dern.  

Dies vorangestellt, darf ich die Fragen wie folgt 
beantworten: 

Zu Frage 1: Eine Meinungsbildung der Landesre-
gierung zu den Forderungen des LSVD nach einer 
weitergehenden Rückwirkung von Zahlungsan-
sprüchen von verpartnerten Bezügeempfängerin-
nen und -empfängern hat angesichts der dargeleg-
ten Sach- und Rechtslage noch nicht stattgefun-
den. 

Zu den Fragen 2 und 3: Diese Fragen können aus 
den vorgenannten Gründen nicht beantwortet wer-
den.  

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Der Kollege Dr. Sohn stellt eine erste Zusatzfrage. 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister, ich möchte Sie fragen, ob Sie auch in 
Richtung des LSVD grob abschätzen können, bis 
wann zumindest der erste Teil der von Ihnen an-
gekündigten inhaltlichen Prüfung der Konsequen-
zen aus dem EuGH-Urteil durch die Landesregie-
rung - diese Prüfung hängt wahrscheinlich auch 
vom Abschluss des arbeitsgerichtlichen Verfahrens 
ab - aktenkundig abgeschlossen werden kann.  

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Möllring, bitte! 
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Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich kann das nicht abschätzen. Deshalb 
habe ich meine Mitarbeiterin gefragt. Sie schätzt, 
binnen eines Monats.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Adler stellt eine weitere Zusatzfrage.  

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich habe eine Frage an die Landesregie-
rung, weil ich die Ausführungen des Finanzminis-
ters in einem Punkt nicht so richtig verstanden 
habe. Auf der einen Seite haben Sie zu Beginn 
Ihrer Ausführungen gesagt, dass Sie noch prüfen 
würden, inwieweit das Urteil des EuGH vom 
10. Mai 2011 eventuell Anlass zu weiteren Nach-
zahlungen gibt. In einem späteren Teil Ihrer Ant-
wort haben Sie diese Möglichkeit aber im Grunde 
ausgeschlossen. Deshalb frage ich Sie: Was gilt 
denn nun? Das, was Sie am Anfang gesagt haben, 
oder das, was Sie am Ende gesagt haben?  

(Reinhold Coenen [CDU]: Beides!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich hatte ausdrücklich gesagt, dass es sich 
hier um eine vorläufige Bewertung handelt. Sie 
haben diese Frage ja heute gestellt. Ich hatte auch 
gesagt, dass es keine abschließende Bewertung 
ist und wir uns noch in der Prüfung befinden. Auf 
die Frage des Kollegen Sohn hin habe ich geant-
wortet, dass meine Mitarbeiterin schätzt, dass eine 
abschließende Beurteilung binnen eines Monats 
fertiggestellt werden kann. Es war also eine vorläu-
fige Bewertung. Ich hätte das auch weglassen 
können. Sie haben aber einen Anspruch darauf, 
dass wir hier unser jetziges Wissen vortragen. Es 
gibt jedoch noch keine abschließende Bewertung, 
auf der wir beharren, sondern es wird auch zu-
sammen mit den Besoldungsreferaten anderer 
Länder noch einmal intensiv geprüft. Im Anschluss 
daran werden wir eine endgültige Entscheidung 
treffen und Ihnen diese auch mitteilen. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Twesten stellt die nächste Zusatzfra-
ge. 

Elke Twesten (GRÜNE): 

Herr Präsident! Herr Möllring, Sie haben gesagt, 
dass es derzeit noch keinen Anlass gebe, den 
Erlass zu ändern. Gesetzt den Fall, die Prüfung 
führt zu einer negativen Einschätzung Ihrerseits: 
An welche Stelle wollen Sie sich denn dann noch 
wenden, um in dieser Frage eine endgültige Klä-
rung zu erreichen, nachdem der LSVD die Gege-
benheiten in seinem Schreiben doch sehr eindeu-
tig dargelegt hat und es um eine Einschätzung und 
Klärung vor dem Hintergrund des Antidiskriminie-
rungsgrundsatzes geht? 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Da gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder 
unsere Prüfung ergibt, dass eine längere Rückwir-
kung als von mir vorgetragen vorhanden ist. Dann 
wird der Runderlass entsprechend geändert. Das 
ist völlig klar. Oder dann, wenn wir zu dem Ergeb-
nis kommen, dass das EuGH-Urteil in der Sache 
Römer uns nicht dazu zwingt, eine längere Rück-
wirkung als vom Bundesverwaltungsgericht festge-
stellt vorzunehmen, würde den Betroffenen, die 
nicht unter diesen Runderlass fallen, bei einem 
abschlägigen Bescheid auf einen entsprechenden 
Antrag das normale Gerichtsverfahren offenste-
hen. Ich hatte ja vorgetragen, dass das Arbeitsge-
richt Hamburg einen Vorlagebeschluss gefasst hat. 
Das kann bis zur letzten Instanz gehen. Es kann 
aber auch schon in der ersten Instanz dem Bun-
desverfassungsgericht oder dem EuGH vorgelegt 
werden. 

Ich kann Ihnen naturgemäß nur abstrakt darlegen, 
welche Möglichkeiten es gibt, weil ich nicht weiß, 
zu welcher abschließenden Entscheidung wir letzt-
endlich kommen werden. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Der Kollege Dr. Sohn stellt seine zweite Zusatzfra-
ge. 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Da die 
Ankündigung, in einem Monat etwas Festes zu 
haben, ein faires Angebot ist, werden sich einige 
Fragen erübrigen. Das hat bis dahin Zeit. 
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Trotzdem habe ich die Frage, warum es ein halbes 
Jahr vom Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes 
am 28. Oktober bis zum Runderlass am 30. März 
von Ihrer Seite gedauert hat. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Keine Ahnung.  

(Heiterkeit bei der CDU - Dr. Manfred 
Sohn [LINKE]: So lieben wir diesen 
Minister!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Flauger stellt die nächste Zusatzfra-
ge. 

Kreszentia Flauger (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nicht 
dass es in der Sache etwas zur Entscheidung bei-
trüge, wie man mit dem Ganzen verfährt, sondern 
nur damit wir eine Orientierung über die Größen-
ordnung haben, frage ich die Landesregierung, ob 
ihr bekannt ist, wie viele Menschen in Niedersach-
sen dieses Problem betrifft. 

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]: 
Keine Ahnung!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die gleiche Frage habe auch ich gestellt. 
Darüber haben wir keinerlei Erhebungen, weil man 
das z. B. beim Familienzuschlag uns gegenüber 
nicht erklären muss und uns das nur in Einzelfällen 
bekannt wird. Wir haben keinerlei Erhebungen 
darüber, wie viele Menschen verheiratet sind, wie 
viele verpartnert sind usw. Persönlich sind mir 
einige bekannt, aber das kann ich natürlich nicht 
hochrechnen. 

(Zustimmung bei der CDU - Kreszen-
tia Flauger [LINKE]: Das hätte ich jetzt 
auch nicht erwartet!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Weitere Wünsche auf Zusatzfragen liegen mir nicht 
vor. 

Ich stelle damit fest: Es ist 10.12 Uhr. Die Frage-
stunde für diesen Tagungsabschnitt ist damit be-
endet.  

Die Antworten der Landesregierung zu den Anfra-
gen, die nicht mehr aufgerufen werden konnten, 
werden nach § 47 Abs. 6 unserer Geschäftsord-
nung zu Protokoll gegeben. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt. 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 42 auf: 

Besprechung: 
Verbindungen und Einflüsse Carsten 
Maschmeyers und seines Firmengeflechtes auf 
Politiker und Politik des Landes Niedersachsen 
- Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE - 
Drs. 16/3324 - Antwort der Landesregierung - 
Drs. 16/3706  

Wir treten in die Besprechung ein.  

Das Verfahren ist sicherlich bekannt: Nach § 45 
Abs. 5 unserer Geschäftsordnung wird zu Beginn 
der Besprechung erst einer der Fragestellerinnen 
oder einem der Fragesteller das Wort erteilt. Als-
dann erhält es bekannterweise die Landesregie-
rung.  

Für die Fraktion, die die Anfrage gestellt hat, liegt 
mir die Wortmeldung der Kollegin Flauger vor. Ich 
erteile ihr das Wort. 

Kreszentia Flauger (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Ja-
nuar wurden die „Panorama“-Beiträge „Der Drü-
ckerkönig und die Politik“ sowie „Carsten 
Maschmeyer: Die Unschuld vom Maschsee“ ge-
sendet. In den Beiträgen wurde dargestellt, mit 
welchen Methoden Maschmeyers Strukturvertrieb 
AWD Tausende von Menschen um ihr mühsam 
Erspartes gebracht hat. Den AWD-Verkäufern 
wurde in Schulungen beigebracht, mit welchen 
Formulierungen und psychologischen Beeinflus-
sungen sie Menschen dazu bringen konnten, Geld 
wider alle Vernunft in Anlagen mit hohem Risiko 
anzulegen und dafür oft auch noch Kredite aufzu-
nehmen. Profiteur: Carsten Maschmeyer, der in-
zwischen mit einer halben Milliarde Euro Vermö-
gen zu den 50 reichsten Deutschen gehört. Verlie-
rer: Tausende von Kleinanlegern, die Maschmey-
ers AWD-Strukis über den Tisch gezogen und um 
das Ersparte für ihr Alter gebracht haben. 
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„Panorama“ zeigte auch, wie eng Maschmeyer mit 
hochrangigen Politikern persönlich bekannt und 
vernetzt ist. Bundespräsident Christian Wulff nennt 
Maschmeyer ausdrücklich seinen Freund. 

(Vizepräsident Hans-Werner Schwarz 
übernimmt den Vorsitz) 

Anfang Februar haben wir unsere Große Anfrage 
zu diesen Themen eingereicht. Die Antworten der 
Landesregierung darauf sind allerdings dürftig und 
unvollständig. Wir haben in unserer Anfrage u. a. 
nach gemeinsamen Terminen, nach Verbindungen 
und Einflüssen von Niedersächsischen Minister-
präsidenten und Carsten Maschmeyer seit 1990 
gefragt. Und dann antwortet uns die Landesregie-
rung, dass Informationen darüber im Wesentlichen 
erst ab 2003 vorliegen. Ich bitte Sie! Das sind doch 
skandalöse Zustände! Jede Würstchenbude muss 
Unterlagen zehn Jahre lang aufbewahren, und in 
Niedersachsen ist schon nach acht Jahren nicht 
mehr nachzuvollziehen, was Ministerpräsidenten 
denn so getrieben haben. 

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN - Ministerpräsident David 
McAllister [CDU]: Sagen Sie das der 
SPD!) 

Wo sind die Unterlagen geblieben? Wer hat sie 
wann entfernt oder geschreddert und warum?  

Im Sinne der Transparenz von Politik fordern wir 
eine Überarbeitung der Vorgaben zur Aufbewah-
rung solcher Unterlagen. Das Thema ist hier noch 
nicht durch, meine Damen und Herren. 

(Ministerpräsident David McAllister 
[CDU]: Dafür bin ich jetzt nicht auch 
noch zuständig!) 

Wir erfahren, dass Gerhard Schröder im Mai 1998 
erklärt hat, es habe mit Maschmeyer zu keinem 
Zeitpunkt Gespräche gegeben. Das klingt wenig 
wahrscheinlich, wenn man weiß, dass zweieinhalb 
Monate vorher, einen Tag vor der Niedersachsen-
wahl, Maschmeyer 600 000 DM in die Großanzei-
genkampagne für Schröders „Der nächste Kanzler 
muss ein Niedersachse werden“ gesteckt hat. Bei 
einer weiteren Anzeigenkampagne für 150 000 DM 
für Gerhard Schröder bestreitet Maschmeyer, sie 
finanziert zu haben. Hat er recht? - Ich zitiere aus 
einem Brief von Axel Prümm, damals Chefredak-
teur beim Verlag markt intern, vom 13. Juli 1998 an 
eine Mitarbeiterin der Niedersächsischen Staats-
kanzlei, zu finden auf der Internetseite von „Pano-
rama“: 

„Weil Herr Maschmeyer naturgemäß 
Probleme damit hat, wenn denn nun 
ein zweites Mal“ 

- nach den 600 000 DM - 

„herauskäme, dass er Herrn Schröder 
persönlich finanziell unterstützen wol-
le, habe ich ihm angeboten, für ihn als 
Clearingstelle aufzutreten. Wir sind 
übereingekommen, dass wir Ihnen 
den Betrag formal zur Verfügung stel-
len.“ 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Aha!) 

Umgangssprachlich nennt man so etwas Stroh-
mann. Als Dank für Maschmeyer’sche Großzügig-
keit wurde er dann von Ministerpräsident Glogows-
ki - Schröder war inzwischen Kanzler - zu einem 
Essen im Gästehaus der Landesregierung einge-
laden. Maschmeyer bestreitet zwar heute seine 
Teilnahme, hat aber kurz nach dem Essen einen 
Dankesbrief für den angenehmen Abend im Gäs-
tehaus geschrieben. Das ist der Beweis, dass 
Maschmeyer auch hier lügt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

In diesem Brief formuliert Maschmeyer ganz 
selbstverständlich - der Vorgang ist wohl gar nicht 
so ungewöhnlich - drei konkrete Punkte, die er sich 
für die gesetzlichen Regelungen zur Scheinselbst-
ständigkeit wünscht. Zwei davon wurden umge-
setzt, so hat uns die Landesregierung auf Anfra-
gen im Mai geantwortet. Die Regelungen waren 
ganz im Sinne von Maschmeyers Geschäftstätig-
keit. 

So wäscht eine Hand die andere. Der Volksmund 
nennt das Filz, und das Volk wird verständlicher-
weise politikverdrossen. Die Linke wird diese un-
glaublichen Zustände überall und auch hier im 
Landtag bekämpfen. Das kann ich Ihnen verspre-
chen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zur Ära Wulff werden uns in der Antwort der Lan-
desregierung einige Termine genannt, zu denen 
sich Maschmeyer und Wulff getroffen haben. Ins-
gesamt gab es schon laut Antwort während Wulffs 
Regierungszeit mindestens zwölf gemeinsame 
Termine. Bei einem Mittagessenstermin im Januar 
2004 steht in Klammern daneben „u. a. Optimie-
rung Riester-Rente“. Wir können uns die Frage 
wohl selbst beantworten, ob die Riester-Rente für 
Maschmeyer oder für die vielen Tausend kleinen 
Anleger optimiert werden sollte. 
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Meine Damen und Herren, nachdem am Dienstag 
der vergangenen Woche nachmittags auf der „Pa-
norama“-Internetseite zu lesen war, die Antwort 
der Landesregierung auf die Anfrage der Linken 
sei nicht vollständig und es habe weitere Termine 
gegeben, wurde ich richtig neugierig. Die „Pano-
rama“-Sendung am gleichen Abend wurde sehr 
kurzfristig abgesetzt. Ich weiß nicht, warum, auf 
wessen Veranlassung, vielleicht auch auf welchen 
Druck hin. Aber mich macht das nach den Ein-
schüchterungsversuchen Maschmeyers gegen die 
„Panorama“-Redaktion im Januar sehr nachdenk-
lich. 

Neben den vielen Boulevardblattfotos von Wulff, 
Schröder und Maschmeyer habe ich ohne Proble-
me im Netz Folgendes gefunden: Oktober 2008, 
Empfang in der Deutschen Botschaft in Peking. Ich 
zitiere von RP-Online: 

„Schröder ist gekommen, in seinem 
Schlepptau immer noch große Namen 
…: Der Chef der RWE-AG, Jürgen 
Großmann, … Carsten Maschmeyer, 
… VW-Chef Martin Winterkorn. Sie al-
le sind der Einladung Wulffs … ge-
folgt.“ 

Warum fehlt dieser Termin in Ihrer Aufstellung? 
Das wollen Sie nicht gewusst haben? 

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

März 2010, Internetseite der Johanniter: Minister-
präsident Christian Wulff und Unternehmer Cars-
ten Maschmeyer starten Luftrettungssimulator. - 
Auch davon wollen Sie nichts gewusst haben? 

(Zustimmung von Hans-Henning Adler 
[LINKE])  

Dezember 2009, Nord-Süd-Dialog im Flughafen 
Hannover - zu lesen u. a. in der HAZ -, dabei auch 
Wulff und Maschmeyer. Der Nord-Süd-Dialog ist 
ein ausgewiesenes Netzwerktreffen zwischen Poli-
tik und Wirtschaft, das abwechselnd in Baden-
Württemberg und Niedersachsen stattfindet. 
Schirmherren bis mindestens 2009: Christian Wulff 
und Günther Oettinger. Einer der Hauptsponsoren 
ist der AWD. Maschmeyer war natürlich dabei. 
Auch das wollen Sie nicht gewusst haben?  

(Beifall bei der LINKEN) 

Das ist nicht wahr. Auf der Internetseite von SAT.1 
Regional finden sich Videos vom Nord-Süd-Dialog 
2009. Die Moderatoren informieren gleich zu Be-
ginn, dass die Veranstaltung auch auf stk.nieder-

sachsen.de, der Seite der Staatskanzlei, live über-
tragen wird. Sie waren als Landesregierung in 
diese Veranstaltung voll involviert. Sie verschwei-
gen uns absichtlich Termine, nach denen wir in 
unserer Großen Anfrage gefragt haben.  

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung von Christian Meyer [GRÜNE]) 

Warum reden Sie die Anzahl der Treffen runter? 
Warum antworten Sie nicht vollständig und wahr-
heitsgemäß? Warum brechen Sie die Niedersäch-
sische Verfassung? Was haben Sie da zu verber-
gen?  

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie lassen mehr Fragen offen, als Sie beantwor-
ten. Das werden wir nicht auf sich beruhen lassen. 
Diese undemokratischen Zustände, bei denen sich 
Politik massiv vom Profitinteresse Einzelner steu-
ern lässt und der rundblick die berechtigte Frage 
stellt „Bananenland Niedersachsen?“, wird die 
Linke nicht hinnehmen. Das verspreche ich Ihnen. 
Wir reden hier weiter über dieses Thema.  

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN und 
Zustimmung von Stefan Wenzel 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Für die Landesregierung erteile ich nunmehr Herrn 
Minister Bode das Wort. Bitte sehr! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren!  

(Victor Perli [LINKE]: Was wusste 
Herr Hirche?)  

- Bleiben Sie ganz ruhig. - Sehr geehrte Frau Flau-
ger, nun mag es sein, dass ich Christian Wulff 
etwas besser kenne als Sie. Aber bitte glauben Sie 
mir: Deshalb ist es absolut unvorstellbar, dass 
Christian Wulff 2003 die Unterlagen von Sigmar 
Gabriel und Gerhard Schröder in der Staatskanzlei 
geschreddert hat. Das ist absolut unvorstellbar.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Kreszentia Flauger [LINKE]: Das habe 
ich nicht gesagt! Darauf lege ich 
Wert!)  

Da Sie den Eindruck erweckt haben, es hätte je-
mand Druck auf das Magazin „Panorama“ oder auf 
den öffentlichen Fernsehsender ausgeübt, einen 
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Beitrag nicht zu senden, kann ich Ihnen auch sa-
gen, dass die Landesregierung diesen Druck 
selbstverständlich nicht ausgeübt hat. Falls von 
irgendjemand anderem Druck ausgeübt worden ist, 
so ist dies der Landesregierung nicht bekannt, und 
man würde dies auch nicht begrüßen. Vielmehr 
haben wir und auch unsere Mitarbeiter vor dem 
Fernseher gesessen und darauf gewartet, dass 
der Beitrag kommt, weil wir hofften, eventuell noch 
Dinge zu erfahren, auf die wir hätten eingehen 
können. - Das hat es also seitens der Landesregie-
rung nicht gegeben.  

Nun zu dem Vorwurf der unvollständigen Termine: 
Sehr geehrte Frau Flauger, Sie bekommen die 
Antworten auf das, was Sie gefragt haben. Wenn 
Sie die falsche Frage stellen, dürfen Sie sich über 
die Antwort nicht beklagen. In Ihrer Drs. 16/3706 
heißt unter II. die Frage 10:  

„Welche Gesprächstermine haben die 
jeweiligen Niedersächsischen Minis-
terpräsidenten seit … mit Carsten 
Maschmeyer ... wahrgenommen?“  

Die Veranstaltungen, die Sie hier aufgezählt ha-
ben, beispielsweise der Nord-Süd-Dialog, waren 
Veranstaltungen, an denen Carsten Maschmeyer 
vermutlich - ich weiß es selber nicht - als Gast 
teilgenommen hat. Es war kein dienstlicher Ge-
sprächstermin zwischen den beiden. Deshalb war 
er hier auch nicht aufgeführt, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Ursula Weisser-Roelle [LINKE] lacht - 
Zuruf von Victor Perli [LINKE]) 

Damit es dieses Missverständnis nicht gibt, haben 
wir Sie bei der Beantwortung dieser Frage darauf 
hingewiesen, welche Termin aufgezählt und wel-
che nicht aufgezählt worden sind, weil Sie danach 
nicht gefragt haben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Un-
ternehmen AWD ist seit Beginn des Jahres 2011 
durch Fernsehbeiträge des NDR in der Sendung 
„Panorama“ sowie durch sich anschließende weite-
re Medienberichte in die Schlagzeilen geraten. Die 
Kritik der Beiträge bezieht sich auf die Zeit, in der 
Herr Carsten Maschmeyer Geschäftsführer des 
AWD war. Kritisiert wurden zum einen die Kontakte 
von Herrn Maschmeyer zur Politik, zum anderen 
das Verhalten seiner Angestellten gegenüber Kun-
den sowie der Umgang mit der Presse.  

Meine sehr geehrten Abgeordneten der Fraktion 
DIE LINKE, diese Berichterstattung haben Sie zum 

Anlass genommen, die Große Anfrage, mit der wir 
uns heute eingehend befassen, zu stellen. Sie 
haben vielleicht gehofft, dass die Antworten der 
Niedersächsischen Landesregierung in irgendeiner 
Form spektakulär ausfallen würden. Ich muss Sie, 
auch im Namen aller beteiligten Ressorts, jedoch 
enttäuschen. Die Antworten belegen, dass es, 
soweit wir dies aufgrund der lange zurückliegen-
den abgefragten Zeiträume umfassend und präzi-
se beantworten konnten, nur übliche Kontakte 
zwischen der niedersächsischen Landespolitik und 
einem für Niedersachsen bedeutenden Unterneh-
men gegeben hat. Die Recherchen der Landesre-
gierung haben weder hinsichtlich der Häufigkeit 
noch hinsichtlich der Intensität der Begegnungen 
außergewöhnliche Ergebnisse hervorgebracht.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aufgrund 
der Vielfalt und Komplexität von Finanzprodukten 
ist es sicherlich als sinnvoll anzusehen, sich ge-
eigneter Beratung zu bedienen.  

(Kreszentia Flauger [LINKE] lacht) 

Da in diesem Zusammenhang das Problem unse-
riöser und fehlerhafter Beratung auf diesem Markt 
durchaus kein unbekanntes Phänomen ist, gab 
und gibt es verschiedenste politische Initiativen auf 
nationaler und internationaler Ebene, diesem Prob-
lem zu begegnen. Der Politik kann daher nicht 
vorgeworfen werden, die Augen zu verschließen. 
Sie kann dem Verbraucher durch entsprechende 
gesetzliche Vorgaben jedoch auch nur bis zu ei-
nem bestimmten Punkt unterstützend zur Seite 
stehen. Es darf zudem nicht außer Acht gelassen 
werden, dass dem Verbraucher auch ein gewisses 
Maß an Eigenverantwortung zukommt und es in 
der letzten Anlagekonsequenz ausschließlich ihm 
obliegt, sich umfassend zu informieren und dann 
gegebenenfalls weitreichende finanzielle Entschei-
dungen für seine persönliche Anlage zu treffen.  

(Zuruf von Ursula Helmhold [GRÜNE]) 

Beurteilungen über einzelne Geschäfte und Anla-
geempfehlungen des AWD liegen uns nicht vor, 
sodass eine Beurteilung dieser Vorgänge nicht 
möglich ist.  

Meine sehr geehrten Kollegen von der Fraktion 
DIE LINKE, nun erlauben Sie mir zu den Antworten 
der Landesregierung im Einzelnen einige Ausfüh-
rungen.  

Der erste Teil Ihres Fragenkatalogs widmete sich 
Fragen zur Bewertung der Geschäftstätigkeit des 
AWD durch die Landesregierung, insbesondere zu 
eventuellen Verstößen gegen Gewerbe- und Steu-
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errecht sowie zu Zivil- und Strafverfahren gegen 
den AWD und dessen Geschäftsführer. Die Be-
antwortung dieser Fragen war teilweise nicht oder 
nur sehr generell gehalten möglich, da sie Sach-
verhalte betrafen, die entweder außerhalb des 
Kenntnisbereichs der Landesregierung lagen oder 
vom Steuergeheimnis gedeckt waren oder, wie die 
Fragen, gerichtliche Verfahren betreffen, nur durch 
unverhältnismäßig hohen Aufwand zu beantworten 
gewesen wären.  

Zu der Frage nach Erkenntnissen der kommunalen 
Gewerbeaufsicht kann festgestellt werden, dass 
keinerlei Erkenntnisse dahin gehend vorliegen, 
dass die gemeldeten Firmen Allgemeiner Wirt-
schaftsdienst, Gesellschaft für Wirtschaftsberatung 
und Finanzbetreuung mbH, AWD Gruppe Deutsch-
land GmbH sowie AWD Holding AG nicht über die 
erforderliche gewerberechtliche Zuverlässigkeit 
verfügen. Weiterhin besteht kein Grund, daran zu 
zweifeln, dass die kommunalen Behörden ihrer 
Aufgabenwahrnehmung nach § 34 c der Gewer-
beordnung - hierbei handelt es sich um die Auf-
sichtsfunktion - nicht zufriedenstellend nachkom-
men. Genau das Gegenteil ist der Fall.  

Der Antwort zu Frage 5 können Sie jedoch ent-
nehmen, warum es trotz dessen vorstellbar wäre, 
diese Aufgaben auf die BaFin zu übertragen. Ein 
deutlich verändertes Aufgabenprofil würde die 
Durchbrechung des Grundsatzes rechtfertigen 
können, diese Aufgaben durch die Länder und 
damit durch die Kommunen vollziehen zu lassen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bitte 
um Ihr Verständnis, dass zu den Fragen des Ab-
schnitts II der Anfrage nach Gesprächsterminen, 
Auslandsdienstreisen, Sponsoringleistungen etc. 
aufgrund des langen Zeitablaufs - erfragt wurde 
der Zeitraum seit 1990 - nur eingeschränkt auf 
Unterlagen und Akten wie z. B. Terminkalender, 
Personalakten, Sachakten sowie Einladungs- und 
Gästelisten zurückgegriffen werden konnte. Diese 
Unterlagen sind auch nicht verschwunden, wie es 
teilweise behauptet wurde. Vielmehr ist es als ein 
normaler Vorgang zu werten, dass beispielsweise 
Terminkalender nicht archiviert werden. In der 
Regel konnten diese Fragen daher nur für den 
Zeitraum ab dem Jahr 2003 umfassend und präzi-
se beantwortet werden. 

Wie Sie aus der vorliegenden Drucksache ersehen 
können, wurden selbstverständlich die Erkenntnis-
se sorgfältig aufgeführt, die aus den vorhandenen 
Unterlagen ersichtlich waren. Dazu gehört auch, 
welche Sponsoringleistungen durch den AWD in 

den Jahren seit 2001 erbracht wurden. Darauf 
möchte ich jetzt etwas ausführlicher eingehen. 
Lassen Sie mich deshalb in diesem Zusammen-
hang erläutern, dass Sponsoringleistungen ab dem 
1. August 2001 beim Niedersächsischen Ministeri-
um für Inneres und Sport zentral systematisch 
erfasst werden. Davor wurden möglichen Leistun-
gen nicht zentral, sondern fachbezogen in ver-
schiedenen Ressorts registriert. In der Regel lie-
gen hierzu keine Unterlagen mehr vor. 

Die Landesregierung kommt mit der jährlichen 
Veröffentlichung der zentral systematisch erfassten 
Sponsoringlisten ihrer Selbstverpflichtung aus der 
Richtlinie zur Korruptionsprävention und Korrupti-
onsbekämpfung in der Landesverwaltung, der 
Antikorruptionsrichtlinie, nach. Daher sind die fol-
genden Zahlen weder geheim noch ungewöhnlich: 

Die AWD Holding AG hat zwischen 2004 und 2010 
regelmäßig als Sponsor das Sommerfest der Lan-
desregierung in der Landesvertretung in Berlin mit 
einem Beitrag von jeweils 25 000 Euro unterstützt. 
In 2009 stellte sie zudem ca. 2 000 Teebecher mit 
aufgedrucktem AWD-Logo für die Gäste des Som-
merfestes zur Verfügung. 

Nachreichen möchte ich in dem Zusammenhang 
eine aktuelle Information, die seit Montag vorliegt 
und sich deshalb nicht in der schriftlichen Beant-
wortung der Anfrage wiederfinden kann: In diesem 
Jahr, also 2011, hat die AWD Holding AG das 
Sommerfest in Berlin mit 20 000 Euro unterstützt. 

Ferner hat sie die folgenden Veranstaltungen der 
Landesvertretung in Brüssel mit diesen Beträgen 
gesponsert: Das Grünkohlessen 2004 und 2005 
mit jeweils 2 500 Euro, das Grünkohlessen 2006 
mit 4 500 Euro sowie das Spargelessen 2006 mit 
4 000 Euro. Im Jahr 2005 hat die AWD Holding AG 
den Tag der Niedersachsen durch eine Geldleis-
tung in Höhe von 9 860 Euro an das Ministerium 
für Inneres und Sport unterstützt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unge-
wöhnlich sind diese Zahlen deshalb nicht, weil die 
zuvor genannten Veranstaltungen auch von ande-
ren Unternehmen in ähnlicher Höhe und Regelmä-
ßigkeit finanziell unterstützt wurden, sei es durch 
Geld- oder durch Sachspenden.  

Tatsache ist, dass derartige Veranstaltungen wie 
der Tag der Niedersachsen, den wir ganz aktuell 
am bevorstehenden Wochenende sicher wieder 
sehr erfolgreich und diesmal in Aurich begehen 
werden, oder die diversen Sommerfeste, Spargel- 
und Grünkohlessen ohne das Engagement der 
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Privatwirtschaft nicht realisiert werden können. Das 
war früher - auch zu SPD-Zeiten - so, das ist zu 
unseren Zeiten so und das wird auch in Zukunft 
nicht anders sein. 

Der abschließende Teil der vorliegenden Anfrage 
beinhaltete Fragen nach einer Bewertung des Ver-
haltens des AWD gegenüber der Presse und nach 
Informationen über Gerichtsprozesse gegen den 
NDR und dessen Journalisten. Die Beantwortung 
dieser Fragen war ebenfalls aus rechtlichen und 
tatsächlichen Gründen nur eingeschränkt möglich. 
Es steht der Landesregierung weder zu, die Reak-
tion von Herrn Maschmeyer und seinen Anwälten 
auf die „Panorama“-Beiträge zu kommentieren, 
noch ist es Aufgabe der Landesregierung, diese 
Vorgänge zu bewerten. Es obliegt der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit im Rahmen der zivil- und straf-
rechtlichen Auseinandersetzungen, zu einer Be-
wertung zu kommen. 

Die verfassungsrechtlich geschützte Rede- und 
Pressefreiheit, die sicher niemand der hier Anwe-
senden infrage stellen würde, schützt einen Rund-
funksender wie den NDR vor jeglichen staatlichen 
Eingriffen. Unter Beachtung des Gebotes der 
Staatsferne haben daher weder der Ministerpräsi-
dent noch andere Mitglieder der Landesregierung 
zu den rechtlichen Auseinandersetzungen Stellung 
genommen und werden dies auch in Zukunft nicht 
tun, genauso wenig wie die Landesregierung die 
weiter andauernde Berichterstattung kommentie-
ren wird.  

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Mir liegt zunächst die Wortmeldung von Herrn 
Grascha von der FDP-Fraktion vor. Ich erteile Ih-
nen das Wort, Herr Grascha. 

Christian Grascha (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zunächst einmal möchte ich mich herzlich 
bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Hauses bedanken. In dem Fall war es besonders 
schwierig, weil mehrere Ministerien betroffen wa-
ren. Von daher von meiner Fraktion ein besonde-
res Dankeschön dafür.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Es gibt nach meiner Einschätzung bei dieser Gro-
ßen Anfrage der Fraktion DIE LINKE drei Sichtwei-
sen. Die erste Sichtweise ist eine gesetzliche. Die 

zweite Sichtweise ist eine gerichtliche. Die dritte 
Sichtweise ist sicherlich die spannendste, nämlich 
eine politische Bewertung.  

Bei der gesetzlichen Bewertung haben heute und 
auch in der Vergangenheit politische Verantwor-
tungsträger festgestellt, dass der Finanzdienstleis-
tungsmarkt stärker reguliert werden muss. Wir 
haben in der Vergangenheit schon entsprechende 
Regelungen verabschiedet, wonach Qualifikatio-
nen stärker geachtet werden, die Zulassung stär-
ker beschränkt wird und Beratungsdokumentatio-
nen eindeutiger erfolgen. Diese Verschärfungen 
wurden durchgeführt. Weitere gesetzliche Ver-
schärfungen sind vorgesehen. Darauf hat der Mi-
nister hingewiesen. Das ist sicherlich vor dem Hin-
tergrund des Verbraucherschutzes richtig.  

Es gibt ein weiteres Feld, nämlich das gerichtliche 
Feld. Darauf ist der Minister eingegangen. Es ist 
schwierig, in einzelnen Fälle der Falschberatung 
hineinzugehen. Das ist auch gar nicht unsere Auf-
gabe. Es ist nicht die Aufgabe des Parlaments, 
sondern es ist die Aufgabe von Gerichten, das zu 
klären. Von daher müssen wir einfach die ausste-
henden Gerichtsentscheidungen abwarten.  

Das Spannendste ist sicherlich die politische Be-
wertung. Frau Flauger ist darauf eingegangen. Es 
geht um die Frage, was eigentlich vor 2003 pas-
siert ist. Die Antwort der Landesregierung darauf 
finde ich spannend. Das ist vor allem vor dem Hin-
tergrund zu sehen, was alles nicht darin steht und 
nicht darin stehen kann. Offensichtlich gab es am 
Ende der Ära Gerhard Schröder einen sehr erfolg-
reichen Mitarbeiter in der Niedersächsischen 
Staatskanzlei, nämlich den Papierschredder. Hier 
ist offensichtlich gründlich an der Vernebelung des 
Systems Schröder/Steinmeier gearbeitet worden. 

(Johanne Modder [SPD]: Ganz vor-
sichtig! - Weitere Zurufe von der SPD) 

Dafür gibt es sicherlich Zitate. Die Berichterstat-
tung in den Medien dazu ist sehr interessant. Es 
wird davon gesprochen, dass eine Begleitung des 
Wahlkampfes 1998 durch die Staatskanzlei statt-
gefunden hat. Dies geschah offensichtlich am Par-
teiengesetz und an der Verfassung vorbei. So 
sagte beispielsweise die ehemalige enge Mitarbei-
terin von Gerhard Schröder, Bettina Raddatz, zu 
ihrer damaligen Arbeit - ich darf zitieren, Herr Prä-
sident -: 

„Es gibt nichts zu beschönigen. Ich 
habe unzulässigerweise aus der 
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Staatskanzlei heraus Wahlkampf für 
Gerhard Schröder gemacht.“ 

Der frühere Verfassungsrichter Hans Hugo Klein 
sagt: „Staatsorgane sind im Wahlkampf zur Neut-
ralität verpflichtet.“ Gerhard Schröder hat mit sei-
nem damaligen Adlatus Frank-Walter Steinmeier 
offensichtlich verfassungswidrig in der Staatskanz-
lei parteipolitische Arbeit geleistet.  

(Björn Thümler [CDU]: Aha!) 

Das ist nicht zu beschönigen. Das ist einfach un-
anständig, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Dann gibt es auch noch die Zusammenhänge mit 
Carsten Maschmeyer, Gerhard Schröder und der 
damaligen Rentenreform. Man mag sich selbst ein 
Bild machen. Ich möchte nur die zeitlichen Zu-
sammenhänge darstellen. Zuerst unterstützt Cars-
ten Maschmeyer mit einer anonymen Anzeige den 
damaligen Kanzlerkandidaten Gerhard Schröder, 
Frank-Walter Steinmeier und damit auch die SPD, 
um an die Macht zu kommen. Anschließend ent-
wirft das SPD-Mitglied Bert Rürup Vorschläge zur 
Rentenreform. Dieser gründet später mit dem Ge-
schäftspartner Carsten Maschmeyer eine Gesell-
schaft u. a. zur Beratung in Finanzangelegenhei-
ten. Die SPD und Gerhard Schröder setzen die 
Rentenreform durch. Schröder tritt später auf 
AWD-Veranstaltungen auf und lässt sich dafür 
bejubeln. 

Ach ja, dann gibt es noch den damaligen Arbeits-
minister, Walter Riester, SPD. Es ist nicht nur so, 
dass er der Rentenreform und damit der Rente 
seinen Namen gibt, nämlich der Riester–Rente, 
sondern noch heute verdient er nicht schlecht auf 
Veranstaltungen, bei denen er sich als sogenann-
ter unabhängiger Referent feiern lässt. 

(Björn Thümler [CDU]: Aha!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Grascha. 

Christian Grascha (FDP): 
Wer hier noch den Eindruck hat, es sei alles mit 
rechten Dingen zugegangen, der muss schon sehr 
gutgläubig sein. Mein Eindruck ist eher: Die Herren 
Schröder, Steinmeier, Rürup, Riester und Masch-
meyer haben erst auf Kosten der Allgemeinheit 
ihren persönlichen wirtschaftlichen Erfolg gesät 
und anschließend privat die Ernte eingefahren. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Johanne Modder [SPD]: Kein Wort zu 
Wulff? - Gegenruf von Christian Gra-
scha [FDP]: Dazu hat der Minister 
doch genug gesagt! Ich muss doch 
nicht die Antwort wiederholen!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Als Nächster hat sich Herr Haase für die SPD-
Fraktion zu Wort gemeldet. Herr Haase, ich erteile 
Ihnen das Wort. 

Hans-Dieter Haase (SPD): 
Danke schön, Herr Präsident. - Herr Grascha, das 
war nichts! Da muss man sich mit einem bestimm-
ten Thema befassen und startet dann einen Auf-
tritt, einen völlig undifferenzierten und unbegründe-
ten Gegenangriff, blendet Zeiten nach 2003 völlig 
aus,  

(Johanne Modder [SPD]: Genau!) 

statt gemeinsam darüber nachzudenken, was die 
Substanz dieser Großen Anfrage ist. Ich bin wirk-
lich sehr enttäuscht; denn Sie reden dem Tenor 
der Anfrage der Linken das Wort. 

(Beifall bei der SPD - Johanne Mod-
der [SPD]: Genauso ist es! Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, ich will mich aber nicht 
weiter aufregen - ich habe auch wenig Redezeit. 
Es ist nicht gerade einfach, sich angesichts der 
medialen Berichterstattung im Vorfeld streng sach-
lich und nüchtern mit der Großen Anfrage der Lin-
ken und den Antworten der Landesregierung zu 
befassen. 

Schon vor der heutigen Besprechung steht im 
Übrigen für die Linke schon fest - jedenfalls laut 
ihrer Pressemitteilung vom 22. Juni -, dass sie sich 
in all ihren Vermutungen bestätigt sieht. Sie haben 
meiner Meinung nach einige wenige gute Vor-
schläge in der Pressemitteilung verkündet, nämlich 
das Überdenken des Archivrechts oder die Aufar-
beitung der unlauteren Praktiken am grauen Kapi-
talmarkt. Aber ansonsten steht für Sie laut Pres-
semitteilung schon vor der Diskussion heute fest, 
dass der AWD grundsätzlich mit Drückerkolonnen 
unlauter arbeite, dass Maschmeyer erfolgreich auf 
die Politik Einfluss genommen und seine Ge-
schäftsinteressen durchgesetzt habe. Auch kommt 
der Vorwurf, die Landesregierungen - ob Schröder 
oder Wulff - seien käuflich gewesen. 

Meine Damen und Herren, dieses politische Urteil 
steht fest, ohne dass die Antworten es meiner 
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Auffassung nach hergeben. Da stellt sich schon 
ganz formal die Frage, was diese Große Anfrage 
eigentlich soll. 

(Björn Thümler [CDU]: Sehr gute Fra-
ge!) 

Stellt man sie, um Erkenntnisse zu gewinnen, um 
z. B. anschließend Entschließungsanträge oder 
Gesetzesinitiativen zu erarbeiten, oder aber, um 
Konsequenzen aus Fehlverhalten zu ziehen? Oder 
stellt man sie, um ein schon vorher gefasstes Urteil 
bestätigt zu bekommen - gleich, wie die tatsächli-
chen Antworten ausfallen? - Letzteres scheint mir 
hier leider der Fall zu sein. 

Meine Damen und Herren, zur Sache: Es gab beim 
AWD unbestritten Graumarktgeschäfte, die viele 
Menschen um ihre Ersparnisse gebracht haben.  

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Also 
doch!) 

Die Medien haben viele Beispiele dafür aufgezeigt. 
Dafür haben sie unseren Dank verdient. Ähnliche 
Fälle gab es aber leider auch bei anderen Banken 
und Strukturvertrieben. Grund genug für uns alle, 
dies parlamentarisch zu hinterfragen und womög-
lich unlautere Geschäftsmethoden gesetzgebe-
risch zu verhindern. Nach den Erfahrungen der 
letzten Jahre hat aber der Bundesgesetzgeber - 
z. B. im April 2011 mit dem Gesetz zur Stärkung 
des Anlegerschutzes und weiteren Maßnahmen 
der Aufsicht - schon gehandelt. Die Beratungs-
pflichten auf dem Graumarkt wurden deutlich ver-
schärft. Insbesondere die Kontrollregelungen für 
Graumarktgeschäfte wurden entscheidend verbes-
sert und intensiviert. 

Was die aufgelaufenen Fälle beim AWD betrifft, so 
sind dies Fälle für die Justiz, die entscheiden 
muss, wo die vorhandenen gesetzlichen Grenzen 
damals und heute überschritten worden sind oder 
werden. Für die Zukunft scheint mir wichtig, dass 
bei der Novellierung des § 34 der Gewerbeord-
nung gerade auch der bisherige Strukturvertrieb 
aufsichtsrechtlich den Vermittlern anderer Kreditin-
stitute gleichgestellt wird. Das heißt für mich nichts 
anderes, als dass wir im Novellierungsverfahren 
für eine Unterstellung bei der BaFin sorgen müs-
sen. Alles andere ist in meinen Augen der falsche 
Weg. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, zu einem zweiten Kom-
plex. Eine weitere Wertung der Linken steht schon 
fest: Die Politik in Niedersachsen sei käuflich - so 

die Pressemitteilung vom 22. Juni. Woraus schlie-
ßen Sie das, liebe Kollegen der Linken? Die Ant-
worten über Zusammenkünfte von Herrn Masch-
meyer mit Ministerpräsidenten oder Ministern ge-
ben eine solche Bewertung meiner Meinung nach 
nicht her. Auch wenn Sie heute zu Recht hinterfra-
gen, ob die Antworten vollständig sind: Bislang 
ergibt kein einziger Sachverhalt eine direkte Ein-
flussnahme von Herrn Maschmeyer. Auch eine 
Teilnahme an Delegationsreisen ist in der Antwort 
nicht verzeichnet - auch wenn man natürlich auch 
hierbei hinterfragen kann, ob sie vollständig ist. 

In Niedersachsen ist bislang kein Staatsanwalt - 
und das ist Fakt - mit Fällen von Vorteilsnahme, 
Korruption oder Bestechung in Sachen Masch-
meyer befasst. Das mag Ihnen passen oder auch 
nicht. Auch in meinen Augen gibt es natürlich Din-
ge, die ein politisch-moralisches Geschmäckle 
haben, wie z. B. wenn ein Ministerpräsident bei 
Herrn M. in seiner Finca übernachtet. Das ist aber 
nicht justiziabel und nicht angreifbar. Das zeigt 
nicht, dass Niedersachsen eine Bananenrepublik 
ist.  

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, hier gibt es ja sacher-
fahrene Kollegen. Der Kollege Hocker als ehemali-
ger Referent von Herrn Maschmeyer weiß ja gut 
Bescheid. Ich habe eine sehr deutliche Meinung 
zum Lobbyismus, aber er gehört auch zum politi-
schen Geschäft. Das Entscheidende ist, dass wir 
ihn transparent, offen und jederzeit nachprüfbar 
gestalten. Uns liegt zu diesem Thema eine Druck-
sache der Fraktion der Grünen vor, mit der wir 
arbeiten können, um die Dinge für die Zukunft 
vernünftig zu entwickeln. Dass vor dem Hinter-
grund von Zusammenkünften, Sommerfesten und 
Ähnlichem sofort der Schluss gezogen wird, dass 
wir uns in einer korrupten Bananenrepublik befin-
den, kann ich nicht nachvollziehen. Nichts ist justi-
ziabel; es gibt keine neuen Fakten, die den be-
kannten Sachverhalt anreichern.  

Meine Damen und Herren, zum NDR muss ich 
nichts sagen. Insgesamt - das will ich zusammen-
fassend feststellen - ist diese Große Anfrage in 
unseren Augen eigentlich nichts anderes als eine 
groß angelegte Skandalisierungsaktion,  

(Glocke des Präsidenten) 

ein Aufguss der Medienberichterstattung von vor 
einigen Monaten, an die man sich nun politisch, 
publizistisch und populistisch anzuhängen ver-
sucht. Dieser Versuch ist nach meiner Auffassung 
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nicht gelungen. Es bleibt bei dem untauglichen 
Versuch, 

(Zuruf von Victor Perli [LINKE]) 

wenngleich Sie mit Ihrer Pressemitteilung, Herr 
Perli, etwas anderes zu suggerieren versuchen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von Victor 
Perli [LINKE]) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Jetzt hat Frau Flauger für die Fraktion DIE LINKE 
das Wort. Bitte schön! 

Kreszentia Flauger (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 
Kollege Haase, den Skandal mussten wir nicht 
durch Skandalisierung schaffen, der Skandal war 
schon da. Wir haben hier gehört, die Landesregie-
rung würde Druck auf Redaktionen nicht begrüßen. 
In der Antwort auf unsere Anfrage haben Sie sich 
noch jeder Stellungnahme enthalten. Auch hier 
haben wir gerade wieder etwas von der Staatsfer-
ne des Rundfunks gehört. Wir haben von Ihnen 
gar nicht erwartet und Sie auch gar nicht darum 
gebeten, sich in die Programmgestaltung einzumi-
schen. Wir haben Sie gefragt, wie Sie es bewerten, 
dass massiver Druck ausgeübt wurde. 

Wenn Sie hier schon auf die Staatsferne verwei-
sen, dann muss ich Ihnen sagen: Sonst sind Sie 
doch auch nicht so zart besaitet, wenn es darum 
geht, dass im niedersächsischen Tatort einige 
Niedersachsen etwas deppenhaft wegkommen 
und ein falsches Bild von ihnen gezeichnet wird. 
Darum kümmern Sie sich schon einmal. Aber 
wenn es um Pressefreiheit und Medienfreiheit 
geht, dann mischen Sie sich nicht ein. So funktio-
niert das nicht! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Bode, Sie haben gesagt, wir hätten die fal-
sche Frage gestellt bzw. nur gefragt, welche Ge-
sprächstermine es gegeben habe. Sie haben dann 
gesagt, der Nord-Süd-Dialog war ja kein Ge-
sprächstermin. - Wissen Sie, was Herr Maschmey-
er bei diesem Termin in die Mikros gesagt hat? - Er 
hat gesagt, es seien ja eine Menge hochkarätige 
Leute bei dieser Veranstaltung, und natürlich wolle 
er mit einigen von ihnen reden. - Wir können doch 
wohl davon ausgehen, dass er Wulff auch zu die-
sen hochkarätigen Leuten zählt. 

(Zustimmung bei der LINKEN - Unru-
he) 

Weiter hat er gesagt, dass er nicht sagen werde, 
mit wem er reden wolle, weil das natürlich immer 
auch vertrauliche Gespräche seien. - Ich finde es 
einigermaßen drollig, was Sie hier als Ausrede 
vortragen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Was Sie jetzt ma-
chen, ist drollig!) 

Ich finde es erschreckend, dass wir quer durch das 
Haus hören, das alles sei ein ganz normales Aus-
maß und eine ganz normale Intensität an Kontak-
ten. Wenn das alles ganz normal ist, dann ist es 
umso schlimmer. 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Wir glauben nämlich nicht, dass es z. B. dem 
Sprecher einer Arbeitsloseninitiative, der sich mit 
dem Ministerpräsidenten über die Situation von 
Hartz-IV-Empfängern unterhalten möchte, ebenso 
leicht gelingen würde, Gesprächstermine mit dem 
Ministerpräsidenten zu bekommen, wie z. B. Cars-
ten Maschmeyer. Das ist das demokratische Defi-
zit, was hier besteht. 

(Beifall bei der LINKEN - Reinhold 
Coenen [CDU]: Ach, Frau Flauger, 
hören Sie doch auf!) 

Sie haben dann auch noch darauf verwiesen, dass 
sich Regierungen ja geeigneter Beratungen bedie-
nen müssten. Aber Carsten Maschmeyer als Bera-
ter in Finanzdienstleistungsfragen zu nutzen, ist 
ungefähr so, als würden Sie die bekannten Frö-
sche fragen, wie man denn nun den Sumpf aus-
trocknen sollte. 

(Zustimmung bei der LINKEN - Ulf 
Thiele [CDU]: Das ist ausdrücklich 
verneint worden, Frau Flauger!) 

Wenn Sie hier auf die Eigenverantwortung von 
Verbrauchern verweisen, dann bitte ich Sie drin-
gend, sich die Schulungsvideos des AWD anzugu-
cken, die Sie im Internet finden können, sich auch 
die Stellungnahmen von Betroffenen anzusehen 
und sich einmal darüber zu informieren, wie viele 
Klagen Betroffener wegen Falschberatung vorlie-
gen. 

(Christian Grascha [FDP]: Da ist doch 
der Gesetzgeber schon tätig gewor-
den!) 

Sie sollten sich auch einmal darüber informieren, 
dass die Stiftung Warentest den AWD bis 2006 auf 
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ihrer Warnliste hatte, und zwar aus guten Gründen. 
Wenn Maschmeyer sagt, es handele sich um be-
dauerliche Einzelfälle, dann kann man nur sagen: 
Das stimmt nicht; es handelt sich um Tausende, 
wenn nicht Zehntausende Geschädigter.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Vonseiten der SPD, Kollege Haase, hören wir, wir 
würden einfach behaupten, der AWD habe Drü-
ckerkolonnen eingesetzt. Ja, bitte, das war so! Das 
ist völlig unstrittig! 

(Petra Emmerich-Kopatsch [SPD]: 
Das hat er gar nicht gesagt!) 

- Wenn ich Sie da falsch verstanden habe, dann 
nehme ich das zurück. Aber eines ist klar: Der 
AWD hat Drückerkolonnen eingesetzt. - Daran gibt 
es nichts zu rütteln.  

Herr Haase, wenn Sie sagen, all das, was in der 
Antwort auf die Große Anfrage stehe, sei kein Be-
weis dafür, dass es eine gewisse Beeinflussbar-
keit, Käuflichkeit usw. gegeben habe, dann frage 
ich Sie: Für wie wahrscheinlich halten Sie es ei-
gentlich, dass dieses Wechselspiel, diese zeitliche 
Abfolge von Aktionen und Reaktionen, die hier 
geschildert worden ist, zufällig zustande gekom-
men ist? 

Um der Gerechtigkeit Genüge zu tun, will ich aber 
auch sagen: Herr Grascha, dass jetzt ausgerech-
net Sie auf die SPD einschlagen, finde ich höchst 
erstaunlich. Die FDP hat zu Recht den Namen 
„Mövenpick-Partei“ bekommen. Das sollten wir an 
dieser Stelle nicht vergessen. Deswegen sollten 
Sie in dem hauchdünnen Glashäuschen, in dem 
Sie sitzen, nicht einmal Kieselsteine aufheben, um 
damit zu werfen. Das ist zu gefährlich.  

(Beifall bei der LINKEN - Christian 
Grascha [FDP]: Die Partei DIE LINKE 
hat doch auch eine Steuersenkung 
verlangt, oder nicht?) 

Die CDU hat - um auch das einmal zu sagen - die 
Laufzeiten der AKWs verlängert, was nur den vier 
großen AKW-Konzernen zugute kam. 

(Zurufe von der CDU - Glocke des 
Präsidenten) 

Ich frage mich, was an dieser Stelle das Motiv war. 

(Ulf Thiele [CDU]: Sie sind ja noch pa-
ralleler zur Wahrheit! - Gudrun Pieper 
[CDU]: Das ist ja schon schlimm!) 

- Ja, das ist schlimm. Da haben Sie völlig recht. 
Das ist extrem schlimm.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Was Sie hier 
abliefern, ist schlimm!) 

Ich will noch eines sagen: Ich finde es äußerst 
begrüßenswert,  

(Ulf Thiele [CDU]: Sie vergaloppieren 
sich gerade! - Weitere Zurufe von der 
CDU - Glocke des Präsidenten) 

wenn der Bundespräsident die Entmachtung des 
Parlaments beklagt.  

(Björn Thümler [CDU]: Da hat er 
recht!) 

Damit hat er nämlich recht. Was er allerdings in all 
seinen Äußerungen nicht berücksichtigt, ist, dass 
eine Entmachtung der Parlamente auch da eintritt, 
wo Leute wie Maschmeyer Einfluss auf Politik aus-
üben und Politikerinnen und Politiker das mitma-
chen, solche Geschäfte und Wechselwirkungen 
betreiben und das alles zulassen.  

(Beifall bei der LINKEN - Björn Thüm-
ler [CDU]: Wo denn? Nennen Sie Bei-
spiele! Werden Sie konkreter!) 

Dass Maschmeyer versucht hat, zu verhin-
dern, - - - 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Flauger, bitte den letzten Satz! 

Kreszentia Flauger (LINKE): 
- - - dass Oskar Lafontaine Kanzler wird, das ist 
das größte Kompliment, das er in seiner Laufbahn 
bekommen hat.  

(Christian Grascha [FDP]: Oskar La-
fontaine hat doch auch von den 
Spenden profitiert!) 

Das denke ich jedenfalls. Er hat mir am Telefon am 
Montag bestätigt, dass er es als großes Kompli-
ment empfunden hat, dass Maschmeyer so viel 
Angst davor hatte, dass er in seine Geschäftsprak-
tiken eingreift, dass er ihn verhindern wollte.  

(Beifall bei der LINKEN - Björn Thüm-
ler [CDU]: Wer hat denn vor Lafontai-
ne Angst?) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn Hage-
nah von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
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(Unruhe) 

- Ich bitte auch für ihn um Aufmerksamkeit. - Bitte 
schön, Herr Hagenah! 

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Nach dem Motto „Haltet den Dieb!“ ver-
suchten CDU und FDP anfangs, das System 
Maschmeyer vorrangig bei der SPD und den von 
ihr gestellten ehemaligen Ministerpräsidenten 
Schröder, Glogowski und Gabriel abzuladen. Doch 
durch die Antwort auf die Große Anfrage bekommt 
das Thema eine viel stärker systemische, alle Re-
gierungen in Niedersachsen - also auch die jetzige 
Regierungskonstellation aus CDU und FDP - be-
treffende Bedeutung. Ich denke, entsprechend war 
auch der sehr zurückhaltende Beitrag von Herrn 
Bode zu verstehen. Nur Herr Grascha scheint noch 
immer nicht gemerkt zu haben, dass er selbst auch 
im Glashaus sitzt; 

(Christian Grascha [FDP]: Wo sind 
denn Ihre Belege?) 

mit seinem Herrn Kollegen Dr. Hocker, der noch 
bis 2008 direkt Herrn Maschmeyer zugearbeitet 
hat.  

(Christian Grascha [FDP]: Was ist 
denn da dran?) 

Allzu viel Geld ist da über Herrn Maschmeyer ge-
flossen 

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist ja wohl 
mies!) 

und auch von dieser Landesregierung gern ange-
nommen worden. 

(Björn Thümler [CDU]: Sie sind hinrei-
chend unkonkret!) 

Allzu viele Interessen wurden da offenbar mitein-
ander vermischt.  

Wir als gewählte Verantwortliche in diesem Parla-
ment müssen uns auch jenseits der Ermittlungen 
des Staatsanwaltes, Herr Haase, vor dem bösen 
Schein wahren. Das gilt vor allen Dingen auch für 
die Regierung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
LINKEN sowie Zustimmung bei der 
SPD) 

Aber auch in anderen Punkten drängen sich durch 
Ihre Antworten neue Fragen auf. Warum z. B. ha-
ben Sie von CDU und FDP im Mai im Bundesrat, 

wohl unter dem Eindruck der laufenden Spekulati-
onen um gezielte Einflussnahmen von Herrn 
Maschmeyer, beantragt, die Zuständigkeit für das 
neu geregelte Vermögensanlagenvermittlungs-
recht auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungen zu übertragen, wenn Sie uns in der Antwort 
noch weismachen wollen, dass eine Überforderung 
der bisher für die Kontrollen zuständigen Gewer-
beaufsichtsämter mitnichten festzustellen sei? 

CDU und FDP sollten doch konsequent sein. 
Wenn sie alte Fehler korrigieren, sollten sie sie 
zumindest im Nachhinein eingestehen. Wir Grüne 
jedenfalls sind dazu in der Lage. Nach den Erfah-
rungen der Finanzkrise sehen wir heute viel schär-
fere Anforderungen an Transparenz und Kontroll-
regeln im Finanz- und Versicherungswesen für 
geboten an, als es davor der Fall war. Das sollten 
Sie sich eventuell auch einmal überlegen.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Björn 
Thümler [CDU]: Sie sind auch so ein 
Säulenheiliger!) 

Fassungslos lässt uns die Antwort zurück, über die 
Jahre vor 2003 lägen wegen des langen Zeitab-
laufs keine Personalakten und Sachakten mehr 
vor.  

(Hartmut Möllring [CDU]: Was hat 
denn das Personal damit zu tun?) 

Es wäre sicher bekannt geworden, Herr Grascha, 
wenn die Vorgängerregierung wie weiland die 
Mannschaft um Kanzler Kohl den Schredder an-
geworfen und diese Unterlagen systematisch ver-
nichtet hätte. Das hätte die neue Regierung be-
stimmt nicht für sich behalten. Das wäre zu span-
nend gewesen. Das hier heute zu behaupten, ist 
wirklich sehr an den Haaren herbeigezogen. Wir 
brauchen dringend Vorgaben, dass solche Akten 
systematisch für wenigstens 20 Jahre gesichert 
werden, damit man Zusammenhänge überhaupt 
noch nachvollziehen kann.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Hartmut 
Möllring [CDU]: Die Terminkalender? 
Sie sind doch sonst immer für Daten-
schutz!) 

- Ich habe nicht von Terminkalendern gesprochen. 
Das haben Sie doch gerade gehört. Ich habe von 
Sachakten und Personalakten gesprochen, Herr 
Finanzminister. Ich glaube, Sachakten und Perso-
nalakten darf man 20 Jahre aufbewahren.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Das inzwischen erkennbare System Maschmeyer 
mit intensiver Kontaktpflege und umfassendem 
Sponsoring beschränkt sich nicht auf dieses eine 
Unternehmen und die bisher genannten Landes- 
oder Bundesregierungen.  

(Björn Thümler [CDU]: Sie sind auch 
so ein Scheinheiliger! - Hartmut Möll-
ring [CDU]: Schröder war doch Ihr 
Koalitionspartner! Fragen Sie den 
doch!) 

Konsequenzen müssen daher auch grundsätzli-
cher gezogen werden, um das politische Kava-
liersdelikt der gezielten Einflussnahme, gepaart mit 
Sponsoringincentives, in Deutschland auf den In-
dex zu setzen.  

Erster Schritt dazu sind ein umfassendes Transpa-
renzgebot bei den Industriekontakten und eine 
deutlich strengere Grenzziehung beim Sponsoring, 
was die Höhe und die Zwecke angeht, Herr Gra-
scha. Die Grüne-Fraktion brachte schon vor mehr 
als einem Jahr, im März 2010, einen Entschlie-
ßungsantrag zur Eingrenzung des Sponsorings 
und zur Neuregelung der Parteispenden in diesen 
Landtag ein. In einer schriftlichen Anhörung durch 
den Innenausschuss lobte Transparency Internati-
onal diesen Verhaltenskodex ausdrücklich. 

(Björn Thümler [CDU]: Ach Gott!) 

Allerdings wartet unser Antrag bis heute auf eine 
Beschlussfassung in diesem Parlament. 

Es bleibt zu hoffen, dass die ernüchternden Ant-
worten auf die Große Anfrage den Entscheidungs-
prozess positiv befördern und auch bei CDU und 
FPD ein Nachdenken darüber beginnt, endlich 
mehr Selbstverpflichtung festzulegen. Ich glaube, 
die Bürgerinnen und Bürger würden das nach die-
sen Vorgängen von Ihnen erwarten. Das ist ja kein 
Einzelfall. Es dient der Demokratie, wenn wir bö-
sem Schein keinen Vorschub leisten und Spekula-
tionen, die Sie allenthalben beklagen, nicht näh-
ren.  

(Björn Thümler [CDU]: Das machen 
Sie doch ständig! Das ist hier doch Ih-
re Hauptaufgabe!) 

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Minister 
Jörg Bode meldet sich zu Wort) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Zunächst möchte ich gern eine Kurzintervention 
zulassen, wenn das Ihnen, Herr Minister, recht ist. 

Sonst dürfen Sie natürlich sofort sprechen. - Der 
Kollege Zielke hat sich zu einer Kurzintervention zu 
dem Beitrag von Herrn Hagenah gemeldet. Bitte 
schön! 

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP): 
Herr Hagenah, ich möchte Sie darauf hinweisen, 
dass der Antrag, den Sie seinerzeit gestellt haben, 
den Fall der Einflussnahme durch Anzeigenspon-
soring, das aber nicht offiziell auftaucht, nicht ab-
deckt.  

(Björn Thümler [CDU]: Aha!) 

Das heißt, genau in dem Punkt, den Sie hier an-
sprechen, hat Ihr Antrag eine gravierende Lücke.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU - Hans-Dieter Haase [SPD]: 
Dann können wir ihn ja erweitern und 
nachbessern!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Limburg möchte darauf antworten. Bitte 
schön! 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank, Herr Präsident! - Lieber Herr Kollege 
Zielke, zum einen ist das in dieser Pauschalität 
überhaupt nicht richtig. In unserem Antrag gehen 
wir auch auf das Thema Sponsoring ein. Wir for-
dern umgehende Veröffentlichung - das hat Herr 
Hagenah gerade gesagt - und stärkere Transpa-
renz. Zum anderen bedarf es, um das schwierige 
Feld der Anzeigen, die im Interesse einer Partei 
oder einer Landesregierung geschaltet werden, 
aber nicht in deren Auftrag, einzugrenzen, detail-
lierter gesetzlicher Regelungen. Da gebe ich Ihnen 
recht. Nach Ihrem Beitrag freue ich mich auf Ihre 
entsprechenden Änderungsvorschläge und dann 
auch auf die Zustimmung der Koalitionsfraktionen 
zu diesem Antrag. Vielen Dank dafür.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Minister, vielen Dank für Ihr Verständnis und 
dafür, dass wir das noch abarbeiten konnten. Sie 
haben jetzt das Wort. Bitte! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich möchte nur kurz etwas klarstellen, da 
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Herr Hagenah den Eindruck erweckt hat, hier wür-
den Akten verschwinden, die wichtig seien, und wir 
hätten hier dringenden Handlungsbedarf. 

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Zur Ant-
wort!) 

Den ersten Hinweis finden Sie auf Seite 5. Ange-
fragt war der Zeitraum von 1990 bis heute. Sie 
werden feststellen, dass wir gesagt haben, dass 
wir ab dem Jahr 2003 - das ist der Zeitraum seit 
der Regierungsübernahme von CDU und FDP - 
umfassend und präzise die Antwort erteilen konn-
ten. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Das ist 
nicht umfassend!) 

Für den vorhergehenden Zeitraum standen in der 
Tat nicht alle Unterlagen zur Verfügung, die für 
eine umfassende und präzise Antwort erforderlich 
gewesen wären. 

Worüber reden wir da? - Wir reden über Terminka-
lender. Wir reden zum Teil über Sachakten. 
Manchmal sind Sachakten ja auch einfach woan-
dershin mitgenommen worden und hinterher wie-
der aufgetaucht. Dann geht es um Einladungs- und 
um Gästelisten. Da möchte ich auch einmal die 
Frage stellen: Welchen Mehrwert soll eine Einla-
dungs- und Gästeliste aus dem Jahr 1990 noch 
haben? 

Es ist nicht so, dass hier eine ungeordnete Akten-
ordnung herrscht. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zuruf von Enno Hagenah [GRÜNE]) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn Thiele 
für die CDU-Fraktion. Sie haben das Wort, Herr 
Thiele. 

Ulf Thiele (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE ist der 
erkennbare Versuch, die Berichterstattung des 
NDR über die Firmengruppe Allgemeiner Wirt-
schaftsdienst Gesellschaft für Wirtschaftsberatung 
und Finanzbetreuung mit beschränkter Haftung - 
kurz: AWD - sowie deren langjährigen Geschäfts-
führer und heutigen Verwaltungsrat der Swiss Life 
Holding AG, Carsten Maschmeyer, für eine parla-
mentarische Initiative mit entsprechender Außen-
wirkung zu nutzen. 

Meine Damen, meine Herren, man muss kein 
Freund von Herrn Maschmeyer sein, um festzu-
stellen, dass dieser Versuch gewollt, aber offen-
sichtlich nicht gekonnt war. Dass diese Große 
Anfrage keine großen Erkenntnisse bringen würde, 
dürfte jedem geneigten Leser bereits nach der 
Lektüre des Fragenkatalogs klar gewesen sein. 
Diese Anfrage ist ohne Strategie, ziellos, sehr will-
kürlich, teilweise sogar sehr unpolitisch formuliert 
worden. Sie ist ein Konvolut von Fragen, die nicht 
mehr sind als das berühmte Stochern im Nebel. 

(Zustimmung bei der CDU - Kreszen-
tia Flauger [LINKE]: Herr Thiele, das 
ist jetzt aber billig!) 

Ich will zu einigen Dingen, die von Frau Flauger 
und auch von Herrn Hagenah geäußert wurden, 
einmal Klartext reden. 

Frau Flauger hat gesagt, die Landesregierung 
habe mit der Antwort auf diese Große Anfrage die 
Verfassung gebrochen. - Das ist ein großes Wort. 
Frau Flauger, Sie erwarten hier von einer Landes-
regierung erkennbar detektivische Bemühungen, 
die in einer solchen Antwort auf eine Große Anfra-
ge mit bestem Willen nicht zu leisten sind. Das 
mögen Sie in Ihrer Freizeit oder mit Ihren Mitarbei-
tern gern tun können. Aber von einer Landesregie-
rung ist das nicht zu erwarten. Daraus den Vorwurf 
eines Verfassungsbruchs zu konstruieren, ist ein-
fach fehl am Platz. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Im Gegenteil, die Antwort der Landesregierung hat 
offenbart: Wenigstens seit 2003, seitdem CDU und 
FDP die Regierungsgeschäfte übernommen ha-
ben, herrscht ein hohes Maß an Transparenz, 
insbesondere bei der Finanzierung von Veranstal-
tungen, bei Sponsoring, offensichtlich auch beim 
Führen von Kalendern und der Veröffentlichung 
solcher Termine. Also sind, mit Verlaub, die Vor-
würfe, die hier in Teilen in den Raum gestellt wor-
den sind, an den Haaren herbeigezogen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich möchte ein Weiteres sagen und zunächst auf 
die Vorhalte eingehen, die hier in Richtung des 
Bundespräsidenten geäußert wurden. Ich finde es 
nicht in Ordnung - zumal das gestern und vorges-
tern auch in anderer Weise in diesem Hohen Hau-
se thematisiert und inbrünstig zurückgewiesen 
wurde -, dass plötzlich, wenn es politisch opportun 
scheint, private Dinge in den Mittelpunkt einer poli-
tischen Diskussion gestellt werden. Das gilt für 
private Fragen des Bundespräsidenten übrigens 
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ganz genau so, Herr Hagenah, wie für die Frage 
nach der berufliche Tätigkeit von Herrn Dr. Hocker 
in der Vergangenheit. Es ist unanständig, das in 
dieser Weise hier ins Feld zu führen und daraus 
irgendetwas konstruieren zu wollen! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP - Enno Hagenah [GRÜNE]: 
Da waren Sie damals ganz anderer 
Ansicht, Herr Kollege!) 

Es ist erkennbar, Herr Hagenah, dass das aus-
schließlich dem Ziel der Verunglimpfung von poli-
tisch andersdenkenden Personen gilt. Darum wei-
se ich das mit aller Entschiedenheit zurück. 

Dennoch habe ich die Antwort der Landesregie-
rung aufmerksam gelesen. Den Ausführungen von 
Minister Bode und Herrn Kollegen Grascha bezüg-
lich der gesetzlichen Regelungen zu Finanzbera-
tung und Finanzdienstleistungen möchte ich mich 
ausdrücklich anschließen. 

Zwei Punkte haben bei der Lektüre der Antworten 
der Landesregierung mein besonderes Interesse 
geweckt:  

Der erste Punkt betrifft die Antwort des damaligen 
Niedersächsischen Ministerpräsidenten Gerhard 
Schröder am 14. Mai 1998 auf die Mündliche An-
frage des Abgeordneten Fischer in diesem Hohen 
Hause nach den - so wurde das damals tituliert - 
Gesprächs-, Geschäfts- und sonstigen Kontakten 
der Landesregierung zu Carsten Maschmeyer. Sie 
erinnern sich: Der Hintergrund war die mitten im 
Landtagswahlkampf 1998 landesweit erschienene 
doppelseitige Anzeige „Ein Niedersachse muss 
Kanzler werden“. Schröders Antwort damals hier 
im Landtag: „Mit Herrn Carsten Maschmeyer hat 
es zu keinem Zeitpunkt Gespräche gegeben“. 

(Zuruf von der CDU: Aha!) 

Das zu glauben, fiel schon damals extrem schwer. 
Heute wissen wir: Diese Aussage war parallel zur 
Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Denn die Schilderungen der damaligen Mit-
telstandsbeauftragten in Schröders Staatskanzlei 
haben ergeben, dass es bereits 1996 Kontakte 
zwischen der damaligen Landesregierung und 
Herrn Maschmeyer gegeben hat. 

(Björn Thümler [CDU]: Ist ja nicht 
wahr!) 

Im Klartext: Wenn Herr Schröder Pinoccio wäre, 
wäre ihm hier im Hohen Hause spätestens am 

14. Mai 1998 eine ziemlich lange Nase gewach-
sen. 

(Zustimmung bei der CDU - Hartmut 
Möllring [CDU]: Nein, der hatte Übung 
darin!) 

Meine Damen, meine Herren, keiner von uns weiß, 
warum er sich so verhalten hat, aber es drängt sich 
zumindest der Eindruck auf, dass er mit dieser 
erkennbar nicht korrekten Antwort etwas zu ver-
heimlichen hatte. 

Der zweite Punkt. In den Ausführungen zu der 
Frage 14 - hier geht es um die Rolle der damaligen 
Mittelstandsbeauftragten der Staatskanzlei - heißt 
es, dass diese zwischen 1996 und 1999 gelegent-
lich dienstliche Kontakte zu Herrn Maschmeyer 
gehabt habe - das habe ich gerade erläutert -, u. a. 
im Zusammenhang mit der sogenannten Nieder-
sächsischen Finanzdienstleistungsinitiative, die 
eine gemeinsame Bundesratsinitiative - Frau Flau-
ger, jetzt müssen Sie leider zuhören - der Minister-
präsidenten Schröder und Lafontaine zu genau 
dieser Thematik zum Ergebnis hatte. Ich will hier 
zumindest anmerken, dass dieser Zusammenhang 
doch aufhorchen lässt. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zuruf von Enno Hagenah [GRÜNE]) 

Ich will allerdings auch deutlich sagen, dass sich 
mit dem Instrument der Großen Anfrage die Zu-
sammenhänge ebenso wenig aufhellen lassen wie 
die Umstände des Abendessens, das am 14. Mai 
1999 der damalige Ministerpräsident Glogowski mit 
der Initiative „Handwerk und Mittelstand“ - so hieß 
sie wohl - im Gästehaus der Landesregierung ein-
nahm. Herr Maschmeyer gehört dieser Initiative 
nicht nur an. Wie wir heute wissen, finanzierte er 
sie auch maßgeblich. 

Nicht aus der Antwort der Landesregierung, son-
dern aus dem „Panorama“-Bericht vom 28. April 
2011 stammt die Information, dass die damalige 
Mittelstandsbeauftragte der Regierung Schröder 
diese Wahlkampfinitiative für den SPD-Kanzler-
kandidaten Schröder im Bundestagswahlkampf 
1998 mit Wissen und Billigung des damaligen 
Chefs der Staatskanzlei, Frank-Walter Steinmeier, 
dem heutigen SPD-Fraktionsvorsitzenden im Deut-
schen Bundestag, aus der Staatskanzlei heraus 
koordiniert hat. 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Hört, hört!) 

Gleiches gilt für eine angebliche anonymisierte 
Spende von 150 000 DM, die Herr Maschmeyer für 
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den Schröder-Wahlkampf laut der genannten Mit-
telstandsbeauftragten mit Wissen und Billigung von 
Herrn Steinmeier über den markt intern Verlag in 
Düsseldorf gezahlt haben soll. Ein entsprechendes 
Schreiben des Chefredakteurs von markt intern 
wurde von Herrn Steinmeier jedenfalls paraphiert. 
Das Schreiben mit dem Kürzel von Herrn Stein-
meier ist inzwischen auch veröffentlicht. 

Sehr geehrte Frau Flauger, die Antworten auf Fra-
gen nach solchen Vorgängen sind nicht seitens 
der jetzigen Landesregierung zu geben. Dort kön-
nen kaum Erkenntnisse über die Wahlkampffüh-
rung und Wahlkampffinanzierung der Herren 
Schröder und Steinmeier in dieser Zeit vorliegen. 
Der richtige Adressat für Ihre Fragen sitzt von mei-
ner Seite aus gesehen rechts neben Ihnen hier im 
Plenum. An diese Stelle müssen diese Fragen 
gerichtet werden. 

Ich habe kein Verständnis dafür, dass die SPD 
nicht bereit ist, diese Sachverhalte, die seit Mona-
ten auf dem Tisch liegen, aufzuklären. Ich habe 
kein Verständnis dafür, dass die SPD in Nieder-
sachsen wie auch die Bundes-SPD nicht bereit 
sind, ihre Unterlagen zu der aus der Niedersächsi-
schen Staatskanzlei gesteuerten SPD-Wahlkampf-
initiative „Handwerk und Mittelstand“ im Bundes-
tagswahlkampf 1998 offenzulegen. 

(Björn Thümler [CDU]: Das geht ja gar 
nicht!) 

Und ich habe kein Verständnis dafür, dass die 
SPD nicht bereit ist aufzuklären, wo die 150 000-
DM-Spende von Herrn Maschmeyer gelandet ist, 
die laut dem Schreiben von Herrn Prümm, dem 
Chefredakteur des Verlags, von Herrn Steinmeier 
paraphiert, über den markt intern Verlag in Düssel-
dorf abgewickelt werden sollte. 

(Björn Thümler [CDU]: Das ist ein 
Skandal!) 

Herr Lies, mit dieser Totalverweigerung einer Auf-
klärung haben Sie - diese Bemerkung kann ich 
Ihnen nicht ersparen - dem Ansehen Ihres Bun-
destagsfraktionsvorsitzenden Frank-Walter Stein-
meier schwer geschadet. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zuruf von der SPD: Das ist Blödsinn!) 

Sie erwecken mindestens den Eindruck, als hätten 
Sie etwas zu verbergen. 

(Zuruf von der CDU: So ist das! - 
Kreszentia Flauger [LINKE]: Sie nicht, 
oder wie?) 

Ich wiederhole meine Forderung an die SPD-
Fraktion: Sorgen Sie in dieser Frage für Aufklärung 
dieser Sachverhalte, und klären Sie den Verbleib 
dieser 150 000-DM-Spende auf! 

(Zustimmung bei der CDU) 

Die Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE hat 
hierfür keinen Beitrag leisten können. Sie hat nur 
die Verantwortung für die Aufklärung dieser Fragen 
an die falsche Stelle verschoben. Das bedauere 
ich sehr. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Thiele, Kompliment! Auch wenn es mir nicht 
zusteht, aber diese Wortschöpfung „parallel zur 
Wahrheit“ ist in der Tat bemerkenswert. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Ich habe zwei Wortmeldungen zu Kurzinterventio-
nen, und zwar von Frau Flauger und von Herrn 
Haase. Zunächst Frau Flauger bitte! 

Kreszentia Flauger (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
finde es äußerst interessant zu beobachten, wie 
hier zwischen den Seiten des Hauses Steine hin- 
und herfliegen - aus Glashäusern, die inzwischen 
in der Tat zerschreddert sind. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Thiele, hier ist gerade gesagt worden, wir 
könnten doch wohl keine „detektivischen Bemü-
hungen“ erwarten. Wissen Sie, wie viel Zeit es 
mich gekostet hat, das herauszukriegen, was ich 
hier vorgetragen habe? - Zwei Stunden! Das ist 
doch nun wirklich nicht zu viel Aufwand für die 
Beantwortung einer Großen Anfrage einer Fraktion 
dieses Hauses. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Insofern bleibe ich auch bei dem Wort „Verfas-
sungsbruch“, weil Sie nach unserer Verfassung 
verpflichtet sind, solche Fragen nach bestem Ge-
wissen und unverzüglich und vollständig zu be-
antworten. 

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Voll-
ständig!) 

Konkret zum Nord-Süd-Dialog. Sie sagen, wir 
könnten uns hier doch nicht mit Privatterminen 
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befassen, und es sei doch unanständig, dass wir 
diese hier ins Spiel brächten. Wenn die Staats-
kanzlei auf ihrer Internetseite eine Veranstaltung 
überträgt, an der auch Herr Wulff teilnimmt und bei 
der Herr Maschmeyer der Hauptsponsor ist, wollen 
Sie mir dann erzählen, dass das ein Privattermin 
und kein Gesprächstermin sei und wir die falschen 
Fragen gestellt hätten?  

(Ulf Thiele [CDU]: Das habe ich nicht 
gesagt!) 

Das sind wirklich untaugliche Verteidigungsversu-
che, die Sie hier unternehmen. Das ist wirklich total 
daneben und misslungen. 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von Ulf 
Thiele [CDU]) 

Sie unterstellen, das Ziel unserer Anfrage sei nur, 
irgendjemanden zu verunglimpfen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich kann Sie beruhigen: Das ist nicht der Fall. Aber 
irgendjemand muss sich ja darum kümmern, die 
Verhältnisse, die hier bestehen, aufzudecken und 
zu zeigen, wie unsere Demokratie gefährdet ist. 
Das war der Sinn und Zweck unserer Anfrage. 

(Beifall bei der LINKEN - Christian 
Grascha [FDP]: Decken Sie doch erst 
einmal die Vergangenheit Ihrer eige-
nen Partei auf!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Kollege Haase, nun haben Sie das Wort, 
ebenfalls für anderthalb Minuten. Bitte schön! 

Hans-Dieter Haase (SPD): 

Herr Thiele, das war schon ein bisschen enttäu-
schend. Wer alte Vorwürfe aufwärmt, ohne sie 
belegen zu können, wer nicht zur Kenntnis nimmt, 
dass alle diese Vorwürfe ausgeräumt und alle Fra-
gen - auch von Herrn Steinmeier und anderen - 
beantwortet sind, wer nicht zur Kenntnis nimmt, 
dass, wenn keine Unterlagen vorgelegt werden, es 
vielleicht keine Unterlagen gibt, sondern daraus, 
dass keine Unterlagen vorgelegt werden, den 
Rückschluss zieht, dass sie verbaselt oder ge-
schreddert worden sind,  

(Ulf Thiele [CDU]: Sie stehen im Inter-
net, auf der Seite des NDR!) 

der zeigt mir, dass sein Verständnis von Rechts-
staatlichkeit sehr schwach ausgeprägt ist.  

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 

Herr Thiele, ich kann mich erinnern, wie Sie da-
mals in der Frage „Wahlhilfe aus Wolfsburg“ agiert 
haben,  

(Dr. Stephan August Siemer [CDU]: 
Mit kompletter Transparenz!) 

als Leute dem Vorwurf ausgesetzt waren, Ihrer 
Partei im Bundestagswahlkampf und Herrn Wulff 
im Landtagswahlkampf illegal geholfen zu haben. 
Herr Thiele, damals haben Sie hier das Hohelied 
der Rechtsstaatlichkeit gesungen: Wo kein Kläger, 
da kein Richter, wo kein Zeuge und keine Beweise, 
da nicht justiziabel.  

Wenn Sie jetzt dahinter zurückfallen, dann sind 
genau Sie derjenige, der diesen Staat mit kaputt-
macht, weil er in der Hoffnung, dass etwas hängen 
bleibt, mit Dreck wirft. 

Danke. 

(Starker Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Thiele möchte antworten. Sie haben andert-
halb Minuten. Bitte schön, Herr Thiele! 

Ulf Thiele (CDU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das war gebrüllt, aber nicht gut gebrüllt, 
Herr Haase; denn es ist eben nicht alles erklärt 
worden.  

Ich will mich insbesondere auf einen Brief des 
Chefredakteurs von kapital-markt intern vom 
13. Juli 1998 beziehen - dieser Brief wurde vom 
NDR veröffentlicht und ist im Internet einsehbar -, 
in dem eine 150 000-DM-Spende avisiert wurde 
und auf dem sich ein Kommentar von Raddatz an 
die Büroleiterin von Herrn Steinmeier findet mit der 
Bitte, sich für die Spende, die für drei Großanzei-
gen eingesetzt wurde, zu bedanken. Dieser Brief 
trägt das Kürzel von Herrn Steinmeier. Es ist eine 
Spende von Herrn Maschmeyer für die Initiative 
„Handwerk und Mittelstand“ avisiert, über diesen 
Verlag, damit nicht deutlich wird, dass die Spende 
von Herrn Maschmeyer kommt.  

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Dem er öf-
fentlich widersprochen hat! Das wis-
sen Sie, Herr Thiele!) 

- Ja, aber es ist das Kürzel von Herrn Steinmeier 
auf dem Brief! Das heißt, dass er Kenntnis von 
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diesem Brief hat. Das ist nicht erklärt worden. Die 
Frage, wo die 150 000 Mark, die erkennbar für 
Anzeigen eingesetzt worden sind - sonst stünde 
das hier nicht drauf -, am Ende gelandet sind, ist 
von ihm nicht erklärt worden.  

Diese Frage ist zu klären, weil es das Parteien-
recht betrifft. Da haben Sie vornehm zurückhaltend 
agiert, in der Hoffnung, dass niemand nachfragt. 
Ich aber habe das hier getan.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Erneut zu Wort gemeldet hat sich der Wirtschafts-
minister. Sie haben das Wort. Bitte sehr, Herr Mi-
nister! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Flauger, Sie 
haben in Ihrer Kurzintervention erneut den Vorwurf 
erhoben, die Landesregierung habe auf die Fra-
ge 10 Ihrer Großen Anfrage nicht korrekt ge-
antwortet. Diesen Vorwurf weise ich entschieden 
zurück. In Frage 10 Ihrer Großen Anfrage haben 
Sie nach den Gesprächsterminen der Niedersäch-
sischen Ministerpräsidenten mit Carsten Masch-
meyer in seiner Eigenschaft als Co-Vorstandsvor-
sitzender gefragt.  

Meine Antwort auf Ihre Frage, warum wir den 
Nord-Süd-Dialog nicht genannt haben, war aller-
dings nicht, dass es sich dabei um einen privaten 
Gesprächstermin und nicht um einen dienstlichen 
Gesprächstermin gehandelt hat, sondern meine 
Antwort war: weil es sich um gar keinen Ge-
sprächstermin gehandelt hat.  

Ich will Ihnen das kurz erläutern. Für die Landes-
regierung ist eine Veranstaltung externer Dritter mit 
fast 1 000 Teilnehmern, die weder von der Landes-
regierung noch von Herrn Maschmeyer ausgerich-
tet wird, auf der zufällig der Ministerpräsident und 
ein Geschäftsführer, Vorstandsvorsitzender oder 
was auch immer gleichzeitig sind, kein Gesprächs-
termin. Sie sind zufällig gemeinsam auf der glei-
chen Veranstaltung, meine sehr geehrten Damen 
und Herren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wenn Sie wissen wollen, wie oft die Ministerpräsi-
denten und Carsten Maschmeyer gleichzeitig auf 
der gleichen Veranstaltung waren 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Der Minis-
terpräsident ist nirgends zufällig!) 

- der Zufall entsteht dadurch, dass beide gleichzei-
tig da waren, Herr Jüttner, und nicht dadurch, dass 
der Ministerpräsident da war; dass der Minister-
präsident dahin gegangen ist, war eine bewusste 
Entscheidung -, dann hätten Sie danach fragen 
müssen. Ich kann Ihnen aber sagen: Wir hätten 
ganz bestimmt nicht sicherstellen können, für die 
Jahre 1990 bis heute komplett zu beantworten, 
wann der Ministerpräsident und Carsten Masch-
meyer oder eine andere Person gleichzeitig auf 
einer Veranstaltung Dritter waren, zumal dort fast 
1 000 Leute waren.  

Was Ihren zweiten Vorwurf angeht, dass Herr 
Maschmeyer vor laufenden Kameras erklärt habe, 
er wolle sich auf dieser Veranstaltung auch einmal 
unterhalten, so kann ich es mir durchaus vorstel-
len, dass man sich, wenn man mit fast 1 000 Leu-
ten zusammen ist, auch einmal unterhält - spätes-
tens dann, wenn man etwas zu trinken bestellt. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU 
und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, es lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich stelle 
fest, dass damit die Besprechung der Großen An-
frage abgeschlossen ist. 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit fest.  

Ich rufe den nächsten Tagesordnungspunkt auf. 

(Unruhe) 

- Diejenigen, die an dem Thema kein Interesse 
oder kein Herzblut haben, verlassen gerade den 
Saal. Warten wir noch ab, bis sich die Unruhe ge-
legt hat! Das Präsidium wäre natürlich außeror-
dentlich dankbar, wenn jemand hier bleiben würde. 

(Heiterkeit) 

Jetzt kommen wir zu Tagesordnungspunkt 43: 

Abschließende Beratung: 
Neue Wege zur Sicherung der medizinischen 
Versorgung in der Fläche - Selbstverwaltungs-
organisationen, Kommunen, Land und Bund in 
gemeinsamer Verantwortung - Antrag der Frakti-
onen der CDU und der FDP - Drs. 16/3631 - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Soziales, 
Frauen, Familie, Gesundheit und Integration - 
Drs. 16/3718  
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Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag unver-
ändert anzunehmen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Böhlke für die 
CDU-Fraktion. Herr Böhlke, Sie haben das Wort. 

Norbert Böhlke (CDU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Unser Entschließungsantrag, 
der heute zur Abstimmung steht, zielt darauf ab, 
der Landesebene einen möglichst großen Gestal-
tungsraum bei der medizinischen Versorgung in 
der Fläche zu sichern bzw. zu schaffen. 

Vor dem Hintergrund des demografischen Wan-
dels in der Bevölkerung, aber natürlich auch in der 
Ärzteschaft haben sich der Landtag - insbesondere 
natürlich der Sozial- und Gesundheitsausschuss - 
und das zuständige Ministerium in der Vergangen-
heit sehr intensiv mit der Gesamtproblematik be-
fasst. Denn wenn wir, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, nicht dafür Sorge tragen, auch überzeugende 
Lösungsansätze zu verwirklichen, könnte ansons-
ten die aufsuchende Tätigkeit von Hausärzten 
schon allein dadurch gefährdet sein, dass in An-
betracht des demografischen Wandels diese auf-
suchende Tätigkeit zwar häufiger nachgefragt wird, 
aber in den Gemeinden oder auf den Dörfern 
schlichtweg nicht mehr ausreichend gewährleistet 
oder erbracht werden kann. 

Um diesen Ansatz deutlich zu machen, stellen wir 
unseren Antrag auch sehr bewusst in einen direk-
ten Zusammenhang mit den diesbezüglichen 
jüngsten Beschlüssen des Landtages, die wir im 
Herbst 2010 getroffen haben. 

Mit unserem Antrag geht es uns jetzt darum, unse-
rer Landesregierung bzw. unserer Sozial- und 
Gesundheitsministerin parlamentarische Unterstüt-
zung dabei zu gewähren, die optimalen Lösungs-
wege realisieren zu können, um die Interessen 
Niedersachsens bei der Vorbereitung des Bundes-
versorgungsgesetzes auch optimal mit einbringen 
zu können. 

Dieser Entschließungsantrag knüpft an die von der 
Arbeitsgruppe der Gesundheitsminister des Bun-
des und der Länder vorgestellten Eckpunkte an, 
die auch in dem Versorgungsgesetz des Bundes 
zum 1. Januar nächsten Jahres in Kraft treten sol-
len. 

Besonders wichtig hierbei ist uns, dass konkret 
vorgesehen wird, dass die Verhandlungen mit der 
Bundesregierung bezüglich neu zu schaffender 

Länderkompetenzen auch konstruktiv fortgesetzt 
werden. 

Gleichzeitig soll im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren zum Versorgungsgesetz auch angestrebt 
werden, dass die Bundesländer Initiativrechte zu 
den Fragen der Sicherstellung der ärztlichen Ver-
sorgung erhalten; denn es geht darum, größere 
Gestaltungsmöglichkeiten aufseiten der Länder zu 
sichern, um auf regionale Besonderheiten entspre-
chend reagieren zu können. 

Das liegt uns seitens der Antragsteller besonders 
am Herzen; denn wir wissen aus der Vergangen-
heit, dass nicht alle mittlerweile zentralistisch orga-
nisierten Ansätze so erfolgreich sind wie die teil-
weise in der Vergangenheit gemachten Erfahrun-
gen auf regionaler Verantwortungsebene. 

In der öffentlichen Auseinandersetzung findet nach 
unserer Auffassung das Thema „ärztliche Ausbil-
dung“ zu wenig Beachtung, wenn es um die Aus-
bildung der Mediziner insbesondere in der haus-
ärztlichen Versorgung geht. Hier spielt dies eine 
untergeordnete Rolle. Dieser Themenbereich sollte 
innerhalb des Medizinstudiums nach unserer Auf-
fassung einen deutlich höheren Stellenwert ein-
nehmen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Zudem sollten diese Arbeitsfelder auch als ein 
attraktives medizinisches Tätigkeitsfeld dargestellt 
werden. Gestern haben wir im Zusammenhang mit 
der Debatte zur Gründung der European Medical 
School mit Medizinischer Fakultät in Oldenburg mit 
Zufriedenheit hören können, dass in dieser Frage 
bei der universitären Medizinalausbildung im Nord-
westen unseres Landes eine entsprechende Ge-
wichtung vorgenommen werden soll. Die Koopera-
tion mit unseren holländischen Partnern wurde hier 
skizziert. Es war klar zu erkennen, dass genau 
diese aufgezeigten Gefahrenmomente in der Ge-
samtkonzeption erfasst sind und auch mit entspre-
chenden Initiativen ausgestattet werden. Ich den-
ke, das war auch ein Beweis dafür, dass wir hier 
mit unserem Antrag auf dem richtigen Weg sind. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Es ist natürlich sehr erfreulich, dass auch die von 
uns angesprochenen verbesserten Anreize als 
Thema sehr ernst genommen werden, um mehr 
Allgemeinmediziner dazu zu gewinnen, sich im 
ländlichen Raum niederzulassen. Deutlich erkenn-
bar ist bereits, dass die Praxis hier in der Ausbil-
dung ihren Niederschlag finden wird - wie auch die 

 14331 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

Verbesserung im Hinblick auf die Frage der Balan-
ce von Beruf und Familie auch im Bereich der me-
dizinischen Versorgung. Stichworte wie die Ab-
schaffung der Residenzpflicht oder auch die Redu-
zierung der Arbeitszeit durch Delegation von Auf-
gaben möchte ich hier beispielhaft nennen. 

Um gerade für den ländlichen Raum die Attraktivi-
tät zu erhöhen, muss es auch entsprechende An-
reize geben. Wir können die Bereitschaft, sich als 
Arzt dort vor Ort niederzulassen, nur steigern, in-
dem wir konkret werden. Dazu zählen beispiels-
weise eine verbesserte Verzahnung der Versor-
gungsbereiche ambulante Versorgung, stationäre 
Versorgung und Pflege. Sie müssen einfach ent-
sprechend miteinander verknüpft werden. Um ge-
rade auch in der Fläche erfolgreich wirken zu kön-
nen, sind Hausärzte darauf angewiesen, mit Fach-
ärzten und anderen Berufsgruppen noch enger, 
noch deutlicher und noch intensiver zusammenzu-
arbeiten, um eine möglichst wohnortnahe Versor-
gung zu sichern. 

In diesem Zusammenhang möchte ich natürlich 
auch auf das positive Beispiel verweisen, dass 
Niedersachsen durch unsere Landesregierung drei 
Pilotinitiativen zum Thema Gesundheitsregionen 
auf den Weg gebracht hat, die genau darauf abzie-
len, dieses Thema dann in der Fläche auf Grund-
lage der jetzt zu machenden Erfahrungen entspre-
chend umzusetzen und in den Mittelpunkt zu stel-
len. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Um etwas Druck aufzubauen, ist in diesen Antrag 
die Bitte eingebunden, dass die Landesregierung 
den Landtag darüber informieren möge, wie der 
Stand der Verhandlungen mit der Bundesregierung 
bezüglich der neu zu schaffenden Länderkompe-
tenzen ist. Außerdem wird darum gebeten, im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren zum Versorgungs-
gesetz nachdrücklich anzustreben, dass die Län-
der auch entsprechende Initiativerechte erhalten. 

Ich denke, dies zeigt den anderen Bundesländern, 
aber natürlich insbesondere auch der Bundesre-
gierung und dem neuen Bundesgesundheitsminis-
ter, dass sich nicht nur das Ministerium und nicht 
nur die Landesregierung, sondern auch der Land-
tag kraftvoll dafür einsetzen, die hausärztliche 
Versorgung wohnortnah zu sichern. 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: So kraft-
voll sieht das nicht aus!) 

Es gehört nämlich zur elementaren Daseinsvor-
sorge unseres Sozialstaates, hier entsprechend zu 
wirken. Wir werden weiterhin daran arbeiten, die-
ses Ziel zu erreichen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Wir sind auf einem guten Weg. Hieran sollten wir 
möglichst sachorientiert und konstruktiv weiter 
arbeiten. Ein wesentlicher Beitrag dazu ist unser 
heutiger Antrag, den wir natürlich positiv beschei-
den möchten. 

Vielen Dank. 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Für die FDP-Fraktion spricht jetzt Herr Riese. Bitte 
sehr, Herr Riese! 

Roland Riese (FDP): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Erst einmal ein großes Lob 
an den Ältestenrat, der mit der Terminierung dieser 
Beratung eine echte Punktlandung geleistet hat! 

(Vizepräsident Dieter Möhrmann über-
nimmt den Vorsitz) 

Das ist deswegen der Fall, weil eine Forderung in 
diesem Antrag, nämlich die zeitnahe Unterrichtung 
über Verhandlungen der Gesundheitsministerkon-
ferenz, wohl gleich erfüllt wird. Wie ich sicher er-
warte, werden wir in einigen Minuten hier aus dem 
Munde unserer Gesundheitsministerin Aygül Öz-
kan schon etwas dazu hören. Sie alle wissen, dass 
die Ministerin gestern und vorgestern an der Ge-
sundheitsministerkonferenz teilgenommen hat. 
Dort sind natürlich vor allen Dingen auch diese 
Themen beraten worden. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

In den Ausschussberatungen haben uns die Frak-
tionen der Opposition angedeutet, in diesem An-
trag stehe viel Richtiges, aber im Grunde auch 
nicht richtig viel Neues; 

(Zustimmung von Patrick-Marc Hum-
ke [LINKE]) 

deswegen könne man sich hier enthalten. 

Meine Damen und Herren, über diese Stellung-
nahme habe ich mich doch ein bisschen gewun-
dert, weil es ja wie folgt ist - Kollege Böhlke hat 
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das gerade ausgeführt -: Wir haben eine Be-
schlusslage aus dem November vergangenen 
Jahres. 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Die muss 
erst umgesetzt werden!) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Frau 
Helmhold, diese Beschlusslage beschränkt sich 
aber natürlich auf etwas technische Dinge, die mit 
der Verwaltungsorganisation und Kompetenzen zu 
tun haben. Was dort vollständig fehlt und was wir 
in diesem Antrag aufgegriffen haben, ist die Le-
benssituation, die Lebenswirklichkeit der jungen 
Medizinerinnen und Mediziner, die sich überlegen, 
wie sie ihren Beruf am Ende ausüben wollen. 

Uns geht es hier um die Antwort auf die Frage: 
Was soll diese jungen Medizinerinnen dazu bewe-
gen, nicht eine Teilzeitstelle in der Pharmaindustrie 
oder in der öffentlichen Gesundheitsverwaltung 
anzunehmen, sondern das zu tun, was man sich 
landläufig unter dem Arztberuf vorstellt? - Das 
klassische Arztbild ist doch das Behandeln und 
Heilen von Menschen in ihrer Lebensumgebung, 
also im ländlichen Raum - natürlich auch im städti-
schen Raum; aber dort, wo die Menschen leben. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Dazu werden Dinge beitragen, die in den bisheri-
gen Entschließungen des Landtages nicht abge-
bildet sind, die wir allerdings vor einigen Monaten, 
nämlich am 29. April 2010, in einer Aktuellen Stun-
de schon einmal erörtert haben. Ich halte es für 
sehr wichtig, dass auch diese Aspekte in einer 
Entschließung des Landtages niedergelegt wer-
den. 

Dabei geht es darum, dass Vergütungsanreize für 
Ärzte in unterversorgten Gebieten ermöglicht wer-
den; das entspricht mittlerweile dem Stand der 
Beratungen der Bundesregierung. Dabei geht es 
ferner um die Weiterentwicklung der Aus- und 
Fortbildung von Medizinerinnen und Medizinern, 
vor allen Dingen aber angesichts der Tatsache, 
dass wir so viele junge Medizinerinnen haben, 
auch um die besondere Aufmerksamkeit für die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Dazu gehö-
ren größere Variationsmöglichkeiten in Teilzeitbe-
schäftigungen und neue Verzahnungen zwischen 
dem ambulanten und stationären Sektor. 

All diese Dinge haben wir bisher so nicht in Ent-
schließungen niedergelegt und tun das heute 
erstmals. Vielleicht gibt sich die eine oder der an-
dere von Ihnen doch noch einen Ruck und stimmt 

zu, statt sich zu enthalten, weil dies ein guter und 
wichtiger Antrag ist. 

(Zustimmung von Norbert Böhlke 
[CDU]) 

Ich möchte noch die mobile Praxisausübung an-
sprechen, die jetzt in stärkerer Weise als bisher 
ermöglicht werden wird. Außerdem soll in der ärzt-
lichen Ausbildung der Aspekt der Allgemeinmedi-
zin nicht nur in die Krankenhausausbildung gehö-
ren, sondern soll in sehr viel stärkerem Maße auch 
die Teilnahme an der Arbeit in der Praxis zu einer 
relativ frühen Ausbildungsphase gehören, damit 
die Arbeit am Menschen, das Essential des Arztbe-
rufes, frühzeitig erlebt wird. Darum geht es! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, für die SPD-Fraktion 
hat nun die Kollegin Tiemann das Wort. Bitte 
schön! 

Petra Tiemann (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 120 000 Euro zinsloses Darle-
hen für einen Arzt, der gewillt ist, sich in den ländli-
chen Strukturen niederzulassen, oder wie wäre es 
mit 50 000 Euro Starthilfe für eine Niederlassung? 
- Das sind Meldungen aus unseren Kommunen, 
die wir immer häufiger in den Medien lesen und 
hören können. Das sind leider keine Einzelfälle 
mehr, meine Damen und Herren. Wir haben in 
unserem Bundesland ein Problem, Medizinerinnen 
und Mediziner in die Fläche zu bekommen und 
ihnen das dortige Praktizieren schmackhaft zu 
machen.  

Wir sprechen in diesem Hause - das hat auch Herr 
Böhlke eben erwähnt - schon mehrere Jahre dar-
über. Wir haben im November einen fraktionsüber-
greifenden Antrag verabschiedet. Nun liegt uns ein 
neuer Antrag der Fraktionen der FDP und der CDU 
vor. In diesem Antrag steht nichts Falsches. Das 
habe ich schon bei der Einbringung dieses Antra-
ges im Ausschuss klargestellt. 

Wir werden uns übrigens enthalten. 

(Roland Riese [FDP]: Oh!) 

Warum? - In diesem Antrag steht nichts Falsches, 
in ihm steht nichts Neues, und der Antrag, den wir 
gemeinsam gestellt haben, muss erst einmal ab-
gearbeitet werden. Aber ich will das gerne erklä-
ren. In diesem Antrag finden sich Eckpunkte aus 
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dem gemeinsamen Antrag des letzten Jahres wie-
der - und daneben Selbstverständlichkeiten, meine 
Damen und Herren. Lassen Sie mich das an einem 
Beispiel klarmachen. Da heißt es unter Nr. 2 - ich 
zitiere -:  

„Der Landtag bittet die Landesregie-
rung, …den Landtag über die bisheri-
gen Ergebnisse der Projekte in Nie-
dersachsen zur Delegation ärztlicher 
Leistungen zu unterrichten“. 

Damit ist das MoNi-Projekt gemeint. Meine Damen 
und Herren, das ist für meine Fraktion selbstver-
ständlich! 

(Beifall bei der SPD - Ursula Helmhold 
[GRÜNE]: Für uns auch!) 

Der zweite Aspekt dieses Antrags zielt auf die 
Unterstützung des Versorgungsgesetzes zum 
1. Januar 2012 ab. Ein richtiger Punkt dabei ist die 
Möglichkeit der Einwirkung eines Bundeslandes 
auf die Bedarfsplanung. Das ist so weit in Ord-
nung, da jedes Bundesland anders strukturiert ist - 
aber bitte nicht nur mit dem demografischen Fak-
tor, sondern auch mit einem Flächenfaktor! Gerade 
für Niedersachsen ist ein Flächenfaktor unbedingt 
nötig. Niedersachsen ist ein riesiges Flächenland, 
sodass man nicht den demografischen Faktor als 
einzigen Faktor einberechnen kann; denn der Ärz-
temangel herrscht nicht nur in Ballungszentren, 
sondern vor allen Dingen auf dem Land. Wir, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren, wollen eine 
ärztliche Versorgung für alle Menschen auf dem 
Land sichern. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei der LINKEN) 

In diesem Gesetzentwurf fehlen einige wichtige 
Forderungen: Keine Niederlassungen in überver-
sorgten Gebieten! Wir haben in erster Linie keinen 
Ärztemangel, sondern eine falsche Verteilung. Ich 
wiederhole mich: Wir haben im letzten Jahr einen 
guten gemeinsamen Entschließungsantrag verab-
schiedet. In dieser Entschließung sind Aufträge an 
die Landesregierung enthalten. Die Landesregie-
rung hat im April dieses Jahres berichtet. Dazu 
möchte ich auf zwei Punkte eingehen. 

Erstens zum Ausbau der Lehrstühle für Allge-
meinmedizin an Hochschulen. In dem Bericht der 
Landesregierung steht - ich zitiere -: 

„Eine Entwicklung zu immer weniger 
Ärzten in allgemeinmedizinischen 
Praxen - insbesondere im ländlichen 

Raum - lässt sich durch einen Ausbau 
der Lehrstühle für Allgemeinmedizin 
nicht aufhalten.“ 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Frau Tiemann, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Riese? 

Petra Tiemann (SPD): 
Nein, ich möchte zu Ende ausführen. - Meine Da-
men und Herren von CDU und FDP, ich weiß nicht, 
was Sie unter Parlamentarismus verstehen. Wir 
verstehen darunter: Wir schreiben einen Antrag, 
suchen Mehrheiten, beschließen ihn, und dann 
sollte er unserer Ansicht nach auch umgesetzt 
werden. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN und bei der LIN-
KEN) 

Aber selbst die KVN nennt in ihrer Agenda 2011 
vom 11. Mai 2011 die Forderung nach dem Aus-
bau der Lehrstühle. Frau Özkan, wenn Sie in den 
Referentenentwurf Ihres Bundesgesundheitsminis-
ters geschaut hätten, hätten Sie es dort auch noch 
einmal lesen können. 

Ein weiterer Punkt in dem Bericht der Landesregie-
rung betrifft die Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie. Ich zitiere aus dem Bericht: 

„Als Gestalter der örtlichen Infrastruk-
tur sind die Kommunen auch beson-
ders geeignet, entsprechende Nieder-
lassungsanreize zu erproben.“ 

Von zweien habe ich eingangs berichtet. Ich frage: 
Wie soll das denn aussehen? Kostenfreie Kinder-
betreuung? - Wir sind sofort dabei - nur damit wir 
uns richtig verstehen -, aber dann für alle Kinder, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD) 

Eines spricht an dieser Stelle auch dagegen, das 
an dieser Stelle so global auszudrücken: Die 
Kommunen, in denen Praxen leer stehen, haben in 
der Regel auch leere Kassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wissen aus der Befragung von Studentinnen, 
dass auch die sogenannten weichen Faktoren eine 
sehr große Rolle spielen, z. B. Infrastruktur, Schu-
le, Kultur, Kinderbetreuung. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle aber auch noch 
einen Blick auf die harten Faktoren werfen. Die 
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Hausärzte stehen im Vergleich der Ärzte in der 
Einkommensskala auf unterem Niveau. Sie haben 
2008 um 2 % aufgeholt, aber damit stehen sie 
immer noch auf dem unteren Niveau. Nun hat Herr 
Bahr in seinem Versorgungsgesetz auch diesen 
Faktor eingebracht und beziffert den finanziellen 
Aufwand dafür mit 300 Millionen Euro. 

Daraus ergeben sich für mich zwei Fragen. Ers-
tens. Wer soll das bezahlen - Tor 1: die Kranken-
kasse oder Tor 2: Umverteilung von anderen fach-
ärztlichen Bereichen? - Wenn Tor 1 - die Kranken-
kasse -, wer zahlt dann? Oder erklärt man so, mei-
ne Damen und Herren, eine weitere Zusatzzahlung 
für die Krankenkassen? - Dann rechnen Sie doch 
bitte einmal aus, wie viel Geld tatsächlich bei je-
dem Hausarzt hängenbleibt. 80 Euro pro Monat 
und Hausarzt! Wenn diese Förderung, dann bitte 
nicht per Gießkanne! 

Ich komme noch einmal zu dem Antrag zurück. 
Erstens. Wir haben einen Antrag verabschiedet, 
der weitreichend ist und abgearbeitet werden 
muss. Zweitens. Der Entwurf zum Versorgungsge-
setz in Berlin hat noch an einigen Stellen Verbes-
serungsbedarf. Drittens. Arbeitsnachweise für CDU 
und FDP sind mit uns nicht zu haben. Wir werden 
uns enthalten. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und 
Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, zu einer Kurzinterventi-
on hat sich der Kollege Riese gemeldet. Bitte 
schön! 

Roland Riese (FDP): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine verehrten 
Damen und Herren! Frau Tiemann hat hier noch 
einmal ganz besonders mehr Studienplätze für 
Allgemeinmediziner eingefordert. Sie hat dabei 
offenbar vergessen, dass wir uns mit dieser Frage 
schon vor Monaten aufgrund eines älteren Ent-
schließungsantrages im Ausschuss sehr sorgfältig, 
umfassend und intensiv beschäftigt haben. Hätten 
Sie es nicht vergessen, Frau Tiemann, dann wür-
den Sie sich daran erinnern, dass wir nicht unter 
einem Mangel an Ärztinnen und Ärztinnen leiden. 
Vielmehr geht es darum, dass wir die jungen Medi-
ziner wieder motivieren müssen, in diese Praxen 
hineinzugehen und nicht ins Ausland abzuwan-
dern, sondern bei uns tätig zu werden. Das heißt, 
an den Arbeitsbedingungen müssen wir arbeiten. 

Das alles ist in dem heute zu beschließenden An-
trag abgebildet. Sie jedoch wollen sich enthalten. 
Ich finde es außerordentlich bedauerlich, dass die 
menschliche Zuwendung zu den Ärzten an dieser 
Stelle nicht Ihre Zustimmung finden soll. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Frau Tiemann möchte erwidern. Bitte schön! 

(Zuruf von Ronald Schminke [SPD]) 

- Herr Kollege, ich möchte Sie bitten, etwas vor-
sichtiger mit Ihren Ausdrücken zu sein. 

Frau Tiemann, bitte! 

Petra Tiemann (SPD): 
Danke schön, Herr Präsident. - „Menschliche Zu-
wendung“ - wie schön, das gerade aus Ihrem 
Mund zu hören, Herr Riese! 

Im Übrigen habe ich nicht über Studienplätze ge-
sprochen. Wenn Sie mir genau zugehört hätten, 
hätten Sie gemerkt, dass ich über Lehrstühle ge-
sprochen habe. Ich habe schon im Ausschuss eine 
Unterrichtung dazu beantragt. Auch Sie selbst 
haben Bezug darauf genommen. Da müssen Sie 
sich also leider verhört haben. Vielleicht doch ein 
bisschen besser zuhören! 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht nun Frau Helmhold. 

Ursula Helmhold (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Das Thema zieht sich ja durch die gesam-
te Wahlperiode. Der heute vorliegende Antrag, der 
übrigens in Rekordzeit verabschiedet werden soll - 
so etwas kennen wir im Ausschuss normalerweise 
gar nicht -, wiederholt wirklich sehr vieles von dem, 
was wir schon im Oktober 2010 in einer gemein-
samen Entschließung zum Ausdruck gebracht 
haben. Er ist sozusagen ein reiner Jubelantrag. 
Warum einiges und, sagen wir einmal, sogar vieles 
von dem mit reinen Unterrichtungen im Ausschuss 
zu erledigen gewesen wäre, hat meine Kollegin 
Tiemann gerade ausgeführt. Dazu werde ich nichts 
mehr sagen. 

Wir behaupten nicht, dass dieses Thema unwichtig 
wäre. Ganz im Gegenteil. Seit der gemeinsamen 
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Entschließung haben die Länder immerhin einen 
stärkeren Einfluss bei der Bedarfsplanung erhal-
ten, ein Beanstandungsrecht bei Selektivverträgen 
bekommen. Auch der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung, dessen Beratungen im Bundesrat ja 
gerade angelaufen sind, enthält sicherlich auch 
sinnvolle Elemente. Insgesamt ist er aber mit er-
heblichen Untiefen behaftet. Herr Riese hat hier 
eben in seinem Redebeitrag und auch bei der öf-
fentlichen Einbringung dieses Antrags im Aus-
schuss den Punkt hervorgehoben, dass man die 
Honorarverteilung bei den Hausärzten attraktiver 
gestalten müsse, insbesondere bei den Fachärz-
ten. 

Was hat nun aber Herr Bahr in seinem Entwurf aus 
diesem Punkt gemacht? - Es gibt erhebliche Ver-
besserungen für Ärztinnen und Ärzte in struktur-
schwachen Gebieten. Das wird zu einer Steige-
rung der Ausgaben in Höhe von etwa 2,4 Milliar-
den Euro für die Versicherten führen. Das fände 
ich sehr in Ordnung, wenn auf der anderen Seite in 
überversorgten Gebieten auch Abschläge vorge-
nommen werden könnten; denn wir haben - Frau 
Tiemann hat es ausgeführt - ein Verteilungsprob-
lem. Auf der einen Seite Überversorgung, auf der 
anderen Seite Unterversorgung. Aber genau die-
sen Schritt haben weder Herr Rösler noch Herr 
Bahr gewagt. Stattdessen sollen jetzt die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen zu Marktpreisen Praxis-
sitze aufkaufen. Warum sie das machen sollen und 
von wessen Geld, bleibt schleierhaft. Das alles ist 
für mich reine Klientelpolitik.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es kommt nach den Berliner Vorgaben aber noch 
schlimmer: Jegliche Vorgaben für die Gestaltung 
von Vergütungen durch die Bundesebene werden 
zurückgenommen, die Krankenkassen als bisheri-
ge Mitentscheider ausgebootet, die Honorarent-
scheidungen wieder ausschließlich an die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen delegiert. Damit werden 
die aus der Vergangenheit bekannten wirklich 
elenden Verteilungskämpfe zwischen den einzel-
nen Arztgruppen wieder in den Vordergrund treten. 
Die haben am Ende immer nur zu einem geführt, 
nämlich dazu, dass insgesamt mehr Geld in den 
Topf gegeben werden musste, damit Ruhe ist. Das 
alles geht voll zu Lasten der Versicherten. Mehr 
Brutto vom Netto jedenfalls sieht anders aus. Für 
die Arbeitnehmer gilt dies in diesem Falle nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte noch auf einen Punkt der Unterrichtung 
zu unserer damaligen Entschließung eingehen: 

Wenn Sie in Ihren Stellungnahmen immer wieder 
die Bedeutung kommunalen Handelns für die An-
werbung von Hausärzten betonen - z. B. bei der 
Gestaltung der Infrastruktur, der Kinderbetreuung 
usw. -, dann müssen Sie die Kommunen erstens 
an den zu bildenden Gremien der Bedarfsplanung 
beteiligen, und zweitens müssen Sie sie mit den 
entsprechenden Finanzmitteln ausstatten.  

(Petra Tiemann [SPD]: Das ist der 
Punkt!) 

Dafür ist diese Landesregierung aber nicht gerade 
berühmt. Ansonsten bleibt das vor dem Hinter-
grund der demografischen Entwicklung und der 
Entwicklung der Morbidität nur wohlfeiles ablen-
kendes Gerede. Dazu werden Sie unsere Zustim-
mung nicht erhalten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, ich erteile jetzt dem 
Kollegen Humke von der Fraktion DIE LINKE das 
Wort.  

Patrick-Marc Humke (LINKE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Redebeiträge von Herrn Böhlke und Herrn 
Riese waren richtig bemerkenswert. Zunächst 
musste richtig motiviert werden, damit überhaupt 
einmal eine Person applaudiert, und außerdem hat 
Herr Riese zweifelhaft zu begründen versucht, 
warum ein Antrag vorgelegt wird, dessen Sinn 
offensichtlich darin besteht, etwas zu wiederholen, 
was hier schon im Oktober letzten Jahres fast im 
Wortlaut auf der Tagesordnung stand. Das fand ich 
sehr bemerkenswert; denn meine Fraktion und ich 
hatten in der Vergangenheit immer das Ziel, mit 
Anträgen etwas Neues konkret aufzugreifen und 
etwas zu verändern. 

(Norbert Böhlke [CDU]: Genau das 
machen wir!) 

Somit ist der Gebrauchswert dieses Antrags leider 
infrage zu stellen. Das finde ich schade. Dann 
nützt es auch nichts, Herr Riese, dass Sie sagen, 
Sie hätten versucht, die Lebenswirklichkeit von 
jungen Ärztinnen und Ärzten aufzugreifen. Das 
macht den Antrag leider auch nicht besser, aber 
auch nicht schlechter. Wir nehmen ihn so hin. Wir 
nehmen eine ähnliche Position ein wie die SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Wir können Ihrem 
Antrag in dieser Form nicht zustimmen. Mit Ihren 
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sozial- und gesundheitspolitischen Anträgen ist es 
leider immer wieder wie folgt: Die Diagnose ist 
weitgehend unstrittig, in der Therapie verharren die 
Regierungsfraktionen aber leider bei dem Prinzip 
Hoffnung und in unkonkreter Geschäftigkeit. 

Unkonkret bleibt z. B. Ihre Forderung unter Nr. 1, 
durch Verhandlungen mit der Bundesregierung 
neue Länderkompetenzen zu schaffen. Ich frage 
mich: Welche Kompetenzen mit welcher Zielset-
zung wären in Sachen medizinische Versorgung in 
der Fläche für Niedersachsen notwendig? - Und 
das gerade vor dem Hintergrund der Antwort auf 
die Frage, wie wir der drohenden Unterversorgung, 
dem drohenden Ärztemangel in der Fläche entge-
genwirken wollen. Darüber haben wir hier ja schon 
diverse Male diskutiert. 

Unkonkret bleiben auch Ihre Forderungen unter 
Nr. 3, den Ländern Initiativrechte zur Sicherstel-
lung der ärztlichen Versorgung zu geben. Um wel-
che Initiativen soll es hier eigentlich gehen? Wer-
den diese gesetzlichen Veränderungen Kosten 
erzeugen? Wenn ja, wer soll sie dann finanzieren? 

Was allgemein notwendig wäre, wie z. B. eine 
bessere Honorierung der Hausärzte - Frau Tie-
mann hat hier ja schon zwei Zahlen dazu ins Spiel 
gebracht -, wurde in diesem Hause schon am 
6. Oktober des letzten Jahres - ich wies darauf 
hin - in einer Entschließung etwas konkreter ein-
stimmig beschlossen. Ich hätte mir gewünscht, 
dass in einen neuen Antrag ein ergänzender Punkt 
etwa zum weiteren Umgang mit der psychiatri-
schen Versorgung aufgenommen wird. Aussagen 
dazu fehlen ganz konkret. 

(Glocke des Präsidenten) 

Was Ihren Antrag angeht - da sage ich Ihnen jetzt 
nichts Neues -, haben wir im Fachausschuss je-
derzeit die Möglichkeit, uns durch die Landesregie-
rung über den aktuellen Sachstand bei der Bear-
beitung eines Antrags unterrichten zu lassen. Das 
hätte meines Erachtens auch bei diesem Antrag 
gereicht. 

Die Antwort auf die gestellten Fragen dürfte darin 
liegen, dass Sie keine eigenen Lösungen für die 
Frage der Finanzierung zusätzlicher Kosten haben, 
die mit einer langfristigen angemessenen medizini-
schen Versorgung zwangsläufig verbunden sind. 
Wir haben unseren Vorschlag einer Bundesratsini-
tiative für eine solidarische Bürgerversicherung 
schon gefühlt 100 Mal - ich weiß es nicht, ich über-
treibe jetzt etwas - hier im Landtag angesprochen 
und auch in Form von Anträgen eingereicht. 

(Glocke des Präsidenten) 

- Ich komme zum Schluss; letzter Satz, Herr Präsi-
dent. - Dieser Antrag schadet nichts, er nützt aber 
leider auch nichts und trägt auch nicht viel oder 
sogar gar nichts zur Lösung der konkreten Prob-
leme bei. Lassen Sie uns die konkreten Probleme 
lieber konkret anfassen! Genug Anträge dazu sind 
schon gestellt worden. Arbeiten Sie enger mit der 
Opposition zusammen! Dann kommen wir auch 
der Lösung unserer Probleme in diesem Bereich 
näher. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Kollege Böhlke hat sich zu einer Kurzinterven-
tion gemeldet. Bitte schön!  

Norbert Böhlke (CDU): 
Der Kollege Humke hat seine Ausführungen mit 
dem Hinweis eröffnet, dass die Beifallsbekundun-
gen zu den Reden der beiden Vertreter der Regie-
rungsfraktionen Riese und Böhlke nicht umfang-
reich gewesen seien. Ich meine, das ist kein guter 
Ansatz. Denn es kommt auf die Inhalte an, wenn 
es darum geht, entsprechende Dinge auf den Weg 
zu bringen, und nicht auf das Schlagen des Ti-
sches. 

(Petra Tiemann [SPD]: Aber das eine 
hat manchmal das andere zur Folge, 
Herr Böhlke!) 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
die Diskussion, die wir im Oktober geführt haben, 
war Grundlage dafür, dass wir hier in diesem Ple-
num sogar eine Beschlussfassung herbeigeführt 
haben, die zu einer gemeinsamen Linie aller Frak-
tionen geführt hat. Darauf aufbauend haben wir 
unseren Antrag auf den Weg gebracht. Von daher 
meine ich, dass auch die Oppositionsfraktionen 
durchaus die Größe haben sollten, die die beiden 
Regierungsfraktionen in der Herbstdiskussion zu 
diesem Thema aufgezeigt haben. 

Zum Abschluss möchte ich noch darauf hinweisen, 
lieber Herr Kollege Humke, dass es - ich habe 
genau aufgepasst - nicht eine Beifallsbekundung 
aus Ihrer Fraktion gab. Das scheint nach meinen 
Ausführungen dazu deutlich zu machen, dass das, 
was Sie hier vorgetragen haben, offensichtlich 
auch nicht die Zustimmung Ihrer Kollegen getroffen 
hat. 
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Ursula Helmhold [GRÜNE]: Das ist 
doch dummes Zeug!) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Kollege Humke möchte zu der Frage der Bei-
fallsbekundungen erwidern. Bitte schön! 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Wir ma-
chen demnächst ein Applausometer!) 

Patrick-Marc Humke (LINKE): 
Herr Präsident! Vielen Dank, Herr Böhlke. Ich hatte 
gehofft, dass diese Frage kommt. Bei der Struktu-
rierung von Redebeiträgen kommt es auch darauf 
an, ob man manchmal eine appellative Aussage 
einbaut oder eine kleine Pause macht und abwar-
tet, ob der Applaus einsetzt. Das haben Sie und 
auch Herr Riese getan, aber es kam leider keine 
Reaktion. 

(Norbert Böhlke [CDU]: Nein, ich habe 
keine Pause gemacht!) 

Das war schade. Im Unterschied zu Ihnen habe ich 
mich dazu entschieden, in 3:30 Minuten inhaltlich 
vorzutragen und nicht beifallheischend Redezeit zu 
verschwenden. 

(Jens Nacke [CDU]: Eine Minute ist 
schon rum!) 

Wir haben das genau so abgesprochen. Ich bin 
Ihnen sehr dankbar, dass Sie das angesprochen 
haben. Manchmal unterstützen einen eben auch 
die Mehrheitsfraktionen bei Dingen, die man aus-
probiert. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
aus den Fraktionen liegen mir nicht vor. Aber Frau 
Ministerin Özkan hat sich zu Wort gemeldet. Bitte 
schön! 

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Unser Gesundheitssystem 
bietet den Bürgerinnen und Bürgern eine hervorra-
gende Versorgung. Wir haben die vielleicht beste 
medizinische Versorgung weltweit. Diesen unseren 
hohen Standard und Anspruch wollen wir auch in 
Zukunft dauerhaft sichern. Deshalb sind wir uns in 

diesem Hause einig, dass wir schon heute die 
richtigen Weichen stellen wollen. Das tun wir. Be-
vor ich auf die Beschlüsse der Gesundheitsminis-
terkonferenz komme,  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

möchte ich Ihnen gerne noch einmal aufzeigen, 
was wir bereits gemeinsam hier im Lande ange-
stoßen haben.  

Gemeinsam mit den maßgeblichen gesundheitspo-
litischen Akteuren in Niedersachsen haben wir uns 
am runden Tisch zur hausärztlichen Versorgung 
auf richtungweisende Maßnahmen verständigt. Ich 
möchte nur zwei Beispiele daraus nennen und ein 
drittes nachher erläutern.  

Die Förderung des Praktischen Jahres im Bereich 
Allgemeinmedizin ist der Bereich, der für uns ganz 
entscheidend ist, wenn wir in den nächsten fünf, 
sechs, sieben Jahren Hausärzte in der Fläche 
wollen.  

Das Delegationsmodell MoNI zur Entlastung der 
Hausärzte, das heute schon genannt wurde und 
nach den ersten Erkenntnissen, die wir aus den 
Regionen haben, sehr erfolgreich ist, wird in das 
Bundesgesetz, in das Versorgungsstrukturgesetz 
mit aufgenommen.  

Mit den Zukunftsregionen Gesundheit beteiligen 
wir die Kommunen an der flächendeckenden me-
dizinischen Versorgung. Das ist erstmalig eine 
Einbeziehung der Kommunen und hat zum Ziel, 
eine verbesserte sektorenübergreifende Zusam-
menarbeit vor Ort darzustellen und zu erproben. 
Gerade die Kommunen, die, wie Sie es eben be-
tont haben, in diese Versorgungsfrage, in diese 
Bedarfsplanung, aber auch in die Nachwuchspla-
nung mit einbezogen werden müssen, haben hier 
die Gelegenheit, ihre Regionen tatsächlich für sich 
zu gestalten.  

Sie sehen, das Land hat bereits vielfältige Ansätze 
entwickelt. Auch der Bund - jetzt komme ich zu der 
Ebene, an die wir eine Erwartungshaltung formu-
liert haben - hat wichtige und zukunftsweisende 
Regelungen auf den Weg gebracht. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Am 10. Juni wurde den Ländern der Entwurf eines 
GKV-Versorgungsstrukturgesetzes vorgelegt. Der 
Referentenentwurf greift wesentliche Forderungen 
der letztjährigen Gesundheitsministerkonferenz, 
aber auch der Kommission auf, die im April in ihren 
Bericht aufgenommen und auch beschlossen hat, 
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dass die erarbeiteten Maßnahmen in das Struktur-
gesetz einfließen sollen.  

Es mag sein, dass wir darüber schon seit Jahren 
diskutieren, aber wir haben in der Tat einen histori-
schen Moment erreicht: Alle Länderminister - egal 
ob von SPD, FDP, CDU, CSU oder den Grünen - 
sind sich einig, dass wir hier gemeinsam an einem 
Strang ziehen und dass die Länder erstmalig mehr 
Mitsprache- und Gestaltungsmöglichkeiten be-
kommen. Deswegen sind wir uns auf der Gesund-
heitsministerkonferenz alle einig gewesen, egal 
aus welcher Richtung die Initiative kam. Das möch-
te ich hier betonen.  

Die Bedarfsplanung wird künftig flexibler gestaltet. 
Sie wird stärker regional ausgerichtet sein. Dabei 
kommt auch die Flächenthematik ins Spiel. Das 
heißt, die ärztliche Versorgung muss künftig nicht 
mehr nur an Landkreisgrenzen ausgerichtet sein, 
sondern sie kann ganz andere regionale Struktu-
ren abbilden. Die Länder werden künftig mit zwei 
Stimmen im Gemeinsamen Bundesausschuss ver-
treten sein. Das ist ganz entscheidend. Das hat es 
noch nie gegeben. Das wird ein struktureller Un-
terschied sein. Über eine stärkere Beteiligung an 
den Landesausschüssen können wir dann unmit-
telbar an der Bedarfsplanung mitwirken. Auch das 
ist für uns wichtig, weil wir das, was der Bundes-
ausschuss vielleicht nicht länderspezifisch berück-
sichtigt und regelt, im Landesausschuss einbrin-
gen können.  

Bei den neuen Beteiligungsformen geht es nicht 
darum, ein neues Spielfeld für die Länder aufzu-
malen und aufzuzeigen, sondern wir wollen die 
Rahmenbedingungen für die ambulante Versor-
gung der Patientinnen und Patienten und die 
Schnittstelle zur stationären Versorgung mitgestal-
ten. Das werden wir in das Versorgungsstrukturge-
setz mit einfließen lassen.  

(Zustimmung von Ingrid Klopp [CDU]) 

Das Ganze soll zum 1. Januar 2012 in Kraft treten, 
wenn die Länder so, wie sie es bisher signalisiert 
haben, geschlossen auftreten werden. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Damit uns das auch im Zeitplan gelingt, fand ges-
tern bereits ein Bund-Länder-Gespräch beim Bund 
darüber statt, was in diesem neuen Referenten-
entwurf enthalten ist und was nicht enthalten ist. 
Auch das möchte ich betonen. Wir haben gestern 
auf der Gesundheitsministerkonferenz die Punkte 
aufgezählt und einen neuen Beschluss gefasst, in 
dem wir der Bundesregierung und dem Bundesmi-

nisterium sehr deutlich aufgezeigt haben, was wir 
begrüßen, was schon enthalten ist und was noch 
nicht enthalten ist, aber auf jeden Fall noch mit 
einbezogen werden soll.  

Sie sehen, die Länder stehen in der Pflicht, das 
Gesetz mit Leben zu füllen. Dieser Verpflichtung 
kommen wir nach. Uns im Land Niedersachsen 
kommt jetzt die Verantwortung zu, in bewährter 
Weise mit den niedersächsischen Akteuren zu 
besprechen, wie wir diese zusätzlichen Möglichkei-
ten und Mitspracherechte einfließen lassen kön-
nen. Das werde ich tun. Ich werde umgehend dazu 
einladen, dass wir uns bereits jetzt, rechtzeitig 
bevor das Gesetz in Kraft tritt, sehr genau an-
schauen werden, wie wir uns hier einbringen kön-
nen. Dazu gehören ohne Frage auch die kommu-
nalen Spitzenverbände, die mit an einem Strang 
ziehen. Gemeinsam werden wir das hohe Niveau 
der medizinischen Versorgung sicherstellen  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Ich freue mich und danke allen Fraktionen, dass 
sie uns bei dieser Arbeit, bei dieser gesellschaftli-
chen Verantwortung unterstützen werden, und 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor.  

Wir kommen zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
zustimmen und damit den Antrag der Fraktionen 
der CDU und der FDP in der Drs. 16/3631 unver-
ändert annehmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Wer ent-
hält sich? - Dann ist das so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wie heute Morgen be-
schlossen wurde, sollen die beiden Tagesord-
nungspunkte 44 und 51 zusammen beraten wer-
den. Daher rufe ich jetzt zur gemeinsamen Bera-
tung den Tagesordnungspunkt 44 und den Ta-
gesordnungspunkt 51 auf:  

Abschließende Beratung: 
a) 25 Jahre Tschernobyl, Fukushima heute: 
Niedersächsische Atomkraftwerke „abschal-
ten“, erneuerbare Energien und Energieeffi-
zienz „einschalten“ - Antrag der Fraktion DIE 
LINKE - Drs. 16/3514 - b) Die Zeitenwende vom 
11. März 2011 - Die Lehren aus der Katastrophe 
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von Fukushima ziehen: Vorrang für Sicherheit - 
Schnellstmöglicher Atomausstieg! - Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/3530 - 
c) Sozialverträglicher Umbau der Energiewirt-
schaft: „Bezahlbar, sicher, nachhaltig“ - Antrag 
der Fraktion der SPD - Drs. 16/3533 - Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Umwelt und 
Klimaschutz - Drs. 16/3758 - Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP - 
Drs. 16/3784 - Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 16/3795  

Erste Beratung: 
Unverzüglicher und im Grundgesetz veranker-
ter unumkehrbarer Ausstieg aus der Atom-
energie und endgültiger Abbruch der „Erkun-
dung“ des Salzstocks Gorleben-Rambow als 
Endlager - Antrag der Fraktion DIE LINKE - 
Drs. 16/3745  

Der Ausschuss für Umwelt und Klimaschutz emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung in der 
Drs. 16/3758, die Anträge abzulehnen.  

Der gemeinsame Änderungsantrag der Fraktionen 
der CDU und der FDP in der Drs. 16/3784 und der 
gemeinsame Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in 
der Drs. 16/3795 haben eine Annahme der Anträ-
ge in jeweils geänderter Fassung zum Ziel, wobei 
sich der gemeinsame Änderungsantrag der Frakti-
onen der CDU und der FDP weiter von den Ur-
sprungsanträgen entfernt als der gemeinsame 
Änderungsantrag der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Ich weise darauf hin, dass wir nachher bei der 
Abstimmung aufpassen müssen.  

Nun kommen wir zur Einbringung des Antrages 
unter Tagesordnungspunkt 51. Als ersten Redner 
rufe ich den Kollegen Herzog von der Fraktion DIE 
LINKE auf. Bitte sehr! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Kurt Herzog (LINKE): 

Herr Präsident, ich spreche zu beiden Tagesord-
nungspunkten.  

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In Dan-
nenberg steht mitten in der Stadt ein 2 m hohes, 

aus Eisenbahnschienen geschweißtes X, das Wi-
derstandssymbol der Region.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Daneben steht ein Wegweiser: Fukushima 
9 000 km, Tschernobyl 1 400 km, Krümmel 78 km 
und - natürlich - Gorleben 18 km, mit Fass-Castor-
Lager, Konditionierungsanlage und Endlager-
Schwarzbau. „denkmal“ hat der Künstler daran-
geschweißt, kleingeschrieben sozusagen als Auf-
forderung. Ich erinnere mich noch gut an die er-
schrockene Kanzlerin, an den blassen Umweltmi-
nister und an deren erstaunliche Sätze Mitte März: 
Das unmögliche Denken, eine neue Ethik sei not-
wendig für weit reichende Konsequenzen.  

Die Ethikkommission, besetzt ohne Volk und ohne 
Bürgerinitiativen, kreißte und gebar einen Kom-
promiss, Zahlen, eingebettet in wohlklingende, 
Verantwortung suggerierende Wortschöpfungen. 
2021, die magische Zahl, war nicht an lebensnot-
wendigen Strommengen orientiert. Da hatten 
Fachleute wie Professor Dr. Olav Hohmeyer von 
der Uni Flensburg und Mitglied des Sachverständi-
genrates für Umweltfragen, längst Margen wie 
2015 berechnet. Nein, es roch wieder einmal nach 
Fisch-Heinz und seinen Einlullungen. Mit Ethik 
hatte das nicht viel zu tun; denn Ethik muss hei-
ßen: Im Zweifelsfall Finger weg vom Atomdesas-
ter, und zwar sofort! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Eine Veränderung im Sicherheitsdenken, eine 
Neubewertung des Risikos, sollte zu einer neuen 
Politik führen. Erleben tun wir aber: Die nieder-
sächsische Atomaufsicht führt den Stresstest der 
heimischen Atomkraftwerke am Schreibtisch durch 
und erteilt ein erstklassiges „Bestanden“ an die 
papiernen Prüflinge. In Gorleben wird ganz ohne 
Stress, geschweige denn Test, der Schwarzbau 
vorangetrieben, der ungenügende Strahlenschutz 
bleibt völlig unangetastet. Überhaupt erinnert vie-
les an den rot-grünen Nonsens-Konsens von 2000.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Anstatt 2000 die Sicherheitsanforderungen für die 
AKW aufs notwendige Maß zu setzen und anstatt 
2000 das manipulierte, untaugliche Abenteuer 
Gorleben zu beenden, legte Rot-Grün damals der 
Atomlobby einen roten Teppich für 20 Jahre Profit-
abschöpfung aus und schluckte dazu noch alle 
möglichen Kröten. Die Garantie eines reibungslo-
sen Betriebes der Atomwirtschaft, keine Verschär-
fung der Sicherheitsanforderungen, die Inbetrieb-
nahme von Schacht Konrad, steuerfreie Rückstel-
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lungen, aufgeweichter Strahlenschutz, Asse blieb 
ganz draußen und Gorleben war eignungshöffig. 
Und das Fatale ist: Daran ändert sich faktisch 
nichts mit diesem Konsens-Neuaufguss.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Ausgerechnet die Anti-Atom-Ikone, die Jeanne 
d’Arc des Widerstands, die grüne Fraktionsvorsit-
zende im Europaparlament Rebecca Harms, die 
sich so gern auf ihre Basis in Lüchow-Dannenberg 
beruft, sagte vergangenen Samstag auf dem Grü-
nen-Parteitag:  

„Es ist schon komisch, wenn die fal-
sche Regierung das Richtige tut. Das 
Richtige wird aber dadurch nicht 
falsch.“ 

Schon 2000 vertrat sie genau diese Linie, mit der 
Folge, dass die gesamte siebenköpfige Kreistags-
fraktion und der halbe Kreisverband die Partei 
verließen.  

(Jens Nacke [CDU]: Sind die Wunden 
immer noch offen? - Zuruf von Ralf 
Briese [GRÜNE]) 

Berechnet haben die Grünen als Enddatum 2017, 
gestimmt haben sie für 2022. Gorleben und 
Schacht Konrad werden abgetrennt und ausge-
blendet, und alle Kröten vom Nonsens-Konsens 
2000 bleiben lebendig.  

Die Grünen dürfen jetzt in Merkels Bordrestaurant 
Sekt schlürfen, anstatt den Zug zu stoppen, wie 
die Basis es will, besonders im Wendland.  

(Beifall bei der LINKEN - Bernhard 
Busemann [CDU]: Peinlich!) 

Und alles ohne Not! Denn sie sind nicht mal Mehr-
heitsbeschaffer und auch nicht kleiner Juniorpart-
ner wie unter Patriarch Schröder. Ein Schelm, der 
an 2013 denkt!  

Mit Verlaub: Alles, was ich jetzt kritisiere, gilt natür-
lich auch für die SPD. Toll, wie es die alte Tante 
schafft, sich im Windschatten der wegknickenden 
Grünen durch den Blätterwald zu mogeln.  

(Beifall bei der LINKEN - Johanne 
Modder [SPD]: Na!) 

Gerade hatte sie sich dazu durchgerungen, Gorle-
ben als untauglich zu bezeichnen, nun solle es 
doch wieder drinbleiben im Topf.  

Warum - das ist die entscheidende Frage, meine 
Damen und Herren - steigen SPD und Grüne auf 
diese schwarz-gelbe Galeere, auf der Angela den 

Takt schlägt? Warum haben sie nicht auf einem 
Gesamtpaket Atomausstieg und Energiewende 
unter Einbeziehung der Endlagerung bestanden?  

(Beifall bei der LINKEN - Jens Nacke 
[CDU]: Wer schreibt Ihnen diese Tex-
te? Das kann man sich doch nicht 
selber einfallen lassen!) 

Anstatt einen kompletten Neuanfang beim Um-
gang mit Atommüll durchzusetzen, statt einer glas-
klaren Aufgabe des wasser- und gasanfälligen 
Salzstocks Gorleben bleibt dieser Trumpf im rot-
grünen Ärmel, und den Stich macht Schwarz-Gelb. 
Deshalb gärt es im Wendland. Nicht nur Bürgerini-
tiativen und Bäuerliche Notgemeinschaft schäu-
men wegen dieses zweiten Einknickens von Rot-
Grün.  

(Jens Nacke [CDU]: Sie verirren sich 
schon wieder in Bildern! Das ist ein 
großes Problem!) 

Auch der Kreistag Lüchow-Dannenberg, Herr Na-
cke, hat mit deutlicher Mehrheit und deutlicher 
Sprache am 20. Juni folgenden Beschluss ge-
fasst - Sie können es einmal lesen; ich zitiere ein 
wenig daraus -:  

(Jens Nacke [CDU]: Das muss man 
auch, weil man nicht verstehen kann, 
was Sie da reden!)  

Atomenergie unverzüglich, unumkehrbar beenden, 
Endlagerbauwerk Gorleben schließen, neue Su-
che, neue Konzeption unter Ausschluss von Gor-
leben, unsicheres Zwischenlager schließen, Trans-
porte beenden. - Das ist Lüchow-Dannenberg! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Wenzel, Herr Schostok, Herr Thümler, Herr 
Dürr, das ist die Basis. Das ist die Meinung der 
betroffenen Bevölkerung, die trotz aller vergebli-
chen Gegenattacken von Frau Bertholdes das 
Ende von Gorleben, der Castortransporte und der 
Atomkraft insgesamt fordert - übrigens auch die 
Grünen.  

(Christian Dürr [FDP]: Sie entscheiden 
ganz persönlich, wer die Basis ist, 
Herr Herzog?) 

Die Menschen im Wendland könnten den Begriff 
„Ethik“ füllen; denn Sein bestimmt bekanntlich das 
Bewusstsein. Gorleben herauszulassen und kraft-
los zu vertagen, heißt hingegen: Röttgen schafft 
zusammen mit dem grünen BfS-Chef König knall-
harte Fakten, fährt Strecke um Strecke im Endla-
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ger-Schwarzbau auf und wird 2013 die vorläufige 
Sicherheitsanalyse zurechtgebastelt haben. Auch 
die von Ihnen wieder geschaffene Enteignungs-
möglichkeit von Besitzern von Grundstücken über 
dem Salzstock bleibt von Rot-Grün jetzt unange-
tastet.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Da haben 
Sie nicht alles gelesen!)  

Meine Damen und Herren, wir Linke haben ein 
Ausstiegskonzept vorgelegt, bei dem das letzte 
AKW 2014 vom Netzt ginge - stufenweise, ab-
wechselnd Nord und Süd. Das ist vor dem Hinter-
grund der Zubauraten bei den erneuerbaren Ener-
gien und den im Bau befindlichen konventionellen 
Kraftwerken von den Strommengen her plausibel 
durchgerechnet. Damit befinden wir uns in guter 
Gesellschaft z. B. mit Professor Hohmeyer und mit 
Christian von Hirschhausen von der Uni Berlin, die 
2014 und 2015 für realistisch halten,  

(Christian Dürr [FDP]: Physiker Pro-
fessor Dr. Dr. Herzog!) 

und mit weiteren 1 300 Professoren und Wissen-
schaftlern und 250 000 Menschen, die diese An-
zeige unterschrieben haben.  

(Beifall bei der LINKEN - Dr. Gero 
Clemens Hocker [FDP]: Das können 
wir nicht lesen! Es ist falsch herum!) 

- Schön, dass Sie das noch merken. Sonst merken 
Sie ja nicht viel, Herr Hocker. 

Unumkehrbar ist gar nichts. Womöglich politisch 
gewollte Rechtsunsicherheit kann zu hohen Ent-
schädigungen an die Atom-Viererbande zulasten 
des Steuerzahlers führen und damit jederzeit zur 
Rücknahme dieses Langzeitpseudoausstiegs. 
Nicht umsonst spart sich Angela Merkel sechs 
Atomkraftwerke für 2020, 2021 und 2022 auf. 

(Zurufe) 

Dann kann man bis dahin nämlich nachweisen, wir 
brauchen sie doch, und dann sind sie wieder da. 
Herr Nacke, unumkehrbar ist etwas anderes.  

(Jens Nacke [CDU]: Verschwörungs-
theorie!) 

Unumkehrbar ist, was Österreich macht: neun 
Sätze in der Verfassung, und dann ist Schluss mit 
dem Atomspuk, und zwar einstimmig. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Was allerdings Schwarz-Gelb heute hier vorlegt, ist 
nicht einmal ein Pausenfüller - ein Jubeltext völlig 

ohne Substanz. Der zunächst vorgelegte Gorle-
ben-Teil wurde klammheimlich wieder herausge-
strichen, Herr Nacke. Warum denn bloß?  

(Zuruf von der CDU: Dann würde ich 
mich doch nicht so aufregen, ver-
dammt!) 

Ein absolutes Armutszeugnis ist dieser Alibitext, 
damit Sie mit der Arroganz der Mehrheit alle ande-
ren Anträge vom Tisch wischen können. Gratulie-
re! 

(Zuruf von der CDU: Eine Frechheit ist 
das!) 

Wir haben einen neuen Antrag in Ergänzung unse-
res ersten vorgelegt - Sie werden ihn hoffentlich 
gelesen haben - und beantragen, heute über ihn 
abzustimmen. Er hat drei ganz klare Schwerpunk-
te: erstens eine schnelle Beendigung der Atom-
energie bis 2014, zweitens nicht nur einen Stopp, 
wie die Grünen und die SPD es wollen, sondern 
die endgültige Aufgabe von Gorleben, wie der 
Kreistag im Wendland es will,  

(Beifall bei der LINKEN) 

und drittens die Unumkehrbarkeit des Ausstiegs 
über die Aufnahme ins Grundgesetz, wie Öster-
reich es uns vorgemacht hat. Nur so, meine Da-
men und Herren, kann man Tschernobyl und Fu-
kushima angemessen Rechnung tragen. Ansons-
ten bleibt der Ausstieg weiterhin Handarbeit. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Zu einer Kurzintervention hat sich der Kollege 
Briese zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

Ralf Briese (GRÜNE): 
Ich danke Ihnen, Herr Präsident. - Ich finde, es war 
wie immer sprachlich interessant, rhetorisch blu-
mig. Ich höre Ihnen gerne zu, Herr Herzog.  

(Bernhard Busemann [CDU]: Sprach-
lich war das 60er-Jahre! - Zuruf von 
DER LINKEN: Mit der Faust in der 
Tasche!) 

- Doch, doch. Rhetorisch ist das immer relativ ge-
schliffen.  

(Jens Nacke [CDU]: Sprachlich ist das 
Groschenroman!) 

Inhaltlich war es relativ dürftig und mager. Auch 
das muss man einmal feststellen. Ich habe viel 

14342 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

Trennungsschmerz gehört. Alte Wunden sind noch 
nicht vernarbt. Das ist auch typisch. Sie haben 
maximale Verbalinjurien zum Besten gegeben.  

Wir wollen ganz klar feststellen: Die Linke in 
Deutschland - wie auch immer sie heute heißt, ob 
alte Partei, PDS, Linkspartei oder wie auch immer - 
hat nichts, aber auch gar nichts zum Atomausstieg 
in diesem Lande beigetragen.  

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 
CDU und bei der FDP) 

Sie haben es nicht in der Vergangenheit getan, Sie 
haben es nicht jetzt getan, und Sie werden es 
auch nicht in Zukunft tun. Zum Ausstieg aus der 
Atomenergie hat die Linkspartei nichts, aber auch 
gar nichts beigetragen. Das gehört wirklich zur 
historischen, zur geschichtlichen Wahrheit dazu.  

(Zurufe von der CDU) 

Herr Herzog, die Grünen haben es sich mit diesem 
Ausstieg wahrlich nicht leicht gemacht. Das haben 
auch Sie mitbekommen. Wir haben einen sehr 
kontroversen Parteitag darüber abgehalten. Das 
Ergebnis war eng. Die Debatte war spannend und 
kontrovers. Wir haben auf unseren Parteitag noch 
einmal die Debatte geführt, ob der Ausstieg jetzt 
richtig ist oder er schneller kommen müsste.  

(Zuruf von der CDU: Die Debatte war 
nicht schlecht!) 

Wir haben also eigentlich stellvertretend auf unse-
rem Parteitag die Debatte noch einmal geführt.  

Wir stimmen nur dem Ausstiegsszenario zu. Allen 
anderen sieben Gesetzen, die die Bundesregie-
rung jetzt auch noch bezüglich der Energiewende 
beschließt - - - 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Kollege, Ihr letzter Satz! 

Ralf Briese (GRÜNE): 
- - -, stimmen wir nicht zu. Wir wollen deutlich 
schneller in die Energiewende eintreten, ganz im 
Gegensatz zu zwei prominenten Bundesländern, 
nämlich dem Land Brandenburg, welches für die 
CCS-Technologie eintritt - - - 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Nein, Herr Kollege. Das geht nicht. 

(Der Präsident schaltet dem Redner 
das Mikrofon ab - Beifall bei den 
GRÜNEN und bei der FDP) 

Ich gehe davon aus, dass Herr Herzog erwidern 
möchte. - Herr Herzog, Sie haben auch für 
90 Sekunden das Wort.  

(Bernhard Busemann [CDU]: Wie war 
der Kreistag? Dieser tolle Kreistag, 
von dem Sie reden!) 

Kurt Herzog (LINKE): 

Was genau wollen Sie wissen? - Sie können mich 
das gerne mal fragen. Dann können wir darüber 
reden - - - 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Kollege, Sie müssen Ihre 90 Sekunden jetzt 
zur Erwiderung nutzen.  

Kurt Herzog (LINKE): 

Herr Präsident! Herr Briese, es ist klar, dass Sie 
jetzt in die Bütt müssen und dies verteidigen müs-
sen. Ich sage Ihnen einmal etwas. Möglicherweise 
wissen Sie das nicht.  

Erstens. Die Linke hat sehr viel dazu beigetragen. 
Als Ihre Partei 2001 diesem sogenannten Non-
sens-Konsens mit all den von mir aufgezählten 
Kröten zugestimmt hat, hat die PDS dagegen ge-
stimmt. Sie hat auch dagegen gestimmt, diesen 
Strahlenschutz so aufzuweichen, dass die Atomin-
dustrie so arbeiten kann, wie sie es jetzt kann. Das 
müssen Sie einmal zur Kenntnis nehmen. Das ist 
nämlich die Wahrheit. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zweitens. Wenn das Ergebnis bei den Grünen 
über die Frage knapp war, ob man diesem Neu-
aufguss des sogenannten Konsens zustimmt, 
dann war es im Wendland knapp, allerdings nur für 
Rebecca Harms. Sie stand dort völlig allein. Der 
Kreisverband der Grünen im Wendland ist an die-
ser Stelle glasklar. 

Drittens. Ich werfe Ihnen hauptsächlich vor, dass 
Sie dieser Sache ohne Not zustimmen, Merkel 
sozusagen eine Steilvorlage geben und Gorleben 
nicht mit in diesem Paket abhandeln, obwohl Sie 
immer sagen, Gorleben sei untauglich. Es bleibt im 
Topf. Sie werden sich wundern. Merkel wird zu-
sammen mit Wolfram König und Röttgen darüber 
hinwegrauschen. Sie werden Gorleben im Topf 
lassen und prioritär zum Endlager ausbauen wol-
len. So sieht es nämlich aus. 

(Beifall bei der LINKEN) 
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Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun 
Herr Wenzel das Wort.  

(Zuruf von der LINKEN) 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Herr Herzog, Ihre Schwarzseherei wird nicht ein-
treten. Die gestrige Entscheidung des Bundesta-
ges stellt, wie eine große Zeitung heute schreibt, 
eine Zäsur in der Industriegeschichte Deutsch-
lands dar. Die gestrige Entscheidung läutet das 
Ende der Atomindustrie in Deutschland ein. Wir 
werden auch erleben, dass sich diese Branche 
noch mit brachialer Gewalt gegen den Verlust ihrer 
exorbitanten Profite wehren wird. 

Der deutsche Abschaltplan endet 2022. Aber wir 
haben am letzten Wochenende auch ganz deutlich 
gesagt: Dieser Termin ist der letztmögliche für das 
letzte Kraftwerk.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wir werden alles daransetzen, die verbleibenden 
Kraftwerke deutlich früher vom Netz gehen zu 
lassen. Daran müssen alle mitarbeiten, die das 
wollen. 

Meine Damen und Herren, wir erwarten, dass die 
Landesregierung die Betreiber der Restanlagen zu 
einer dynamischen Risikovorsorge und zu einer 
Nachrüstung zwingt. Dazu gab es gestern und 
vorgestern keinen Satz von Ministerpräsident 
McAllister. Vom Umweltminister hatten wir in die-
ser Frage ohnehin nichts erwartet.  

Der neueste Stand von Wissenschaft und Technik 
ist der Maßstab. Das gilt nicht nur für Deutschland. 
Das muss europaweit und weltweit durchgesetzt 
werden.  

Entschuldigungen sind von den Atomkonzernen 
nicht zu erwarten, obwohl sie uns jahrzehntelang 
ebenso wie viele Vertreter von Politik und Wissen-
schaft vorgemacht haben, dass das Restrisiko nie 
eintritt. Trotzdem müssen sie zur Verantwortung 
gezogen werden. Wir stellen die finanzielle Sub-
ventionierung der Atomkraftwerke und der Indust-
rie grundlegend infrage. Wir wollen, dass die Ver-
sicherungsleistungen für die Restlaufzeiten deut-
lich erhöht werden. Wir wollen, dass die steuerfrei-
en Rückstellungen in der Bilanz für Rückbau und 
für den Müll sichergestellt werden. Auch die Kos-
ten für das Asse-Desaster kommen auf die Rech-
nung. Die muss diese Industrie bezahlen. 

Meine Damen und Herren, der gestrige Beschluss 
im Bundestag war ein wichtiger Schritt. Es gab 
eine breite Mehrheit im Parlament. Aber es war 
kein Konsens, kein gesellschaftlicher Konsens.  

Herr McAllister, Ihre Politik ist janusköpfig. Ihre 
Regierungserklärung hat unsere Aussage bestä-
tigt: Gorleben ist politisch tot. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von 
der CDU: Können Sie das nicht ein-
mal lassen?) 

Jetzt gilt es, die Konsequenzen zu ziehen. Die 
Landesregierung muss einräumen, dass dieser Ort 
auch geologisch ungeeignet ist.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es wäre doch widersinnig, weitere Castorbehälter 
an einen ganz offensichtlich nicht geeigneten Ort 
zu bringen. Es wäre widersinnig, dort weitere Ar-
beiten vorzunehmen, wenn ein Neubeginn geplant 
ist.  

Meine Damen und Herren, die 16 Bundesländer 
haben einstimmig eine neue gesetzlich begründete 
Endlagersuche und geologische Eignungskriterien 
gefordert. Dafür hat Ministerpräsident Kretsch-
mann den Weg geöffnet. Er hat den Weg für eine 
neue Endlagersuche geöffnet. Aber nachdem Herr 
Kretschmann A gesagt hat, muss Herr McAllister 
jetzt auch B sagen. Das ist die Herausforderung, 
vor der wir stehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Müll aus den Atomkraftwerken wird noch eini-
ge Jahrzehnte abkühlen müssen. Diese Zeit brau-
chen wir für einen Neubeginn bei der Endlagerfor-
schung. Die letzten drei Jahrzehnte haben gezeigt, 
dass die Probleme ohne einen partei- und legisla-
turperiodenübergreifenden Konsens nicht zu lösen 
sind. Dabei darf man auch die Umweltverbände 
und -initiativen nicht übergehen. Jede politische 
Konstellation ist daran gescheitert - auch die Gro-
ße Koalition. Deshalb muss es diesen Konsens in 
der Endlagerfrage geben. Die Linke muss sich 
dann überlegen, ob sie alleine stehen oder am 
Ende für eine Lösung kämpfen will. 

(Victor Perli [LINKE]: Aber nicht für 
diese Lösung!) 

Meine Damen und Herren, wir haben Ihnen heute 
gemeinsam mit der SPD einen Beschlussvorschlag 
vorgelegt, der aus meiner Sicht der weitestgehen-
de ist und der eine Brücke baut. Es wäre völlig 
unverständlich, wenn die Koalition diese Option 
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heute ausschlagen und im Herbst wieder den Kon-
flikt in Gorleben suchen würde. Ein Bau- und 
Transportstopp ist jetzt zwingend notwendig. 

Eines ist auch klar, Herr Ministerpräsident: Die 
sogenannte Transmutation, die Umwandlung der 
radioaktiven Abfälle, ist kein Weg zu ihrer Beseiti-
gung. Das Wort ist vielmehr nur eine Metapher für 
die alte Welt in der Atomindustrie, für die unbe-
grenzte Fortschreibung der atomaren Risiken, für 
den Bau einer Wiederaufarbeitungsanlage weit 
gefährlicher als Wackersdorf, ohnehin nicht geeig-
net für bereits verglaste Abfälle, ohnehin nur so 
weit, wie die Fusionsforschung immer war: 50 Jah-
re vor einer realistischen Option. 

Meine Damen und Herren, bislang war Gorleben 
der virtuelle Entsorgungsnachweis für alle Atom-
kraftwerke dieses Landes. Dieser Zusammenhang 
muss jetzt aufgelöst werden. Eine Unterschrift des 
Ministerpräsidenten würde den Stein ins Wanken 
bringen. Jetzt ist das Ende der Atomkraftwerke in 
Sicht. Aber wir müssen uns vor allzu leichtfertigen 
Lösungen für den Müll hüten. Alles, was oberir-
disch steht, ist terroristischen Angriffen und kriege-
rischen Entwicklungen viel einfacher ausgesetzt. 
Die Asse hat gezeigt, dass unsere moderne In-
dustriegesellschaft schon mit dem Hundertstel 
eines Castorbehälters überfordert sein kann. Wir 
müssen uns deshalb vor Lösungen hüten, die das 
Problem am Ende an unsere Enkel durchreichen. 

Meine Damen und Herren, wir werden uns jedem 
Versuch, die Sicherheitskriterien aufzuweichen 
oder abzusenken, mit aller Kraft entgegenstem-
men.  

(Karl-Heinrich Langspecht [CDU]: Das 
will kein Mensch!) 

Ich bitte Sie, stimmen Sie unserem Antrag zu! 
Machen Sie den Weg frei für einen Neubeginn bei 
der Endlagersuche! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, für die SPD-Fraktion 
spricht nun Herr Bosse. 

Marcus Bosse (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen, mei-
ne Herren! Ich denke, unser Antrag, lieber Kollege 
Wenzel, ist nicht nur der weitestgehende, sondern 
auch der beste Antrag. 

(Beifall bei der SPD) 

Lieber Kurt Herzog, Sie haben in der Tat 2001 
dagegen gestimmt, und Sie hatten auch Verbünde-
te. Die Verbündeten waren CDU und FDP, die an 
der Stelle auch dagegen gestimmt haben.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Victor Perli [LINKE]: So 
ein Quatsch!) 

Wir begrüßen ausdrücklich die Entscheidung der 
Bundesregierung, aus der Atomenergie auszustei-
gen - vor allem auch deswegen, weil sich der Aus-
stieg im Wesentlichen am rot-grünen Ausstieg von 
2000 orientiert. Man muss an der Stelle aber auch 
sagen: Der Ausstieg der rot-grünen Bundesregie-
rung war rechtssicher, verfassungsfest, frei von 
Entschädigungsleistungen und wurde nicht be-
klagt, meine Damen, meine Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Dies muss auch für den jetzigen Ausstieg gelten. 
Die unter Rot-Grün angefangene Energiewende 
muss konsequent fortgeführt werden. Es zeigt sich 
nun auch, dass die von der Bundesregierung an-
lässlich der Atomkatastrophe in Japan in panischer 
Eile zusammengewerkelten Gesetzesnovellen den 
notwendigen Umbau unseres Energiesystems 
letzten Endes möglicherweise verhindern oder be-
hindern. 

Die Regierungskoalition sowohl im Bund als auch 
im Land läuft den rot-grünen Beschlüssen an der 
Stelle hinterher. Rot-Grün hat sich hier auf einen 
guten gemeinsamen Antrag geeinigt. Letzten En-
des sind gestern wichtige, richtungweisende und 
auch historische Beschlüsse - insbesondere ein 
historischer Beschluss - gefasst worden. Die Ab-
schaltung der ältesten Meiler ist gut für die Bun-
desrepublik und auch für Niedersachsen, meine 
Damen, meine Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Aber - darauf machen wir in unserem Antrag auch 
aufmerksam - die noch laufenden Kraftwerke dür-
fen wirklich nur dann betrieben werden, wenn sie 
stets auf dem neuesten Stand von Wissenschaft 
und Technik betrieben werden. An der Stelle muss 
völlige Transparenz herrschen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Detlef Tanke [SPD]: So ist 
es!) 

Das Risikopotenzial muss auf den höchsten Nen-
ner gesteigert werden. 

 14345 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

(Ulf Thiele [CDU]: Das Risikopotenzial 
muss gesteigert werden?) 

- Auf den geringsten Nenner gebracht werden, 
pardon.  

Wichtig ist eine ergebnisoffene bundesweite End-
lagersuche. Ich denke, an dem Punkt sind wir auch 
ganz dicht beieinander. Mögliche Optionen - das 
hat der Herr Ministerpräsident in seiner Regie-
rungserklärung ja auch deutlich gemacht -, mögli-
che neue Konzepte, unterschiedliche geologische 
Formationen müssen an der Stelle erkundet wer-
den. Für mich persönlich scheidet aufgrund der 
schlechten Erfahrungen in der Asse Salz zunächst 
aus. Aber was ist beispielsweise mit Ton oder 
Granit? - Herr McAllister hat auch deutlich ge-
macht, dass wir natürlich auch prüfen müssen, ob 
eine oberirdische ganz, ganz sichere Lagerung 
letzten Endes möglich ist. Wir dürfen uns an der 
Stelle nicht treiben lassen. Ganz wichtig ist - viele 
andere europäische Staaten machen uns das vor - 
ein ganz sauberes, transparentes Verfahren. Wir 
müssen die Bevölkerung mitnehmen, meine Da-
men, meine Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Mir ist sehr wohl bewusst, dass das eine Mammut-
aufgabe ist - keine Frage. Das erfordert einen brei-
ten gesellschaftlichen Konsens, und natürlich ist 
auch eine gesetzliche Grundlage notwendig. Was 
an der Stelle den Antrag von Rot und Grün von 
Ihrem Antrag trennt, ist, dass darin nicht ein Wort 
zu Gorleben steht. Es steht nichts darüber drin, wie 
Sie mit Gorleben umgehen wollen. Zwingend not-
wendig sind aber bei einer neuen Endlagersuche 
ein sofortiger Baustopp und ein Transportstopp 
von Castoren nach Gorleben.  

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen auch, dass das zwingend notwendig ist. 
Herr McAllister hat das bei seiner Regierungserklä-
rung ziemlich deutlich gesagt. Sie konnten es auch 
lesen. Er hat im Grunde genommen Gorleben 
schon den Sargnagel verpasst, meine Damen, 
meine Herren. 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Bosse, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Herzog? 

Marcus Bosse (SPD): 
Später gerne, jetzt nicht. Die Zeit läuft mir sonst 
davon. 

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Das 
wird doch angerechnet!) 

Ich muss auch sagen: Wir werden an der Stelle 
wohl noch eine ganze Menge Überzeugungsarbeit 
leisten müssen.  

In Richtung der Linken sage ich: Wenn wir erst die 
rechte Seite des Hauses davon überzeugt haben, 
dass Gorleben gestoppt werden muss - Bau- und 
Transportstopp -, dann ist der nächste Schritt die 
Festschreibung im Grundgesetz, die mit Sicherheit 
sinnvoll ist. Aber wir werden den Mut an der Stelle 
nicht verlieren und weiterhin versuchen, Sie zu 
überzeugen. Bis 2013 haben wir ja noch Zeit. Ich 
bin davon überzeugt, dass Sie dem rot-grünen 
Beschluss, Gorleben aufzugeben, wieder hinter-
herlaufen werden, meine Damen, meine Herren. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, zu einer Kurzinterventi-
on hat sich der Kollege Herzog gemeldet. Bitte! 

Kurt Herzog (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Kollege 
Bosse, ich will es kurz machen. Ich habe aus jahr-
zehntelanger Erfahrung gelernt, was „formulieren“ 
heißt. 

(Jens Nacke [CDU]: Dann wenden Sie 
das doch mal an!) 

Im Antrag von Rot und Grün steht etwas von Bau- 
und Transportstopp. Genau an dieser Stelle waren 
wir vor gut zehn Jahren schon einmal. Der Stopp 
damals war ein Moratorium, und was daraus ge-
worden ist, wissen wir beide ganz genau. Mit Blick 
auf die im Konsens festgeschriebenen Eignungs-
höffigkeit von Gorleben hat der grüne BfS-Prä-
sident König sogenannte Zweifelsfragen klären 
wollen. Wir beide als Mitglieder des Untersu-
chungsausschusses wissen in diesem Zusammen-
hang, wie untauglich Gorleben ist. Herausgekom-
men ist: weiter machen! - Auf dieser Steilvorlage 
arbeitet Röttgen - Stück für Stück, Strecke für 
Strecke im Salzstock. Das wird dazu führen, dass 
er 2013, bevor es Rot-Grün im Bund möglicher-
weise anders machen kann, eine Sicherheitsana-
lyse zusammengebastelt haben wird, die er mit 
wissenschaftlichen Gutachten unterlegen wird, 
aber nicht von Wissenschaftlern, die - das wissen 
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wir beide aus dem Untersuchungsausschuss - 
recht haben und immer recht hatten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, Herr Bosse möchte 
gern erwidern. Bitte schön! 

Marcus Bosse (SPD): 
Lieber Kurt Herzog, ich weiß, dass du sehr belesen 
bist und auch Programme liest. 

(Zurufe von der CDU: Sie! Sie!) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Kollege, wir wollen beim „Sie“ bleiben.  

(Ulf Thiele [CDU]: Immer diese Kum-
panei! - Weiterer Zuruf von der CDU: 
Kumpanei mit den Linken!) 

Marcus Bosse (SPD): 
So werden Sie mit Sicherheit wissen, lieber Kurt 
Herzog, dass Programme sowohl von den Grünen 
als auch von den Sozialdemokraten vorliegen. Ich 
will an dieser Stelle darauf aufmerksam machen, 
dass der SPD-Landesverband beschlossen hat, 
dass Gorleben ungeeignet ist. An dieser Stelle 
brauche ich, glaube ich, kein weiteres Wort zu 
verlieren.  

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, da es eben anschei-
nend Unstimmigkeiten gegeben hat, will ich be-
kannt geben, dass die SPD-Fraktion noch neun 
Minuten Redezeit hat.  

Der nächste Redner ist der Kollege Hocker für die 
FDP-Fraktion. 

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Ausstiegsbeschluss der Bundesregie-
rung wird inhaltlich auch von weiten Teilen der 
Opposition in diesem Hause getragen. Das begrü-
ßen wir ausdrücklich. Auch die Grünen haben in 
Berlin, vielleicht mit der Faust in der Tasche, die-
sem Ausstiegsszenario zugestimmt. Die Hauptsa-
che ist aber, dass sie zugestimmt haben.  

Die Linken wollen sich mit ihrem Antrag sozusagen 
als das Sammelbecken für enttäuschte Grüne 
profilieren. Das wird Ihnen, lieber Herr Kollege 
Herzog, nicht gelingen.  

(Beifall bei der FDP) 

Vielmehr feilen Sie mit Ihrem Antrag an dem Image 
einer unrealistischen Chaostruppe. Das ist Frau 
Flauger heute Morgen bei verschiedenen Tages-
ordnungspunkten schon hervorragend gelungen.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Sie behaupten, dass die Maßnahmen zur Förde-
rung der erneuerbaren Energien nicht ambitioniert 
genug seien. Sie sollten eigentlich wissen, dass 
sich die Modulpreise im Bereich der Fotovoltaik in 
den vergangenen Jahren gedrittelt haben. Sogar 
den Vertretern der Fotovoltaikindustrie ist es mitt-
lerweile unangenehm, wie ihnen das Geld hinter-
hergeschmissen wird.  

Der Treppenwitz der Geschichte ist, dass eine 
Partei, die sich links nennt, die alleinerziehenden 
Mütter, die Rentner und die Studenten vergisst und 
ihnen immer höhere Stromkosten aufbürden will. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU - Victor Perli [LINKE]: So 
ein Quatsch! - Marianne König [LIN-
KE]: Das haben Sie mit den Privatisie-
rungen gemacht!) 

Trotzdem habe ich aufgrund der breiten Unterstüt-
zung des Ausstiegsbeschlusses die Hoffnung, 
dass wir die Energiepolitik endlich aus der ideolo-
gischen Ecke herausholen 

(Lachen von Detlef Tanke [SPD] und 
Kreszentia Flauger [LINKE]) 

und diese zentrale Frage unseres Wohlstands und 
unserer sozialen Errungenschaften endlich prag-
matischer angehen können. - Ich würde mich freu-
en, wenn ich hier einen Redebeitrag von Ihnen, 
lieber Kollege Tanke, hören könnte 

(Kurt Herzog [LINKE]: Dann haben 
Sie die Faust in der Tasche! - Heiter-
keit bei der LINKEN) 

und nicht nur Ihren humoristischen Einsatz. Sie 
haben ja noch neun Minuten Redezeit.  

Wir alle sind uns doch darüber einig, dass Strom 
zugleich verfügbar, nachhaltig umweltverträglich 
und preisgünstig sein muss.  
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(Victor Perli [LINKE]: Die Strompreis-
regulierung wieder einführen! Das ist 
der Weg!) 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Beschluss zu 
einem stufenweisen Ausstieg aus der Kernenergie 
bis 2022 das Kriterium der nachhaltigen Umwelt-
verträglichkeit erfüllt. Ich habe die große Hoffnung, 
dass sich bezüglich der beiden anderen Ziele, 
nämlich der Preisgünstigkeit und der jederzeitigen 
Verfügbarkeit, keine so erbitterten Auseinander-
setzungen ergeben werden, wie es bezüglich des 
Ausstiegs aus der Kernenergie der Fall gewesen 
ist.  

Vielen Dank.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, der nächste Redner ist 
der Kollege Bäumer für die CDU-Fraktion.  

Martin Bäumer (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die 
Katastrophe von Fukushima hat uns alle erschüt-
tert. Im März 2011 ist das passiert, was zuvor vie-
len Menschen undenkbar schien.  

(Zuruf von der SPD: Es passiert übri-
gens immer noch!) 

In einem technologisch hochentwickelten Land 
gerät ein Kernkraftwerk außer Kontrolle.  

(Zuruf von der SPD: Es ist immer 
noch außer Kontrolle!) 

Schneller, als von vielen erwartet, hat unsere Bun-
desregierung in Berlin mit Angela Merkel an der 
Spitze darauf reagiert.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Es wurde ein Moratorium verhängt. Die ältesten 
Kraftwerke wurden schnellstmöglich vom Netz 
genommen.  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Was ha-
ben Sie eigentlich nach Tschernobyl 
gemacht?) 

Damals, im März 2011, wurde zugesagt, die recht-
lichen Grundlagen für den Ausstieg aus der Kern-
energie zu schaffen. 

Die Landesregierung mit unserem Ministerpräsi-
denten David McAllister an der Spitze und die 
CDU-Fraktion in diesem Landtag haben diese 
Entwicklung nachhaltig unterstützt.  

(Beifall bei der CDU) 

Im April 2011 haben wir hier im Landtag intensiv 
über Fukushima und die Folgen diskutiert. Heute, 
keine drei Monate später, gibt es einen großen 
Konsens für einen geordneten Ausstieg aus der 
Kernenergie und für einen schnelleren Einstieg in 
die erneuerbaren Energien.  

Gestern, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
war ein guter Tag für Deutschland und ein guter 
Tag für Niedersachsen. 

(Beifall bei der CDU) 

Das macht mich sehr froh. Aber es würde mich 
noch froher machen und es wäre viel schöner, 
wenn es diesen Konsens auch hier in Hannover 
geben würde. Heute, Herr Bosse und Herr Wenzel, 
wäre dazu Gelegenheit. Allein mir fehlt der Glaube, 
dass die linke Seite in diesem Hause über ihren 
Schatten springen könnte.  

(Johanne Modder [SPD]: Sie müssen 
ganz kleine Brötchen backen, meiner 
Lieber!) 

In Berlin war das möglich, Frau Modder. Hier 
scheint das nicht möglich zu sein. Überlegen Sie 
einmal, ob Sie nicht mit dem, was Sie gleich tun 
werden, das konterkarieren, was in Berlin be-
schlossen worden ist.  

(Beifall bei der CDU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Linke 
in diesem Haus hat mich überhaupt nicht über-
rascht. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Wir sind 
eben zuverlässig!) 

Was Herr Herzog hier vorhin abgesondert hat - 
diese Bitterkeit, diese Enttäuschtheit über das, was 
dort passiert -, hat fast dazu geführt, dass ich gar 
nicht hier nach vorne treten wollte.  

(Johanne Modder [SPD]: Das wäre 
besser gewesen!) 

Ich habe nämlich überlegt: In einem solchen nega-
tiv verseuchten Umfeld willst du gar nicht spre-
chen.  

(Lachen und Widerspruch bei der 
SPD und bei der LINKEN) 
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Herr Herzog, ich bin fest davon überzeugt, dass 
auch Sie eines Tages erkennen werden: Bitterkeit 
alleine hilft nicht weiter; man muss auch an Lösun-
gen arbeiten. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Lösungen aber, Herr Herzog, habe ich in Ihrem 
Elfpunkteantrag überhaupt nicht gefunden.  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Haben 
Sie nicht zugehört?) 

Der ist ein Sammelsurium: von einem unverzügli-
chen Ausstieg aus der Kernenergie über Stromtari-
fe für sozial Schwache bis hin zu der Forderung, 
die Schuldenbremse im Landeshaushalt nicht fest-
zuschreiben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sieht so 
eine umsichtige Politik mit Weitblick aus, die bereit 
ist, in diesem Land ganzheitlich Verantwortung zu 
übernehmen? 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Nein, ganz und gar nicht! Deshalb muss es bei der 
Ablehnung Ihres Antrages bleiben.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Victor Perli [LINKE]: Kein einziges Ar-
gument!) 

Das gilt auch, Herr Perli, für Ihren neuen Antrag, 
der einen schnelleren Ausstieg aus der Kernener-
gie fordert, als er gestern im Bundestag beschlos-
sen worden ist. Sie wollen jetzt schon im Jahr 2014 
alle Kernkraftwerke abgeschaltet haben. Das ist in 
drei Jahren. Herr Herzog, mir fehlt der Glaube, 
dass das technisch machbar ist. Mit dieser Forde-
rung - das haben Sie vorhin gemerkt - stehen Sie 
hier im Landtag isoliert da,  

(Victor Perli [LINKE]: Draußen haben 
wir die Mehrheit!) 

und in Berlin sind Sie es auch. Ihr Antrag ist ein 
erneuter Beweis dafür, dass die Linke eine rein 
populistische Politik betreibt. Die brauchen wir 
nicht.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

SPD und Grüne, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, haben uns zur Energiewende am Diens-
tag, also vor drei Tagen, mit einem Änderungsan-
trag zu ihren eigenen Anträgen überrascht. Aus 
ursprünglich 18 Punkten wurden drei Punkte. Aber 
Sie dürfen nicht erwarten, dass wir Ihrem rot-

grünen Antrag, Herr Bosse und Herr Wenzel, zu-
stimmen werden.  

Das geht schon allein deswegen nicht, weil Sie 
fordern, die Arbeiten im Bergwerk Gorleben mit 
sofortiger Wirkung zu stoppen. Ihre Forderung, 
Herr Wenzel, ist pure Ideologie und fachlich nicht 
zu begründen.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Wenn Jürgen Trittin und Sigmar Gabriel einen 
Grund gefunden hätten, Gorleben für ungeeignet 
zu erklären, dann hätten sie das zu ihren Amtszei-
ten sicherlich getan. Das haben sie aber nicht, und 
auch nicht der Niedersachse Gerhard Schröder.  

Das Bundesamt für Strahlenschutz - Präsident: 
Wolfram König, Grüne -, vorhin schon genannt, 
sagt in seinen Pressemitteilungen selbst:  

„Richtig ist, dass eine Eignungsaus-
sage zum Standort Gorleben bisher 
noch nicht getroffen wurde und erst 
nach umfangreichen Sicherheitsana-
lysen getätigt werden kann.“ 

Das, mein sehr geehrten Damen und Herren, ist 
der aktuell fachlich richtige Stand, nicht mehr und 
nicht weniger. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Sie, Herr Bosse und Herr Tanke, fordern hier jetzt 
einen Baustopp im Bergwerk Gorleben. Sie for-
dern, keine weiteren Castortransporte ins Zwi-
schenlager Gorleben durchzuführen. Auf welcher 
Grundlage tun Sie das eigentlich? 

(Reinhold Coenen [CDU]: Unseriös!) 

Ich habe Ihnen, Herr Wenzel, in diesem Landtag 
schon mehrfach gesagt, dass Sie nirgendwo in 
dieser Republik nach neuen Standorten zu suchen 
brauchen, wenn Sie den dann dort betroffenen 
Menschen nicht klipp und klar sagen können, ob 
Gorleben geeignet ist oder nicht. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Wollen Sie, Herr Wenzel, über die Eignung von 
Standorten politisch entscheiden, ohne Wissen-
schaft und Technik? Ist das ein transparentes Ver-
fahren, wie Sie es für alternative Endlageroptionen 
fordern? - Sie widersprechen sich, Herr Wenzel. 
Das entlarvt sehr deutlich, dass es bei Gorleben 
schon längst nicht mehr ausschließlich um Fakten 
geht, sondern nur um pure Ideologie. 

(Beifall bei der CDU) 
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Allenfalls eine Änderung des Endlagerkonzeptes, 
das bislang vorsah, den atomaren Müll in tiefe 
geologische Schichten zu verbannen, kann dazu 
führen, dass Gorleben mit anderen Augen zu be-
trachten ist. 

Ähnliches, Herr Wenzel, gilt auch für Castortrans-
porte. Irgendwohin muss der atomare Müll doch! 
Ins Zwischenlager nach Gorleben, Herr Bosse, soll 
er nach Ihrer Meinung nicht. Aber wohin dann? Die 
völkerrechtlichen Verträge sind da. Wir haben in 
Deutschland nur ein genehmigtes Zwischenlager in 
dieser Größenordnung, und das steht in Gorleben 
auf der anderen Seite der Straße. 

Das, was Sie hier betreiben, Herr Wenzel und Herr 
Bosse, ist lupenreine Rosinenpickerei. Sie sagen 
immer nur, was nicht geht. Das ist scheinheilig und 
unglaubwürdig. Sagen Sie doch bitte einmal, was 
geht, oder lassen Sie das einfach! 

(Zuruf von der CDU: Richtig!) 

Ich erwarte nicht von Ihnen, dass Sie sagen wer-
den, was geht. Wenn es darum geht, Verantwor-
tung zu übernehmen, schlagen Sie sich wie früher 
in die Büsche. Unsere Generation sorgt jetzt für die 
Energiewende, und unsere Generation hat auch 
die Aufgabe, die Endlagerfrage zu lösen. Die 
Energiewende ist nur zu schaffen, wenn man be-
reit ist, Verantwortung zu übernehmen, und das 
nicht nur punktuell, sondern ganzheitlich und mit 
Konzept. Das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren auf der linken Seite dieses Hauses, haben 
Sie nicht, weil Sie ideologisch verbohrt sind. Sie 
haben Scheuklappen. Sie verspielen das Vertrau-
en der Menschen. Das werden wir nicht zulassen. 

(Beifall bei der CDU - Kreszentia 
Flauger [LINKE]: Fällt Ihnen auch 
einmal etwas anderes ein? Inhaltlich 
nichts, Herr Bäumer!) 

Nein, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Trotz allem Bemühen um einen politischen Kon-
sens auch hier in Hannover zeigt sich: CDU und 
FDP handeln, und die Opposition redet nur. - Das 
ist zu wenig. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Rolf Meyer [SPD]: So ein Blödsinn!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren: Was du 
sagst, verweht im Wind. Nur was du tust, schlägt 
Wurzeln. 

(Rolf Meyer [SPD]: Ja, genau! Wie 
war das denn vor einem halben 
Jahr?) 

Das gilt auch für Fraktionsvorsitzende. Sie müssen 
mehr tun, Herr Schostok, als warme Worte zu 
sprechen. Das gilt vor allem für die Beschäftigten 
der Kernkraftwerke, denen Sie angeblich mit einem 
Beschäftigungspakt helfen wollen. Laut Deister- 
und Weserzeitung vom 11. Juni 2011 hat Herr 
Schostok festgestellt: 

„Insbesondere am Standort Grohnde, 
wo die Arbeitsplätze noch vor einem 
halben Jahr auf Jahrzehnte sicher wa-
ren, ist die Verunsicherung mit Hän-
den zu greifen.“ 

Ich weiß nicht, Herr Schostok, wohin Sie damals 
gegriffen haben. Manchmal greift man ja auch mal 
daneben. 

(Rolf Meyer [SPD]: Sie greifen ins 
Leere!) 

Mit den betroffenen Menschen haben Sie anschei-
nend nicht gesprochen. Denn Thomas Gerl, der 
Betriebsratschef des Kernkraftwerkes in Grohnde, 
schreibt am 18. Juni 2011 in der gleichen Zeitung 
in einem Leserbrief, aus dem ich zitiere: 

„Mit Verwunderung habe ich den Brief 
über den Beschäftigungspakt der 
SPD gelesen. Selbstverständlich 
freuen wir uns als Mitarbeiter des 
Gemeinschaftskernkraftwerkes 
Grohnde über jegliche politische Un-
terstützung. Doch wie konnte der Vor-
sitzende der SPD-Landtagsfraktion, 
Herr Stefan Schostok, die Verunsiche-
rung der Beschäftigten mit Händen 
greifen? Ich habe keinerlei Informati-
onen - trotz Nachfrage -, dass irgend-
ein SPD-Politiker Gespräche mit Tei-
len der Belegschaft, der Kraftwerkslei-
tung oder der Belegschaftsvertretung 
geführt hat, auch nicht bei einer 
Rundreise durch das Weserbergland.“ 

(Zuruf von der CDU: Was?) 

So ist das also, wenn man auf die Worte der SPD 
vertraut, Herr Schostok. 

Lassen Sie mich zum Schluss über unseren Ände-
rungsantrag sprechen, den ich schon im Aus-
schuss angekündigt hatte. CDU und FDP sprechen 
sich dafür aus, dass die Kraftwerksstandorte nach 
der Stilllegung der Kernkraftwerke als Energie-
standorte erhalten bleiben. Wir sprechen uns dafür 
aus, dass die Umbaumaßnahmen an diesen 
Standorten sozial verträglich erfolgen. Wir bitten 
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die Landesregierung, den im Energiepaket der 
Bundesregierung enthaltenen stufenweisen Aus-
stieg aus der Kernenergie bis spätestens zum 
Ende des Jahres 2022 zu unterstützen. Das ist ein 
konkretes Enddatum. Von heute an sind das exakt 
elf Jahre und sechs Monate. Danach ist in 
Deutschland Schluss mit Kernenergie. 

Aber bis dahin müssen wir uns anstrengen, um 
den Ausstieg zu schaffen. Das ist allein mit dem 
Bedrucken von Papier nicht getan, auch nicht da-
mit, dass man warme Worte spricht, und erst recht 
nicht damit, dass man Pumpspeicherkraftwerke 
verhindert, Herr Wenzel, und beim Netzausbau 
jahrelang geschlafen hat. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Ich habe 
eine Zwischenfrage!) 

Nein, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
jetzt sind wir alle gefragt, unideologisch, pragma-
tisch und schnell an Lösungen zu arbeiten und vor 
allem die Fakten zur Kenntnis zu nehmen. 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Kollege - - - 

Martin Bäumer (CDU): 
Nein! 

(Oh! bei den GRÜNEN - Rolf Meyer 
[SPD]: Das ist schwach, Herr Bäu-
mer!) 

Seit Beginn des Moratoriums im Jahr 2011 ist 
Deutschland von einem Nettoexporteur von Strom 
zu einem Nettoimporteur von Strom geworden. Vor 
dem 16. März 2011 wurden durchschnittlich 90 Mil-
lionen kWh pro Tag exportiert. Seit dem 17. März 
2011 werden durchschnittlich 40 Millionen kWh im-
portiert - vor allem Atomstrom aus unserem Nach-
barland Frankreich. So kann das nicht bleiben! 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Das stimmt 
doch gar nicht! Schauen Sie sich ein-
mal die Bilanzen an!) 

Ausstieg aus der Kernenergie bedeutet Einstieg in 
Alternativen. Ich will das einmal bildlich ausdrü-
cken: Deshalb ist jetzt nicht die Zeit, hier im Bahn-
hof stehen zu bleiben und zu palavern. Die Um-
steigezeit ist denkbar kurz. Wer den Zug verpasst, 
wird nicht im Zeitalter der erneuerbaren Energien 
ankommen. 

(Detlef Tanke [SPD]: Sie haben den 
Zug ein halbes Jahr aufgehalten, teil-
weise sind Sie rückwärts gefahren!) 

Deutschland wird zum Land ohne Kernenergie. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Sie ha-
ben den Zug eindeutig angehalten!) 

Wir wollen das ohne Kompromisse mit den Men-
schen mit allen Konsequenzen, aber auch wirt-
schaftlich sinnvoll, ökologisch wertvoll und sozial 
gerecht.  

Vielen Dank, dass Sie mir zumindest teilweise 
aufmerksam zugehört haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren! Bevor ich die Wünsche 
auf Kurzinterventionen erfülle, möchte ich die Kol-
leginnen und Kollegen insgesamt darum bitten, 
dass wir den Wiederbeginn der Abqualifizierung 
von Reden anderer, z. B. durch die Verwendung 
des Begriffs „absondern“ oder des Ausrufs „So ein 
Blödsinn!“, vermeiden sollten. Ich halte beides 
nicht für parlamentarisch angemessen. 

(Zuruf von der LINKEN: Das hat der 
Redner selbst gesagt!) 

Es gibt drei Wünsche auf Kurzinterventionen, zu-
nächst vom Kollegen Herzog. 

Kurt Herzog (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wo wir 
bei Sprüchen sind, sondere ich noch einmal einen 
ab. Herr Bäumer, Sie haben ja auch einen ge-
bracht. Ich fasse Ihre Rede folgendermaßen zu-
sammen. 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Kollege Herzog, ich darf Sie unterbrechen! 
Sie sind hier nicht auf einer Spaßveranstaltung, 
sondern im niedersächsischen Parlament. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zuruf von der CDU: Ja!) 

Wenn der Präsident vorher etwas rügt, erwarte ich 
von Ihnen, dass Sie dieser Rüge Genüge tun. 
Deswegen bitte ich Sie, das nicht zu verwenden. 

(Zuruf von der LINKEN: Aber das dür-
fen andere verwenden!) 

Kurt Herzog (LINKE): 
Herr Bäumer, wo es den Rednern an Tiefe fehlt, 
gehen Sie in die Breite. Erstens möchte ich Ihnen 
etwas sagen zu Bitterkeit und negativ verseuchtem 

 14351 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

Umfeld. Im Wendland gibt es die bunteste, krea-
tivste, lebendigste Kultur, die ich kenne. Und ich 
lebe gern da. 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf: Ge-
nau!) 

Zweiter Punkt. Lösungen. Das Wendland hat in-
zwischen - daran habe ich sehr tatkräftig mitge-
wirkt - eine zu 100 % regenerative Stromerzeu-
gung. 

(Zustimmung bei der LINKEN - Zuruf 
von der LINKEN: Super!) 

Dritter Punkt. Als Sie die Autos sichern wollten, 
haben Sie als Schwarz-Gelb ein riesiges Konjunk-
turprogramm aufgelegt. Die Schuldenbremse inte-
ressierte Sie überhaupt nicht. Wenn wir diese 
Energiewende schaffen wollen, müssen wir da 
klotzen und dürfen nicht kleckern. Im Zweifelsfall 
muss man gucken, wo die Konjunkturprogramme 
an dieser Stelle richtig gesetzt sind. Da muss eine 
Schuldenbremse unter Umständen zurücktreten. 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von 
der LINKEN: Eben! - Lothar Koch 
[CDU]: Nein!) 

Vierter Punkt. Hier im Landtag isoliert zu sein, ist 
für mich durchaus keine Unehre - sagen wir es 
einmal so. Ich lade Sie gern zu einer Kreistagssit-
zung ein. Da können Sie sehen, wie es aussieht 
und wie es vor allem mit Populismus aussieht. 

(Jens Nacke [CDU]: Das glaube ich! 
Damit kennen Sie sich aus!) 

Da können Sie auch einmal sehen, wie das ist, 
Herr Bäumer, wenn man das Vertrauen der Men-
schen verspielt hat. Die CDU hatte früher in Lü-
chow-Dannenberg Mehrheiten von über 60 %. Sie 
sind bei 28 % angekommen. Das bedeutet es un-
gefähr, wenn man das Vertrauen der Menschen 
verspielt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Letzter Punkt. Dass Sie heute immer noch sagen, 
nachdem Sie selbst im Untersuchungsausschuss 
Asse dabei waren und die Ergebnisse aus dem 
Untersuchungsausschuss Gorleben kennen, es 
gebe keine Fakten gegen Gorleben, und immer 
noch weitermachen wollen, obwohl geologisch die 
Fakten dagegen sprechen, - - - 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Kollege, Sie müssen den letzten Satz sagen. 

Kurt Herzog (LINKE): 
 - - - das ist wirklich hanebüchen. Das werden die 
Menschen im Wendland honorieren und Frau 
Bertholdes abwählen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, der nächste Wunsch 
nach Kurzintervention kommt von Frau Staudte, 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

(Jens Nacke [CDU]: Wie kann man 
nur so verbittert sein! Das ist unglaub-
lich!) 

Miriam Staudte (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Bäumer, ich kann genau an der Stelle weiterma-
chen, an der Herr Herzog aufgehört hat. Sie haben 
uns vorgeworfen, wir lehnten Gorleben aus purer 
Ideologie ab. Ich muss Sie korrigieren. Das ist 
nicht Ideologie, sondern Geologie. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und bei der LINKEN) 

Die Mängel sind bekannt und werden von Ihnen 
ignoriert. Auf 7,5 km2 ist das Deckgebirge abge-
laugt. Wir haben dort Gasvorkommen, wir haben 
Erdölvorkommen, wir haben Laugenvorkommen, 
die mobilisiert werden können, wenn heißer 
Atommüll eingelagert wird. Wir haben Carnallit- 
und Anhydridvorkommen, die Wasserwegsamkei-
ten ermöglichen, und nicht zuletzt sind die Schäch-
te sowieso an einer völlig falschen Stelle gebaut 
worden.  

(Jens Nacke [CDU]: Weiß das Herr 
König nicht? Er ist doch Grüner!) 

Schon deswegen muss man von diesem ungeeig-
neten Salzstock Abstand nehmen.  

(Beifall bei der GRÜNEN) 

Die Ergebnisoffenheit, die immer wieder angespro-
chen wird, ist seit Ende der 70er-Jahre, als man 
sich nur auf einen Standort konzentriert hat, verlo-
rengegangen.  

(Karl-Heinrich Langspecht [CDU]: 
Was habt Ihr 2000 in den Vertrag 
reingeschrieben?) 

Das, was hier immer zum Besten gegeben wird 
und was auch in der Regierungserklärung ange-
klungen ist - das stand ja nicht einmal im Manu-
skript -, dieses Philosophieren über die Rückhol-
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barkeit, reicht uns nicht. Wir verlangen konkrete 
Taten. Sie als Staatskanzlei sind die Genehmi-
gungsbehörde für den Weiterbau dieses Schwarz-
baus. Sie hätten den Rahmenbetriebsplan nicht 
weiter genehmigen müssen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Letzter Satz, Frau Staudte! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 
Insofern kann ich nur feststellen: Was die atompoli-
tische Frage der Endlagerung angeht, sind Sie ein 
reiner Anscheinserwecker, Herr McAllister. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Die nächste Kurzintervention kommt vom Kollegen 
Schostok, SPD-Fraktion. 

Stefan Schostok (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lieber Kollege Bäumer, Sie haben hier 
aus Zeitungen zum Thema „Verunsicherung der 
Beschäftigten im Kraftwerk in Grohnde“ zitiert. Sie 
haben den Betriebsratsvorsitzenden Thomas Gerl 
zitiert. Sie haben richtig zitiert. Aber ich habe mich 
auf ein Statement des Betriebsratsvorsitzenden in 
Reaktion auf Ihre Ausstiegspolitik bezogen, näm-
lich raus aus den Kartoffeln und wieder rein in die 
Kartoffeln. Darüber waren der Betriebsrat und die 
Beschäftigten äußerst irritiert und haben selbst von 
Verunsicherung in der Belegschaft geredet. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von Ursula Körtner 
[CDU]) 

Von daher habe ich auf das Statement, das ich in 
der Zeitung gelesen habe und das Sie im Zweifel 
unterstützt haben, um es in den Kommunalwahl-
kampf hineinzuziehen, bisher nicht reagiert. Ich 
warte darauf, dass die Kommunalwahlen vorbei 
sind; denn ich halte überhaupt nichts davon, Be-
schäftigteninteressen in den Wahlkampf hineinzu-
ziehen. Deswegen haben wir das anders gemacht, 
meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD) 

Wenn ich den Landkreis besuche, dann ist es rich-
tig, dass man als Oppositionspolitiker dann, wenn 
man dazu gefragt wird, Stellung bezieht. Wenn mir 

gesagt wird, dass die Beschäftigten Verunsiche-
rung äußern, dann finde ich es sogar richtig gut, 
wenn Oppositionspolitiker nicht die Landesregie-
rung oder die Bundesregierung kritisieren, sondern 
öffentlich Vorschläge dazu machen, - - - 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Schostok, letzter Satz bitte! 

Stefan Schostok (SPD): 
 - - - wie man die Verunsicherung abbauen kann. 
Deshalb unser Vorschlag eines Beschäftigungs-
paktes, für den wir schon tätig geworden sind. So 
viel Kreativität habe ich von der Landesregierung 
noch nicht wahrgenommen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Schostok, die 90 Sekunden sind um. 

Stefan Schostok (SPD): 
Was würden Sie denn sagen, wenn ich Herrn 
McAllister dafür kritisieren würde, dass er sich für 
die Beschäftigten von Alstom einsetzt? Wir wären 
doch bescheuert, wenn wir das täten. Wir unter-
stützen so etwas. Ich verlange von Ihnen, dass Sie 
gute Vorschläge hier gefälligst unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, die SPD hat noch eine 
Restredezeit von neun Minuten. Herr Kollege Bos-
se hat sich noch einmal zu Wort gemeldet. Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor.  

(Zuruf) 

- Ach, Entschuldigung. Herr Bäumer, es tut mir 
leid, ich habe Sie soeben übersehen. Sie haben 
natürlich die Chance zu erwidern. Sie sind zuerst 
dran. - Herr Bosse, Sie müssen noch einen Mo-
ment warten.  

(Marcus Bosse [SPD]: Das mache ich 
doch gern! - Zuruf von der SPD: Jetzt 
kommt erst einmal die Steilvorlage!) 

Martin Bäumer (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Das widerspricht auch der These, dass ich 
in die Breite gegangen wäre, Herr Herzog. Wenn 
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mich schon der Präsident nicht sieht, dann kann 
von Breite nicht die Rede sein.  

(Heiterkeit bei der CDU - Zuruf: Aber 
fehlende Tiefe!) 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren: 
Herr Herzog, ich sage Ihnen ganz deutlich: Von 
der bunten Kultur im Wendland, von der Sie reden, 
haben wir in den letzten drei Jahren eine ganze 
Menge mitbekommen. Ich muss Ihnen ehrlich sa-
gen: Ich habe mittlerweile keine Lust mehr, dass 
Sie in den Landtag von Niedersachsen in Hanno-
ver Ihre kleinkrämerischen Diskussionen aus dem 
Kreistag in Lüchow-Dannenberg hineinzerren. Ich 
finde, das sollten Sie dort lassen. 

(Beifall bei der CDU - Kreszentia 
Flauger [LINKE]: Das gibt es doch 
nicht! Jetzt geht es aber los! - Ursula 
Helmhold [GRÜNE]: Was ist das 
denn?) 

Sie behaupten, dass die CDU dort nur 28 % reprä-
sentiere. Sie haben aber unterschlagen, dass es 
weitere Mitglieder einer Gruppe gibt. Zusammen 
sind das 40 %. Ich, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, kann über den Landkreis Osnabrück 
hinaus denken. Sehr geehrter Herr Herzog, das 
erwarte ich auch von Ihnen.  

Frau Staudte, Sie werfen mir vor, dass ich Geolo-
gie durch Ideologie ersetze. Ich sage Ihnen: Sie 
ersetzen Wissen durch Glauben. Sie wissen defini-
tiv überhaupt nichts über die Geeignetheit von 
Gorleben.  

(Beifall bei der CDU - Ursula Helm-
hold [GRÜNE]: Haben Sie gar nichts 
mitgekriegt im Ausschuss? Wo waren 
Sie denn das letzte Jahr?) 

Sie glauben das alles nur. Offiziell festgestellt ist 
das bislang noch nicht. Das sollten Sie zur Kennt-
nis nehmen. 

(Beifall bei der CDU) 

Herr Schostok, Sie können dazu reden, so viel Sie 
wollen. Eines bleibt doch festzuhalten: Sie waren 
nicht bei den Beschäftigten, Sie haben mit denen 
nicht gesprochen. 

(Ursula Körtner [CDU]: Genau!) 

Sie hätten heute ankündigen können: Ich gehe 
dahin! - Das haben Sie nicht getan. Das kommt mir 
so ein bisschen vor wie in dem Kindermärchen mit 
Pippi Langstrumpf, die immer singt: Ich mach’ mir 

die Welt, widdewidde, wie sie mir gefällt! - Damit 
kommen Sie hier nicht durch. 

Vielen Dank! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
So, meine Damen und Herren, jetzt kommt, wie 
versehentlich schon angekündigt, der Kollege 
Bosse von der SPD-Fraktion.  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Marcus Bosse (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Sehr 
geehrter Herr Bäumer, warum eigentlich immer 
diese Gereiztheit? Sie sprechen von dem großen 
gemeinsamen Konsens, den man hinbekommen 
soll. Das zeigt uns letzten Endes doch nur, dass 
nach solchen Reden, insbesondere von CDU-Ab-
geordneten, ein gesundes Misstrauen angesagt 
ist, meine Damen, meine Herren. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Ganz ge-
nau! - Karl-Heinrich Langspecht 
[CDU]: Zur Sache!) 

Woher nehmen Sie an der Stelle eigentlich den 
Hochmut, die Eitelkeit und die Selbstgerechtigkeit,  

(Beifall bei der SPD) 

sich hier hinzustellen und zu sagen, dass Sie die 
Energiewende eingeläutet hätten? Das, was Sie 
betreiben, ist nichts anderes als eine politische 
Häutung, meine Damen, meine Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Björn Thümler [CDU]: 
Geht es auch ein bisschen kleiner?) 

Sie haben den richtigen Weg eingeschlagen. Es 
hat bei Ihnen aber 30 Jahre gedauert, bis Sie es 
kapiert haben. Sie haben an der Stelle hier ganz 
kleine Brötchen zu backen. Sie sind in den ver-
gangenen Jahren immer - das tun Sie auch jetzt 
noch - einen energiepolitischen Zickzackkurs ge-
fahren, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Und nicht nur das! Mit den Beschlüssen aus dem 
letzten Jahr haben Sie die Energiewende im We-
sentlichen behindert und nichts anderes.  

Nun möchte ich noch ein paar Worte zu Fukushi-
ma sagen. Es ist ja nicht damit getan - so schlimm, 
wie die Ereignisse waren; sie sind dramatisch -, zu 
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meinen, dass dort jetzt alles in Ordnung wäre, nur 
weil darüber nichts mehr in der Zeitung steht. Das, 
was da passiert, ist eine Katastrophe, und zwar für 
die Natur und auch für die Menschen, die da le-
ben. Das muss man an der Stelle einmal deutlich 
darstellen. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Sie sprachen von Ideologie. Das haben Sie uns 
auch immer vorgeworfen. 30 Jahre lang wurde uns 
vorgeworfen, wir seien ideologisch verblendet, es 
sei unmöglich, diesen Weg einzuschlagen, man 
komme aus der Kernenergie nicht raus. Alles das 
sind Sprüche, die wir alle schon einmal gehört 
haben. Es ist schon möglich. Man muss es nur 
wollen. An der Stelle scheint der Herr Ministerprä-
sident weiter zu sein als Sie. Man muss sich fra-
gen, ob hier der Schwanz mit dem Hund wedelt, 
meine Damen, meine Herren! 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN - Ursula 
Helmhold [GRÜNE]: Wie bei der 
Schulpolitik! Da war es genauso! ) 

Gorleben. Ich bin kein Prophet,  

(Lachen bei der CDU) 

aber ich unterstelle: Wir sehen uns hier wieder 

(Zuruf von der CDU: Nein!) 

mit einem gemeinsamen Beschluss, mit dem wir 
uns von Gorleben verabschieden, meine Damen 
und Herren! 

(Heinz Rolfes [CDU]: Schreien Sie 
doch nicht so rum!) 

Gorleben ist keine Frage der Ideologie. Gorleben 
ist eine Frage der Vernunft, meine Damen, meine 
Herren. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Es gibt aus der SPD-Fraktion noch einen weiteren 
Wunsch nach Redezeit, und zwar von Frau Emme-
rich-Kopatsch. Sie hat immer sechs Minuten. Bitte 
schön! 

Petra Emmerich-Kopatsch (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Bäumer, ich frage mich 

manchmal sehr erstaunt, wie die Kommunikation in 
Ihrer Fraktion wohl laufen mag. 

(Vizepräsident Hans-Werner Schwarz 
übernimmt den Vorsitz) 

Wir waren mit dem Ausschuss für Europaangele-
genheiten zu einem Gespräch mit Herrn Oettinger 
in Brüssel. Herr Oettinger hat dort erklärt - die Kol-
leginnen und Kollegen werden Ihnen das sicher 
mitteilen können -, dass er beabsichtigt, für die 
Endlagerung vorzuschlagen, zukünftig in 400 bis 
500 m Tiefe zu lagern, rückholbar und stetig über-
wachbar. Da sagten die Kollegen der CDU: Dann 
ist Gorleben tot. - Darauf sagte Herr Oettinger: 
Dann ist das eben so. 

(Ulf Thiele [CDU]: Seit wann ist Herr 
Oettinger der Papst?) 

Ich weiß nicht, was Sie hier treiben oder ob Sie 
einfach nicht wahrnehmen wollen, dass alle in der 
CDU weiter sind als die CDU-Landtagsabgeordne-
ten, die nicht im Europaausschuss sind. 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 
SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Ebenfalls zu Wort gemeldet hat sich Herr Wenzel 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Sie haben 
noch 1:45 Minuten, Herr Wenzel. Bitte schön! 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich habe eine Frage an den Ministerpräsidenten 
und Herrn Bäumer. Was wollen Sie zur Nachrüs-
tung der Kraftwerke, die jetzt noch Restlaufzeiten 
haben, tun? Und wie und zu welchem Zeitpunkt 
wollen Sie dies durchsetzen? 

Dieselbe Frage stelle ich auch an Herrn Herzog, 
der ja Atomkraftwerke noch bis 2014 laufen lassen 
will, in seinem Antrag aber kein Wort zu der Nach-
rüstung dieser Atomkraftwerke schreibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Kurt Her-
zog [LINKE]: In unserem ersten An-
trag steht das drin!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Zu Wort gemeldet hat sich ebenfalls Frau Berthol-
des-Sandrock, und zwar zu einer persönlichen 
Bemerkung nach § 76 unserer Geschäftsordnung. 
Bitte schön! 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Am Ende 
des Tagesordnungspunktes! - Stefan 
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Schostok [SPD]: Am Ende der Debat-
te!) 

- Das muss nicht am Ende sein. Das kann jederzeit 
erfolgen. Wir machen es jetzt mal so. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Das muss 
am Ende kommen! So steht es in der 
GO! - Weitere Zurufe) 

- Wir haben hier gerade einen Wechsel vorge-
nommen. Ich muss - da bitte ich um Nachsicht - 
erst einmal das eine oder andere ein bisschen 
sortieren. Im Moment liegt mir tatsächlich der An-
trag auf eine persönliche Bemerkung vor. Aber 
wenn Frau Bertholdes-Sandrock bereit ist, noch 
einmal zurückzutreten, würde ich als Nächsten 
Hans-Heinrich Sander aufrufen. Die persönliche 
Bemerkung kann im Anschluss erfolgen. - Vielen 
Dank. Frau Bertholdes-Sandrock nimmt bitte noch 
einmal Platz.  

Jetzt spricht Hans-Heinrich Sander als Minister, 
der sich zu Wort gemeldet hat. Danach, wenn wir 
mit dem Punkt durch sind, kommt Frau Bertholdes-
Sandrock zu Wort. 

(Zuruf von Daniela Behrens [SPD]) 

- Vielen Dank, Frau Behrens. Schön, dass Sie 
feststellen, dass es geht. Ich bedanke mich dafür. 

Jetzt hat Herr Minister Sander das Wort. Bitte 
schön! 

Hans-Heinrich Sander, Minister für Umwelt und 
Klimaschutz: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Tagesordnungspunkt 44 ist aufgrund 
der gestrigen Entscheidung und der Gesetzeszu-
stimmung insbesondere der Regierungsfraktionen, 
aber auch der SPD und der Grünen im Prinzip 
erledigt. Er ist überholt. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Nein, über-
haupt nicht! Das ist ein Irrtum!) 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
hätte es begrüßt, wenn aufgrund der neuen Ge-
setzeslage nun eine gemeinsame Erklärung zu 
den Fragen, die noch offen sind, erfolgt wäre. Auf-
grund der Kürze der Zeit war das aber wahrschein-
lich nicht angebracht. Deswegen begrüßen wir den 
Antrag der Regierungsfraktionen, weil er im Grun-
de genommen auch Ihnen, Herr Wenzel, und Ih-
nen, Herr Schostok, die Möglichkeit gibt, dem zu-
zustimmen. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Sagen Sie 
einmal etwas zu Gorleben!) 

Schließlich müssen wir gerade auch gegenüber 
Berlin immer wieder betonen, dass es einen nie-
dersächsischen Grundkonsens gibt, der diese 
Bundesregierung in Fragen des Ausstieges unter-
stützt. Meine Damen und Herren, auch wenn das 
heute noch nicht möglich war, gehe ich davon aus, 
dass wir das in der nächsten Zeit bewerkstelligen. 

Die Bundesregierung hat - auch das sollte man 
betonen, wenn man schon von Konsens spricht -, 
auch mit der Bereitschaft der SPD und der Grünen, 
dieses Gesetzesvorhaben in kürzester Zeit im 
Bundestag erledigt. Im Bundesrat wird das am 
8. Juli, am nächsten Freitag, erfolgen. Es ist schon 
eine erhebliche Leistung, die dort vollbracht wor-
den ist. Die sieben Kernkraftwerke plus Krümmel 
sind abgeschaltet. Neun weitere bleiben am Netz, 
zwei davon in Niedersachsen. 

Herr Kollege Wenzel, wenn Sie es nicht besser 
wüssten, würde ich Ihnen das ja nicht übel neh-
men. Aber immer wieder so mit Dreck nach dem 
Umweltminister und dann noch nach dem Minis-
terpräsidenten zu schmeißen! Sie wissen, dass es 
ein Kerntechnisches Regelwerk gibt. Die Kern-
kraftwerke in Niedersachsen werden nach dem 
Kerntechnischen Regelwerk - eine gesetzliche 
Grundlage - überprüft. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Wie alt ist 
das denn?) 

Wenn es dort Sicherheitsdinge gibt, die nicht in 
Ordnung sind, dann muss dies sofort beseitigt 
werden. 

Nun ist das neue Kerntechnische Regelwerk - 
auch das müssten Sie wissen - noch nicht in Kraft. 
Und wir leben in einem Rechtsstaat. Die Anlagen 
sind genehmigt, und zwar nach den jetzigen Re-
geln und Gesetzen. Sollte es ein neues Kerntech-
nisches Regelwerk geben - und man muss mit den 
Betreibern auch absprechen, wie weit das umsetz-
bar ist -, dann werden diese Anlagen natürlich 
nachgerüstet. 

Meine Damen und Herren, entscheidend ist doch, 
dass es eine große Mehrheit gibt - auch in diesem 
Hause; gestern hat sich diese Mehrheit auch im 
Bundestag dokumentiert -, die dafür ist, dass im 
Jahre 2022 das letzte Kernkraftwerk vom Netz 
geht. 

Weil die Frage der Standortsicherheit nicht unbe-
deutend ist, müssen wir in Niedersachsen großen 

14356 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

Wert darauf legen, dass die Kraftwerksstandorte 
nicht infrage gestellt werden. Wir brauchen sie 
wahrscheinlich noch für Ersatzkraftwerke. Das 
kann Gas sein; es kann aber auch etwas ganz 
anderes sein. Nur: Es wäre leichtfertig, diese 
Kraftwerksstandorte infrage zu stellen. 

Auch die Sozialverträglichkeit muss beim Ausstieg 
mit beachtet werden. Bei Unterweser haben wir es 
nicht ganz so leicht, weil die Zeit sehr kurz war. Bei 
Lingen und bei Grohnde kann man sich darauf 
einstellen. 

Meine Damen und Herren, ein besonderer 
Schwerpunkt dieses Gesetzespaketes - das spielte 
heute weniger eine Rolle - sind die erneuerbaren 
Energien. Da wird es auf Niedersachsen ankom-
men - und auch darauf, wie weit der Niedersächsi-
sche Landtag der Bevölkerung klarmacht, dass 
diese erneuerbaren Energien möglichst schnell 
realisiert werden müssen. 

(Christian Dürr [FDP]: Sehr richtig!) 

Dazu gehören Onshore und Offshore. Wir werden 
dort die Vergütungssätze noch optimieren. Das 
kann man unter Umständen nicht in einem Verfah-
ren bis ins Letzte regeln. Hier wird es aber weitere 
Regelungen und Nachbesserungen geben müs-
sen. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung ist 
sich weiterhin bewusst, dass sie für die atomaren 
Abfälle eine Verantwortung trägt. Es war aber nicht 
möglich, in diesem Gesetzespaket auch die Frage 
der Endlagerung mit zu erledigen. Das ist auch von 
Ihnen nicht eingebracht worden, weil es nicht 
machbar war. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Wir haben 
doch Änderungsanträge vorgelegt! - 
Stefan Wenzel [GRÜNE]: Es ist sehr 
wohl eingebracht worden! Wir haben 
Änderungsanträge dazu gestellt! - 
Christian Meyer [GRÜNE]: Sie haben 
diese Änderungsanträge abgelehnt!) 

Ich sage Ihnen aber Folgendes, Herr Wenzel: Un-
ter Beachtung und Einbeziehung von Gorleben 
werden wir nach alternativen Standorten suchen. 
Voraussetzung ist aber, dass es dort einen Kon-
sens gibt und alle Länder, die aufgrund der Karte 
der Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe dafür infrage kommen, dort auch mitar-
beiten. Meine Damen und Herren, da ist ein Kon-
sens gefordert. Ich kann Ihnen sagen: Niedersach-
sen wird zügig daran arbeiten.  

Deshalb ein kleiner Appell - denn wenn man das 
heute hier gesehen hat, dann denkt man: gestern 
gab es einen großer Konsens, und hier im Landtag 
gibt es heute über diese Fragen wieder eine Dis-
harmonie, die ihresgleichen sucht -: Lassen Sie 
uns auch hier im Niedersächsischen Landtag die 
Chance ergreifen, auch unter dem Gesichtspunkt 
von Gorleben die Gemeinsamkeit zu suchen. Die 
Landesregierung ist dazu bereit. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Herr Wenzel hat sich noch einmal für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Wort gemeldet. Sie 
haben noch 1:15 Minuten Restredezeit. 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 

Herr Minister Sander, Sie haben sich ja sehr vor-
sichtig zu der Frage der Nachrüstung geäußert. 
Aber Sie und Ihr Haus kennen sicherlich das Kal-
kar-Urteil, in dem damals ausgeführt worden ist, 
dass das sogenannte Restrisiko nur deshalb ver-
tretbar sei, weil es nach menschlichem Ermessen 
faktisch nicht eintreten könne. In dem Kalkar-Urteil 
wird die dynamische Risikovorsorge beschrieben, 
wonach die Atomaufsichtsbehörden verpflichtet 
sind, das zu machen, was nach dem jeweiligen 
Stand von Wissenschaft und Technik erforderlich 
und machbar ist. 

Nach Fukushima wissen wir alle, dass die alten 
Annahmen zu den Grenzen der praktischen Ver-
nunft außer Kraft gesetzt sind. Das heißt auch, 
dass wir für alle noch laufenden Kraftwerke, für 
Lingen und Grohnde, Nachrüstungen benötigen, 
für die auch nachgewiesen werden muss, dass 
auslegungsüberschreitende Störfälle beherrscht 
werden können. Wahrscheinlich können die das 
aber gar nicht leisten. Das heißt, wenn Sie dies 
angehen, werden wir unter Umständen erleben, 
dass die Abschalttermine im Vergleich zum Gesetz 
deutlich vorgezogen werden. Aber das erwarten 
wir! Das ist aufgrund der Rechtslage, wie sie vom 
Bundesverfassungsgericht festgestellt wurde, 
zwingend.  

Ich danke Ihnen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, bis auf 
die Wortmeldung von Frau Bertholdes-Sandrock 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.  

In eigener Sache möchte ich im Zusammenhang 
mit der vorangegangen Diskussion den ersten Satz 
aus § 76 unserer Geschäftsordnung - persönliche 
Bemerkungen - zitieren. Mir geht es nicht darum, 
dass ich recht haben möchte. Aber ich will das für 
diejenigen tun, die sich so köstlich amüsiert haben. 

„Einem Mitglied des Landtages, das 
sich zu einer persönlichen Bemerkung 
zum Wort gemeldet hat, ist das Wort 
auch nach Schluss der Besprechung 
zu erteilen.“ 

(Zurufe von der CDU: „Auch!“) 

Es kann also jederzeit erteilt werden. Frau Berthol-
des-Sandrock hätte ihre persönliche Bemerkung 
durchaus vorhin abgeben können. Da ich aber 
gerne mit Ihnen das Einvernehmen herstellen woll-
te, sind wir so verfahren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Jetzt ist Frau Bertholdes-Sandrock dran. Sie hat 
das Wort zu einer persönlichen Bemerkung. Bitte 
sehr! 

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 

Danke, Herr Präsident. Da auch ich halbwegs 
friedliebend bin, habe ich mich gerne darauf ein-
gestellt.  

Es geht hier im Landtag, Kollege Herzog, derma-
ßen häufig um mich, dass ich einmal die Gelegen-
heit ergreifen muss, dazu Stellung zu nehmen, 
zumal Sie bereits meine Abwahl prognostiziert 
haben. Bis jetzt habe ich mich allerdings dem 
Wählervotum unterstellt und bin dabei recht gut 
gefahren. Ich denke, das lassen wir auch dabei. 

Ich möchte auf die Motive eingehen, weshalb Sie 
sich immer wieder zu diesen aggressiven und zum 
Teil außerordentlich persönlichen und destruktiven 
Bemerkungen hinreißen lassen.  

Sie sind Wortführer der Gruppe X im Lüchow-Dan-
nenberger Kreistag, die sich aus Linken, Grünen, 
SPD, Unabhängigen und der FDP speist.  

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Das ist 
doch gar nicht zur Sache! Sie müssen 
einen Angriff zurückweisen!) 

Damit verfügen Sie über eine minimale Mehrheit. 
Diese Mehrheit nutzen Sie hier permanent, indem 
Sie sich - - - 

(Zurufe von der SPD, von den GRÜ-
NEN und von der LINKEN - Glocke 
des Präsidenten) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Bertholdes-Sandrock, ich muss Sie unterbre-
chen. Ich kann noch nicht einmal Ihre Worte ver-
stehen, sodass ich Sie auch nicht hätte darauf 
hinweisen können, was zu einer persönlichen Be-
merkung gehört. - Meine Damen und Herren, Sie 
müssten also bitte Ruhe bewahren, damit ich auf-
passen kann, was Frau Bertholdes-Sandrock in 
ihrer persönlichen Bemerkung sagt. 

Ich möchte Sie aber nicht weiter darauf hinweisen, 
Frau Bertholdes-Sandrock; denn Sie wissen, wie 
mit einer persönlichen Bemerkung umzugehen ist. 
Sie dürfen Angriffe zurückweisen. Bitte schön! 

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 
Ich werde mich bemühen, Herr Präsident. - Ich 
möchte den Angriff des Kollegen Herzog, der sich 
solche Angriffe heute und auch ansonsten selbst 
gestattet, damit zurückweisen, dass ich darauf 
hinweise, Herr Kollege Herzog, dass Sie das 
Recht, dass Sie hier einen Alleinvertretungsan-
spruch aus einer minimal größeren Gruppe - es 
geht um ein oder zwei Abgeordnete - in einem 
Kreistag im Lande Niedersachsen ableiten, nicht 
permanent benutzen können.  

(Zurufe von der SPD, den GRÜNEN 
und der LINKEN) 

Der Grund dafür, Herr Kollege Herzog, ist, dass die 
Energiewende Möglichkeiten für einen neuen Kon-
sens bietet, und Ihre Gruppe X bröckelt jetzt. Des-
halb bitte ich darum, Kollege Herzog, wenn es 
politisch - - - 

(Anhaltende Zurufe von der SPD, von 
den GRÜNEN und von der LINKEN: 
Persönliche Bemerkung! Sie müssen 
Angriffe zurückweisen!) 

- Kollege Herzog, ich rede jetzt. - Herr Präsident, 
darf ich einen Satz dazu sagen? 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Sie dürfen Angriffe zurückweisen, aber Sie dürfen 
keine politische Stellungnahme abgeben. Bitte 
schön! 
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(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 
Ich möchte den Kollegen Herzog sehr herzlich 
bitten, die persönlichen Angriffe, die ausschließlich 
aus der derzeitigen politischen Situation herrühren, 
als solche zu kennzeichnen und hier nicht immer 
persönlich zu werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Victor Perli [LINKE]: Was wollten Sie 
eigentlich sagen?) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Damit kommen wir zur Abstimmung zu Tagesord-
nungspunkt 44. Ich bitte um Aufmerksamkeit, weil 
es ein bisschen komplizierter wird.  

Die auf Ablehnung lautende Beschlussempfehlung 
ist die weitestgehende Empfehlung. Wir stimmen 
daher zunächst über diese ab. Nur falls diese ab-
gelehnt wird, stimmen wir anschließend über die 
Änderungsanträge ab. Ich halte das Haus damit 
einverstanden, dass wir zunächst über den ge-
meinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der 
CDU und der FDP in der Drs. 16/3784 und an-
schließend gegebenenfalls über den gemeinsa-
men Änderungsantrag der Fraktion der SPD und 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 
Drs. 16/3795 abstimmen. 

Mit anderen Worten: Um zu einer Abstimmung 
über die eingereichten Änderungsanträge zu kom-
men, muss zunächst die Beschlussempfehlung 
abgelehnt werden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
zustimmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - 
Damit haben Sie die Beschlussempfehlung abge-
lehnt, ihr wurde nicht gefolgt. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über den ge-
meinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der 
CDU und der FDP in der Drs. 16/3784. Wer die-
sem Änderungsantrag zustimmen möchte, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich? - Das erste war die Mehrheit. 
Dem Änderungsantrag wurde gefolgt. Das heißt, 
die Anträge wurden in der Fassung des gemein-

samen Änderungsantrages der Fraktionen der 
CDU und der FDP in der Drs. 16/3784 angenom-
men. Zugleich ist damit der gemeinsame Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen in der Drs. 16/3795 gemäß 
§ 39 Abs. 2 Satz 5 in Verbindung mit § 31 Abs. 3 
Satz 2 unserer Geschäftsordnung abgelehnt.  

Ferner ist ein Antrag auf sofortige Abstimmung zu 
Tagesordnungspunkt 51 gestellt worden. Die Frak-
tion DIE LINKE hat für ihren Antrag in Drs. 16/3745 
beantragt, die zweite Beratung und damit die Ent-
scheidung über den Antrag gemäß § 39 Abs. 3 
Satz 2 unserer Geschäftsordnung sofort anzu-
schließen. Wie mir mitgeteilt wurde, sind alle Frak-
tionen bereit, dem Wunsch der Antragsteller nach 
sofortiger Abstimmung über den Antrag zu folgen. 

Der guten Ordnung halber frage ich unter Hinweis 
auf die soeben von mir zitierten Geschäftsord-
nungsbestimmungen gleichwohl, ob eine Aus-
schussüberweisung mit dem nach § 27 Abs. 2 
Satz 1 unserer Geschäftsordnung erforderlichen 
Quorum von 30 Mitgliedern des Landtages ver-
langt wird. - Das ist nicht der Fall, wie ich sehe.  

Wir kommen daher zur Abstimmung.  

Wer den Antrag in Drs. 16/3745 annehmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich? - Der Antrag wurde 
abgelehnt. 

Damit ist die Beratung der beiden Tagesordnungs-
punkte abgeschlossen. 

Wir kommen zu Tagungsordnungspunkt 45:  

Erste Beratung: 
Bürgerrechte wieder einführen - parlamentari-
sche Kontrolle verbessern - Verfassungs-
schutzgesetz reformieren - Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/3744  

Der Antrag wird durch den Kollegen Briese einge-
bracht. Ich erteile Ihnen das Wort, Herr Briese. 
Bitte schön! 

Ralf Briese (GRÜNE): 
Danke schön, Herr Präsident. - Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Am 11. September dieses 
Jahres jähren sich die Terroranschläge von New 
York zum zehnten Mal. Der Anschlag in New York 
und auch die vielen Anschläge danach führten zu 
einer Zäsur in der Sicherheitspolitik. Einen derarti-
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gen Anschlag hatte es bis dato nie gegeben. Es 
war klar, dass die Politik auf etwas so Epochales 
und Schreckliches reagieren musste. 

Und die Politik hat auch reagiert. Manche Reaktio-
nen waren in meinen Augen schlicht notwendig, 
aber es gab eben auch viele überhitzt getroffene 
falsche Entscheidungen. Der Bund und die Länder 
haben sehr viele neue Sicherheitsgesetze erlas-
sen. Gleich mit mehreren dieser Gesetze ist dabei 
gegen die Grundwerte oder die Verfassung ver-
stoßen worden. Auch Niedersachsen hat das 
schmerzlich lernen müssen.  

Fast zehn Jahre nach dem Anschlag ist es in den 
Augen von Bündnis 90/Die Grünen nun an der 
Zeit, über diese Sicherheitsgesetze neu nachzu-
denken. Der Bund hat dies in der letzten Zeit getan 
und interne und externe Evaluierungsberichte auf 
den Weg gebracht. Auch das Land sollte es sich 
meiner Meinung nach nicht nehmen lassen, poli-
tisch darüber nachzudenken, was hier vielleicht 
geändert werden sollte. 

Ich will in Erinnerung rufen, welche Sicherheitsge-
setze seit dem Jahr 2001 verschärft wurden.  

Zum einen haben die Nachrichten- oder auch Ge-
heimdienste im Bund und in den Ländern, also der 
Bundesnachrichtendienst, der MAD und der Ver-
fassungsschutz, sehr viele neue und umfängliche 
Informationsrechte erhalten. Es wurden umfängli-
che Sicherheitsüberprüfungsgesetze erlassen. 
Personensicherheitsrelevante Bereiche werden 
heutzutage sehr intensiv kontrolliert und durch-
leuchtet. 60 000 Personen wurden noch einmal be-
sonders kontrolliert. 

Es wurde ferner ein - verfassungswidriges - Flugsi-
cherheitsgesetz mit der Lizenz zum tödlichen Ab-
schuss erlassen. Hinzu kommt, dass Sie, Herr 
Schünemann - das muss man Ihnen immer wieder 
deutlich vorhalten -, sich noch nicht einmal zu 
schade sind, einen Abschussbefehl zu fordern. Die 
Braunschweiger Zeitung schreibt heute, Sie wür-
den sogar von einer Aufopferungspflicht weniger 
Menschen zugunsten vieler Menschen fabulieren. 
Ich finde, das ist ein ziemlicher Klopfer, den Sie da 
von sich gegeben haben. Eine solche Pflicht wäre 
mit Artikel 1 des Grundgesetzes schlicht und ein-
fach nicht in Einklang zu bringen. Damit würden 
Sie gegen die Menschenwürde verstoßen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch das BKA-Gesetz wurde verschärft, und zwar 
durch die Befugnis zur Online-Durchsuchung. Sie 

hätten den Bundestrojaner am liebsten auch auf 
Landesebene.  

Außerdem wurde eine Antiterrordatei normiert, in 
der sich immerhin 20 000 Leute befinden. Damit 
wurde die Trennung von Geheimdienst und Polizei 
immer weiter aufgeweicht. Es ist gut, dass der 
Bund jetzt gesagt hat, dass er strenger kontrollie-
ren will, und dass er einen Kontrollrat mit, ich mei-
ne, Burkhard Hirsch, einberufen hat. Es ist sehr 
vernünftig, dass Bürgerrechtler hier etwas genauer 
hinschauen. 

Auch die EU hat umfängliche Sicherheitsgesetze 
erlassen. Was die Vorratsdatenrichtlinie angeht, 
streiten wir in diesem Haus ja immer wieder dar-
über, was dabei am Ende herauskommt. Die EU 
tut sich damit momentan aber auch ein bisschen 
schwer und überarbeitet diese Richtlinie derzeit.  

Darüber hinaus hat die EU mit den USA ein Bank-
datenaustauschabkommen, das sogenannte 
SWIFT-Abkommen, abgeschlossen. Auch dieses 
Abkommen ist ein schwerer Eingriff in die Grund-
rechte.  

Schließlich gibt es noch die Fluggastdatenaus-
tauschrichtlinie.  

In der Vergangenheit ist in der EU, im Bund und 
auch in den Ländern also ein sehr großes Bündel 
an Sicherheitsgesetzen erlassen worden. Auch 
das niedersächsische Polizeigesetz wurde ver-
schärft: durch eine deutliche Ausweitung der Vi-
deoüberwachung, durch die Rasterfahndung und 
durch die stille Handyortung. Nur mit der präventi-
ven TKÜ konnten Sie sich zum Glück nicht durch-
setzen.  

Fast alle Sicherheitsbehörden haben aber nicht 
nur ihre Normen verschärft und umfängliche neue 
Befugnisse bekommen, sondern wurden auch 
personell deutlich aufgerüstet. Das BKA hat deut-
lich mehr Personal bekommen. Auch der nieder-
sächsische Verfassungsschutz - das ist ja schon 
immer Ihr kleines Lieblingsamt gewesen, obwohl 
Sie die Verwaltung ansonsten immer verschlanken 
wollen - hat einen deutlichen personellen Zuwachs 
bekommen. Die niedersächsische Polizei hat 
ebenfalls deutlich mehr Stellen erhalten.  

(Christian Dürr [FDP]: Das ist aus-
drücklich richtig!) 

Niedersachsen hat es - das muss man wirklich 
sagen - am Dollsten getrieben: Es hat verfas-
sungswidrig gehandelt und viel Personal einge-
stellt. Und das alles mit der Zustimmung der FDP, 
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die damals noch gesagt hat: Damit haben wir das 
liberalste Polizeigesetz in ganz Deutschland! - Das 
muss man Ihnen immer wieder vorhalten, Herr 
Dürr, damit haben Sie einen wirklich sehr schlim-
men bürgerrechtlichen Sündenfall begangen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Staat hat also in vielen Bereichen intensiv 
aufgerüstet, sowohl normativ als auch personell. 
Von daher ist jetzt eine Zeit des Nachdenkens und 
der Reflexion dringend notwendig und geboten.  

(Christian Dürr [FDP]: Wir schauen 
uns mal die Gesetzgebung zu rot-
grünen Zeiten an, und dann reden wir 
weiter!) 

Wir unterbreiten Ihnen mit unserem Antrag einen 
Vorschlag zu einem ganz speziellen Gesetz, näm-
lich zum Landesverfassungsschutzgesetz. Darin 
haben wir zwölf Punkte aufgeführt, die in unseren 
Augen geändert werden könnten. Zumindest wol-
len wir mit dem Hohen Haus darüber diskutieren, 
welche dieser Regelungen zukünftig sinnvoll sind 
und welche aus dem Gesetz gestrichen werden 
könnten.  

Es ist z. B. kein Geheimnis, dass die Grünen im-
mer dagegen waren, dass in das Verfassungs-
schutzgesetz auch der große Lauschangriff aufge-
nommen wird, also die Befugnis, auch privaten 
Wohnraum zu überwachen. Das haben wir insbe-
sondere damit begründet, dass der Bund diese 
Befugnisse für seine Bundesämter schon hat. Es 
geht also darum, Doppelstrukturen abzubauen. 
Herr Schünemann, in Richtung der Bezirksregie-
rungen haben Sie immer gesagt, Sie wollen keine 
Doppelverwaltung, Sie wollen keine Doppelkompe-
tenzen, Sie wollen Verwaltungsstrukturen abbau-
en. 

Was wir vorgelegt haben, ist also eine konsequen-
te Fortschreibung Ihrer eigenen Forderungen. 
Wenn der Bund eine entsprechende Kompetenz 
hat, dann brauchen wir das in den Ländern nicht 
noch einmal und damit doppelt und dreifach zu 
normieren. Deswegen kann dieser Passus aus 
dem Verfassungsschutzgesetz schlicht und ergrei-
fend gestrichen werden. Verabschieden Sie sich 
ein bisschen von diesem Amt und verschlanken 
Sie es etwas!  

Nun zu den Auskunftspflichten, die auf Bundes-
ebene momentan heiß diskutiert werden. Hier gibt 
es jetzt offenbar eine weitere Befugnis unter zeitli-
cher Befristung; das ist zumindest die Einigung, die 
Frau Leutheusser-Schnarrenberger und Herr 

Friedrichs gestern wohl getroffen haben. Auch 
darüber wollen wir hier diskutieren.  

Wir finden, die Postdienstleister brauchen diese 
Auskunftspflicht nicht mehr, weil die Evaluierung 
ergeben hat, dass das, was dabei herausgekom-
men ist, ziemlich überflüssig bzw. nutzlos war.  

Wir wollen, dass den anderen Dienstleistern, die 
zur Informationspflicht herangezogen werden - 
also z. B. Banken und Fluglinien -, zumindest ihre 
Aufwandskosten entschädigt werden. Es müsste 
eigentlich ganz im Sinne der FDP sein, dass die 
nicht kostenlos als Hilfssheriffs herangezogen wer-
den, sondern zumindest eine Aufwandsentschädi-
gung bekommen. Dann überlegt sich der Staat 
nämlich möglicherweise etwas intensiver, ob er 
diese Daten tatsächlich braucht.  

Ferner wollen wir mehr bessere Informationspflich-
ten und mehr Transparenz, wenn personenbezo-
gene Daten ins Ausland überwiesen werden. An 
dieser Stelle soll also der LfD etwas gestärkt wer-
den.  

Wir wollen auch das parlamentarische Kontroll-
gremium stärken. Bei uns ist das der Ausschuss 
für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes. 
Dagegen dürfte insbesondere die SPD nichts ha-
ben, weil die Vorschläge, die wir hier unterbreiten, 
im sogenannten parlamentarischen Kontrollgesetz 
auf Bundesebene schon vollzogen wurden. Für die 
SPD hat damals Thomas Oppermann diesen As-
pekt in das Gesetz hineinverhandelt. Deshalb hoffe 
ich, dass die SPD in Niedersachen damit keine 
großen Probleme hat.  

Das, was Sie, liebe Sozialdemokraten, auf Bun-
desebene gefordert haben, sollten Sie uns hier 
nicht verweigern. Der entsprechende Kontrollaus-
schuss sollte ein paar mehr Befugnisse bekom-
men. Er soll z. B. externe Sachverständige oder 
auch Fraktionsmitarbeiter heranziehen können. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Kommen Sie bitte zum letzten Satz! 

Ralf Briese (GRÜNE): 
Vielen Dank, Herr Präsident, ich komme zum letz-
ten Satz. - Es geht also um eine neue Austarierung 
von Sicherheit und Freiheit. Die Freiheit hat im 
Lande Niedersachsen in den letzten Jahren sehr 
gelitten. Ich hoffe auf eine intensive und spannen-
de Diskussion. 
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Abschließend will ich sagen: Vielleicht sind nicht 
alle unsere Forderungen durchsetzbar. Ich hoffe 
aber, dass in der ersten Lesung nicht gleich alles 
in Bausch und Bogen verworfen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Für die Fraktion DIE LINKE Frau Zimmermann. Sie 
haben das Wort. 

Pia-Beate Zimmermann (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Bür-
gerrechte wieder einführen - parlamentarische 
Kontrolle verbessern - Verfassungsschutzgesetz 
reformieren“ lautet der Antrag von Bündnis 90/Die 
Grünen. Herr Briese, Ihre Ausführungen waren 
teilweise recht interessant. Nichtsdestoweniger 
frage ich mich, welche Schlussfolgerungen Ihre 
Aufforderung an die Landesregierung, ein refor-
miertes Verfassungsschutzgesetz vorzulegen, 
nach sich ziehen soll. Wenn Sie die Veränderung 
eines Gesetzes wollen, ist es doch Ihr gutes Recht, 
eine Initiative zu starten und einen neuen Gesetz-
entwurf in den Landtag einzubringen. Das tun Sie 
aber nicht. 

Ich frage mich, warum Sie das nicht tun. Ich glaube 
nicht, dass das nur auf Faulheit zurückgeht. Ich 
glaube eher, Sie wollen mit einem solchen Schau-
fensterantrag Ihren bürgerrechtlichen Schein wah-
ren, drücken sich aber letztlich vor der Konse-
quenz, um die Tür zu einer möglichen Koalition mit 
der CDU nicht zuzuschlagen. 

(Beifall bei der LINKEN - Helge Lim-
burg [GRÜNE] lacht - Grant Hendrik 
Tonne [SPD] - zu den GRÜNEN -: 
Jetzt seid ihr aber erkannt!) 

- Da können Sie ruhig lachen! 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Frau Zimmermann, einen Moment! - Herr Kollege 
Limburg, das ist nicht in Ordnung. Wir sind hier im 
Parlament und nicht auf dem Kinderspielplatz. Ich 
bitte um etwas mehr Ernsthaftigkeit. Herr Briese 
hat sich zu einer Kurzintervention gemeldet; das 
habe ich gesehen. 

Frau Zimmermann, setzen Sie bitte Ihre Rede fort! 

Pia-Beate Zimmermann (LINKE): 

Oder fehlt Ihnen letztendlich die Courage, zu-
zugeben, dass die auch mit einem Großteil Ihrer 
Stimmen im Deutschen Bundestag vorgenomme-
nen Bürgerrechtseinschränkungen im Zuge der 
sogenannten Antiterrorgesetze falsch waren? - So 
bleibt Ihr Antrag, der ja berechtigte Forderungen 
enthält, ohne jede Folge. 

Meine Damen und Herren, auch wir wollen die 
schlimmsten bürgerrechtsfeindlichen Einschnitte, 
die die sogenannten Antiterrorgesetze mit sich ge-
bracht haben, rückgängig machen. Das betrifft 
sowohl den Großen Lauschangriff als auch die im 
Antrag genannten Auskunftsverpflichtungen von 
privaten Firmen an den Verfassungsschutz, die 
Speicherung von Daten Minderjähriger usw.  

Warum Sie künftig die Mitglieder des Ausschusses 
für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes aus 
der Mitte des Landtages wählen wollen, erschließt 
sich mir, ehrlich gesagt, nicht.  

(Thomas Adasch [CDU]: Mir auch 
nicht!) 

Vielleicht können Sie dazu ein paar klärende Wor-
te sagen. 

Meine Damen und Herren, grundsätzlich warne ich 
vor der Illusion, dass wir mit einem wie auch immer 
reformierten Gesetz einen Geheimdienst - darum 
handelt es sich beim Verfassungsschutz nun ein-
mal - kontrollieren können. Das wird uns nicht ge-
lingen. Nicht umsonst wurde in der Geschichte der 
Bundesrepublik noch nie ein Geheimdienstskandal 
durch parlamentarische Kontrollgremien aufge-
deckt. Deshalb treten wir mit unserem Haushalts-
antrag, den Verfassungsschutzetat um 10 Millio-
nen Euro zu kürzen, in einem ersten Schritt dafür 
ein, den Verfassungsschutz in seinem Wirken 
massiv einzuschränken. 

(Thomas Adasch [CDU]: Das haben 
wir uns schon gedacht!) 

Meine Damen und Herren, ich will die Chance 
nutzen, etwas zum Beschluss der Bundesregie-
rung zu sagen, die zum Jahresende auslaufenden 
Antiterrorgesetze zu verlängern. Man muss sich 
fragen, wie die von mir eigentlich geschätzte Kol-
legin und Justizministerin Leutheusser-Schnarren-
berger freiheitsbeschränkenden Gesetzen zustim-
men kann, die sie selber noch vor Kurzem als un-
nötig bezeichnet hat. 

(Glocke des Präsidenten) 
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Gibt es vielleicht einen Deal, Freiheitsrechte gegen 
Steuersenkungen einzutauschen? 

Die FDP hat leichtfertig die Gelegenheit vertan, die 
Flut von Antiterrorgesetzen, die seit 2001 nur we-
nig zur Sicherheit, aber viel zum Grundrechteab-
bau beigetragen hat, zurückzudrängen. 

Meine Damen und Herren, von der Befristung darf 
man sich nicht täuschen lassen. Auch ein befriste-
ter Grundrechtseingriff ist ein Grundrechtseingriff. 
Weitere Verlängerungen sind offenkundig schon 
vorprogrammiert. Das Vorgehen lässt befürchten, 
dass auch bei der Vorratsdatenspeicherung ein 
ähnlich fauler Kompromiss herauskommt. Was 
Demokratie und innere Sicherheit tatsächlich brau-
chen, ist eine konsequente Verteidigung der 
Grundrechte statt parteipolitischer Taktiererei. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Herr Briese, Sie haben anderthalb Minuten für eine 
Kurzintervention. 

Ralf Briese (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich will in der Frage 
„Gesetzentwurf oder Antrag?“ zur Aufklärung bei-
tragen. Frau Zimmermann, wir haben in unserem 
kleinen Arbeitskreis tatsächlich intensiv darüber 
nachgedacht, ob wir besser einen Gesetzentwurf 
oder einen Antrag einbringen. Wir hatten sogar 
einen Gesetzentwurf, sind aber am Ende zu dem 
Schluss gekommen, dass das Verfassungsschutz-
gesetz schon heute viel zu kompliziert und zu ver-
weisungslastig ist. Wenn wir hier dann einen Ge-
setzentwurf einbringen, dann verstehen das nur 
noch die Eingeweihten. Das wollten wir vermeiden. 
Deswegen haben wir in unserem Antrag zwölf 
Punkte aufgeführt; denn das ist verständlicher und 
etwas einfacher darzustellen.  

Das war der Grund und nicht der Gedanke Ihrer 
etwas lächerlichen Argumentation bzw. Ihres An-
griffsversuches, wir würden damit Koalitionen mit 
der CDU vorbereiten. Herr Schünemann ist mitt-
lerweile ja ein Anhänger von Kneippkuren gewor-
den. Mal ist er Kaltduscher, mal Warmduscher; 
man weiß es nicht mehr so ganz genau. Glauben 
Sie mir, da werden wir keine Koalition vorbereiten. 
Machen Sie sich darüber gar keine Sorgen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Zimmermann möchte antworten. Ich erteile 
Ihnen das Wort für anderthalb Minuten. 

Pia-Beate Zimmermann (LINKE): 
Danke, Herr Präsident. - Meine Damen und Her-
ren! Herr Briese, letztendlich ist es doch egal, 
wann es kompliziert wird und ob es Ihr Gesetzent-
wurf ist, der es kompliziert macht und der nur für 
Eingeweihte verständlich ist, oder ob es der der 
Landesregierung ist. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Auch 
wieder wahr!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Der nächste Redner ist Herr Adasch für die CDU-
Fraktion. Bitte schön! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die bestehenden gesetzlichen Regelungen zur 
Abwehr terroristischer Angriffe haben auch weiter-
hin ihre volle Berechtigung. Eine Bedrohung der 
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland und damit auch Niedersachsens 
durch den internationalen Terrorismus ist nach wie 
vor gegeben. Wer allen Ernstes glaubt, dass die 
Bedrohungslage abgenommen hat, verkennt die 
Realitäten. Wir leben eben nicht in einer Oase der 
Glückseligen. Seit dem tödlichen Anschlag auf El-
Kaida-Führer Osama bin Laden könnte sich die 
Gefahr terroristischer Angriffe von Einzeltätern 
eher noch erhöhen. 

Meine Damen und Herren, der Niedersächsische 
Verfassungsschutz leistet einen unverzichtbaren 
Beitrag zur Sicherheit der Menschen in diesem 
Land. Er ist rechtlich, personell und materiell gut 
und angemessen ausgestattet. Hieran will und wird 
die CDU nichts ändern. Die von Bündnis 90/Die 
Grünen beantragten Änderungen des Niedersäch-
sischen Verfassungsschutzgesetzes würden die 
rechtlichen Möglichkeiten einer erfolgreichen Arbeit 
des Verfassungsschutzes erheblich einschränken. 
Hierzu zählen gerade die Befugnis zur technischen 
Überwachung von privaten Wohnräumen, die Ver-
pflichtung von Dienstleistern zur Auskunft und die 
Übermittlung von Daten und Dateien an ausländi-
sche Behörden. 

Die Notwendigkeit einer verbesserten parlamenta-
rischen Kontrolle des Verfassungsschutzes sieht 
die CDU nicht. Eine mögliche Wahl der Mitglieder 
des Ausschusses für Angelegenheiten des Verfas-
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sungsschutzes aus der Mitte des Landtages würde 
de facto an der jetzigen Situation nichts ändern. 
Die Begründung einer erhöhten Legitimation der 
Ausschussmitglieder wäre rein kosmetischer Natur 
und stellte die gute Arbeit des Ausschusses infra-
ge. Das Für und Wider einer Benennung von stell-
vertretenden Ausschussmitgliedern und einer Teil-
nahme von Fraktionsmitarbeitern an den Sitzungen 
des Ausschusses sollte im Ausschuss beraten 
werden. Es gibt Gründe dafür und dagegen.  

Die Geheimhaltung von Verschlusssachen ergibt 
sich im Übrigen von selbst und bedarf keiner zu-
sätzlichen gesetzlichen Regelung. Genauso wenig 
sieht die CDU das Erfordernis einer gesetzlich 
festgelegten Einbindung von externen Sachver-
ständigen. Der Verfassungsschutz verfügt über 
hochqualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die uns fachlich in die Lage versetzen, unseren 
Kontrollaufgaben umfassend nachzukommen. 

Die beantragte Einbindung des Landesdaten-
schutzbeauftragten zur Überprüfung einzelner 
Maßnahmen der Verfassungsschutzbehörde auf 
Antrag von mindestens einem Viertel seiner Aus-
schussmitglieder können wir nicht nachvollziehen. 
Bereits heute kann ein Viertel der Ausschussmit-
glieder eine Überprüfung durch den Landesdaten-
schutzbeauftragten herbeiführen. 

(Sigrid Leuschner [SPD]: Ein Fünftel!) 

Für eine Absenkung dieser Schwelle sehen wir 
nun wirklich keine Notwendigkeit. 

Die von Bündnis 90/Die Grünen suggerierten Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen dem Ausschuss 
für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und 
der Landesregierung über Rechte und Pflichten 
nach dem geltenden Niedersächsischen Verfas-
sungsschutzgesetz sehen wir nicht. Insofern geht 
auch die Forderung zur Einbindung des Staatsge-
richtshofes weit über die Realität hinaus. 

Was die Transparenz der Arbeit der niedersächsi-
schen Verfassungsschutzbehörde und des Aus-
schusses für Angelegenheiten des Verfassungs-
schutzes betrifft, ist diese in vollem Umfange ge-
währleistet. Die Verfassungsschutzbehörde hat 
gerade in jüngster Zeit erhebliche Anstrengungen 
unternommen, ihre Öffentlichkeitsarbeit durch Vor-
tragsveranstaltungen, Ausstellungen und Broschü-
ren weiter zu steigern.  

Die Intention des heute hier eingebrachten Antrags 
von Bündnis 90/Die Grünen lässt sich wie folgt 
zusammenfassen: Erstens. Der Niedersächsische 

Verfassungsschutz verfügt über zu weit reichende 
rechtliche Befugnisse. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Zweitens. Der Ausschuss für Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes kommt seiner Kontrollfunkti-
on nicht ausreichend nach. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Auch rich-
tig!) 

Drittens. Die Verfassungsschutzbehörde muss 
stärker kontrolliert und reglementiert werden. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Zutreffend!) 

- Diese Einschätzung, lieber Kollege Limburg, teilt 
die CDU-Fraktion nicht. Ich kann mir nicht vorstel-
len, dass wir diesem Antrag auch nach sicherlich 
interessanten Beratungen im Ausschuss werden 
zustimmen können. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Als Nächste spricht Frau Leuschner für die SPD-
Fraktion. Bitte sehr!  

Sigrid Leuschner (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 
Kollege Briese, ich möchte Sie daran erinnern, 
dass wir am 14. Januar 2009 das Verfassungs-
schutzgesetz nach langer Diskussion mit unseren 
Stimmen verabschiedet haben. Hierzu hat es eine 
Vorgeschichte gegeben. CDU und FDP haben 
einen nicht zustimmungsfähigen Gesetzentwurf 
eingebracht, der mithilfe des Gesetzgebungs- und 
Beratungsdienstes verändert worden ist. Deswe-
gen haben wir ihm unsere Zustimmung erteilt. 

Ich sehe nicht die zwingende Notwendigkeit, jetzt 
erneut eine Novellierung anzustreben. Dennoch 
werden wir uns natürlich Ihrer Forderung nach 
einer erneuten Novellierung nicht prinzipiell ver-
schließen. Ich meine, dass es einzelne Punkte 
gibt, über die man in den Ausschüssen ernsthaft 
diskutieren muss, die gegebenenfalls auch zu 
übernehmen sind. Ich werde gleich zu den einzel-
nen Punkten noch etwas sagen. Aber Anliegen 
Ihres Antrags ist es ja im Grunde genommen - das 
haben Sie zum Ausdruck gebracht -, sich an den 
Befugnissen des parlamentarischen Kontrollgremi-
ums auf Bundesebene auszurichten. Sie haben in 
diesem Zusammenhang auch meinen Kollegen 
Thomas Oppermann zitiert. Ihre Interpretation ist 
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aus unserer Sicht eine sehr weite Interpretation der 
Befugnisse auf Bundesebene.  

Ich möchte jetzt auf die einzelnen Punkte einge-
hen. Sie wissen, dass sich die SPD-Bundestags-
fraktion trotz einzelner inhaltlicher Differenzen und 
Kritikpunkte am Verfahren am 29. Juni dieses Jah-
res grundsätzlich für eine befristete Verlängerung 
der Sicherheitsgesetze ausgesprochen hat. Dem-
zufolge meinen wir, dass eine Streichung der Be-
fugnisse zur technischen Überwachung von priva-
ten Wohnräumen in dem Gesetz mit unseren 
Stimmen nicht vorgenommen werden kann.  

Ihre dritte Forderung bezieht sich auf die Befugnis-
se zur Speicherung von Daten Minderjähriger. Die 
Voraussetzungen, unter denen sie erfolgen darf, 
wollen wir auf Bundesebene regeln. Wir meinen, 
dass es bei der Neuregelung zur Vorratsdaten-
speicherung ganz einfach besser passt.  

Unter Nr. 5 Ihres Forderungskatalogs behaupten 
Sie, dass die parlamentarische Kontrolle verbes-
sert wird, wenn die Mitglieder des Ausschusses für 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes künftig 
aus der Mitte des Landtags gewählt werden. Im 
Gegensatz zu Ihnen halten wir das für keine quali-
tative Verbesserung, sondern eher für das Gegen-
teil. Das machen wir nicht mit.  

(Zustimmung von Hans-Dieter Haase 
[SPD]) 

Dass der Landtag durch eine verantwortungsvolle 
Aufgabe eine erhöhte Legitimation erhalten würde, 
bezweifle ich sehr. Denn momentan schlagen ja 
die Fraktionen die zu entsendenden Mitglieder vor. 
Wie stellen Sie sich das in der Praxis vor? Fällt 
eine oder einer heraus, wenn die Mehrheit des 
Landtages das nicht will? Was ist, wenn es einen 
personellen Wechsel gibt, wenn jemand ausschei-
det? Muss dann nachgewählt werden? - Das sind 
alles Fragen, die wir uns gestellt haben. Wir wer-
den dem nicht zustimmen.  

(Zustimmung von Hans-Dieter Haase 
[SPD]) 

Nun möchte ich noch die Punkte erwähnen, bei 
denen wir Ihnen teilweise zustimmen und bei de-
nen wir auch meinen, dass etwas geändert werden 
muss.  

Das eine ist die Stellvertreterinnen- und Stellvertre-
terregelung. Wir meinen auch, dass es notwendig 
ist, Stellvertreter zu benennen. Dies sollten aber 
persönliche Stellvertreter sein. Das heißt, wir wol-
len den Kreis einschränken und wollen jeweils pro 

Person Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter be-
nennen, damit wir dann auch ein kontrolliertes 
Verfahren haben. Dass diese Personen dann im 
Falle der Verhinderung des ordentlichen Mitglieds 
einspringen können, ist gut. Wir wollen gewährleis-
ten, dass die Geheimhaltung weiterhin gegeben 
ist. Deshalb lehnen wir es ab, zusätzliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter für die Ausschussarbeit zu 
verpflichten. Das würde, meine ich, in der Praxis 
nicht funktionieren, sondern würde Tür und Tor für 
die Weitergabe sensibler Daten öffnen. Ihre Forde-
rung können wir daher nicht teilen.  

(Ralf Briese [GRÜNE]: Frau Kollegin, 
das macht der Bund doch auch!)  

Ihren Vorschlag, in umstrittenen Einzelfällen exter-
ne Sachverständige hinzuzuziehen, werden wir 
ernsthaft prüfen. Darüber kann man reden. Man 
kann im Fachausschuss auch darüber sprechen, 
dass andere Dienstleister, die zur Auskunft ver-
pflichtet werden, ihren tatsächlichen Kostenauf-
wand erstattet bekommen.  

Für Fälle des Auskunftsersuchens nach § 5 a ha-
ben Sie eine schlanke Forderung aufgestellt. Es ist 
aber sehr abzuwägen, inwieweit durch eine Be-
nachrichtigung ernsthafte Gefährdungen der ge-
samten Maßnahme erfolgen können.  

(Zustimmung von Professor Dr. Dr. 
Roland Zielke [FDP]) 

Das ist ein sensibler Bereich. Das werden wir da-
her als SPD-Fraktion nicht aufgeben.  

Wir halten auch die Absenkung des Quorums auf 
ein Fünftel für nicht sinnvoll. Wir wollen bei der 
alten Regelung bleiben, also einem Viertel bleiben. 
Ich denke, dass dieses Quorum ausreicht. Bei 
einem Quorum von einem Fünftel befürchte ich 
immer wiederkehrende Geschäftsordnungsdebat-
ten im Ausschuss, die dann von kleineren Fraktio-
nen aufgrund dieses verminderten Quorums ange-
strebt werden können. Dadurch könnte auch die 
Arbeitsfähigkeit gefährdet werden.  

Was die Berichtspflicht und den Jahresbericht 
anbelangt, wollen wir auch eine größere Transpa-
renz erreichen. Darüber könnten wir mit Ihnen 
reden. Aber ich bitte Sie wirklich darum: Lassen 
Sie uns die Zeit, Ihre Vorschläge im Fachaus-
schuss ernsthaft zu prüfen! Ich habe jetzt zunächst 
gesagt, wo wir uns wenig oder gar nicht bewegen 
und welche Bereiche wir prüfen werden.  

Ich freue mich jedenfalls auf die Beratung im 
Fachausschuss.  
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Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Der nächste Beitrag kommt für die FDP-Fraktion 
von Herrn Professor Zielke. Herr Professor Zielke, 
ich erteile Ihnen das Wort.  

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Diese 
Woche hat die gelb-schwarze Koalition in Berlin 
entschieden,  

(Lachen bei den GRÜNEN - Ralf Brie-
se [GRÜNE]: Da darf man aber wirk-
lich einmal lachen!) 

einige der Regelungen in den Sicherheitsgesetzen 
auslaufen zu lassen. Das ist gut so. Alle anderen 
Regelungen werden um vier Jahre verlängert mit 
der Maßgabe, dass eine Kommission in dieser Zeit 
prüft, ob sie auf Dauer notwendig oder verzichtbar 
sind.  

Im Übrigen sind die Sicherheitsgesetze seinerzeit 
mit den Stimmen der Grünen beschlossen worden.  

(Zustimmung von Christian Dürr [FDP] 
- Ralf Briese [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Dass eine Reform des Niedersächsischen Verfas-
sungsschutzgesetzes dringend erforderlich sei, wie 
Sie behaupten, erschließt sich jedenfalls in diesem 
Zusammenhang nicht.  

(Ralf Briese [GRÜNE]: Wie bitte?) 

Das, was Sie im Einzelnen vorschlagen, ist in vie-
len Punkten irritierend. In vielen Punkten kann ich 
mich nahtlos Frau Leuschner anschließen. Wir 
sehen das auch so.  

(Ralf Briese [GRÜNE]: Oh, sozial-
liberal heute!) 

Ich will auf ein paar Differenzen hinweisen.  

Erstens geht es um die Einholung von Auskünften 
über verdächtige Personen bei Dienstleistern. Sie 
schreiben - ich zitiere -: „Die betroffene Person ist 
in allen Fällen von Auskunftsersuchen aufgrund 
§ 5 a zu informieren.“ 

(Sigrid Leuschner [SPD]: Das ist wirk-
lich ein Problem!) 

Sie wollen also alle bisherigen Ausnahmen von der 
Auskunftspflicht abschaffen. Eine solche Ausnah-
me ist bisher z. B. die Gefährdung von Leib und 

Leben Dritter durch eine solche Auskunft. Wollen 
Sie das wirklich? Können Sie das wollen?  

Zweitens wollen Sie, dass der Verfassungsschutz 
Daten von Personen unter 16 Jahren überhaupt 
nicht erfassen darf. Angesichts des blinden Fana-
tismus von Terroristen bis hin zu Selbstmordatten-
taten ist in keiner Weise auszuschließen, dass 
solche Terroristen auch Kinder für ihre Planungen 
instrumentalisieren, womöglich ohne dass diese 
davon etwas ahnen. Da mag die Erfassung von 
Daten über gefährdete Kinder sehr wohl zu deren 
Schutz beitragen.  

(Beifall bei der FDP - Ralf Briese 
[GRÜNE]: Dann müssen Sie die 
Schwellen doch absenken, Herr Kol-
lege!) 

Drittens. Neben den Mitgliedern des Ausschusses, 
also gewählten Abgeordneten, wollen Sie Frakti-
onsmitarbeiter voll in die Arbeit des Ausschusses 
einbeziehen. Da bin ich versucht zu fragen: Dürf-
ten es denn auch Praktikanten sein? - Im Ernst: Je 
größer der Kreis der Einbezogenen, desto geringer 
wird der Grad der Vertraulichkeit.  

(Ralf Briese [GRÜNE]: Desto höher 
wird der Grad Transparenz!) 

Wenn sich ein Gremium auf die Vertraulichkeit 
seiner Beratungen verlassen können muss, dann 
der Ausschuss für Angelegenheiten des Verfas-
sungsschutzes.  

Viertens. Ob bei Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen der Landesregierung und mindestens einem 
Fünftel des Ausschusses der Staatsgerichtshof als 
Oberschiedsrichter sinnvoll fungieren könnte, wage 
ich bei aller Wertschätzung des Staatsgerichtshofs 
zu bezweifeln. Sie, liebe Grüne, scheinen klamm-
heimlich anzustreben, den Ausschuss durch einen 
Wust von Regelungen byzantinischer Komplexität 
lahmzulegen.  

Der Bericht des Verfassungsschutzes soll künftig 
regelrecht fein ziseliert werden. Es sollen - ich 
zitiere - „reine Verdachtsfälle von den Fällen er-
wiesener Verfassungsfeindlichkeit nach dem Grad 
der Gefährdung der freiheitlich demokratischen 
Grundordnung getrennt und entsprechend wieder-
gegeben werden“, und es soll - ich zitiere - „entlas-
tendes Material in Bezug auf die Verfassungstreue 
gewürdigt werden“. Damit käme der Verfassungs-
schutz in spannende Abwägungsprobleme. Er wür-
de beispielsweise zu entscheiden haben, ob ein 
Hitlergruß die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung mehr gefährdet als ein Molotowcocktail 
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oder ob sogenannte antifaschistische Aktivitäten 
als entlastendes Material zu gelten haben. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Jetzt 
haut er alles in einen Topf!) 

Der Sinn dieser Rangfolgenerstellung bleibt dun-
kel, es sei denn, man goutiere byzantinische Kom-
plikatessen. 

Eine letzte allgemeine Bemerkung: Wir danken 
dem Niedersächsischen Verfassungsschutz für 
seine segensreiche Arbeit an unseren Schulen 
gegen politischen Radikalismus jeder Art. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Jetzt hat sich Herr Minister Schünemann zu Wort 
gemeldet. Bitte sehr, Sie haben das Wort, Herr 
Minister! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Bedrohungslage durch den islamisti-
schen Extremismus ist uneingeschränkt vorhan-
den. Auch nach dem Tod von Osama bin Laden 
können wir nicht von Entwarnung sprechen. Wir 
haben erst vor wenigen Wochen den Düsseldorfer 
Fall gehabt. Leider Gottes hatten wir auch den Fall 
in Frankfurt, bei dem zwei US-Amerikaner getötet 
wurden. Es gibt auch aktuelle Ereignisse, bei de-
nen man auf jeden Fall sagen muss, dass wir un-
eingeschränkt die Beobachtung weiter durchführen 
müssen. 

Herr Briese, ich habe verstanden, warum Sie den 
Antrag jetzt eingebracht haben. Aber eigentlich 
können Sie ihn zurückziehen; denn die Bundesre-
gierung hat sich bei den Antiterrorgesetzen geei-
nigt. Das ist gut so. Ich bin sehr froh, dass Hand-
lungsfähigkeit gezeigt worden ist. Das war auf-
grund der Bedrohungslage notwendig.  

Ich wundere mich sehr, wenn Sie sagen, auch das 
Land Niedersachsen sollte die Sicherheitsgesetze 
evaluieren, insbesondere diejenigen, die jetzt in 
Berlin diskutiert worden sind, um dann zu einer 
Entscheidung zu kommen. Sie haben in der letzten 
Plenarwoche genau diese Anfrage gestellt. Wir 
haben Ihnen im Detail geantwortet, dass wir diese 
Evaluierung bereits durchgeführt und aufgrund der 
Evaluierung im Jahr 2009 entsprechende Be-
schlüsse gefasst haben. Teilweise haben wir sogar 
die Entfristung der Befugnisse vorgenommen. Das 

heißt, das, was jetzt in Berlin gemacht worden ist, 
haben wir bereits im Jahr 2009 umgesetzt. Im Jahr 
2009 haben wir eines der modernsten Verfas-
sungsschutzgesetze beschlossen. Sie mahnen an, 
man solle u. a. Benachrichtigungspflichten bei 
besonderen Auskunftserteilungen vorsehen. Ge-
nau das ist alles schon im Verfassungsschutzge-
setz des Landes Niedersachsen verankert. Inso-
fern brauchen wir da überhaupt keine Belehrung. 
Das ist schon umgesetzt worden. 

Ich will gerne den Punkt aufgreifen, den Sie eben 
in Ihrem Beitrag noch einmal angesprochen ha-
ben, wonach keine Daten von unter 16-Jährigen 
gesammelt werden sollen. Im Bereich Rechtsextre-
mismus ist zu beobachten, dass man auch schon 
sehr frühzeitig radikalisiert wird. Insofern wäre es 
völlig unangebracht, von unter 16-Jährigen keine 
Daten zu sammeln. Beim islamistischen Extremis-
mus ist es total schwierig und sogar gefährlich. Ich 
darf an den Wolfsburg-Fall - eigentlich Sauerland-
Fall - erinnern: Ein 13-Jähriger hat die Zünder be-
sorgt. Es gibt eine Studie des BKA, die klar darlegt, 
dass man sogar schon unter 15 Jahren im Bereich 
der Radikalisierung besonders sensibilisiert ist. 
Insofern ist es sinnvoll, auf gar keinen Fall die 
16 Jahre vorzugeben. Das wäre sicherlich nicht 
richtig. 

Lassen Sie mich zwei letzte Bemerkungen zu 
Herrn Briese machen. Es ist notwendig, auch bei 
der Vorratsdatenspeicherung schnell zu einer Eini-
gung zu kommen. Es ist nicht so, dass in der Eu-
ropäischen Union in irgendeiner Weise gewackelt 
wird. Sie wissen, es ist sogar ein Vertragsverlet-
zungsverfahren eingeleitet worden. Insofern hoffe 
ich, dass wir nach der Sommerpause zu einer 
Entscheidung kommen. Wenn Sie sich anhören, 
wie die Polizei in diesem Zusammenhang reagiert 
und uns ermahnt etwas zu tun, dann bin ich opti-
mistisch, dass das jetzt zügig umgesetzt wird. 

Ich nenne einen letzten Punkt, weil ich mich heute 
Morgen ziemlich geärgert habe, als ich einen Be-
richt in der Braunschweiger Zeitung gelesen habe. 
Das, was dort steht, ist schlicht Unfug. Es wurde 
ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu die-
sem Fall in einem ersten Entwurf wiedergegeben. 
Darin wurde gesagt, dass es eine Aufopferungs-
pflicht geben könnte. Das Bundesverfassungsge-
richt hat in dem Punkt gesagt, dass es sich dazu 
nicht abschließend äußern will. Es ist klar gesagt 
worden, es gibt im Moment keine verfassungs-
rechtliche Absicherung. Es gibt auch noch keine 
verfassungsrechtliche Absicherung für den Fall, 
dass ein Flugzeug ohne Passagiere an Bord ab-
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geschossen werden sollte. Zur Aufopferungspflicht 
werde sich das Gericht bei diesem Urteil nicht 
äußern. Das ist dort im Prinzip wiedergegeben 
worden. Das ist dem Autor auch dargestellt wor-
den.  

Meine Auffassung ist: Wenn sogar das Bundesver-
fassungsgericht sagt, dass dies noch nicht gere-
gelt ist, wenn es nicht mit Passagieren besetzt ist, 
dann muss man dafür zumindest eine politische 
Antwort haben. Meiner Ansicht nach brauchen wir 
sofort eine Regelung. Alles andere wäre aus mei-
ner Sicht völlig fahrlässig. Denn dass eine solche 
Situation eintreten kann, ist klar. Es ist eine ganz 
besonders schwierige Situation, wenn Passagiere 
an Bord sind. Das ist völlig klar. Sich aber vor einer 
Antwort zu drücken, halte ich nicht für richtig. Ge-
nau das ist dort thematisiert worden, nicht mehr 
und nicht weniger. Deshalb ist es schlicht unfair, 
wenn man es so darstellt, obwohl man dem Autor 
das Richtige gesagt hat. Das muss ich einmal sa-
gen.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Damit sind wir am Ende der Beratung. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. 

Zuständig ist der Ausschuss für Inneres und Sport. 
Wer ist dafür? - Spricht jemand dagegen? - Enthält 
sich jemand? - Das ist nicht der Fall. Dann ist das 
so beschlossen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 46 und 
47 vereinbarungsgemäß zusammen auf: 

Erste Beratung: 
Gesundheitstourismus: Potenziale eines 
Wachstumsmarktes nutzen - Antrag der Fraktio-
nen der CDU und der FDP - Drs. 16/3727  

Erste Beratung: 
Kultur und Tourismus zusammenbringen - Nie-
dersachsens Regionen stärken - Antrag der 
Fraktion der SPD - Drs. 16/3742  

Wir kommen zur Einbringung. Zu dem Antrag der 
Fraktionen der CDU und der FDP hat sich Herr 
Miesner zu Wort gemeldet. Herr Miesner, ich ertei-
le Ihnen das Wort. 

Axel Miesner (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Kurz vor dem großen Sommerurlaub 
möchte ich noch einige Aussagen von unserer 
Seite zum Thema Gesundheit und Kultur machen. 
Die sieben vor der niedersächsischen Küste gele-
genen Inseln, die gesamte Nordseeküste, der 
Harz, die Heide und das Weserbergland sind ne-
ben vielen anderen Regionen in Niedersachsen 
hervorragende Standorte für den Gesundheits- 
und Kulturtourismus. Niedersachsen als das Rei-
seland Nummer eins in Norddeutschland hatte ein 
sehr gutes Jahr 2010. Die Entwicklung in diesem 
Jahr ist weiterhin sehr positiv. Das ist eine ausge-
zeichnete Perspektive, die es für das Reiseland 
Niedersachsen für den Gesundheits- und Kultur-
tourismus zu nutzen gilt. Beides sind wichtige Wirt-
schaftsfaktoren in Niedersachsen. 

Gesundheit steht bei vielen Menschen obenan. 
Immer mehr Bürgerinnen und Bürger unseres Lan-
des erkennen den Wert der Gesundheit für das 
Wohlbefinden und die eigene Leistungsfähigkeit. 
Die Menschen wollen gesund werden und gesund 
bleiben, aber dabei auch genießen. Faktoren wie 
Fitness und Wohlbefinden, Erhaltung der eigenen 
Leistungsfähigkeit sowie die Vorbeugung gesund-
heitlicher Risiken rücken immer mehr ins Bewusst-
sein der Menschen. Dies wird durch den gesell-
schaftlichen Wertewandel, durch Informationen 
über Gesundheit und Lebensstile sowie neue Ent-
wicklungen auf dem Gebiet der Medizin befördert. 
Es soll Spaß machen, sich gesund zu halten. Dafür 
wollen wir in Niedersachsen weitere Angebote 
schaffen. So wollen bereits heute ca. 40 % aller 
Urlauber etwas für ihre eigene Gesundheit tun. 
Waren es 2009 noch 4 Millionen Menschen in 
Deutschland, so werden es in neun Jahren ca. 
7 Millionen Menschen sein - so die Prognosen.  

Der Gesundheitstourismus ist bereits jetzt der ent-
scheidende Konjunkturmotor der Tourismuswirt-
schaft. Dieser wird in Zukunft noch mehr an Be-
deutung gewinnen. Untersuchungen zeigen unse-
rem Bundesland hier ausgezeichnete Entwick-
lungsperspektiven und ausgezeichnete Zahlen auf, 
die es für Niedersachsen zu nutzen gilt. Vor allem 
wird das geänderte Urlaubsverhalten der Deut-
schen hin zu mehr, aber intensiveren Kurzurlauben 
diese Entwicklung unterstützen. Es gilt, die Ge-
sundheits- und Tourismuswirtschaft noch mehr 
zusammenzuführen. Die Verknüpfung der Ge-
sundheitswirtschaft mit dem Tourismus bietet ge-
rade für unsere Kurheilbäder und Seebäderorte 
Wachstumschancen. 

14368 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

Auch durch den demografischen Wandel werden 
neue Zielgruppen erschlossen. Zentrale Aufgabe 
für den Tourismus ist die Bildung von Brücken und 
Kooperationen mit dem Gesundheitssektor. Die 
Einbindung touristischer Akteure und Strukturen in 
die Gesundheitswirtschaft ist Notwendigkeit und 
Chance zugleich. 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Kollege Miesner, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Dr. Sohn? 

Axel Miesner (CDU): 
Nein, von Herrn Dr. Sohn sowieso nicht. 

(Ursula Weisser-Roelle [LINKE]: Das 
ist Stil, Herr Miesner!) 

Qualität und Service spielen im Wettbewerb eine 
immer wichtigere Rolle. Es gilt, Alleinstellungs-
merkmale herauszuarbeiten und sich über Kern-
kompetenzen zu profilieren - auch für den Ge-
sundheitstourismus. Wir wollen die Rahmenbedin-
gungen so gestalten, dass die ausgezeichneten 
Marktpotenziale, die der Gesundheitstourismus 
bietet, für unsere Gesundheitsregion genutzt wer-
den.  

Ich komme zum Thema Kulturtourismus, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. Ebenso wie die 
Verknüpfung von Gesundheit und Tourismus bietet 
auch die Verbindung von Kultur und Tourismus 
Potenziale für unser Land Niedersachsen. Unser 
schönes Land bietet mit seinen vielen Landesteilen 
und Regionen, attraktiven Städten und reizvollen 
Landschaften, mit einer reichhaltigen kulturellen 
Vielfalt unwahrscheinlich viele Reiseziele. Ich ver-
weise hier auf die Mündliche Anfrage, die ich zu-
sammen mit meinem Kollegen Jörg Hillmer gestellt 
habe und die am 18. Februar 2011 von der Lan-
desregierung beantwortet wurde. In der Antwort 
wird dargelegt, dass die Hälfte der Besucher Nie-
dersachsens historische Gebäude und Museen 
sowie Ausstellungen besuchen. Die Landesregie-
rung stellt fest, dass sowohl der Städte- als auch 
der Kulturtourismus in den letzten Jahren eine sehr 
gute Entwicklung genommen hat. Niedersachsen 
unterstützt Projekte und Maßnahmen im Land, mit 
denen Leuchttürme im Städte- und Kulturtourismus 
gefördert werden und die damit für ihre Regionen 
Magnetfunktionen ausüben.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch der 
Kulturtourismus ist ein Wirtschaftsfaktor in Nieder-
sachsen. Weitere Aktivitäten der TourismusMarke-
ting Niedersachsen sind u. a. das Magazin stadt-

landschaften, die Kampagne „Wann ist Ihr Leibge-
richt?“, Kultur und Kulinarik sowie PartiTouren Nie-
dersachsen als musikalisches Highlight. Das alles 
sind gezielte Aktionen, die sich bewusst an be-
stimmten Zielgruppen orientieren und damit Erfolg 
haben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Es ist schön, dass nun auch die SPD den Wert der 
Kultur für den Tourismus erkennt und uns auf un-
serem erfolgreichen Weg begleiten will. Wir freuen 
uns auf die Ausschussberatungen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Zu dem Beitrag von Herrn Miesner hat sich Herr 
Dr. Sohn zu einer Kurzintervention zu Wort gemel-
det. Bitte schön! 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte nur für das Protokoll und das interessierte 
Publikum amüsiert feststellen, dass der Abgeord-
nete Miesner bei der Begründung des Entschlie-
ßungsantrags den Entschließungsantrag praktisch 
Wort für Wort vorgelesen hat. Sie können das mit 
dem Protokoll abgleichen. Am Anfang - 4 Millionen 
Menschen hätten einen Gesundheitsurlaub ge-
macht; ein Anstieg auf 7 Millionen werde erwartet - 
hat er sich ja noch die Mühe gemacht, die Sätze 
etwas zu variieren. Der Hauch einer indirekten 
Rede umwehte die Begründung des Entschlie-
ßungsantrags. Im dritten Absatz ist er dann zu 
einem Wort-für-Wort-Vorlesen übergegangen. Er 
sollte sich vielleicht als „Tagesschau“-Sprecher 
oder so bewerben.  

Als Begründung eines Entschließungsantrags die-
sen wörtlich zu verlesen, das ist schon der Nieder-
gang des Parlamentarismus schlechthin.  

Schönen Dank.  

(Beifall bei der LINKEN und bei der 
SPD - Karl-Heinrich Langspecht 
[CDU]: Der ist ganz woanders zu su-
chen! Was soll denn diese Polemik?) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Die nächste Wortmeldung kommt von Frau Tippelt, 
die den Antrag der SPD-Fraktion einbringen wird. 

(Sabine Tippelt [SPD]: Nein!) 

- Nicht? - Aber Sie werden etwas dazu sagen. Das 
ist schön. Sie haben das Wort, Frau Tippelt. Bitte! 
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Sabine Tippelt (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Gesundheitstourismus ist in der Tat 
ein Sektor, der eine hohe wirtschaftliche Dynamik 
und gerade auch für Niedersachsen enormes Po-
tenzial birgt.  

(Zustimmung von Gabriela König 
[FDP]) 

Insofern freue ich mich, dass sich nach der Deut-
schen Zentrale für Tourismus und der TMN nun 
auch die Fraktionen von CDU und FDP diesem 
Themenkomplex zuwenden, meine Damen und 
Herren.  

(Beifall bei der SPD) 

Aber sich einem Themenkomplex zuzuwenden und 
einen Antrag mit Inhalten einzubringen, das sind 
zwei Paar Schuhe. Allerdings sind der Gesund-
heitstourismus und dessen Etablierung am Markt 
keine Selbstläufer. Ich stimme dem Präsidenten 
des Deutschen Tourismusverbandes, Reinhard 
Meyer zu, wenn er sagt:  

„Die Superlativ- und Positiv-Attribute 
sind zahlreich, wenn vom Gesund-
heitstourismus die Rede ist. Doch 
nicht nur die Chancen, die der Markt 
bietet, auch die Herausforderungen 
haben sich vergrößert.“ 

Meine Damen und Herren, wir müssen die ent-
sprechenden Rahmenbedingungen und die Infra-
struktur so gestalten, dass sich in diesem Sektor 
innovative Unternehmensstrukturen nachhaltig 
ausbilden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Das bedeutet, dass die Zusammenarbeit von Ak-
teuren und Institutionen in der Gesundheits- und 
Tourismuswirtschaft gefördert werden muss. Nur 
so kann sichergestellt werden, dass ein qualitäts-
orientiertes Angebot entsteht.  

Was mir allerdings in diesem Punkt Sorge bereitet, 
ist die Tatsache, dass ausgerechnet diese untätige 
Landesregierung dieses ermöglichen soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Schließlich haben Sie es bis heute nicht einmal 
geschafft, die Akteure im regionalen Tourismus so 
zusammenzubringen, dass sie nicht in Konkurrenz 
zueinander treten, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Insofern stellt sich die Frage: Wie wollen Sie die-
ses in der Tourismus- und  Gesundheitswirtschaft 
bewerkstelligen?  

Darüber hinaus mangelt es Ihrem Antrag an Präzi-
sion und Komplexität. Aber nichts anderes kennen 
wir ja auch vom Wattenmeer-Antrag. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 

Vielleicht hätten Sie, verehrte Fraktionen von CDU 
und FDP, die vor Kurzem erschienene gemeinsa-
me Untersuchung des Bundeswirtschaftsministeri-
ums und des Deutschen Tourismusverbandes mit 
dem Titel „Innovativer Gesundheitstourismus in 
Deutschland“ etwas genauer studieren sollen. 
Denn sie verdient mehr inhaltliche Sachkenntnis, 
als nur aus einer Antwort auf eine Anfrage von 
Frau König einen Antrag zu formulieren, meine 
Damen und Herren.  

Um nicht missverstanden zu werden: Ich denke, 
dass der Antrag in die richtige Richtung geht, halte 
es aber für grob fahrlässig, ihn so zu verabschie-
den. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Drei Fragen müssen aus meiner Sicht zumindest in 
den Ausschussberatungen beantwortet werden 
und in den Antrag mit einfließen: Erstens. Welche 
spezifischen Fördermöglichkeiten hält das Land 
Niedersachsen vor, um eine gesundheitstouristi-
sche Neuausrichtung von Betrieben und Unter-
nehmen zu unterstützen, und sind diese ausrei-
chend? Zweitens. Welche konkreten Maßnahmen 
sind möglich und erforderlich, um die Anbieter-
strukturen von Dienstleistungen im Gesundheits-
sektor und Tourismus in regionale Kooperationen 
zusammenzuführen? Drittens. Wie soll eine ziel-
gruppenorientierte Vermarktung der Dienstleistun-
gen im Gesundheitstourismus unter dem Schirm 
der TMN stattfinden, wenn diese Investitionen des 
Tourismus weiterhin als freiwillige Leistungen in 
den kommunalen Haushalten verbucht werden 
müssen? 

Meine Damen und Herren, bitte gestatten Sie mir 
noch eine kritische Anmerkung als Sozialdemokra-
tin. Die oben genannte Studie des Bundeswirt-
schaftsministeriums benennt als Hauptursache für 
den Boom im Gesundheitstourismus die Verände-
rungen im Gesundheitssektor, und hier vor allem 
den Rückzug der Sozialversicherungen aus der 
Gesundheitsprävention. Es kann nicht sein, meine 
Damen und Herren, dass auch in diesem Bereich, 
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in dem es um das gesundheitliche Wohl des Men-
schen geht, wieder einmal das Einkommen aus-
schlaggebend dafür ist, ob jemand gesund ist und 
bleibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich denke, jeder Mensch muss das Recht besitzen, 
sich in gleicher Weise um seine persönliche Ge-
sundheit zu sorgen, meine Damen und Herren. Da 
gibt es für uns Sozialdemokraten keinen Unter-
schied. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesem Sinne freue ich mich auf die Beratungen 
im Wirtschaftsausschuss. 

Herr Miesner, die Kultur wird Ihnen jetzt Frau Beh-
rens näherbringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Als Nächste hat Frau Behrens für die SPD-Fraktion 
das Wort. Bitte sehr! 

Daniela Behrens (SPD): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Auf der Tagesordnung sind die bei-
den Anträge zum Gesundheitstourismus und zum 
Kulturtourismus zwar zusammengefasst, aber in 
diesen beiden Bereichen gibt es auf den ersten 
Blick nicht nur Schnittmengen. Deswegen haben 
wir die Beiträge sinnvollerweise etwas aufgeteilt. 

Die SPD-Fraktion legt Ihnen heute einen Antrag 
vor, der zwei starke Bereiche des Landes zusam-
menbringt. Wir sind der Meinung, dass die Mög-
lichkeiten im Kultur- und auch im Tourismusbe-
reich, um unsere Regionen in Niedersachsen zu 
stärken, besser miteinander zu verbinden und ihre 
Besonderheiten zu unterstützen, noch nicht ausge-
reizt sind. Vor allem der Blick in andere Bundes-
länder hilft uns dabei weiter. Wir sind der Meinung, 
die Landesregierung verfolgt bisher magere Ziele, 
und wir sind auch der Meinung, wir in Niedersach-
sen können da mehr leisten, wenn wir es denn 
wollen. 

Herr Miesner hat völlig zu Recht gesagt: Die Kul-
turlandschaft in Niedersachsen ist vielfältig und 
bietet einiges. - Auch als Reiseland sind wir be-
kannt, weil wir nicht nur Strände und Berge, son-
dern auch vieles andere zu bieten haben, das sich 
anzusehen und zu erleben lohnt. Daher sind wir 
der Meinung, die Vernetzung dieser beiden Bran-
chen bietet großartige Möglichkeiten für Kulturtrei-

bende, für touristische Anbieter, aber auch für 
unsere Städte und Gemeinden.  

In Niedersachsen fehlt es aber an einem belastba-
ren und leistungsfähigen Netzwerk, das Kultur und 
Tourismus effektiv miteinander verbindet, und es 
fehlt an geeigneten, nachhaltigen und vor allen 
Dingen verlässlichen Förderinstrumenten. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Verbindung von 
Kultur und Tourismus ist vor allen Dingen für die 
Städte und Regionen in Niedersachsen von großer 
Bedeutung. Besonders strukturschwache Städte 
und Gemeinden können durch gestärkte und zu-
sätzliche kulturelle Angebote die touristische Nach-
frage steigern, die wirtschaftliche Vermarktung in 
der Region stärken und auch bei der Vermarktung 
besonderer Highlights helfen.  

Einige Regionen in Deutschland haben Kulturmar-
ketingkonzepte entwickelt, die sehr erfolgreich 
sind. Besonders in Mittel- und in Ostdeutschland 
hat man sich da hervorgetan. Viele Länder und 
Städte haben bedeutende strategische kulturtou-
ristische Themenmarketings auf den Weg gebracht 
und eine stärkere Profilierung des Kulturangebotes 
erzielt. Wir sind der Meinung, Niedersachsen muss 
nachziehen und von seinen Nachbarn links und 
rechts lernen.  

Zum Beispiel hat sich Frau Ministerin Professor 
Wanka, die heute nicht da sein kann, in Branden-
burg sehr um den Kulturtourismus gekümmert. Sie 
hat brachliegendes Potenzial durchaus entwickelt. 
Hier in Niedersachsen ist das Thema vor allem im 
Wirtschaftsministerium verankert und fristet da, wie 
ich finde, ein stiefmütterliches Dasein.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Das einzige gute Projekt - das von Herrn Miesner 
genannte Projekt PartiTouren, das Musik und Tou-
rismus miteinander verbindet - wird vor allem aus 
EFRE-Mitteln finanziert und läuft in zwei Jahren 
aus. Keiner weiß, wie es danach weitergeht. Ich 
glaube, dass wir uns im Kultur- wie auch im Tou-
rismusbereich davon verabschieden sollten, alle 
möglichen Projekte auf den Weg zu bringen, die 
nur von kurzer Dauer sind, die nicht nachhaltig 
sind und bei denen Instrumente zur nachhaltigen 
Absicherung fehlen. Damit ist weder den Kultur-
treibenden noch den Touristikern gedient. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Enno Hagenah [GRÜNE]) 
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Der SPD-Antrag weist da den richtigen Weg. Weil 
er Ihnen allen schriftlich vorliegt, möchte ich hier 
nur ein paar kurze Anmerkungen machen. 

Wir möchten, dass die Handlungsempfehlungen 
zum Kulturtourismus aus dem Bericht der Enque-
tekommission „Kultur in Deutschland“, der sehr 
gute Möglichkeiten aufzeigt, ernst genommen und 
umgesetzt werden.  

Wir möchten eine Plattform für ein strategisches 
kulturtouristisches Marketing in Niedersachsen 
entwickeln, das die Akteure in Kultur und Touris-
mus sowie die Städte, Regionen und Gemeinden 
zusammenbringt.  

Wir möchten, dass die niedersächsischen Kom-
munen bessere Möglichkeiten bekommen, Koope-
rationen in diesem Bereich einzugehen.  

Wir brauchen ein starkes Netzwerk im Kultur- und 
Tourismusbereich, das natürlich mit einem Förder-
programm hinterlegt sein muss.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn man Kultur 
als kreativwirtschaftliches Element nutzen möchte, 
dann muss man natürlich auch die starken Akteure 
in der Kultur absichern und sie stärken. Denn ohne 
Kultur ist Kulturtourismus etwas schwierig. Derzeit 
sind viele Kommunen aber gar nicht mehr in der 
Lage, ihre Kulturangebote zu erhalten und zu si-
chern, geschweige denn auszubauen. Wenn wir 
uns alle einig sind, Kulturtourismus in Niedersach-
sen auf einen neuen Weg zu bringen, dann müs-
sen wir uns vor allen Dingen erst einmal darum 
kümmern, dass die Kürzungen im Kulturbereich 
aufhören, und die Kulturakteure stärken. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

In diesem Sinne freue ich mich auf die Fachbera-
tung. Ich möchte anregen, dass der federführende 
Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr in die 
Beratung auch den Ausschuss für Wissenschaft 
und Kultur einbezieht.  

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Dr. Sohn hat jetzt für die Fraktion DIE LINKE 
das Wort. Bitte sehr! 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dass 
wir diese beiden Anträge zusammen behandeln, 

tut dem SPD-Antrag ein bisschen unrecht. Denn er 
ist um Klassen konkreter als die in Antragsform 
gegossene Sprechblase der CDU. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte vorweg zwei Punkte aus Sicht der Lin-
ken sagen, die unseres Erachtens über jedem 
Beschluss zum Thema Tourismus stehen müssten. 

Erstens. Gerade weil der Tourismus mit 340 000 
Beschäftigten und Arbeitsplätzen in Niedersachsen 
eine der wichtigsten - - - 

(Gabriela König [FDP]: 380 000!) 

- Nach „Tourismus: Daten und Fakten 2010“ sind 
es 340 000. Frau König, vielleicht haben Sie 
40 000 erfunden.  

(Gabriela König [FDP]: Nein!) 

Hier steht es jedenfalls so drin. 

Gerade weil das von so zentraler Bedeutung ist, ist 
das, was der DGB unter den Begriff „gute Arbeit“ 
gefasst hat, besonders wichtig, nämlich dass man 
von seiner Arbeit leben können muss. Insofern 
brauchen wir dort den Mindestlohn. Man könnte 
sogar sagen: Kaum eine Branche braucht den 
gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro so nötig wie 
die Tourismusbranche in Niedersachsen. Dort 
müssen vernünftige Arbeitsverhältnisse vielfach 
erst noch geschaffen werden.  

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei der SPD) 

Zweitens muss auf einen historischen Längsschnitt 
hingewiesen werden. Wenn Sie sich ein bisschen 
damit beschäftigt haben, dann wissen Sie:  

Im 19. Jahrhundert machte ungefähr ein Drittel der 
Leute Urlaub, häufig sogar weniger. Nur ein Drittel 
der Leute waren also in irgendeinem Sinne Touris-
ten. Zwei Drittel machten überhaupt nie Urlaub und 
waren nie touristisch außerhalb ihrer Städte und 
Dörfer unterwegs.  

Zum 20. Jahrhundert gehört die Errungenschaft, 
dass praktisch alle Urlaub außerhalb ihrer eigenen 
Städte und Dörfer machen konnten.  

Wenn man sich die Entwicklung der ersten Jahre 
des 21. Jahrhunderts ansieht, dann stellt man fest: 
Die Situation droht sich so zu entwickeln, dass 
zwar zwei Drittel immer noch Urlaub machen, aber 
ein wachsender Teil - bald ein Drittel - keinen Ur-
laub außerhalb der eigenen Städte und Dörfer 
mehr macht. Das betrifft vielfach z. B. die Kinder 
von Hartz-IV-Empfängern, Geringverdienern, Teil-
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zeitkräften und befristet Beschäftigten. Das ist eine 
Entwicklung, die man stoppen muss.  

Nach unserer Ansicht hat jeder, vor allen Dingen 
jedes Kind, ein Recht auf Urlaub, übrigens auch 
auf Gesundheitstourismus. Das ist der Bereich, der 
am stärksten eine Tourismusbranche für den grö-
ßeren Geldbeutel zu werden droht. Das ist zu ver-
hindern.  

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Das kann man übrigens dadurch ermöglichen, 
dass man obligatorische Klassenfahrten an die 
Nordsee oder in den Harz macht oder Sozialpass-
maßnahmen für regionale Urlaube einführt.  

Zu den Anträgen werden wir uns in den Ausschüs-
sen ausführlich äußern.  

Zu dem CDU-Antrag ist nicht allzu viel zu sagen, 
weil er relativ substanzlos ist. Im Kern fordert er 
von der Landesregierung, dass sie arbeitet, wie es 
vorgeschrieben ist. Ihr Forderungskatalog ist im 
Grunde der Aufgabenkatalog des Ministeriums in 
diesem Bereich. Das ist ziemlich erbärmlich. 

Abschließend möchte ich ganz kurz zum SPD-
Antrag Stellung nehmen. Er ist zwar gut. Wir müs-
sen aber - auch unter dem Gesichtspunkt der Par-
lamentarismus- oder Politikverdrossenheit - auf-
passen, dass wir hier nicht schöne Anträge mit 
hehren Bekundungen zum Kulturtourismus be-
schließen, während auf der anderen Seite die 
SPD-geführte Region Hannover Kulturmittel für 
das Theater für Niedersachsen kürzt und die CDU 
das noch intensiver im gesamten Bereich Hildes-
heim macht. Das passt dann nicht zusammen. Das 
Entscheidende - das ist gesagt worden - ist die 
Frage der Finanzierung von Kultur auf kommunaler 
Ebene. Daran hängt dann auch die ganze Frage 
des Kulturtourismus.  

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Für die FDP-Fraktion spricht Frau König. Bitte 
sehr! 

Gabriela König (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Tourismus in Niedersachsen schreibt eine echte 
Erfolgsgeschichte. Selbst die Krise hat daran 
nichts geändert. Immer wieder stellen wir fest, 
dass trotz stetig steigender Zahlen weiterhin Ent-
wicklungspotenziale vorhanden sind und genutzt 

werden. Ein ganz herzlicher Dank und unsere gro-
ße Wertschätzung gehen hier an Frau Ruh von der 
TMN und an Frau Pürschel, die ausgezeichnete 
Arbeit geleistet haben. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Das wurde ihnen auch vom Sparkassen-Touris-
musbarometer, von Finanz- und Wirtschaftsfach-
leuten bestätigt. Ich glaube, das ist eine ganz gro-
ße Wertschätzung gewesen.  

Unsere gute Position verstärkt und verstetigt sich 
also. Das bringt nicht nur einen großen Imagege-
winn mit sich, sondern auch ein großes Wirt-
schaftswachstum. Das entwickeln wir mit unserem 
Antrag nochmals weiter.  

Ein besonders wichtiger Zweig, den wir hier auf-
nehmen, ist der Gesundheitstourismus, und zwar 
gerade, aber nicht nur wegen des demografischen 
Wandels. Insgesamt ist es wichtig, auf die Ge-
sundheit zu achten, und das so früh wie möglich. 
Alle Menschen wollen bis ins hohe Alter fit bleiben. 
Dazu bedarf es einer frühen Vorsorge. Das Be-
wusstsein hierfür zu stärken, ist neben den ver-
mehrten und verbesserten Angeboten eine der 
Aufgaben, der wir uns stellen wollen. 

Gesundheit zu genießen und in Erholung einzu-
bringen, bedeutet erhöhte Lebensqualität. Gerade 
junge Familien mit einer großen Doppelbelastung 
spielen hier eine wichtige Rolle. Viele äußerst ge-
forderte Berufsgruppen stehen vor einem Burn-out-
Syndrom. Und viele jung gebliebene Alte wollen 
neben Erholung und Erlebnis auch gesundheitlich 
etwas für sich tun. 

In unseren fünf Punkten haben wir von Anregun-
gen über Schulungen, Kooperationen, Qualifikatio-
nen bis hin zur Qualitätssicherung und Werbung 
vieles angeführt, um einen weiteren Anreiz zu bie-
ten und um dieser wichtigen Sparte noch mehr 
zum Erfolg zu verhelfen. Dabei wollen wir nicht 
verschweigen, dass wir auch in der Vergangenheit 
bereits erfolgreich daran gearbeitet haben. 

Der Kultustourismus ist unbestritten eine wichtige 
Ergänzung unserer Tourismuslandschaft. Aber er 
wurde schon immer von uns unterstützt. Dies lässt 
sich deutlich an den Mitteln ablesen, die in diese 
Sparte investiert worden sind. Sie aber versuchen 
immer wieder, das zu unterschlagen. 

Von den 20 Projekten greife ich beispielhaft drei 
Projekte heraus. 2007 gab es einen Zuschuss von 
über 2 Millionen Euro für die Errichtung eines Be-
sucherzentrums „Varusschlacht“. 2009 gab es für 
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das Projekt in Duderstadt „Erlebnisstation einer 
mittelalterlichen Stadt“ über 2 Millionen Euro. In 
diesem Jahr steht ein Zuschuss von über 1,5 Milli-
onen Euro für den Ausbau des Schlosses Even-
burg als Zentrum für historische Gartenkultur fest. 
Ich weiß nicht, warum Sie das immer wieder 
schlechtreden. Wir sind längst dran, und wir tun 
eine ganze Menge. In den letzten Jahren sind be-
reits 21,6 Millionen Euro in Kultureinrichtungen, die 
mit dem Tourismus verbunden sind, hineingeflos-
sen. Warum erwähnen Sie das nie? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Tourismus und Kultur sind seit jeher eine Einheit 
und ergänzen sich besonders gut bei Städtereisen, 
aber auch bei Veranstaltungen in den Ferienorten. 
Dies weiter auszubauen, sehe ich als richtig und 
wichtig an, ist aber schon immer in unserer Pla-
nung enthalten gewesen und wird auch immer 
weiter in unserem Fokus bleiben. 

Gesundheitstourismus ist somit einer der etwas 
größeren und etwas spektakuläreren Dinge, die wir 
noch wesentlich stärker ausbauen müssen und für 
die wir uns jetzt besonders stark machen müssen. 
Denn, wie gesagt, der demografische Wandel und 
der Aspekt der Belastung junger Familien und 
junger Arbeitnehmer werden von uns gesehen und 
liegen uns besonders am Herzen. Darauf müssen 
wir einen ganz besonderen Fokus richten. Das ist 
die Ausrichtung unseres Antrages für die Zukunft, 
um diesen Bereich noch zu verbessern. Das wer-
den wir im Ausschuss entsprechend beraten. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Der nächste Beitrag kommt von Herrn Hagenah für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Sie haben 
das Wort, Herr Hagenah. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Mit dem Tourismus ist es eine komische 
Sache bei CDU und FDP. Irgendwie wollen Sie 
immer Sachen beschließen, von denen Ihnen vor-
her die Landesregierung gesagt hat, dass sie sie 
schon macht. Neues von Ihrer Seite kommt jeden-
falls nicht über Ihre Anträge hier in das Parlament. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich erinnere Sie, Frau König, an Ihren eigenen 
Beschlussvorschlag vom Februar - so nichtssa-
gend, aber doch so allgemein -, die enge Zusam-
menarbeit mit den Tourismusverbänden und den 

Tourismusdienstleistern auf den Gebieten von Ge-
sundheitstourismus, Sport, Wellness und Gesund-
heitswirtschaft weiterhin zu unterstützen. Das ha-
ben Sie gerade im Februar beschlossen. Im Mai 
hat die Landesregierung auf eine Anfrage von 
Ihnen dargestellt, was sie alles schon macht.  

Ich muss Sie wirklich fragen: Was stellen Sie in 
Ihrem Antrag - so allgemein, wie er gehalten ist - 
an tatsächlich Neuem vor, was diese Landesregie-
rung nicht schon dargestellt hat, dass sie es längst 
tut? - Entweder trauen Sie Ihrer Landesregierung 
nicht, dass sie das, was sie Ihnen schreibt, wirklich 
macht, oder Sie wollen, weil demnächst Kommu-
nalwahl ist, mit einem frischen Antrag durch die 
Lande ziehen und den vielen Touristikern zeigen, 
die ein wichtiger Wirtschaftsbereich sind, dass Sie 
auch an sie denken. Mehr kann ich als Motiv in 
Ihrem Antrag wirklich nicht wiederfinden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Beim Antrag der SPD-Fraktion verhält es sich ein 
Stück weit anders. Wir haben zwar schon Diskus-
sionen über Tourismus und Kultur geführt. Der 
SPD-Antrag enthält aber ein paar neue Aspekte. 
Daran sollten Sie sich vielleicht ein Beispiel neh-
men. Denn wir müssen inzwischen erleben, Frau 
König, dass im touristischen Bereich regionale 
Strukturen wegbrechen, weil sich Kommunen die-
sen Bereich einfach nicht mehr leisten können. 

Ein Beispiel: Den großen Domfestspiele in Bad 
Gandersheim droht wegen der engen finanziellen 
Situation der Kommune das Aus. 

(Zuruf von Christian Grascha [FDP]) 

Weil Sie immer noch darauf beharren, dass Kultur 
für unsere Kommunen eine freiwillige Leistung ist, 
ist dieser Zuschussbereich für die mit knappem 
Geld ausgestatteten Kommunen überhaupt nicht 
mehr darstellbar. 

(Zuruf von Gabriela König [FDP]) 

Der Kulturtourismus fällt eben durch den Rost, 
wenn die regionalen Strukturen durch Ihre Haus-
haltspolitik - also durch das Austrocknen der kom-
munalen Ebene - in schwieriges Wasser kommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Es wäre für die ganze Region ein wirklich großer 
Verlust, wenn Bad Gandersheim seine Domfest-
spiele nicht mehr durchführen könnte. Da gibt der 
Antrag der SPD-Fraktion für uns Ansatzpunkte. Sie 
sollten vielleicht einmal schauen, was die Enque-
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tekommission auf Bundesebene dazu beraten hat. 
Sie gibt Ihnen Empfehlungen, was nötig ist - auch 
im Kulturbereich, der im SPD-Antrag erwähnt 
wird -, nämlich über den Tellerrand hinauszugu-
cken und nicht nur zu meinen, die kleinen Projekte 
vor Ort über die Landschaften fördern zu müssen, 
sondern mit dem goldenen Zügel regionale Ver-
bünde herzustellen. Nur dann, wenn Kultur und 
Tourismus mit regionalen Elementen verbunden 
werden, ist es nachhaltig und wird über die lokale 
Situation hinaus regional und darüber hinaus be-
merkt. Nur dann ist Kulturtourismus nachhaltig und 
für unser Land sinnvoll und nützlich. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr zu 
diesem Beratungspunkt vor.  

Wir sind  am Ende der Beratung angelangt.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
überweisung.  

Beide Anträge sollen zur federführenden Beratung 
an den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr und zur Mitberatung an den Ausschuss für 
Haushalt und Finanzen überwiesen werden. 
Spricht jemand dagegen, dass so verfahren wird? - 
Enthält sich jemand? - Das ist nicht der Fall. Damit 
ist das so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 48 und 49 
auf, die vereinbarungsgemäß zusammen beraten 
werden: 

Erste Beratung: 
Starke Kommunen - Orte lebendiger Demokra-
tie - Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 16/3740  

Erste Beratung: 
Kommunalfinanzen in Niedersachsen nachhal-
tig stärken - Antrag der Fraktion DIE LINKE - 
Drs. 16/3747  

Für die SPD-Fraktion bringt diesen Antrag ein Herr 
Lies. Herr Lies, Sie haben das Wort. 

Olaf Lies (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Am 11. September stellen sich in Niedersachsen 
wieder Tausende von Kandidatinnen und Kandida-

ten zur Wahl für die Räte und Kreistage in unse-
rem Land. Die Menschen wollen Niedersachsen 
gestalten. Sie wollen ihre Heimat gestalten. Denn 
Städte, Gemeinden und Landkreise sind genau 
das, nämlich die Keimzelle unserer Demokratie. 
Sie sind Orte lebendiger Demokratie. 

Ganz zu Beginn meiner Rede ist es deshalb eine 
gute Gelegenheit, einmal Danke zu sagen: Danke 
den vielen ehrenamtlichen Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitikern - ich glaube, das kommt 
immer viel zu kurz -, die ganz viel Zeit in unserem 
Land investieren, damit es den Menschen in unse-
rem Land gut und besser geht. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Ich möchte an dieser Stelle das Grundgesetz zitie-
ren. Dort ist formuliert: 

„Den Gemeinden muss das Recht 
gewährleistet sein, alle Angelegenhei-
ten der örtlichen Gemeinschaft im 
Rahmen der Gesetze in eigener Ver-
antwortung zu regeln.“ 

Wer das aber in eigener Verantwortung regeln will, 
braucht eine vernünftige Finanzausstattung. Erst 
mit einer guten Finanzausstattung werden diese 
Orte lebendiger Demokratie auch starke Kommu-
nen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Da kommen wir zu dem Hauptproblem, das wir 
haben. Die Einnahmeseite der kommunalen Haus-
halte ist in den letzten Jahren mit dramatischen 
Steuereinbußen versehen gewesen. Wir müssen 
allein für 2009  3,5 Milliarden Euro, für 2010  
6,5 Milliarden Euro und für 2011 sogar noch höhe-
re Steuermindereinnahmen zur Kenntnis nehmen. 

Die Kassenkredite der niedersächsischen Kommu-
nen sind inzwischen auf 5 Milliarden Euro ange-
wachsen. Die große Sorge ist: In den nächsten 
fünf Jahren wird es sogar noch zu einer Verdoppe-
lung dieser Kassenkredite kommen. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, der Indikator für eine fehlen-
de finanzielle Mindestausstattung von Kommunen 
sind genau diese Kassenkredite. Sie belegen, 
dass unsere Kommunen finanziell nicht gut, son-
dern schlecht ausgestattet sind. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 
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Deswegen müssen wir die Finanzierung wieder 
vom Kopf auf die Füße stellen. Deshalb haben wir 
als SPD dieses Sofortprogramm vorgelegt, um 
Verbesserungen für die kommunalen Haushalte 
vorzunehmen.  

(Vizepräsidentin Astrid Vockert über-
nimmt den Vorsitz) 

Was müssen wir künftig tun? - Wir brauchen ein 
geeignetes Konzept für eine aufgabengerechte 
Finanzierung. Wir brauchen ein echtes Entschul-
dungsprogramm für unsere Kommunen und keines 
wie das Ihre, das durch Kürzungen im kommuna-
len Finanzausgleich finanziert wird, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der CDU und von der FDP. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 

Aber was macht diese Landesregierung? Diese 
Landesregierung, an der Spitze Herr McAllister, 
verschlimmert die Situation der Kommunen erheb-
lich. Sie greifen den Kommunen in die Kasse, Sie 
stimmen Steuersenkungen und Steuerbeschlüssen 
zu, die zulasten der Kommunen gehen. Man kann 
auch nicht sicher sein, dass an den klebrigen Fin-
gern dieser Landesregierung nicht auch das Geld 
hängenbleibt, das eigentlich vom Bund direkt an 
die Kommunen hätte durchgereicht werden müs-
sen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Machen wir es einfach: Schwarz-gelbe Politik geht 
zulasten der Kommunen. - Ich meine, dass wir das 
an einem Beispiel festmachen können, am Vorstoß 
der Mövenpick-Partei, die dafür gesorgt hat, dass 
auf Wunsch von Hoteliers 1 Milliarde Euro an 
Steuereinbußen hinzunehmen sind, die in wesent-
lichen Teilen zulasten der Kommunen gehen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Ich glaube, Sie ha-
ben hier Ihre Parteitagsrede dabei! Es 
ist schon schlecht, wenn man in die 
falsche Schublade greift!) 

Dazu kommt eine unsägliche Debatte, die Ihr Part-
ner über die Frage von Steuersenkungen führt - 
ich wünschte mir, Herr Thiele, dass Sie dort einmal 
Größe beweisen würden -, eine Debatte darüber, 
ob in einer Zeit, in der die kommunalen Haushalte 
so belastet sind, wie wir es beschreiben, sozusa-
gen ein FDP-Rettungsschirm auf den Weg ge-
bracht werden soll, den die Kommunen auch noch 
mitfinanzieren sollen. Was ist das für ein Umgang 
mit den Kommunen in diesem Land? 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Es ist zu befürchten - jedenfalls sieht es der Vertre-
ter der Spitzenverbände so -, dass 1,5 der 10 Mil-
liarden, von denen Sie immer sprechen, zulasten 
der Kommunen gehen. Das bedeutet, dass Ihr 
Steuersenkungskonzept zu mindestens 150 Millio-
nen Euro an Mindereinnahmen für die nieder-
sächsischen Kommunen führen wird. Das ist die 
klare Aussage Ihres Steuerkonzeptes. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN - Unruhe bei der CDU) 

Deswegen auch die Erwartungshaltung an Sie. 
Herr Thiele, jetzt können Sie Ja sagen. Jetzt kön-
nen Sie sagen: Wir machen das! - Weisen Sie die 
anderen zurecht! Sagen Sie Nein zu weiteren 
Steuersenkungen im Bund! Machen Sie die klare 
Aussage: Wir können es uns nicht leisten, auf Kos-
ten der Kommunen weiter Steuern zu senken.  

(Ulf Thiele [CDU]: Sie wissen doch 
selbst gar nicht, worüber Sie reden! 
Das sind doch Hohlformeln!) 

- Herr Thiele, richten Sie einmal ein klares Wort an 
Ihren Noch-Koalitionspartner! 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Einnahmesituation der Kommunen. Wer hat in 
die kommunale Kasse gegriffen? Ich habe vorhin 
gehört: Nennen Sie doch einmal Beispiele!  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Wie oft ha-
ben Sie eigentlich in Bückeburg verlo-
ren in dieser Sache? - Wir noch kein 
Mal!) 

Wer hat denn die Verbundquote im kommunalen 
Finanzausgleich gesenkt? Wer hat denn dafür 
gesorgt, dass 2005 und 2007 jeweils 150 Millionen 
weniger an die Kommunen gegangen sind? Wer 
hat denn dafür gesorgt, dass in den Folgejahren 
100 Millionen weniger zur Verfügung standen? 
Wer hat denn dafür gesorgt, dass es inzwischen 
800 Millionen Euro sind, die den Kommunen feh-
len? Das waren Sie in schwarz-gelber Regierungs-
verantwortung, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD - Unruhe bei der 
CDU - Heinz Rolfes [CDU]: Dieser ro-
te Schelm!) 
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Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Lies, einen kleinen Moment bitte! Der 
Wunsch nach einer Zwischenfrage des Kollegen 
Hilbers ist an Sie gerichtet. 

Olaf Lies (SPD): 
Na los! 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Hilbers! 

Reinhold Hilbers (CDU): 
Herr Kollege Lies, wie stehen Sie denn zu der 
Frage, dass Sie damals in Ihren Regierungszeiten 
500 Millionen aus dem kommunalen Finanzaus-
gleich herausgenommen haben? Vielleicht neh-
men Sie in dieser Runde dazu einmal Stellung. 

(Zurufe von der CDU und von der 
FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Lies! 

Olaf Lies (SPD): 
Wenn ich antworten darf. Sonst müssen Sie sich 
melden, wenn Sie eine Frage stellen wollen. - Es 
ist ja wunderbar, dass Sie in Ihrer Verantwortungs-
losigkeit seit 2005 nichts Besseres zu tun haben, 
als auf Zeiten zurückzuweisen, die fünf Jahre wei-
ter zurück in der Vergangenheit liegen. Überneh-
men Sie doch einmal Verantwortung für Ihr Han-
deln, und verweisen Sie dann, wenn Sie hier ein-
mal Größe zeigen können, nicht immer auf andere. 
Das ist doch unglaublich! 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir brauchen in den 
Kommunen dringend Geld, damit wir die Situation 
der Bildung und die Situation von Förderung 
verbessern können, damit wir den Krippenausbau 
in unseren Kommunen weiter verbessern können. 
Ich finde, wer, so wie Sie, beim Ausbau der Krip-
pen die Kommunen inzwischen um 300 Millionen 
betrogen hat, der darf sich nicht hier hinstellen und 
sagen, dass er etwas für die Kommunen mache, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Lies, einen kleinen Moment! Ich habe 
gerade das Mikrofon auf mich umgestellt. Sie wis-
sen, dass wir mit dem Wort „betrogen“ hier im 

Hause sehr empfindlich sind. Nehmen Sie es zu-
rück, bitte! 

Olaf Lies (SPD): 
Ja. Das Wort „betrogen“ war in der Wortwahl wohl 
unglücklich, aber im Kern schwer zu beschreiben. 

(Heiterkeit bei der SPD und bei der 
LINKEN - Jens Nacke [CDU]: Das ist 
eine Schweinerei! Hör’ auf damit!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Lies, die Verdopplung führt dazu, 
dass ich Ihnen jetzt einen Ordnungsruf erteile.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Olaf Lies (SPD): 
Diese Regierung, diese Mehrheit versündigt sich 
an der Zukunft der Kinder, weil es uns darum ge-
hen muss, die Kinder zu fördern und nicht die 
Nachsorge zu betreiben. Wer in den Krippenaus-
bau und in die Förderung der Kinder nicht inves-
tiert, der schadet den Kindern. Ich glaube, auf so 
einen einfachen Nenner kann man es bringen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu kommt, dass noch eine ganze Reihe von 
fremdbestimmten Sozialleistungen übernommen 
werden muss, die also nicht in der direkten Ver-
antwortung - - - 

(Unruhe bei der CDU) 

- Hören Sie doch einmal zu! Seien Sie doch nicht 
so aufgeregt! Es ist ja schrecklich für Sie zu hören! 
Ich kann mir das vorstellen. Aber Sie müssen das 
ertragen. So ist das in diesem Land. 

(Beifall bei der SPD -  Christian Gra-
scha [FDP]: Ihre Wahlkampfrede 
kriegt niemand mit! Die Journalisten 
sind schon alle zu Hause!) 

Ich erwarte eine klare Position einer schwarz-
gelben Landesregierung zu den fremdbestimmten 
Sozialleistungen. Stimmen Sie im Bund nicht Maß-
nahmen zu, deren Belastungen und Kosten auf die 
Kommunen übertragen werden. Auch das ist die 
Verantwortung, die Sie im Bundesrat übernehmen 
müssen, liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU 
und FDP. 

(Beifall bei der SPD) 
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Bei allem, was wir hier diskutieren, kommt 
manchmal zu kurz: Kommunen sind keine Unter-
nehmen. Kommunen sind keine Unternehmen, die 
man dann, wenn kein Geld mehr da ist, einfach 
schließen kann. Kommunen sind die Ebene, wo 
Menschen leben, die einen Anspruch auf ein men-
schenwürdiges und ein zukunftsfähiges Leben ha-
ben.  

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen brauchen wir eine vernünftige Finanz-
ausstattung für die Kommunen. Ich nehme an, 
dass wir uns darin noch einig sind, oder nicht?  

(Heinz Rolfes [CDU]: Ihr müsst schon 
eine vernünftige Kommunalpolitik ma-
chen! Ohne sie geht es nicht!) 

- Wir brauchen auch eine vernünftige Kommunal-
politik. Dafür werden wir hoffentlich mit großen 
Mehrheiten sorgen.  

Aber es gehört noch mehr dazu. Vernünftige Fi-
nanzausstattung in den Kommunen hat auch et-
was mit den Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Menschen in den Kommunen zu tun. Lassen Sie 
mich die Gelegenheit ergreifen, noch einmal an 
einen Tag in der letzten Woche - an Freitag, wenn 
ich mich recht erinnere, ungefähr um diese Zeit - 
zu erinnern. Wir haben an dem Tag im Wirt-
schaftsausschuss das Thema „Tariftreue“ disku-
tiert. Das Thema „Tariftreue“ hat sehr viel mit der 
kommunalen Finanzsituation zu tun. Da geht es 
nämlich um Menschen, die in unseren Kommunen 
leben und anständiges Geld verdienen, und da 
geht es um Unternehmen, die in unseren Kommu-
nen ansässig sind und anständige Aufträge be-
kommen. In diesem Ausschuss haben Sie in 
schwarz-gelber Verantwortungslosigkeit nicht ein-
mal die Muße gehabt zu diskutieren. Sie haben 
das stumpf abgelehnt - zulasten der Menschen in 
unserem Land und zulasten der Kommunen. Das 
war die Entscheidung, die Sie dort getroffen ha-
ben.  

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 

Dabei haben wir doch an so vielen verschiedenen 
Stellen diese Zahlen gehört. Wenn Sie endlich 
bereit wären, einen flächendeckenden Mindestlohn 
in Deutschland einzuführen, dann hätten wir eine 
Entlastung um 7 Milliarden Euro. Die kommunalen 
Haushalte wären um mehrere Hundert Millionen 
Euro zu entlasten, und die Menschen hätten mehr 
Geld in der Tasche, das sie ausgeben könnten. Es 
bleibt Ihnen nicht erspart, dass wir das an jeder 

Stelle wieder betonen, bis Sie es endlich begriffen 
haben. Irgendwann wird das ja der Fall sein. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN - Reinhold Hilbers [CDU]: Das 
stimmt doch gar nicht! Das ist doch 
falsch!) 

Lassen Sie mich auch noch auf ein anderes Feld 
eingehen. Herr Sander ist jetzt leider nicht da. Ich 
kann es ihm daher nicht mehr direkt sagen. Da-
seinsvorsorge vor Ort hat auch mit kommunalen 
Unternehmen zu tun, d. h. auch kommunale Da-
seinsvorsorge mit kommunalen Unternehmen. 
Was haben wir hier gestern erlebt? - Einen Minis-
ter, der sich hier hinstellt und erzählt: Es kann 
überhaupt nicht sein, dass sich Kommunen die 
Rosinen herauspicken! - Sehr geehrte Vertreter 
dieser Landesregierung, hier geht es nicht darum, 
ob sich Kommunen die Rosinen herauspicken. 
Hier geht es darum, dass sich mit Ihrer Gesetzge-
bung Unternehmen die Rosinen herauspicken, 
während das trockene Brot für die Kommunen und 
die Menschen, die dort leben, übrig bleibt. Das ist 
Ihr Bild von dieser Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 

Das ist schon mehr als erschreckend. Ich will dem 
Ministerpräsidenten, auch wenn er jetzt nicht da 
ist, zugutehalten, dass er wirklich mit einem sehr 
zerknirschten Gesicht da saß, als Minister Sander 
gesprochen hat. Ich erwarte aber von einem Minis-
terpräsidenten dieses Landes nicht nur ein zer-
knirschtes Gesicht, wenn ein Mitglied seiner Lan-
desregierung Kommunen diffamiert, sondern ich 
erwarte, dass er sich einsetzt, dass er einspringt 
und sagt: Stopp, jetzt reicht es! Nicht auf Kosten 
der Kommunen in diesem Land! - Das erwarte ich 
von einem Ministerpräsidenten. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Deswe-
gen werden wir mit Sicherheit auch bei diesem 
Antrag  noch einmal über die Frage der Schulden-
bremse diskutieren. Wir werden darüber diskutie-
ren, dass wir dann, wenn wir es mit der Schulden-
bremse ernst meinen, nicht alles das, was wir im 
Land an Belastungen und Schulden haben, auf die 
Kommunen schieben. Es bedeutet, dass wir in 
unserem Land eine Daseinsvorsorge und eine 
kommunale Finanzausstattung brauchen, die es 
wirklich ermöglicht, für die Menschen das Lebens-
umfeld so zu gestalten, wie es nötig ist. Deswegen 
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brauchen wir keine Debatte über die Senkung von 
Steuern. Deswegen brauchen wir vernünftige Ein-
nahmen, die genau das sicherstellen.  

Ich hoffe, dass in der Beratung einmal deutlich 
wird, dass kommunale Finanzausstattung eine 
Einnahmeverbesserung erfordert. Und ich hoffe, 
dass Sie endlich einsehen, dass Sie mit Ihrer Poli-
tik auf dem Holzweg sind, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

Herzlichen Dank. 

(Starker, lang anhaltender Beifall bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Für die Fraktion DIE LINKE 
wird der Antrag von der Kollegin Zimmermann 
eingebracht. 

Pia-Beate Zimmermann (LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Auseinandersetzung mit der dramatischen Situati-
on der kommunalen Finanzen ist eine der zentra-
len und dringlichsten Aufgaben, die sich derzeit 
der Politik stellen. Im Jahr 2010 hatten fast drei 
Viertel der Städte, Gemeinden und Samtgemein-
den in Niedersachsen keine ausgeglichenen 
Haushalte. Das belegen nicht zuletzt die stetig 
wachsenden kommunalen Kassenkredite, welche 
im März zusammen über 5,4 Milliarden Euro be-
trugen und aller Voraussicht nach noch weiter 
steigen werden. 

Meine Damen und Herren, die kommunale Haus-
haltskrise ist - von ganz wenigen Ausnahmen ab-
gesehen - nicht selbst von den Kommunen ver-
schuldet. Sie ist vor allem eine Folge des Vollzugs 
von kommunalschädlichen Bundesgesetzen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Allein im Zeitraum November 2008 bis Sommer 
2009 wurden von der schwarz-gelben Bundesre-
gierung zehn Gesetzesvorhaben für die Steuerent-
lastung beschlossen. Dies führte und führt zu mas-
siven Einnahmeausfällen für niedersächsische 
Kommunen. 

Die Recherchen des Deutschen Städtetages be-
sagen, dass der Kassenkreditbestand im ersten 
Halbjahr 2009 bereits 32,6 Milliarden Euro betrug 
und in 2013 auf 80 Milliarden Euro ansteigen wird. 
Diese Zahlen sollten Sie sich einmal auf der Zunge 
zergehen lassen. 

Die Gesetzesvorhaben, die im Bund beschlossen 
worden sind - das will ich hier ebenfalls erwäh-
nen -, haben auch alle die Zustimmung der Nie-
dersächsischen Landesregierung gehabt. 

Gleichzeitig trägt die Landesregierung vor allem 
angesichts der seit Jahren nicht bedarfsgerechten 
Ausgestaltung der Finanzzuweisungen des Landes 
an die Kommunen im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleichs unmittelbar Verantwortung für 
die Krise der Kommunalfinanzen. 

(Zuruf von der CDU: Das ist in Berlin 
auch so!) 

Herr Lies, Sie haben hier eine ganze Menge Rich-
tiges gesagt. Ganz viel davon würde ich auch un-
terschreiben. Ganz besonders freue ich mich dar-
über, dass die SPD sich heute nun für die Kom-
munen starkmacht 

(Johanne Modder [SPD]: Das war 
schon immer so!) 

und, wie Sie es so schön sagen, die Kommunen 
als „Orte lebendiger Demokratie“ begreift. 

Doch es ist wirklich schade, dass Sie nicht schon 
sehr viel früher damit angefangen haben; 

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Da gab 
es Sie noch gar nicht!) 

denn dann wäre die Situation der Kommunen heu-
te nicht so dramatisch, wie sie jetzt ist. Die augen-
blickliche Situation ist nämlich auch Ausdruck Ihrer 
politischen Entscheidungen. Es waren nämlich Sie, 
die, als Sie gemeinsam mit den Grünen die Bun-
desregierung stellten, den Kahlschlag der kommu-
nalen Finanzen eingeleitet haben. Im Zuge der 
Steuerreform hat Ihre rot-grüne Bundesregierung 
zusätzlich Schlupflöcher vor allem für große Kon-
zerne geschaffen - wie Steuerfreiheit für Veräuße-
rungen und Steuerfreiheit für Dividenden. 

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Wo wollen 
Sie eigentlich hin? Können Sie uns 
das einmal erzählen?) 

Ähnlich dramatisch war der Schaden, der durch die 
Reform der Körperschaftsteuer entstanden ist. Mit 
der Steuerreform im Jahr 2000 wurde nicht nur der 
Steuersatz gesenkt; es wurde auch die Möglichkeit 
geschaffen, in der Vergangenheit zum alten bzw. 
höheren Steuersatz gezahlte Steuern mit der an-
stehenden Steuer zu verrechnen. Die rot-grüne 
Bundesregierung hat mit ihrer Jahrhundertsteuer-
reform das Finanzdesaster in den Kommunen erst 
richtig komplettiert und hielt lange die Ohren zu, 

 14379 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

wenn die Menschen, die Opfer, gegen ihre Steuer-
politik klagten. 

Aber auch im Rahmen der Großen Koalition haben 
Sie mit Ihrer Unternehmensteuerreform nachhalti-
gen Schaden bewirkt. Noch in 2000 kassierte der 
Staat 23,6 Milliarden Euro Körperschaftsteuer von 
Kapitalgesellschaften. Im Jahr darauf - man höre 
und staune! - brachen die Einnahmen nach Inkraft-
treten des Reformwerks völlig weg. Im Gegenteil! 
Es kam noch etwas darauf. Die Finanzämter muss-
ten nach der Regelung sogar eine halbe Milliarde 
Euro an Firmen zurückzahlen. Und das erwartete 
Wirtschaftswachstum mit vielen neuen Arbeitsplät-
zen blieb aus. 

Herr Lies, es ist wirklich eigenartig, dass Sie das 
nicht erwähnen, wenn Sie sich hier als Rächer der 
vernachlässigten Kommunen darstellen möchten. 

Meine Damen und Herren, durch die kommunale 
Finanznot ist die im Grundgesetz verankerte kom-
munale Selbstverwaltung gefährdet - und damit ein 
wesentlicher Grundpfeiler unserer Demokratie. 

Die Linke tritt für eine materiell abgesicherte, funk-
tionierende kommunale Selbstverwaltung ein, die 
es Bürgerinnen und Bürgern gestattet, aktiv den 
Ort, an dem sie leben, mitzugestalten und die öf-
fentliche Daseinsvorsorge und Daseinsfürsorge zu 
erhalten und auszubauen. 

Zu unseren konkreten Forderungen spricht nach-
her noch mein Kollege Adler. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank, Frau Kollegin Zimmermann. - Da 
ich aber noch keine Wortmeldung von Herrn Kolle-
gen Adler vorliegen habe, spricht nun zunächst 
Herr Kollege Güntzler für die CDU-Fraktion. 

Fritz Güntzler (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Am 
11. September 2011 sind Kommunalwahlen in 
Niedersachsen. Es war zu erwarten, dass wir uns 
in der letzten Plenarwoche vor der Kommunalwahl 
auch mit der Lage unserer Kommunen in Nieder-
sachsen beschäftigen werden. 

(Johanne Modder [SPD]: Warum ha-
ben Sie von CDU und FDP nicht sel-
ber einen Antrag gestellt?) 

Wir begrüßen das sehr, weil es doch die Möglich-
keit gibt, Frau Modder, noch einmal darzustellen, 
was wir für die Kommunen seit 2003 geleistet ha-
ben. 

(Zuruf von der SPD: Das geht 
schnell!) 

Meine Damen und Herren, wir können feststellen: 
Die von CDU und FDP geführte Landesregierung 
ist ein verlässlicher Partner der Kommunen. Viel 
konnte erreicht werden. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Olaf Lies [SPD]: Nein!) 

Die Rede des Kollegen Lies, die anscheinend 
mehr eine Bewerbungsrede für das Ministerpräsi-
dentenamt war, 

(Unruhe) 

die wenig Inhalt enthielt und mit der er viele Nebel-
kerzen geworfen hat, 

(Anhaltende Unruhe) 

macht deutlich, dass hier wieder einmal ein Zerr-
bild über die Kommunen gezeigt und dass wenig 
an den Fakten gearbeitet wurde. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich möchte nur einige Beispiele für die kommunal-
freundliche Politik dieser Landesregierung sowie 
der CDU und der FDP darstellen. 

Erstens. Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, dass wir 
2006 das Konnexitätsprinzip eingeführt haben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Johanne Modder [SPD] lacht - Johan-
ne Modder [SPD]: Das ist gut!) 

Seitdem gilt in Niedersachsen: Wer die Musik be-
stellt, bezahlt sie auch. - Die Kommunen sind jetzt 
davor geschützt, dass ihnen vom Land Aufgaben 
übertragen werden, ohne dass sie einen entspre-
chenden Finanzausgleich bekommen. Wir haben 
bewiesen, dass wir Wort halten. Ich nenne das 
Beispiel des beitragsfreien Kindergartenjahres. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Christian Dürr [FDP]: Richtig!) 

Zweitens. Wir können darauf hinweisen, dass im 
Jahre 2004 die Gewerbesteuerumlage von 28 % 
auf 20 % gesenkt wurde. Dies entlastet die Kom-
munen in Niedersachsen jährlich um 300 Millionen 
Euro. 
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Drittens. Wir haben im Rahmen der „Initiative Nie-
dersachsen“ 78 % der Mittel aus dem Konjunktur-
programm den Kommunen zur Verfügung gestellt. 
Das sind 8 % mehr als die vom Bund geforderten 
70 %. Also nichts mit den klebrigen Händen, von 
denen Sie hier sprachen, Herr Lies!  

Das waren insgesamt 964 Millionen Euro. Alleine 
600 Millionen Euro konnten die Kommunen über 
die Investitionspauschale in eigener Zuständigkeit 
vor Ort einsetzen. Das zeigt, dass wir den Kom-
munen das nötige Vertrauen schenken und dass 
nicht alles vom Land geregelt werden muss. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Viertens. Wir beteiligten die Kommunen an der 
Erhöhung der Grunderwerbsteuer von 3,5 auf 
4,5 %. Dadurch fließen den Kommunen 33 Millio-
nen Euro zusätzliche Mittel zu. 

Fünftens. Wir haben den Flächenmaßstab und den 
Demografiefaktor bei der Berechnung des kommu-
nalen Finanzausgleichs eingeführt, was zu einer 
gerechteren Verteilung führt und die Kommunen 
bei der Bewältigung der Herausforderungen des 
demografischen Wandels stärkt. 

Meine Damen und Herren, allein an diesen Bei-
spielen können Sie sehen, dass die Kommunen in 
dieser Landesregierung einen starken Partner 
haben. Darum sind die hier vorliegenden Anträge 
von SPD und Linken eigentlich überflüssig. Meine 
Damen und Herren, Sie schreiben Anträge; wir 
handeln. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Bei genauerer Betrachtung dieser Anträge stellt 
man zudem recht schnell fest, dass die Forderun-
gen doch zumeist sehr allgemein und wenig kon-
kret sind. Man findet viele Worthülsen, wie eben 
auch schon in der Rede von Herrn Lies. 

Sie fordern wieder einmal - schon reflexartig - die 
schrittweise Erhöhung der Verbundquote im kom-
munalen Finanzausgleich auf 16,09 %. 

(Johanne Modder [SPD]: Sehr gut! - 
Beifall bei der SPD) 

Aber Sie wissen genau oder sollten jedenfalls ge-
nau wissen, dass nach unserer Verfassung das 
Land den Kommunen nur im Rahmen seiner eige-
nen finanziellen Leistungsfähigkeit Mittel zur Ver-
fügung stellen kann. Die derzeitige Verbundquote 
erfüllt dieses Kriterium der sogenannten Vertei-
lungssymmetrie. Dies hat - das müssten auch Sie 

zur Kenntnis genommen haben - der Staatsge-
richtshof bestätigt. 

(Zustimmung bei der CDU) 

In den Zwischenrufen ist schon darauf hingewie-
sen worden, dass Sie vor dem Staatsgerichtshof 
schon zweimal eine kräftige Bauchlandung hinge-
legt haben, als jeweils festgestellt worden ist, dass 
Sie einen unzulässigen, einen verfassungswidri-
gen Finanzausgleich gemacht haben. Da ist es 
nicht sehr glaubwürdig, Herr Lies, wenn Sie hier 
Erhöhungen fordern. Man darf das nicht mit dem 
Hinweis abtun, man dürfe nicht in die Vergangen-
heit schauen. Wir wissen, wie Sie damals mit den 
Kommunen umgegangen sind. Was Sie damals 
veranstaltet haben, war der größte Raubzug in der 
Geschichte des Landes Niedersachsen durch die 
Kassen der Kommunen! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ferner sollten Sie sich nicht nur die Verbundquote, 
sondern auch die tatsächlichen Zahlungen an-
schauen. In den Jahren 2007 bis 2009 hatten wir 
die höchsten Zuweisungen in der Geschichte des 
Landes Niedersachsen aus dem kommunalen 
Finanzausgleich. Lediglich im Jahre 2010 war auf-
grund der Finanzmarktkrise ein Rückgang zu be-
klagen. Aber die 2,5 Milliarden Euro, die doch noch 
ausgeschüttet worden sind, stellten eine immer 
noch genauso hohe oder gar höhere Finanzaus-
gleichsmasse dar als die, die Sie zur Verfügung 
gestellt haben, als Sie hier Verantwortung getra-
gen haben.  

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir sehen natürlich 
auch, dass es einzelnen Kommunen 

(Johanne Modder [SPD]: Nicht einzel-
nen!) 

in Niedersachsen sehr schlecht geht. Am Ende des 
Jahres 2010 haben 272 Kommunen Kassenkredite 
in Anspruch genommen. Das sind 59 % aller Ver-
waltungseinheiten. Dabei muss man sehen, dass 
allein 40 % aller Kassenkredite von zehn Kommu-
nen aufgenommen worden sind. Ich verrate Ihnen 
kein Geheimnis, wenn ich sage, dass dort im We-
sentlichen Sozialdemokraten die Verantwortung 
tragen. Sie können nun einmal nicht mit Geld um-
gehen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Johanne Modder [SPD]: Das ist eine 
Unverschämtheit! Das wissen Sie 
auch! Ich sage nur: Cuxhaven!) 
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Die Landesregierung hat reagiert. Wir haben ein 
erfolgreiches Entschuldungsprogramm vorgelegt. 
Mehr als 100 Kommunen sind derzeit mit dem In-
nenministerium in Gesprächen. Der Landkreis 
Uelzen hat bereits 60 Millionen Euro in Anspruch 
genommen.  

(Glocke der Präsidentin) 

Viele zusätzliche Städte melden sich derzeit. Grö-
ßere Städte wie Hildesheim und Göttingen sind 
dabei. Im Fall von Göttingen war es sogar ein 
Oberbürgermeister der SPD, der dieses Entschul-
dungsprogramm sehr begrüßt hat. Er sagte, es sei 
eine große Chance, die finanzielle Handlungsfä-
higkeit der Stadt wiederherzustellen.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Ein letzter Satz! 

Fritz Güntzler (CDU): 
Meine Damen und Herren, die Kommunen in Nie-
dersachsen haben seit 2003 in dieser Landesre-
gierung einen verlässlichen Partner. Das war zu 
Ihrer Zeit völlig anders. Unsere Politik ist kommu-
nalfreundlich. Die CDU ist und bleibt die Kommu-
nalpartei in Niedersachsen. Wir sind die stärkste 
kommunalpolitische Kraft und werden es auch 
bleiben. 

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich 
Herr Briese zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

Ralf Briese (GRÜNE): 
Ich danke Ihnen, Frau Präsidentin. - Frau Zim-
mermann, bei Ihrem Beitrag habe ich mich etwas 
gewundert, warum Sie bei so viel Rückschau nicht 
beim Kartoffelkrieg in Delmenhorst von 1914 bis 
1918 angefangen haben. Wie die damalige Fi-
nanzlage aussah, hätte mich auch noch interes-
siert. 

(Karl-Heinrich Langspecht [CDU]: 
Deutlich schlechter!) 

Sie könnten auch auf die hervorragende Finanzla-
ge im Stadtstaat Berlin eingehen. Das könnten Sie 
auch einmal zum Besten geben. Da regieren Sie 

schon sehr lange. Auch das würde mich interessie-
ren.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
CDU) 

Oder nehmen Sie das hervorragend regierte Bun-
desland Saarland. Da ist nämlich Ihr großer Partei-
vorsitzender Oskar Lafontaine 15 Jahre lang an 
der Macht gewesen. Auch dort sieht es finanziell ja 
ganz hervorragend aus. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN, 
bei der CDU und bei der FDP - Zurufe 
von der CDU: Bravo! Bravissimo!) 

Also bitte, Linkspartei, wenn es um Finanzsachen 
geht, sollten Sie wirklich mal ein bisschen piano 
spielen. Das wollte ich Ihnen deutlich gesagt ha-
ben. Da sind Sie den Beweis noch schuldig, dass 
Sie das etwas besser können. Das habe ich jeden-
falls von Ihnen bis jetzt überhaupt noch nicht er-
lebt. 

Trotzdem, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, bleibt eine ganz Menge selbstverständlich 
richtig, was in diesen Anträgen steht. Das ist doch 
gar keine Frage! Wir haben ein weiteres Anwach-
sen der Schulden auf der kommunalen Ebene. Wir 
haben ein großes Problem, dass viele Kommunen 
ihre Haushalte wieder nicht zur Deckung bringen 
können. Wir haben ein weiteres Anwachsen der 
Schuldenkrise.  

Natürlich ergibt sich daraus ein großes Demo-
kratieproblem, wenn sich mittlerweile fast alle Par-
teien mühen müssen, um überhaupt Kandidatin-
nen und Kandidaten für dieses wichtige Ehrenamt 
zu finden - das ist doch keine Frage -, weil die 
Leute schlicht und ergreifend keine Lust haben, 
Insolvenzverwalter zu spielen oder immer weiter 
über der kommunalen Selbstverwaltung die Ab-
rissbirne kreisen zu lassen. Das ist ein Demokra-
tieproblem. Darum braucht man gar nicht herumzu-
reden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn sich jetzt die finanzielle Lage einiger Kom-
munen - einiger! - etwas verbessert hat und man 
hier und da wieder einen Silberstreif am Horizont 
sieht, dann hat das wahrlich nichts - nichts! - mit 
der schwarz-gelben Landesregierung und auch 
nichts mit der schwarz-gelben Bundesregierung zu 
tun.  

(Björn Thümler [CDU]: Aber nur!) 
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Das muss man einmal wieder ganz deutlich sagen. 
Nein, das hat schlicht und ergreifend mit der Welt-
konjunktur zu tun. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zurufe von 
der CDU) 

Herr McAllister, Herr Lies hat es Ihnen ziemlich 
deutlich dargestellt: Sie haben ein Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz zulasten der Kommunen ver-
abschiedet. Der Protest der Kommunen war in 
dieser Frage maximal. Welchen Zustand haben wir 
heute? - Heute haben wir den unsinnigen Zustand, 
den Sie hergestellt haben, dass sich viele Kommu-
nen aufgrund der Mehrwertsteuersenkung für Ho-
teliers eine Bettensteuer oder Hotelsteuer überle-
gen. Das führt zu einer maximalen Bürokratisie-
rung. Sie, die Sie immer sagen, „Wir wollen entbü-
rokratisieren!“, haben mehr Ausnahmen zugelas-
sen, und die Kommunen überlegen jetzt händerin-
gend, wie dieser Einnahmeverlust gestoppt und 
wie ihm entgegengewirkt werden kann. Das ist Ihre 
Politik gewesen: Verkomplizierung. Die Kommunen 
müssen sich jetzt wieder überlegen, wie sie dieser 
Deckungslücke Herr werden können. Viele Rechts-
streitigkeiten wurden deswegen vom Zaun gebro-
chen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Das ist Ihre tolle Entbürokratisierungspolitik. Also 
bei Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, bedanken die sich ganz bestimmt nicht. Das 
gehört schon zur Redlichkeit dazu. 

Trotzdem muss man auch sagen: Die Kommission 
zur Neuordnung der Gemeindefinanzen hat gerade 
ihre Arbeit abgeschlossen. In dieser Schlacht ha-
ben die Kommunen einen großen Sieg errungen; 
denn die Gewerbesteuer ist nicht abgeschafft wor-
den. Ihr Modell, Herr Schünemann, ist in Bausch 
und Bogen gescheitert. Niemand wollte etwas von 
dem tollen Niedersachsenmodell wissen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Den Zuschlag auf die Einkommenssteuer haben 
die Kommunen immer abgelehnt. Über das Alter-
nativmodell, das wir Ihnen vorschlagen, sollten Sie 
mit den Kommunen einmal reden: Eine echte Ver-
breiterung der Gewerbesteuergrundlage. Das ist 
das kommunale Modell. Da sollten Sie sich einmal 
zu den Fürsprechern der Kommunen machen. Das 
ist das entscheidend Wichtige. Es geht nicht um 
Steuersenkungen, sondern um die Verbreiterung 

der Gewerbesteuergrundlage. Das ist es, was die 
Kommunen fordern.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Zur Schuldenbremse, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Es ist entscheidend wichtig, dass 
die Kommunen dort tatsächliche eine Sicherung 
bekommen, sonst kann man von der Schulden-
bremse nicht reden, sondern haben eine Schul-
denverlagerung.  

(Glocke der Präsidentin) 

- Ein allerletzter Satz, Frau Präsidentin, sei mir 
noch gestattet. - Das wirklich wichtige und sensible 
Thema der kommunalen Gebietstruktur, dieses 
Problem haben Sie, Herr Schünemann, in diesem 
Hause acht Jahre lang ausgesessen. Da haben 
Sie nichts, aber auch gar nichts vorangebracht. 
Das wird eine sehr, sehr schwierige Aufgabe für 
SPD, Grünen und wen auch immer sonst noch 
werden.  

(Vizepräsidentin Astrid Vockert schal-
tet dem Redner das Mikrofon ab) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Das war der jetzt der letzte Satz, Herr Kollege 
Briese.  

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Für die FDP-Fraktion hat nun Herr Kollege Gra-
scha das Wort. Bitte schön! 

Christian Grascha (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich habe vorgestern die Braunschweiger 
Zeitung gelesen. Was ich da gelesen habe, konnte 
ich überhaupt nicht glauben. Da stand nämlich 
unter der Überschrift „Kopflose SPD“, die SPD 
habe 

„gar keinen Vormann: nicht im Parla-
ment, und auch nicht für die Land-
tagswahl 2013. Das schlägt längst 
auch auf die Sachpolitik durch.“  

(Johanne Modder [SPD]: Sprechen 
Sie zu den Kommunalfinanzen und 
lenken Sie nicht immer ab!) 

Ich kann jetzt nur feststellen: Ich weiß, dass dieser 
Kommentar nach Ihrem Beitrag, Herr Lies, stimmt, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. 
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(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Grascha, bitte nicht fortfahren. Ich 
möchte Sie erst fragen, ob Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Lies zulassen. 

Christian Grascha (FDP): 
Nein, ich fange eigentlich jetzt erst an. Danke. - 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Im Antrag der SPD 
beginnen Sie ja damit, dass die Kommunalwahl am 
11. September 2011 stattfindet. Ich bedanke mich 
herzlich für den Hinweis; denn bei Ihrem Beitrag 
wäre es mir gar nicht aufgefallen, dass es hierbei 
um den Kommunalwahlkampf geht. 

(Olaf Lies [SPD]: Es geht nicht um 
den Kommunalwahlkampf sondern 
um die Kommunalfinanzen!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Grascha, ich muss schon wieder unterbre-
chen. Jetzt wünscht Frau Kollegin Emmerich-
Kopatsch eine Zwischenfrage stellen zu dürfen. 

Christian Grascha (FDP): 
Nein danke, ich möchte weiter vortragen.  

Ich möchte nur darauf hinweisen - das ist der ent-
scheidende Punkt, den auch Herr Günzler hier 
genannt hat -: Sowohl im Bund als auch im Land 
ist diese Koalition von CDU und FDP die kommu-
nalfreundlichste Koalition, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Lachen bei der SPD - Johanne Mod-
der [SPD]: Das glauben Sie doch 
selbst nicht!) 

Herr Güntzler hat die Beispiele dazu genannt: Ab-
senkung der Gewerbesteuerumlage, Konnexitäts-
prinzip, Zukunftsvertrag mit der Entschuldungshil-
fe, Erhöhung der Grunderwerbsteuern und vor al-
lem der Hartz-IV-Kompromiss auf Bundesebene 
mit einer Gesamtentlastung mit bis zu 4 Milliarden 
Euro. Das ist tatsächlich kommunalfreundliche 
Politik, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Ich möchte in Erinnerung rufen, dass die nieder-
sächsischen Kommunen im Jahr 2011 mit 6,2 Mil-
liarden Euro die dritthöchsten Einnahmen in der 
Geschichte Niedersachsen verzeichnen konnten. 

Im Jahr 2012 werden sie mit 6,6 Milliarden Euro 
die bislang höchsten Einnahmen erzielen. Das 
zeigt eindeutig, dass unsere Kommunen - das hat 
Herr Güntzler völlig richtig dargestellt - im Verhält-
nis zum Land eine ausreichende Finanzausstat-
tung haben. Das hat uns auch der Staatsgerichts-
hof bestätigt. Jeder, der das anders sieht, kann ja 
den Weg nach Bückeburg gehen. Bitte schön! Das 
ist in einem Rechtsstaat nun einmal so. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Ich möchte jetzt noch auf zwei Forderungen in 
Ihrem Antrag eingehen. Zunächst auf Ihre Forde-
rung zur Gewerbesteuer. Sie wissen, meine Partei 
hält ziemlich wenig von der Gewerbesteuer. Ihre 
Forderung, weitere Kosten zu versteuern, also der 
Bemessungsgrundlage weitere Kosten hinzuzu-
rechnen, lehnen wir ab. Die Gewerbesteuer muss 
abgeschafft werden, meine Damen und Herren.  

(Zustimmung bei der FDP) 

Im Antrag der Fraktion DIE LINKE ist zu lesen, 
dass es in Göttingen zu „sozialen Grausamkeiten“ 
kommen soll.  

(Patrick-Marc Humke [LINKE]: In der 
Tat!) 

Es ist die Rede davon, dass ein Freibad geschlos-
sen werden soll.  

(Patrick-Marc Humke [LINKE]: Dort 
gibt es schon Solidaritätsfeste gegen 
die Schließung!) 

Ich erinnere daran, dass Göttingen mit seinen rund 
120 000 Einwohnern fünf Freibäder hat. Deshalb 
darf man sich ja wohl einmal darüber unterhalten - 
und das tut der SPD-Oberbürgermeister auch -, ob 
eines dieser Freibäder geschlossen werden kann. 
Derartige Denkverbote sollten wir uns nicht aufer-
legen. 

Meine Damen und Herren, zum Schluss möchte 
ich noch auf einen Punkt hinweisen, der in Ihren 
Anträgen nicht enthalten ist: Auch die Kommunal-
politiker müssen in Eigenverantwortung dafür Sor-
ge tragen, dass sie mit dem Geld der Steuerzahler 
sorgsam umgehen.  

(Johanne Modder [SPD]: Herr Gra-
scha, Sie wissen doch genau, was Ih-
nen die Kommunen sagen!) 

Diese Eigenverantwortung muss entsprechend 
gestärkt werden. Das sage ich ganz bewusst auch 
als Kommunalpolitiker, der selbst in einem Stadtrat 
vertreten ist. 
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Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Einen letzten Satz gestatte ich Ihnen noch. 

Christian Grascha (FDP): 
Letzter Satz. - Ebenfalls fehlen in Ihren Anträgen 
Gegenfinanzierungsvorschläge sowohl für den 
Bundeshaushalt als auch für den Landeshaushalt. 
Wir sind gespannt auf die Haushaltsplanberatun-
gen für 2012.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Christian Dürr [FDP]: Sehr gut! Sehr 
gut!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Nun hat sich für die Fraktion DIE LINKE Herr Adler 
zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

(Victor Perli [LINKE]: Der Oppositions-
führer redet!) 

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Zunächst zu Ihnen, Herr Briese. Ich 
weiß nicht, was Sie mit Ihren Hinweisen auf die 
Länder Berlin und Saarland eigentlich beweisen 
wollten. Meine Kollegin Zimmermann hatte darauf 
hingewiesen, dass der kommunale Spielraum 
durch Bundesgesetze eingeschränkt worden ist. 
An diesen Bundesgesetzen konnten die jeweiligen 
Mehrheiten in den Ländern, die Sie genannt ha-
ben, auch nichts ändern.  

Das ist auch der Punkt, an dem meine Kollegin 
Zimmermann völlig zu Recht auf Herrn Lies einge-
gangen ist. Im Antrag der SPD-Fraktion, zu dem 
ich hier ja auch Stellung nehme, heißt es in der 
Analyse, dass die gegenwärtige Situation darauf 
zurückzuführen ist, dass auf Bundesebene die 
Steuergesetze so gestrickt worden sind, dass die 
Kommunen jetzt weniger Geld zur Verfügung ha-
ben. Das ist völllig zutreffend. Allerdings haben Sie 
nicht ausgeführt - ich nenne so etwas „subjektver-
schweigendes Passiv“ -, von wem das ausgegan-
gen ist. Meine Kollegin Zimmermann hat nichts 
anderes gesagt, als dass den Kommunen durch 
die Steuerreform von Finanzminister Eichel - rot-
grün - in den Jahren 2001 bis 2005 rund 40 Milliar-
den Euro vorenthalten worden sind. Zu Zeiten der 
Großen Koalition wurden den Kommunen unter 
Finanzminister Steinbrück im Zusammenhang mit 
der Unternehmenssteuerreform noch einmal 
1,5 Milliarden Euro entzogen.  

(Stefan Schostok [SPD]: Dafür hat er 
die Gewerbesteuer ausgebaut!) 

Das gehört schlicht und einfach mit zur Analyse. 
Das ist eine unbequeme Wahrheit, aber die müs-
sen Sie sich nun einmal sagen lassen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Jetzt möchte ich noch etwas zum Kollegen Güntz-
ler ausführen. Herr Güntzler, Sie haben vorhin 
gesagt, dass meine Kollegin Zimmermann und 
auch Herr Lies von einem Zerrbild gesprochen 
hätten. Ich will Ihnen einmal sagen, was gegenwär-
tig auf die Kommunen zukommt. 

(Clemens Große Macke [CDU]: Was 
wollen Sie uns denn sagen?) 

In diesem Zusammenhang will ich auch Ihr Bei-
spiel Göttingen aufgreifen. Unter der Überschrift 
„Entschuldungshilfen“ werden den Kommunen 
Bedingungen aufgezwungen, aufgrund derer sie 
bei den sogenannten freiwilligen Leistungen an die 
soziale Substanz gehen müssen. In Hildesheim 
muss die Aids-Hilfe gestoppt werden, in Göttingen 
will man das Schulmittagessen um 80 Cent bis 
1 Euro erhöhen.  

(Fritz Güntzler [CDU]: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

Man geht sogar so weit, dass man die Zuschüsse 
für das Junge Theater kürzen will. Es geht also ans 
Eingemachte.  

Ich möchte Ihnen in diesem Zusammenhang eines 
sagen: Der Begriff „freiwillige Leistungen“ klingt 
zwar so, als seien dies Luxusausgaben. Das sind 
sie aber nicht. Das sind soziale Mindeststandards, 
die zum kommunalen Selbstverwaltungsrecht hin-
zugehören. Die müssen meiner Ansicht nach tabu 
sein. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herr Kollege Adler, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Güntzler?  

Hans-Henning Adler (LINKE): 

Selbstverständlich.  

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herr Güntzler!  
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Fritz Güntzler (CDU): 
Herr Kollege Adler, Sie haben gerade einige Punk-
te in Bezug auf die Stadt Göttingen zitiert. Mich 
würde interessieren, woher Sie Ihre Erkenntnisse 
haben; denn ich als Ratsherr der Stadt Göttingen 
habe sie nicht.  

(Zurufe von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Adler! 

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Diese Erkenntnisse habe ich aus einem internen 
Papier, das vom Oberbürgermeister der Stadt Göt-
tingen verbreitet worden ist.  

(Zuruf von Patrick-Marc Humke [LIN-
KE] - Christian Dürr [FDP]: Interne 
Papiere! Das ist doch keine Transpa-
renz! Die müssen Sie öffentlich ma-
chen! - Weitere Zurufe) 

- Nein, nein, das hat er sich nicht ausgedacht. Das 
ist viel zu schrecklich, als dass man sich so etwas 
ausdenken könnte. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Adler, es ist sehr unruhig. Ich habe gerade 
auch das Wort „Lüge“ gehört, kann aber noch nicht 
genau zuordnen, wer es war. Ich möchte darum 
bitten, dass Sie sich hier im Saal wieder etwas 
mäßigen, auch mit Zwischenrufen. Ich möchte zum 
Abschluss nicht noch weitere Ordnungsrufe ertei-
len.  

Herr Adler, Sie haben wieder das Wort. 

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Der Kollege hat in seinem Beitrag eben zu Recht 
auf das Scheitern der Gemeindefinanzkommission 
hingewiesen. Dort hätten wir in der Tat die Gele-
genheit gehabt, die Einnahmeseite für die Kom-
munen zu verbessern. Diese Chance ist nun ver-
tan worden. Diese Landesregierung hat es mit 
diesem Innenminister versäumt, die Vorschläge 
des Deutschen Städtetages aufzugreifen, die Be-
messungsgrundlage für die Gewerbesteuer zu 
verbreitern und die Gewerbesteuer zu einer Ge-
meindewirtschaftssteuer zu erweitern. Dann hätten 
wir mehr Geld und bräuchten uns nicht über diese 
schlimmen Dinge zu unterhalten, die den Kommu-
nen bevorstehen. 

Ich möchte noch auf ein weiteres Problem hinwei-
sen. Im Zusammenhang mit der Energiewende 
werden jetzt Vorschläge diskutiert, energiesparen-
de Investitionen in Wohngebäuden steuerlich zu 
begünstigen, und zwar in Form einer Absetzbar-
keit. Diese Absetzbarkeit - das müssen wir uns vor 
Augen halten - führt immer dazu, dass derjenige, 
der viel Steuern zahlt, im Grunde genommen einen 
hohen Zuschuss zu solchen energiesparenden 
Maßnahmen bekommt, während derjenige, der 
wenig Steuern zahlt, von dieser staatlichen Förde-
rung auch nur entsprechend geringer profitiert.  

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Der 
Klimaschutzbeitrag ist für beide 
gleich!) 

Das aber ist ungerecht. Es ist durchaus richtig, 
energieeinsparende Investitionen zu fördern. Dann 
aber mit Zuschüssen und nicht mit Steuernachläs-
sen. Steuernachlässe sind immer ungerecht. 

Der zweite Nachteil dieser Steuernachlässe ist - es 
geht hier um die Einkommensteuer und die 
Lohnsteuer -, dass diese Steuerarten von den 
Kommunen immer zu 15 % mitbezahlt werden. 
Deshalb spreche ich das in diesem Zusammen-
hang an.  

(Glocke der Präsidentin) 

Es ist unglaublich wichtig, die Energiewende her-
beizuführen. Sie darf aber nicht auf Kosten der 
Kommunen gehen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Unsere Forderungen haben wir am Schluss unse-
res Antrags gestellt. Ich möchte nur auf einen 
Punkt eingehen, weil er gegenüber dem, was wir 
auch sonst immer gesagt haben, neu ist. So ganz 
am Rande ist ja auch eine Reform der Grundsteuer 
im Gespräch. Eine Reform der Grundsteuer wäre 
notwendig, um unnötigen Flächenverbrauch zu-
sätzlich besteuern zu können. Eine solche ökologi-
sche Komponente müsste endlich in die 
Grundsteuer eingebunden werden. Auch dies wür-
de zu Steuermehreinnahmen führen. 

Jetzt noch eine letzte Bemerkung zu Ihnen, Herr 
Lies. Sie haben darauf hingewiesen, dass die 
Schuldenbremse nicht dazu führen darf, dass die 
Kommunen darunter leiden. Mir kommt das so ein 
bisschen vor wie: Wasch mir den Pelz, aber mach 
mich nicht nass. Wenn Sie das konsequent zu 
Ende denken, müssten Sie hinsichtlich der Schul-
denbremse Vorsicht walten lassen; denn wenn Sie 
diese Tür einmal öffnen, werden Sie die Kommu-
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nen irgendwann mit opfern müssen. Das sollten 
Sie vermeiden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank. - Für die Landesregierung hat 
Herr Minister Schünemann das Wort. Bitte schön! 

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und Sport: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die SPD sagt, die Regierung ist 
schuld, Herr Briese ergänzt, Lafontaine ist schuld, 
und dann werden eigentlich alle Parteien zitiert. 
Diese Debatte zeigt doch, dass die finanzielle Si-
tuation der Kommunen für parteipolitischen Kla-
mauk nicht geeignet ist. Das sollten wir hier im 
Parlament wirklich lassen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Wir haben auf allen staatlichen Ebenen finanzielle 
Probleme. Die kann man nicht wegdiskutieren. 
Auch auf der kommunalen Ebene haben wir Prob-
leme, in einigen Bereichen stärker und in anderen 
weniger stark. Aber eines steht doch fest: Man 
kann dieser Landesregierung nicht vorwerfen, 
dass sie unverschämt in die Kassen der Kommu-
nen gegriffen hat. Im Gegenteil, wir haben den 
Kommunen immer die finanzielle Ausstattung ge-
geben, die uns finanziell möglich gewesen ist. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Herr Lies, ich wundere mich schon. Wir haben jetzt 
zum fünften oder sechsten Mal die gleiche Debatte 
geführt. Ich gebe zu, damals haben Sie nicht gere-
det. Aber hätten Sie sie nachgelesen, dann hätten 
Sie gesehen, dass wir jedes Mal dargestellt haben, 
dass wir aufgrund der Verteilungssymmetrie zuge-
gebenermaßen um 150 Millionen Euro reduziert 
haben, dass wir aber gleichzeitig dafür gesorgt ha-
ben, dass es dafür eine Kompensation gibt, näm-
lich durch die Senkung der Gewerbesteuerumlage. 
Das bedeutet für die Kommunen insgesamt 
300 Millionen Euro mehr. Unterm Strich bleiben 
150 Millionen Euro mehr für die Kommunen im 
Land Niedersachsen. Wenn Sie das verschweigen, 
dann muss ich Ihnen sagen, dass Sie die Öffent-
lichkeit - um es parlamentarisch auszudrücken - 
bewusst nicht neutral informieren wollen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Deshalb ist es nicht sinnvoll, jedes Mal darüber 
nachzudenken, was das Land zusätzlich zur Ver-
fügung stellen kann. Sie wissen, dass immer wie-
der gegen den kommunalen Finanzausgleich ge-
klagt wurde und dass die Landesregierung immer 
wieder recht bekommen hat. Insofern ist es sinn-
voll, wie wir es geregelt haben. 

Fest steht aber auch, dass wir Probleme auf der 
kommunalen Ebene - durchaus regional unter-
schiedlich - haben. Wir können froh sein, dass wir 
in Deutschland und gerade auch in Niedersachsen 
sehr schnell wieder eine wirtschaftliche Belebung 
bekommen haben. Darauf ist hingewiesen worden. 

(Björn Thümler [CDU]: Genau!) 

Wenn das von Herrn Briese so dargestellt wird, als 
sei das die Weltkonjunktur, dann, meine Damen 
und Herren, schauen Sie sich die Wirtschaft in den 
USA und in anderen europäischen Ländern an. 
Die Rahmenbedingungen, die die Bundesregie-
rung gesetzt hat, können so schlecht nicht sein; 
denn in Deutschland und in Niedersachsen gibt es 
tatsächlich eine positive Konjunktur. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das ist übrigens die beste Entschuldung, die man 
auf der kommunalen Ebene betreiben kann. Wenn 
die Betriebe auf der kommunalen Ebene Gewinne 
erwirtschaften und Arbeitsplätze zur Verfügung 
stellen, dann geht es den Kommunen in unserem 
Land gut.  

(Christian Dürr [FDP]: Sehr richtig!) 

Deshalb ist Wirtschafts- und Finanzpolitik auf Bun-
desebene die beste Kommunalpolitik, die man 
überhaupt betreiben kann. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Christian Dürr [FDP]: Sehr richtig!) 

Wir haben, Gott sei Dank, eine Arbeitslosigkeit von 
nur noch 6,7 %, in einigen Landkreisen sogar von 
unter 5 %, in einem sogar von nur 2,9 %. 

(Kurt Herzog [LINKE]: Weil alles raus-
gerechnet wird!) 

Darüber können wir sehr froh sein; denn das ha-
ben wir vor zwei Jahren noch nicht zu hoffen ge-
wagt. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Es 
kommt immer darauf an, was für Ar-
beitsplätze das sind!) 

Insofern müssen wir alles daransetzen, die Kon-
junktur, die dazu beigetragen hat, auch in der Zu-
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kunft abzusichern. Wenn uns das gelingt, werden 
wir die Kommunen weiter über einen längeren 
Zeitraum entlasten können und zu besseren Er-
gebnissen kommen. 

Aber nun zu den konkreten Punkten, an denen die 
Landesregierung etwas tun kann, um gerade den 
Regionen, die besonders betroffen sind, zu helfen. 
Es ist doch sinnvoll, erst einmal zu schauen, woran 
es liegt. Deshalb haben wir das Hesse-Gutachten 
auf den Weg gebracht. Zuerst wurde es ja belä-
chelt. Ich gebe zu, es wurde vor einem Jahr in der 
Sommerpause veröffentlicht und konnte nicht 
gleich von jedem gelesen werden. Nachdem man 
tiefer eingestiegen ist, hat man aber gesehen, 
dass wir 20 vernünftige Bewertungskriterien ange-
legt haben. Überall im Lande schaut man sich das 
jetzt an und fragt, was wir tun können. Dabei geht 
es nicht nur um Verschuldung, sondern wir haben 
uns auch die Strukturdaten angeschaut, etwa zur 
Demografie und zu wirtschaftlicher Schwäche. 

Jetzt geht es darum, dass die kommunale Ebene 
mit Unterstützung des Landes schaut, wie wir vor 
Ort helfen können. Das können wir zum einen 
dadurch, dass wir den Prozess, Strukturverände-
rungen bis hin zu Fusionen möglichst freiwillig 
vorzunehmen, moderieren. Dass wir das nicht 
aufdrücken, ist doch sinnvoll. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Mög-
lichst!) 

Aber das reicht nicht. Allein dadurch, dass Ver-
waltungen zusammengeführt werden, kommt es 
noch nicht gleich zu einem ausgeglichenen Haus-
halt und zu besseren Strukturen, sondern parallel 
dazu müssen auch Strukturhilfemaßnahmen um-
gesetzt werden. Deshalb haben wir einen entspre-
chenden Paragrafen im Zukunftsvertrag aufge-
nommen.  

(Zuruf von Johanne Modder [SPD]) 

Wir haben bei den Zusammenschlüssen, die da-
zugekommen sind, auch sehr punktuell etwas ge-
tan. Ich gebe Ihnen recht, dass das natürlich nicht 
ausreicht. Wenn  Sie beispielsweise zwei Samt-
gemeinden zusammenführen und Strukturhilfe-
maßnahmen zur Verfügung stellen, dann können 
Sie die Probleme damit noch nicht lösen. Also sind 
wir in der Weiterentwicklung jetzt dabei, alles dar-
an zu setzen, alles landkreisweit oder sogar dar-
über hinaus zusammenzufassen und zu sagen, 
diese Region muss sich ein Leitbild geben, wohin 
sie kommen will, um aus der Strukturschwäche 
herauszukommen. Hier sind wir dabei, die Instru-

mentarien mit den kommunalen Spitzenverbänden 
zu vereinbaren, damit wir dies abgestimmt umset-
zen können.  

Dann ist es sinnvoll, auch die Wirtschaftsförderung 
so zu strukturieren, dass wir damit Aufbauarbeit 
leisten können. Das ist die Weiterentwicklung des 
Zukunftsvertrages. Ich bin optimistisch, dass wir 
das noch vor der Sommerpause umsetzen. Der 
Landkreistag hat sich noch vor dem Sommerfest 
des Landes Niedersachsen in Berlin darauf geei-
nigt. 

(Johanne Modder [SPD]: Sie kennen 
die interne Debatte!) 

Ich hoffe, dass die anderen kommunalen Spitzen-
verbände und insbesondere der Städte- und Ge-
meindebund dies auch noch erreichen. 

Es macht doch Sinn, sich punktuell anzugucken, 
wo es Probleme gibt, um dann gezielt Hilfeleistun-
gen zu erbringen. Das macht das Land, und das ist 
auch sehr ordentlich umgesetzt worden. 

Ich will nur noch einige wenige Stichworte nennen, 
die hier aufgegriffen worden sind. 

Zum einen ist der Krippenausbau angesprochen 
worden. Das ist Aufgabe der Kommunen. Der 
Bund hat sich dieser Aufgabe angenommen und 
zusätzlich enormes Geld in die Hand genommen. 
Das Land hat dieses Geld weitergeleitet. Der Lan-
desrechnungshof hat sogar gesagt, dass das im 
Prinzip eine zu hohe Förderung ist; Sie können 
sich den Bericht des Landesrechnungshofes an-
sehen. Schauen Sie, was auf der kommunalen 
Ebene mit Hilfe des Bundes und des Landes er-
reicht worden ist! Wir haben von Ihnen doch - ich 
will nicht in die Geschichte gehen - nur sehr gerin-
ge Krippenplatzzahlen übernommen. Wir haben 
die größte Entwicklung unter allen Bundesländern. 
Das ist eine enorme Leistung, die wir uns nicht 
kleinreden lassen dürfen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP - Zurufe von der SPD) 

- Entschuldigung! Auch wenn Sie darüber geredet 
haben, haben Sie in Ihrer Regierungszeit für Krip-
penplätze nichts getan. Jetzt sind wir bei 20 % 
Krippenplätzen im Land und gehen auf 30 % zu. 
Das ist eine Leistung, die nicht Sie erbracht haben, 
sondern dies haben die Kommunen mit Hilfe des 
Bundes und des Landes erreicht. Dass Sie das 
jetzt noch als nicht vernünftig kritisieren, ist un-
glaublich! 
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(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Zum Stichwort Sozialleistungen: Zum ersten Mal 
ist es gelungen, zu erreichen, dass der Bund sich 
in diesem Bereich engagiert. Das ist ein Paradig-
menwechsel. Seit Jahren haben wir über die 
Grundsicherung im Alter diskutiert. Sie ist nicht 
erreicht worden, übrigens auch nicht in der Großen 
Koalition. Jetzt ist erreicht worden, dass der Bund 
in dem Bereich, der die Kommunen in den nächs-
ten Jahren noch erheblich mehr belasten wird, 
diese Kosten im Jahr 2014 zu 100 % übernimmt. 
Ich frage mich, warum Sie das hier nicht einmal 
erwähnen und sagen, das ist der richtige Schritt. 
Das hätte ich von Ihnen erwartet. Aber da kommt 
nichts. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Zu einem letzten Stichwort, weil es angesprochen 
wurde, zur Gemeindefinanzreformkommission: Ich 
will offen zugestehen, dass ich mit dem Ergebnis 
nicht zufrieden bin. Es wurden allerdings Stan-
dards definiert, die man sich genauer anschauen 
muss, darunter die Grundsicherung im Alter, aber 
auch andere. Darüber hinaus ist ein Passus kon-
sensual verabschiedet worden, dass die kommu-
nale Ebene mit beteiligt wird, wenn der Bund Ge-
setze verabschiedet, damit die Kosten nicht sofort 
auf die Kommunen übertragen werden, wie es oft 
geschehen ist. Das ist sinnvoll. Wir im Land haben 
das in der Verfassung noch viel besser geregelt. 
Es war aber nicht machbar, das auf der Bundes-
ebene umzusetzen. 

Aber es ist die historische Chance verpasst wor-
den, eine Verstetigung und vielleicht auch bessere 
Einnahmen zu erreichen. Der Kollege Bode und 
ich waren in der Kommission und in der Arbeits-
gruppe, die sich mit diesem Thema beschäftigt hat. 
Es gab drei Modelle, erstens das Modell der Koali-
tion - Abschaffung der Gewerbesteuer und ein 
höherer Anteil an der Umsatzsteuer -, zweitens 
das Modell der kommunalen Spitzenverbände - 
Verbreiterung der Gewerbesteuer - und drittens 
das Modell der Stiftung Marktwirtschaft, das wir in 
Niedersachsen schon einmal gerechnet haben. 
Dort ging es auch um einen Anteil an der 
Lohnsteuer. Da die Lohnsteuer in der Regel 
durchaus eine konstante Einnahmequelle ist, wäre 
sie nach unseren ersten Berechnungen zumindest 
eine sinnvolle Ergänzung gewesen. Wir haben uns 
in der Kommission dafür eingesetzt, und wir haben 
durchgesetzt, dass beide Modelle, das der kom-
munalen Spitzenverbände zur Verbreiterung der 

Gewerbesteuer und das Stiftungsmodell, gemein-
descharf gerechnet werden. Dann haben die 
kommunalen Spitzenverbände, auch weil im Mo-
ment die Gewerbesteuer einigermaßen fließt, sehr 
schnell gesagt: Wir wollen mit dem Bund und den 
Ländern nicht mehr weiterverhandeln; wir wollen 
die Gewerbesteuer auf jeden Fall erhalten, und 
über die anderen Dinge wollen wir nicht mehr re-
den.  

Ich muss Ihnen sagen: Das hat mich sehr ent-
täuscht. Wenn man sich noch nicht einmal die 
Ergebnisse beider Modelle anschauen will, um 
dann zu sehen, was für einen tatsächlich in Ord-
nung ist, dann weiß ich nicht, was man noch tun 
kann. Ich bin froh, dass wir erreicht haben, dass 
wenigstens die Ergebnisse noch vorgelegt werden. 
Ich schätze, dass sie nach der Sommerpause vor-
liegen. Ich habe auf der Innenministerkonferenz 
dazu beigetragen, dass sie sich auch noch mit den 
Ergebnissen auseinandersetzen wird.  

Wenn uns vorgeworfen wird, wir hätten uns im 
Prinzip nur für ein Modell ausgesprochen, so ist 
das schlicht nicht wahr. Wir wollten dann entschei-
den, wenn die Berechnungen tatsächlich gemein-
descharf vorliegen. Ich glaube, besser, als wenn 
man sich auf die Ergebnisse konzentriert, kann 
man nun wirklich nicht Politik machen. 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Unter dem Strich hoffe ich, dass man den Kommu-
nalwahlkampf nun endlich beiseite schiebt und 
aufhört, in einer solch wirklich schwierigen finan-
ziellen Situation immer nur die Schuld bei anderen 
zu suchen. Wir als Politiker hier im Landtag haben 
die Verantwortung für die Finanzen im Land insge-
samt, aber auch für die kommunale Ebene. Des-
halb müssen wir individuelle Lösungen finden, 
aber alles daransetzen, dass wir uns nicht ausei-
nanderdividieren lassen. Denn für uns ist klar: Die 
kommunale Ebene ist genau die Ebene, in der 
Handlungsfähigkeit erhalten bleiben muss; denn 
dort ist wirklich direkte Demokratie vorhanden. 
Wenn man auf der kommunalen Ebene nicht mehr 
für die Lebensqualität vor Ort sorgen kann, darf 
man sich nicht wundern, wenn es tatsächlich Poli-
tikverdrossenheit gibt. Deshalb ist dies eine ge-
meinsame Aufgabe. Schuldzuweisungen helfen 
nicht.  

Ich kann nur sagen: Diese Landesregierung ist 
sachlichen Argumenten gegenüber gerade in die-
sem Zusammenhang immer aufgeschlossen. Wir 
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haben bewiesen, dass wir wirklich eine kommunal-
freundliche Politik machen.  

Herzlichen Dank.  

(Starker Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Nach § 71 Abs. 3 der Geschäftsordnung hat Herr 
Dr. Sohn für die Fraktion DIE LINKE um zusätzli-
che Redezeit gebeten. Er erhält zwei Minuten.  

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 
kann natürlich nicht so stehen bleiben. Ich habe 
mich gemeldet, weil Sie am Anfang gesagt haben, 
dieses Thema eigne sich nicht für parteipolitischen 
Klamauk. Und das sagt der Verfassungsschutzmi-
nister dieses Landes.  

(Minister Uwe Schünemann [CDU]: 
Das bin ich nicht! - Christian Dürr 
[FDP]: Sie sollten einmal die Ge-
schäftsordnung und den Geschäfts-
verteilungsplan der Landesregierung 
lesen! Es ist auch Ihre Landesregie-
rung!) 

- Das habe ich aber anders gesehen.  

Die Parteien haben Verfassungsrang, und die 
Wahlkämpfe sind sozusagen die Feste von Partei-
en. Das herabzuwürdigen und zu sagen, dass das 
Thema der kommunalen Finanzen nicht in den 
Kommunalwahlkampf gehört, ist eine Unver-
schämtheit. Genau das gehört ins Zentrum des 
Kommunalwahlkampfs.  

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von 
der CDU - Minister Uwe Schünemann: 
Das habe ich doch gar nicht gesagt!) 

Natürlich geht es hier um den 11. September, weil 
es an diesem Tag um einen Trendbruch geht, weil 
der Trend gebrochen werden muss, für den Sie die 
Hauptverantwortung tragen, der darin besteht, 
dass inzwischen die Kommunen nur noch 13 % 
des gesamten Steueraufkommens zur Verfügung 
haben, aber einen Berg von Aufgaben bewältigen 
müssen, weil der Trend gebrochen werden muss, 
der im Juni letzten Jahres dazu geführt hat, dass 
der Deutsche Städtetag, in dem auch viele Kom-
munalpolitiker Ihrer Partei sitzen, ein Papier mit der 
Überschrift „Rettet die lokale Demokratie“ veröf-
fentlicht hat. Darum geht es im Kern, und davor 
verschließen Sie die Augen.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Natürlich geht es an diesem 11. September darum, 
diesen Trend zu brechen und in den kommunalen 
Gremien dafür zu sorgen, dass mehr Rot-Rot-Grün 
hineinkommt, am liebsten natürlich Dunkelrot, viel-
leicht auch ein bisschen Blassrot und Grün, damit 
dieses schwarze Elend in den Kommunen aufhört  

(Karl-Heinrich Langspecht [CDU]: Das 
ist eine Unverschämtheit! - Ingrid 
Klopp [CDU]: Das ist unglaublich! - 
Weitere Zurufe von der CDU und von 
der FDP)  

und damit so die Voraussetzungen dafür erbracht 
werden können, diesen Trend zur Verarmung der 
Kommunen und zur Verelendung der kommunalen 
Demokratie zu brechen.  

(Christian Dürr [FDP]: Was haben Sie 
denn heute Morgen genommen? Das 
ist ja unangenehm!)  

Aus diesem Grunde geht es um den 11. Septem-
ber. Der Wahlkampf und das Ergebnis werden ein 
Fest sein. Dafür werden wir sorgen.  

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Zum Schluss war es wirklich schwer, den Beiträ-
gen inhaltlich zu folgen.  

(Zurufe von der CDU) 

- Ich sprach einzig und allein von der Akustik.  

Vielleicht sind Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
jetzt so höflich und gestatten mir, dass ich die Be-
ratung schließe und zur Ausschussüberweisung 
hinsichtlich der beiden Tagesordnungspunkte kom-
me.  

Federführend soll sich der Ausschuss für Inneres 
und Sport und mitberatend der Ausschuss für 
Haushalt und Finanzen mit beiden Anträgen be-
fassen. - Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist 
das so beschlossen.  

Ich stelle fest, dass der nächste, der 37. Tagungs-
abschnitt, von Dienstag, dem 13., bis Freitag, dem 
16. September 2011, vorgesehen ist. Der Präsi-
dent wird den Landtag einberufen und im Einver-
nehmen mit dem Ältestenrat den Beginn und die 
Tagesordnung der Sitzung bestimmen.  

Ich schließe die Sitzung und wünsche Ihnen einen 
guten Heimweg und viel Freude. Denken Sie dar-
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an: Die Freude steckt nicht in den Dingen, sondern 
im Innersten unserer Seele.  

(Beifall)  

Schluss der Sitzung: 15.26 Uhr. 
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Anlagen zum Stenografischen Bericht 

noch:  

Tagesordnungspunkt 41: 

Mündliche Anfragen - Drs. 16/3730 

 

Anlage 1 

Antwort 

des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung auf die 
Frage 4 der Abg. Martin Bäumer, Norbert Böhlke, 
Dr. Hans-Joachim Deneke-Jöhrens, Otto Depp-
meyer, Ingrid Klopp, Karl-Heinrich Langspecht, 
Clemens Große Macke und Frank Oesterhelweg 
(CDU) 

EHEC - Wie beurteilt die Landesregierung 
die derzeitigen Entwicklungen? 

Die EHEC-Erkrankungen, insbesondere deren 
schwere Verlaufsform HUS, sowie die Aufklä-
rung und Bestimmung des Ursprungs beschäf-
tigten in den letzten Woche die Öffentlichkeit. 
Die Spuren führten zu unterschiedlichen Betrie-
ben, bis die inzwischen als sicher geltende 
Quelle in Bienenbüttel gefunden wurde. Durch 
den Verdacht, dass die Erreger auf Gurken, 
Tomaten und Salat zu finden seien, und deren 
anschließende Vernichtung erlitten die nieder-
sächsischen Landwirte hohe Verluste. Die Auf-
klärungsarbeit der Ministerien für Landwirt-
schaft und Gesundheit, des LAVES und des 
Robert-Koch-Instituts trugen dazu bei, die Ge-
fahrenquelle zu benennen und für die genann-
ten Produkte Entwarnung zu geben.  

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie beurteilt die Landesregierung die Ent-
wicklung bzw. den derzeitigen Sachstand der  
EHEC-Erkrankungen? 

2. Wie bewertet die Landesregierung die inter-
nationale Wahrnehmung des niedersächsi-
schen Krisenmanagements? 

3. Welche Erkenntnisse hat die Landesregie-
rung über die Auswirkungen der Geschehnisse 
in Bezug auf die niedersächsischen Landwirte? 

Am Freitag, den 20. Mai 2011, wurden die Länder 
erstmals vom Robert-Koch-Institut (RKI) über das 
gehäufte Auftreten von EHEC und HUS in Ham-
burg informiert. Erste Nachfragen des Landesge-
sundheitsamtes in zu Hamburg benachbarten nie-
dersächsischen Landkreisen ergaben, dass auch 
dort erste HUS-Erkrankungsfälle und EHEC-Ver-
dachtsfälle registriert worden waren. Noch am 
selben Tag informierte MS das ML und das Lan-
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-

cherheit (LAVES) über das Geschehen, da der 
Eintrag über Lebensmittel wahrscheinlich war. 

Am Wochenende 21./22. Mai 2011 hat das RKI in 
Hamburg Befragungen bei erkrankten Patientinnen 
und Patienten durchgeführt. Diese ergaben, dass 
es sich bei den Befragten um erwachsene, über-
wiegend weibliche und sehr gesundheitsbewusste 
Personen handelte, die sich in hohem Maße von 
Obst und Gemüse ernährten. Aufgrund dieser 
Erkenntnisse konnten die traditionell mit EHEC-In-
fektionen in Zusammenhang gebrachten Lebens-
mittel wie Rohmilch und (Rinder-) Hackfleisch als 
Ursache für die Erkrankungen ausgeschlossen 
werden. 

Basierend auf diesen Ergebnissen; führte das RKI 
am 24. Mai 2011 eine Fall-Kontroll-Studie bei 25 
Erkrankten und 96 gesunden Vergleichspersonen 
in Hamburg und Schleswig-Holstein durch. Hierbei 
ergab sich eine signifikante Assoziation der Er-
krankung mit dem Verzehr von rohen Tomaten, 
Salatgurken und Blattsalaten. Daher haben das 
RKI und das Bundesamt für Risikobewertung (BfR) 
am 25. Mai 2011 vor dem Hintergrund des noch 
anhaltenden, gravierenden Ausbruchsgeschehens 
mit zum Teil schweren gesundheitlichen Folgen 
über die üblichen Hygieneregeln im Umgang mit 
Obst und Gemüse hinaus empfohlen, vorsorglich 
bis auf weiteres Tomaten, Salatgurken und Blattsa-
late insbesondere in Norddeutschland nicht roh zu 
verzehren. 

Aufgrund der Empfehlung von RKI und BfR wurde 
die Marktkontrolle auf die Beprobung der drei ge-
nannten Gemüsesorten verstärkt. Am 24. Mai 2011 
gab es den Hinweis, dass Teilnehmer einer schwe-
dischen Reisegruppe, die sich vom 8. bis 10. Mai 
2011 in einem Hotel im Landkreis Lüneburg auf-
hielten, erkrankt seien. Die Aufarbeitung dieses 
Geschehens wurde vorrangig eingestuft, weil die 
Gruppe während ihres Aufenthalts in Deutschland 
nur in diesem Hotel war und zu erwarten war, dass 
die Infektionsquelle entweder entlang des Reise-
wegs der Gruppe oder in diesem Hotel gefunden 
werden könnte. Bei der Überprüfung des Hotels 
wurden auch die Speisepläne analysiert und die 
verwendeten Lebensmittel, zu denen auch Spros-
sen gehörten, zurückverfolgt. 

In einer eigenen epidemiologischen Auswertung in 
Niedersachsen gelang es dem LAVES durch die 
Rückverfolgung der an den Ausbruchsorten mit 
mehreren Erkrankten angebotenen Lebensmittel, 
einen Zusammenhang zwischen den bekannten 
größeren Ausbruchsgeschehen und einem in Nie-
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dersachsen produzierten Lebensmittel herzustel-
len. Dabei handelte es sich um Sprossen, die aus 
verschiedenen Samen oder Mischungen herge-
stellt wurden. 

Über einen Zwischenhändler führte die Rückver-
folgung zu dem niedersächsischen Gartenbaube-
trieb, der bereits bei der Überprüfung der Er-
zeugerbetriebe beprobt worden war, ohne dass in 
dem Salat EHEC nachgewiesen werden konnte. 
Eine nun in der Sprossenherstellung des Betriebes 
entnommene Probe zeigte in einem ersten Unter-
suchungsschritt einen Hinweis auf die Anwesen-
heit von EHEC-Erregern allgemein, der sich aber 
später nicht bestätigte. Der Betrieb wurde einer 
intensiven Kontrolle unterzogen, und es wurden 
erneut Proben genommen. Des Weiteren wurden 
die von diesem Betrieb belieferten Unternehmen 
anhand der Lieferscheine identifiziert und geprüft, 
ob die Kunden des Betriebs gegebenenfalls an 
Orte geliefert hatten, die mit Krankheitsausbrüchen 
in Verbindung stehen. 

Die Indizienkette konnte über die Vertriebswege 
von Sprossen aus dem niedersächsischen Betrieb 
hin zu den Erkrankungshäufungen bzw. Einzeler-
krankungen von EHEC O104:H4 in mehreren Bun-
desländern aufzeigen: Die Sprossen wurden über 
Zwischenhändler an gastronomische Einrichtungen 
in Hamburg, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vor-
pommern, Hessen und Niedersachsen vertrieben. 
So gelang es, den Zusammenhang auch zu Er-
krankungshäufungen herzustellen, die bisher iso-
liert gesehen wurden. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass drei 
Mitarbeiterinnen des Sprossenbetriebs sich wegen 
Durchfall Anfang Mai krankgemeldet hatten, wovon 
bei einer die Ursache in einer Infektion mit EHEC 
O104 festgestellt wurde, weil die beiden anderen 
„normal“ ohne weitere Untersuchung wegen 
Durchfalls behandelt worden waren, habe ich am 
Sonntag, 5. Juni 2011, nach Rücksprache mit dem 
Bundesministerium in einer Pressekonferenz emp-
fohlen, auch auf den Verzehr von Sprossen zu 
verzichten, bis geklärt sei, ob die Samen für die 
Sprossenherstellung nicht auch an anderer Stelle 
für die Sprossenerzeugung oder als Lebensmittel-
zutat verwendet werden. 

Die unverzüglich eingeleitete intensive Zusam-
menarbeit der unterschiedlichen niedersächsi-
schen Behörden war wesentliche Grundlage für 
die erfolgreiche Aufklärung des Ausbruchs. Dieses 
Zusammenspiel ist fester Bestandteil des deut-
schen Managements, wie es beispielsweise nach 

der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift für ein 
Bund-Länder-Informationsverfahren in epidemisch 
bedeutsamen Fällen nach § 5 des Infektions-
schutzgesetzes oder in der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift Rahmenüberwachung hinsichtlich 
Notfallplänen und der Zusammenarbeit der Behör-
den für die Lebensmittelsicherheit festgelegt ist. 

In enger Zusammenarbeit mit den Bundesoberbe-
hörden konnte bei der länderübergreifenden Nach-
verfolgung der Lieferwege aus dem niedersächsi-
schen Betrieb durch eine beim Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(BVL) mit BfR und RKI gebildete Task-Force unter 
Beteiligung Niedersachsens und anderer Länder 
zu allen wichtigen Erkrankungsausbrüchen ein 
Zusammenhang mit dem niedersächsischen Be-
trieb über die Lieferbeziehungen herstellt werden. 

Die Ermittlungsergebnisse, nach denen Sprossen 
für das Geschehen verantwortlich gemacht werden 
können, wurden dann auch in epidemiologischen 
Untersuchungen des RKI bestätigt. Eine von ihm 
durchgeführte Zutatenanalyse ergab, dass Kun-
dinnen und Kunden, die Sprossen verzehrten, ein 
14,2-fach höheres Risiko hatten (95 % KI 2.5 - ∞), 
an EHEC/HUS zu erkranken, als Gäste, die dieses 
Lebensmittel nicht verzehrten. Damit schließt sich 
der Kreis der Ermittlungen von Lebensmittelüber-
wachung- und Gesundheitsseite. 

Am 10. Juni 2011 kamen die Bundesoberbehörden 
gemeinsam zu dem Schluss, dass die bestehende 
allgemeine Empfehlung, in Norddeutschland auf 
den Verzehr von rohen Gurken, Tomaten und 
Blattsalat zu verzichten, nicht mehr aufrechterhal-
ten werden muss. Stattdessen empfahlen BfR und 
RKI nun auch, über die üblichen Hygienemaß-
nahmen hinaus vorsorglich bis auf Weiteres 
Sprossen nicht roh zu verzehren. 

Am 12. Juni 2011 wurde die Empfehlung aus Vor-
sorgegründen auf rohe selbst gezogene Sprossen 
ausgeweitet, da sich der Verdacht aufgrund weite-
rer epidemiologischer Hinweise aus Niedersach-
sen verdichtete, dass Sprossensamen zu einer 
Kontamination der Sprossen ursächlich beigetra-
gen haben könnten. In einem Fall wurde berichtet, 
das selbst gezogene Sprossen möglicherweise die 
Ursache für eine EHEC-Erkrankung in einer Fami-
lie sind. Allerdings konnte der Erreger nicht in den 
Samen nachgewiesen werden. 

Am 25. Juni informierte Frankreich über ein EHEC-
O104:H5-Ausbruchgeschehen, dass mit selbst 
gezogenen Sprossen in Verbindung gebracht wird. 
Herkunft der Sprossensamen ist nach Angaben 
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der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicher-
heit Ägypten. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Mit Stand 30. Juni 2011  8.30 Uhr wurden an 
das Landesgesundheitsamt 142 HUS-Fälle, also 
dem schweren Krankheitsbild mit Nierenversagen, 
und 642 EHEC-Fälle mit Labornachweis oder zu-
mindest vorläufigem Labornachweis übermittelt, 
die dem Ausbruchgeschehen zugeordnet werden. 
Es sind in Niedersachsen 14 Todesfälle mit dem 
Ausbruch in Zusammenhang zu bringen.  

Bundesweit werden mit Stand 29. Juni 2011  687 
HUS-Fälle und 3 110 EHEC-Fälle zum Ausbruchs-
geschehen gezählt. 40 Patientinnen und Patienten 
sind im Verlauf einer Erkrankung gestorben. Zu-
sätzlich besteht bei sieben Todesfällen der Ver-
dacht, dass eine EHEC oder HUS-Erkrankung 
ursächlich war. 

Lokal lag in Niedersachsen der Schwerpunkt der 
Erkrankungsfälle in den Landkreisen um Hamburg 
und Bremen, hier an erster Stelle im Landkreis 
Cuxhaven. In Fällen, die außerhalb dieser Region 
auftraten, hatten die Betroffenen häufig eine Reise 
dorthin angegeben. Die Erkrankungswelle hatte - 
vom Datum erster Symptomanzeigen ausgehend - 
ihren Höhepunkt um den 22. Mai 2011 und ist seit-
her rückläufig. Derzeit werden noch zahlreiche 
Umgebungsuntersuchungen durchgeführt. Hierbei 
werden noch vereinzelt EHEC-Nachweise geführt, 
die in die Statistik eingehen. Aufgrund der epide-
miologischen Daten, die auch in den anderen be-
troffenen Bundesländern so beobachtet werden, ist 
davon auszugehen, dass die verursachende Quel-
le der Erkrankungswelle wohl nicht mehr aktiv ist. 

Zu 2: In Europa und weltweit wird das aktuelle 
EHEC-Geschehen in Deutschland ohne Zweifel mit 
großem Interesse verfolgt. Auf den deutschen 
Behörden lastet weiterhin großer internationaler 
Druck, die - schon vor Bienebüttel liegende - Quel-
le der Infektionen ausfindig zu machen und dauer-
haft zu schließen, um weitere Erkrankungen und 
eine Ausbreitung auch in andere Länder zu ver-
hindern. Das Krisenmanagement in Deutschland 
stand und steht insoweit seit Beginn des Aus-
bruchsgeschehens unter besonderer Beobach-
tung, insbesondere da auch Krankheitsfälle bei 
Personen im Ausland aufgetreten sind, die sich 
zuvor in Deutschland aufgehalten haben. 

Soweit ersichtlich, werden die Bemühungen aller in 
Deutschland beteiligten Behörden und Institute, 

den Infektionsherd zu finden und die weitere Aus-
breitung zu verhindern, überwiegend als Einheit 
betrachtet. 

Das niedersächsische Krisenmanagement ist nicht 
Gegenstand der internationalen Betrachtungen 
gewesen. Dagegen hat es in der Wirkung nach 
Außen Kritik am Krisenmanagement Deutschlands 
gegeben. So wurden von der Europäischen Kom-
mission und einzelnen Mitgliedstaaten zeitweise 
eine energische und systematische Vorgehens-
weise im Bereich der Lebensmittelsicherheit gefor-
dert. Die Bedenken konnten durch das epidemio-
logische Vorgehen in Niedersachsen und die Auf-
deckung der Sprossen als Kontaminationsquelle 
durch Rückverfolgung der Lieferbeziehungen, aus-
gehend von größeren Erkrankungsfällen, ausge-
räumt werden. 

Auch in Zukunft wird die Landesregierung bei der-
artigen überregionalen Geschehnissen ihren Bei-
trag leisten, übertragbaren Krankheiten beim Men-
schen vorzubeugen, Infektionen frühzeitig zu er-
kennen und ihre Weiterverbreitung zu verhindern. 
Für die Lebensmittelsicherheit kommt der Vorbeu-
gung von Kontaminationen der Lebensmittel durch 
ein effizientes Hygienemanagement im Rahmen 
der Eigenkontrollen der Wirtschaft eine hohe Be-
deutung zu. Die amtliche Überwachung überprüft 
als Kontrolle der Kontrolle die Maßnahmen der 
Wirtschaft risikoorientiert. 

Zu 3: In Niedersachsen gibt es nach gegenwärti-
gem Kenntnisstand vier Sprossen erzeugende 
Betriebe. Von diesen Betrieben wurde am 5. Juni 
2011 bzw. am darauf folgenden Tag die Spros-
senproduktion vollständig eingestellt. Den Betrie-
ben entstehen dadurch derzeit Totalverluste. 

Am 14. Juni hat der Verwaltungsausschuss in 
Brüssel ein EU-Hilfsprogramm (befristete Sonder-
maßnahmen zur Stützung des Sektors Obst und 
Gemüse) für die vom EHEC-Geschehen betroffe-
nen europäischen Gemüseerzeuger verabschie-
det. Dafür stehen insgesamt vonseiten der EU bis 
zu 210 Millionen Euro zur Verfügung. 

Gemüseerzeuger können eine Entschädigung 
erhalten, wenn sie Gurken, Tomaten, Kopfsalat 
(Eisberg, Batavia, Römer), Blattsalat (Eichblatt, 
Lollo bionda, Lollo rosso, Kraussalat), Endivie (Fri-
sée, Eskariol), Paprika und Zucchini im Zeitraum 
vom 26. Mai bis 30. Juni 2011 nicht vermarktet 
haben. 

Von den Gemüseerzeugern in Niedersachsen, die 
sich in Mitgliedsfirmen der Erzeugerorganisation 
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und Nichtmitgliedsfirmen unterteilen, wurden Flä-
chen mit Ernteverlusten sowie vom Markt zurück-
genommene Mengen der o. g. Gemüse gemeldet. 
In Summe ergibt sich eine mögliche EU-Ent-
schädigung von rund 2,5 Millionen Euro. 

Andere durch das EHEC-Geschehen betroffene 
Kulturen werden nicht durch die befristeten Son-
dermaßnahmen der EU abgedeckt und deshalb 
auch nicht erfasst. Um auch die entstandenen 
Schäden bei den Sprossenherstellern auszuglei-
chen, setzen sich sowohl die Landesregierung als 
auch jetzt die Bundesregierung für eine europawei-
te Entschädigungsregelung für Sprossenerzeuger 
ein. 

 

Anlage 2 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 5 des Abg. Grant Hendrik Tonne (SPD) 

Skinheadkonzerte in Leese? 

Mit Schreiben vom 10. Mai 2011 hat das Nie-
dersächsische Ministerium für Inneres und 
Sport eine Kleine Anfrage des Abgeordneten 
Helge Limburg beantwortet (Drs. 16/3623). Un-
ter anderem war Gegenstand der Kleinen An-
frage die Nachfrage nach Konzerten mit rechts-
extremistischem Hintergrund in den Jahren 
2008 bis 2010.  

Der Antwort zu den Fragen 3 und 4 ist zu ent-
nehmen, dass am 18. Dezember 2010 ein Kon-
zert mit rechtsextremistischem Hintergrund in 
der Gemeinde Leese stattgefunden haben soll. 
Beteiligte Bands waren „Hetzjagd“, „Morgenrot“, 
„Aryan Hope“; die Teilnehmerzahl wird auf ca. 
50 geschätzt. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche genaueren Erkenntnisse hat die 
Landesregierung zu dem Konzert in Leese am 
18. Dezember 2010 (wie z. B. genauer Veran-
staltungsort, Anmeldender, Herkunft der Teil-
nehmer)? 

2. Gab es zu einem früheren oder späteren 
Zeitpunkt weitere Konzerte mit rechtsextremis-
tischem Hintergrund in der Gemeinde Leese? 
Wenn ja, welche weiteren Erkenntnisse hat die 
Landesregierung hierüber? 

3. Welche Erkenntnisse hat die Landesregie-
rung zu den Bands Hetzjagd, Morgenrot, Aryan 
Hope? 

Ich beantworte die Anfrage namens der Landesre-
gierung auf Grundlage der Berichterstattung des 
Landeskriminalamtes Niederachsen unter Beteili-
gung der Polizeidirektion Göttingen wie folgt: 

Zu 1: Durch Hinweise der Polizei Nordrhein-West-
falen wurde der niedersächsischen Polizei am 
18. Dezember 2010 ein für denselben Tag vorge-
sehenes Rechtsrockkonzert, bei dem die Bands 
„Hetzjagd“, „Morgenrot“ und „Aryan Hope“ ange-
kündigt waren, bekannt. Das Konzert war zunächst 
für den Bereich Ostwestfalen-Lippe angekündigt 
gewesen und sollte nunmehr in Niedersachsen 
stattfinden. Gegen 21.10 Uhr konnte der genaue 
Veranstaltungsort im Zuständigkeitsbereich der 
Polizeiinspektion Nienburg/Schaumburg in einem 
Industriegebiet, Oehmer Feld, in 31633 Leese 
durch die Polizei lokalisiert werden. Dabei handelte 
es sich um eine nicht mehr im Betrieb befindliche 
Gaststätte. Die Räumlichkeiten waren unter dem 
Vorwand, eine private Feier durchführen zu wollen, 
angemietet worden. 

Nachdem Polizeikräfte zusammengezogen worden 
sind, wurde am Veranstaltungsort mit dem Organi-
sator und Veranstalter des Konzertes, Marcus 
Winter, seitens der Polizei Kontakt aufgenommen. 
Das Konzert wurde mit etwa 50 Teilnehmern ohne 
Außenwirkung durchgeführt. Straftaten wurden im 
Rahmen der Veranstaltung nicht festgestellt. Nach 
Veranstaltungsende wurden abreisende Teilneh-
mer aus Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg fest-
gestellt. 

Zu 2: Nach Erkenntnissen der Polizei fanden in der 
Gemeinde Leese keine weiteren Konzerte mit 
rechtsextremistischem Hintergrund statt. Ein für 
den 16. April 2011 geplantes Konzert in der betref-
fenden ehemaligen Gaststätte in Leese wurde 
durch polizeiliche Maßnahmen verhindert. 

Zu 3: Den niedersächsischen Sicherheitsbehörden 
liegen zu den genannten Bands nachfolgende 
Informationen vor: 

Band „Hetzjagd“ 

Bei der Gruppe „Hetzjagd“ handelt es sich um eine 
Band aus Bremen, die national wie auch internati-
onal Konzerte durchführt. Die Band besteht aus 
vier Mitgliedern, von denen zwei aus Bremen und 
zwei aus Nordrhein-Westfalen stammen. Das Alter 
der Bandmitglieder liegt zwischen 30 und 40 Jah-
ren. Die Band hat bisher mehrere Lieder mit 
rechtsextremistischem Hintergrund produziert, bei 
denen auch Strafverfahren nach § 130 StGB ein-
geleitet worden sind. Zwei Tonträger wurden von 
der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Me-
dien (BPJM) indiziert. 
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Band „Morgenrot“ 

Zu einer Band mit dem Namen „Morgenrot“, die im 
Zusammenhang mit dem rechtsextremistischem 
Spektrum stehen soll, liegen keine Erkenntnisse 
vor. 

Band „Aryan Hope“ 

Die Band „Aryan Hope“ stammt aus Sachsen. 
Durch den dortigen Verfassungsschutz wurde die 
Skinheadband als rechtsextremistische Gruppe 
eingestuft. Die Band besteht aus vier Mitgliedern 
im Alter von 25 bis 30 Jahren. Bisher ist eine CD 
der Band bekannt geworden. Die Band trat im Jahr 
2010 bundesweit mehrmals auf. Die Band präsen-
tiert sich im auch Internet. 

 

Anlage 3 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 6 der Abg. Almuth von Below-Neufeldt 
(FDP) 

Ein Jahr nach der Novelle des Niedersäch-
sischen Hochschulgesetzes 

Am 8. Juni 2010 wurde das Gesetz zur Ände-
rung des Niedersächsischen Hochschulgeset-
zes (NHG) beschlossen. Mit dem Gesetz wur-
den die Rahmenbedingungen für den Hoch-
schulbereich an nationale und internationale 
Anforderungen angepasst. Die Novelle des 
Niedersächsischen Hochschulgesetzes sah im 
Kernbereich eine Stärkung der Hochschulauto-
nomie bei Erhalt klar definierter Verantwor-
tungsstrukturen vor. Damit sollen die Hoch-
schulen leistungs- und wettbewerbsfähiger 
agieren. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Inwiefern konnte die Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit durch die NHG-Novelle gestärkt 
werden? 

2. Wie wurden die wesentlichen Inhalte der 
NHG-Novelle von den Hochschulen angenom-
men, und welche Entwicklungen haben sich 
seither ergeben? 

3. Welche Maßnahmen werden durch die nie-
dersächsischen Hochschulen getroffen, um die 
Unternehmensgründung aus der Hochschule 
heraus zu fördern? 

Der Niedersächsische Landtag hat am 8. Juni 
2010 das Gesetz zur Änderung des Niedersächsi-
schen Hochschulgesetzes (NHG) und anderer Ge-
setze beschlossen. Hierdurch wurde das NHG den 
sich ändernden Rahmenbedingungen im Hoch-
schulbereich angepasst, u. a. ausgelöst durch die 

Exzellenzinitiative und den anstehenden demogra-
fischen Wandel. 

Der Schwerpunkt des Gesetzes lag in den Rechts-
änderungen zur Umsetzung der Offenen Hoch-
schule. Darüber hinaus wurden den Hochschulen 
in den Bereichen des Stipendien- und Studienbei-
tragsrechts, des Rechts zur Berufung von Profes-
sorinnen und Professoren sowie der hochschulei-
genen Binnenorganisation neue Gestaltungsspiel-
räume eröffnet, die der eigenen Profilierung und 
damit der Stärkung der Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit der niedersächsischen Hochschu-
len dienen. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens 
der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Die mit der NHG-Novelle 2010 geschaffenen 
zusätzlichen Entscheidungsspielräume für die 
Hochschulen sind ein wesentliches Element, um 
das individuelle Profil zu schärfen und dadurch die 
eigene Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken. Besonders hervorzuheben ist in diesem 
Zusammenhang die Erweiterung der Möglichkeiten 
des Ausschreibungsverzichts für sogenannte Pro-
grammprofessuren, für Leiter/innen von Nach-
wuchsgruppen und für erwiesenermaßen beson-
ders exzellente Professorinnen und Professoren. 
Diese neuen Optionen werden von den Hochschu-
len umfassend genutzt und haben bereits zu einer 
deutlichen Verkürzung der Dauer von Berufungs-
verfahren geführt. Da dem Zeitfaktor ein wesentli-
ches Gewicht bei der Gewinnung exzellenter Pro-
fessorinnen und Professoren zukommt, kann be-
reits zum jetzigen Zeitpunkt festgestellt werden, 
dass die Wettbewerbsfähigkeit der niedersächsi-
schen Hochschulen hierdurch deutlich gestärkt 
wurde. 

Zu 2: Ein wesentliches Element der Rechtsände-
rungen zur Umsetzung der Offenen Hochschule 
war die Erweiterung des Hochschulzugangs für 
Berufsqualifizierte (vgl. § 18 Abs. 4 Sätze 1 und 2 
NHG). Ausgehend von den Beschlüssen der Bun-
deskanzlerin und den Regierungschefs der Länder 
zur Qualifizierungsinitiative im Rahmen des Bil-
dungsgipfels am 22. Oktober 2008, hat die Kul-
tusministerkonferenz im März 2009 einen Be-
schluss gefasst, wonach die Absolventinnen und 
Absolventen der geläufigsten bundes- oder landes-
rechtlich geregelten Fortbildungen eine allgemeine 
Studienberechtigung erhalten und die Absolventin-
nen und Absolventen einer beruflichen Erstausbil-
dung nach einer mehrjährigen Berufspraxis fach-
bezogen studieren dürfen. Dieser Beschluss wurde 
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durch die NHG-Novelle für die niedersächsischen 
Hochschulen vorbildlich umgesetzt. Zugleich wur-
de festgelegt, dass Inhaber/innen der Fachhoch-
schulreife an Universitäten fachbezogen studieren 
dürfen. 

Daneben wurde den Hochschulen die Möglichkeit 
eingeräumt, bei der Feststellung der Hochschulzu-
gangsberechtigung auch im beruflichen Bildungs-
wesen erworbene Kompetenzen zu berücksichti-
gen, die nicht an das Vorliegen eines formalen 
Abschlusses gebunden sind (vgl. § 18 Abs. 4 
Satz 4 NHG). Diese Möglichkeit wird von den 
Hochschulen zunehmend genutzt. 

Ein weiterer wichtiger Baustein der Offenen Hoch-
schule ist die Anrechnung beruflicher Kompeten-
zen auf ein Hochschulstudium (§ 7 Abs. 3 NHG), 
da hierdurch ausbildungszeitverlängernde Doppe-
lungen vermieden werden. Die Anrechnung beruf-
licher Kompetenzen auf ein Hochschulstudium ist 
ein zentraler Baustein der Offenen Hochschule 
Niedersachsen (OHN). In den ANKOM-Projekten 
(Anrechnung beruflicher Kompetenzen auf Hoch-
schulstudiengänge) wurden Anrechnungsmöglich-
keiten geprüft und mit Leben gefüllt. Wissenschaft-
lich begleitet von der Hochschul-Informations-Sys-
tem GmbH (HIS) in Kooperation mit VDI/VDE/IT 
wurde ein Anrechnungsleitfaden erstellt, der als 
Orientierung für die Hochschulen dienen kann. 
Zudem wurden Abstimmungsgespräche mit dem 
Akkreditierungsrat geführt, um die Akkreditierung 
solcher „Zielstudiengänge“ zu erleichtern. 

In Niedersachsen werden die Projektergebnisse 
u. a. durch die Modellprojekte der OHN und die 
Beteiligung am Wettbewerb „Aufstieg durch Bil-
dung: offene Hochschulen“ in die Fläche getragen. 

Weiterhin wurden die Möglichkeiten der Hochschu-
len zur Vergabe von Stipendien erheblich erwei-
tert. Bis zur NHG-Novelle 2010 waren Stipendien 
nur bei besonderen Leistungen, herausgehobenen 
Befähigungen sowie zur Förderung der Internatio-
nalisierung möglich. Das Gesetz hat dies geöffnet, 
sodass die Hochschulen auch aus anderen Grün-
den Stipendien an Studierende vergeben können, 
z. B. für herausragende ehrenamtliche Tätigkeiten 
oder Tätigkeiten in der Hochschulselbstverwaltung. 
So konnten auch die den Hochschulen vom Land 
im Jahr 2010 für das Landesstipendium Nieder-
sachsen zur Verfügung gestellten Mittel in Höhe 
von 1 Million Euro für die Vergabe von Stipendien 
für besonders begabte Studierende sowie zur Si-
cherung des Lebensunterhalts aus sozialen Grün-
den, z. B. bei angespannter finanzieller Situation 

kinderreicher Familien, sowie bei herausragendem 
ehrenamtlichen Engagement vergeben werden. 

Im Bereich des Studienbeitrags- und Gebühren-
rechts wurden folgende Anpassungen vorgenom-
men: 

- Die Sozialverträglichkeit der Studienbeiträge wur-
de durch Einführung einer „Familienkomponente“ 
gesteigert: Studierende, die mindestens zwei 
Geschwister haben, erhalten das Studiendarle-
hen zinsfrei. Hierdurch werden kinderreiche Fa-
milien erheblich entlastet. Der hieraus resultie-
rende Zinsausfall wird aus Landesmitteln getra-
gen werden. Der Anteil der Neuanträge mit Zins-
freiheit aufgrund der sogenannten Geschwister-
regelung beläuft sich im Sommersemester 2011, 
ebenso wie im Wintersemester 2010/2011, auf 
etwa 50 %. Dies ist ein eindeutiger Beleg dafür, 
dass die angestrebte Entlastung kinderreicher 
Familien erfolgreich gelungen ist. 

- Außerdem wurden Absolventinnen und Absol-
venten des zweiten Bildungsweges von der Al-
tersgrenze für den Anspruch auf ein Studiendar-
lehen ausgenommen. Dies stellt ein wichtiges 
Signal gegenüber jenen dar, die erst zu einem 
späteren Zeitpunkt ein Studium anstreben. 

- Eine weitere Neuerung war die mögliche Einfüh-
rung von Studienbeitragsstiftungen. Die Errich-
tung einer Studienbeitragsstiftung durch die TU 
Braunschweig befindet sich derzeit in der Umset-
zungsphase. 

- Im Bereich der Teilzeitstudiengänge und des 
Teilzeitstudiums wurden die Studienbeiträge und 
die Langzeitstudiengebühren entsprechend dem 
objektiven Studienangebot gestaffelt. Hierdurch 
ist ein Anreiz für die Einführung solcher Studien-
gänge gesetzt worden, die insbesondere eine 
bessere Vereinbarkeit mit Familie und Kinder-
betreuung erwarten lassen. Die Planungen der 
Hochschulen im Rahmen des Wettbewerbs „Auf-
stieg durch Bildung: offene Hochschulen“ zeigen, 
dass vermehrt passgenaue Angebote für nicht 
traditionelle Studierende entstehen sollen. 

- Die Möglichkeit der Erhebung kostendeckender 
Gebühren in berufsbegleitenden Studiengängen 
(§ 13 Abs. 3 Satz 5 NHG) stellt einen Anreiz zur 
Einführung solcher Studiengänge dar. Die Norm 
wird von den Hochschulen begrüßt und hat auch 
bundesweit Schlagzeilen gemacht; auf der letz-
ten ANKOM-Konferenz wurde das niedersächsi-
sche Modell überaus positiv hervorgehoben. 
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- Ein weitere wichtige Änderung der NHG-Novelle 
2010 war die Möglichkeit der Errichtung von be-
sonderen, nicht statusgruppengemäß zusam-
mengesetzten Berufungskommissionen für die 
Besetzung von Professorenstellen in profilbilden-
den Bereichen (§ 26 Abs. 4 NHG). Hierdurch 
kann verstärkt externer Sachverstand in die 
Auswahlentscheidung eingebunden werden, ins-
besondere von Mitgliedern aus mit der Hoch-
schule kooperierenden Einrichtungen. Diese Op-
tion wird etwa von der Universität Lüneburg und 
auch der Universität Göttingen genutzt; sie ist 
dort ein wesentliches Element des im Rahmen 
der Exzellenzinitiative geförderten Zukunftskon-
zepts der Hochschule. 

Mit der Einfügung einer Exzellenzklausel (§ 46 
NHG) wurde den niedersächsischen Hochschulen 
der Rechtsrahmen gegeben, um sich in der anste-
henden zweiten Antragsrunde der Exzelleninitiati-
ve des Bundes und der Länder erfolgreich zu posi-
tionieren. Den Hochschulen wurden in den Berei-
chen der Studiengangsstrukturen, der Berufung 
von Professorinnen und Professoren sowie von 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren und 
auf dem Gebiet der hochschuleigenen Binnenor-
ganisation neue Möglichkeiten eingeräumt, um von 
den bestehenden gesetzlichen Vorgaben abzuwei-
chen und neue Strukturen zu erproben, insbeson-
dere eine Kombination von neuen und bewährten 
Organisationsstrukturen vorzusehen. 

Zu 3: Mit der NHG-Novelle 2010 wurde durch eine 
Ergänzung des Katalogs der Hochschulaufgaben 
(§ 3 Abs. 1 NHG) der besonderen Bedeutung von 
Unternehmensgründungen aus den Hochschulen 
heraus als Element des Wissens- und Technolo-
gietransfers Rechnung getragen. 

Die Hochschule Braunschweig/Wolfenbüttel bei-
spielsweise plant im Rahmen ihrer Strategie zur 
Etablierung einer Gründungskultur an der Hoch-
schule die Gründung einer Beteiligungsgesell-
schaft aus einzuwerbenden Körperschaftsmitteln. 
Durch finanzielle Förderung tragfähiger wissen-
schaftsorientierter Geschäftsideen soll die Beteili-
gungsgesellschaft Ausgründungen unterstützen. 

Eine weitere wichtige Maßnahme zur Unterstüt-
zung der Ausgründungen stellt die regelmäßige 
Werbung der Hochschulen auf ihren Internetseiten 
dar. 

 

Anlage 4 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 7 des Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) 

Radioaktive Rückstände aus der Erdöl- und 
Erdgasproduktion 

In der Strahlenschutzverordnung vom 20. Juli 
2001 wurden erstmals Regelungen zum Schutz 
von Beschäftigten und der Bevölkerung vor er-
höhten Strahlenexpositionen durch radioaktive 
Stoffe getroffen, die nicht wegen ihrer Eignung 
als Kernbrennstoff oder sonstiger radioaktiver 
Eigenschaften Verwendung finden, sondern die 
aufgrund anderer industrieller Prozesse im Pro-
duktionsverfahren angereichert werden. Betrof-
fen sind dabei insbesondere Rohstoffe, die er-
höhte Radioaktivitätsgehalte aufweisen. Diese 
Rückstände werden als „Naturally Occurring 
Radioactive Materials“ (NORM) bezeichnet. In 
Niedersachsen treten solche Rückstände im 
Lagerstättenwasser bei der Erdöl- und Erdgas-
produktion auf. Sie werden von den eigentli-
chen Produkten in Trockenanlagen abgeschie-
den und separat beseitigt oder treten als Abla-
gerungen in Förderrohren oder Lagerstätten-
wasserleitungen auf.  

Orientiert an einem Dosiswert von 1 Millisievert 
pro Jahr, wurden dabei überwachungsbedürfti-
ge Rückstände festgelegt, bei deren Beseiti-
gung oder Verwertung besondere Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung und der Beschäf-
tigten erforderlich sind. Der Gesetzgeber hat 
auf den im Strahlenschutz üblichen Genehmi-
gungsvorbehalt verzichtet und den betroffenen 
Betrieben die Umsetzung in Eigenverantwor-
tung überlassen. Die Ergebnisse von Prüfungen 
müssen der für Strahlenschutz zuständigen 
Behörde des zuständigen Bundeslandes mitge-
teilt werden. Diese können Auflagen erteilen 
oder Kontrollen vornehmen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Bei welchen Unternehmen fallen in Nieder-
sachsen NORM-Rückstände an? 

2. Wie hoch war das angefallene radioaktive In-
ventar in den Jahren 2010, 2009 und 2008 bei 
den Unternehmen jeweils (Angaben in Bequerel 
für alle niedersächsischen Produktionsstätten)? 

3. In welchen Fällen und in welchem Umfang 
wurden die Freigabewerte nach Tabelle 1 im 
Anhang der Strahlenschutzverordnung für die 
Freigabe von Flüssigkeiten nach Spalte 5 oder 
die Werte für Flüssigkeiten zur Beseitigung 
nach Spalte 9 für Cäsium 137 oder für andere 
Radionuklide in den o. g. Jahren überschritten? 

Im Zusammenhang mit der Gewinnung von Erdöl 
und Erdgas in Niedersachsen fallen Rückstände 
an, die natürliche radioaktive Stoffe enthalten kön-
nen. Diese Stoffe werden durch Lösungsvorgänge 
im Untergrund freigesetzt und gelangen gemein-
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sam mit dem Lagerstättenwasser an die Erdober-
fläche. Die Konzentration der natürlichen radioakti-
ven Stoffe im Lagerstättenwasser ist so gering, 
dass sich die von ihnen ausgehende radioaktive 
Strahlung kaum von der überall vorkommenden 
Umgebungsstrahlung abhebt. An bestimmten Stel-
len in den ober- oder unterirdischen Produktions-
anlagen kann es jedoch zu Ablagerungen und 
damit zu einer Anreicherung dieser Stoffe in fester 
oder schlammiger Form (NORM-Rückstände) 
kommen. Diese radioaktiven Rückstände werden - 
anders als radioaktive Abfälle - nicht nach Maßga-
be von § 29 der Strahlenschutzverordnung 
(StrlSchV) aus der strahlenschutzrechtlichen Über-
wachung freigegeben, sondern können nach § 98 
StrlSchV bei Sicherstellung der dort genannten 
Randbedingungen aus der strahlenschutzrechtli-
chen Überwachung entlassen werden. 

Mitteilungs- und Meldepflichten über radioaktive 
Rückstände bestehen für die niedersächsischen 
Erdöl- und Erdgasunternehmen nicht, da die hier-
für in der StrlSchV vorgesehene Mengenschwelle 
von über 2 000 t Material pro Jahr in keinem der 
Betriebe erreicht wird. Informationen über Art und 
Menge der anfallenden Rückstände ergeben sich 
im Falle der Entlassung von überwachungsbedürf-
tigen Rückständen aus der Überwachung auf der 
Grundlage des § 98 StrlSchV. 

Das Nuklid Cäsium 137 gehört nicht zu den natür-
lichen Radionukliden, die in Rückständen aus der 
Erdöl- und Erdgasgewinnung anzutreffen sind. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: NORM-Rückstände fallen in Niedersachsen 
bei der ExxonMobil Production Deutschland GmbH 
(EMPG), der GDF SUEZ E&P Deutschland GmbH 
(GDF SUEZ), der RWE Dea AG (RWE) und der 
Wintershall Holding GmbH (WIHO) an. 

Zu 2: Entsprechend den Bescheiden des Lan-
desamtes für Bergbau, Energie und Geologie zur 
Entlassung von überwachungsbedürftigen Rück-
ständen aus der strahlenschutzrechtlichen Über-
wachung haben die unter 1. aufgeführten Unter-
nehmen in den vergangenen drei Jahren Rück-
stände mit den in nachstehender Tabelle genann-
ten Aktivitäten nach § 98 StrlSchV entsorgt: 

 RWE  EMPG WIHO GDF SUEZ 
2008 201,7 MBq 1340,1 MBq 176,5 MBq 126,4 MBq 

2009 1272,4 MBq 2483,0 MBq 174,1 MBq 280,2 MBq 

2010 852,8 MBq 3521,0 MBq 656,8 MBq 264,7 MBq 

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 

Zu 3: Der mit der Frage hergestellte Zusammen-
hang zwischen NORM-Rückständen und der Ta-
belle 1 der Anlage III StrlSchV ergibt sich in der 
Praxis nicht, da diese Tabelle nicht für NORM-
Rückstände anwendbar ist. Darüber hinaus fallen 
diese Rückstände nicht in flüssiger Form an. 

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 

 

Anlage 5 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration auf die Frage 8 des 
Abg. Patrick-Marc Humke (LINKE) 

Pauschalierung der Kosten der Unterkunft 
nach SGB II 

Im Zuge der Reform des SGB II in der Umset-
zung des sogenannten Bildungs- und Teilhabe-
paketes wird den Ländern die Möglichkeit nach 
§ 22 a Abs. 2 SGB II eingeräumt, die Kreise 
und kreisfreien Städte zu ermächtigen, abwei-
chend von § 22 Abs. 1 Satz 1 Pauschalen zur 
Finanzierung der Kosten der Unterkunft (KdU) 
einzuführen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Plant die Landesregierung eine solche Er-
mächtigung der Kommunen für die Finanzie-
rung der KdU nach Pauschalen? 

2. Was versteht die Landesregierung unter den 
„unzumutbaren Ergebnissen“, denen nach 
§ 22 a Abs. 2 Satz 2 SGB II durch Regelungen 
in der Satzung vorzubeugen ist? 

3. Welche konkreten Maßgaben sind nach Auf-
fassung der Landesregierung in der Satzung zu 
verankern, um diese „unzumutbaren Ergebnis-
se“ durch eine mögliche Pauschalierung zu ver-
hindern? 

Mit dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen 
und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch sind die Regelungen im 
Bereich der Kosten der Unterkunft und Heizung 
u. a. dahin gehend ergänzt worden, dass die Län-
der die Kreise und kreisfreien Städte durch Gesetz 
ermächtigen oder verpflichten können, durch Sat-
zung zu bestimmen, in welcher Höhe Aufwendun-
gen für Unterkunft und Heizung (KdU) in ihrem 
Gebiet angemessen sind (§ 22 a Abs. 1 Satz 1 des 
Sozialgesetzbuches Zweites Buch (SGB II)). Ge-
mäß § 22 a Abs. 2 Satz 1 SGB II können die Län-
der die Kreise und kreisfreien Städte auch ermäch-
tigen, die Bedarfe für KdU in ihrem Gebiet durch 
eine monatliche Pauschale zu berücksichtigen, 
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wenn auf dem örtlichen Wohnungsmarkt ausrei-
chend freier Wohnraum verfügbar ist und dies dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit entspricht. 

Der Bundesgesetzgeber stellt es den Ländern 
somit frei, ob sie solche Satzungsregelungen durch 
Landesgesetz ermöglichen wollen. Sofern die 
Möglichkeit einer Satzung landesrechtlich geregelt 
wird, haben die Länder die Wahlmöglichkeit, die 
Kreise und kreisfreien Städte entweder zu ermäch-
tigen oder zu verpflichten, eine entsprechende 
Satzung zu erlassen. 

Wird von der Satzungsermächtigung kein Ge-
brauch gemacht, ist die Angemessenheit der Kos-
ten der Unterkunft und Heizung wie bisher nach 
§ 22 SGB II zu beurteilen. Hier haben sich durch 
das Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und 
zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch keine wesentlichen Änderungen 
ergeben. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1 bis 3: Ein wesentlicher Vorteil gegenüber dem 
bisher praktizierten Verfahren zur Ermittlung der 
angemessenen Kosten der Unterkunft und Hei-
zung ist nicht erkennbar. Insoweit bestehen ge-
genwärtig keine konkreten Überlegungen, von der 
in § 22 a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 SGB II 
enthaltenen Ermächtigung Gebrauch zu machen. 

 

Anlage 6 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 9 des Abg. Fritz Güntzler (CDU) 

Die steigende Kriminalität im Internet - Wie 
bekämpft die Landesregierung die neuen 
Gefahren aus dem Datennetz? 

Die Internetkriminalität hat in Deutschland und 
Niedersachsen einen neuen Höchststand er-
reicht. Nach der Kriminalitätsstatistik für das 
Jahr 2010 wurden allein in Niedersachsen 
5 694 Fälle registriert. Im Bereich der soge-
nannten Phishing-Fälle, bei denen Kriminelle 
sensible Bankdaten abfangen, stiegen die Fall-
zahlen sogar um 61 % an. 

Die Neue Presse vom 17. Juni 2011 berichtete, 
dass kriminelle Internetnutzer immer häufiger 
eine sogenannte Ransom-Software einsetzen 
würden. Diese Software bewirkt, dass sich bei 
Opfern solcher Internetbetrüger im Internet-
browser ein Fenster öffnet, das angeblich von 
der Bundespolizei stamme. In diesem Fenster 
würde dem Nutzer mitgeteilt, er habe gegen 
Gesetze der Bundesrepublik Deutschland ver-

stoßen und sich verbotene Internetseiten mit 
pornografischem Material angeschaut. Weiter 
teile die Software mit, der Internetnutzer könne 
nur gegen Überweisung eines Geldbetrages 
seinen Computer wieder freischalten lassen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie regiert die Landesregierung auf den An-
stieg der Kriminalität im Internet und mittels des 
Internets? 

2. Welche Informationen stellt die Landesregie-
rung Internetnutzern zum Schutz vor kriminellen 
Attacken aus dem Internet zur Verfügung? 

3. Wie hoch sind die jährlich durch Internetkri-
minalität verursachten Schäden bei den Opfern 
in Niedersachsen? 

Die Informations- und Kommunikationstechnologie 
(IuK) und das Internet haben sich zu einem zentra-
len Faktor der Wissensgesellschaft entwickelt. In 
einer zunehmend vernetzen Welt sind Staat, Wirt-
schaft und die Bevölkerung auf das verlässliche 
Funktionieren dieser Medien angewiesen. 

Die Verfügbarkeit des Cyber-Raums und die Inte-
grität, Authentizität und Vertraulichkeit der darin 
vorhandenen Daten sind Fragen, die maßgeblich 
zur Gewährleistung von Freiheit und Wohlstand in 
Deutschland beitragen. 

Eine erhebliche Gefahr für den Staat und die Ge-
sellschaft stellen dabei spezielle Delikte der IuK-
Kriminalität dar. Vor allem organisierte oder ban-
denmäßige Tätergruppen können kritische Infra-
strukturen, staatliche Institutionen, die Wirtschaft 
und eine Vielzahl von Personen gefährden. Bei 
dieser Kriminalitätsform setzen die Kriminellen zur 
Tatbegehung neben Verschlüsselungs- und Ano-
nymisierungssoftware häufig komplexe Schadsoft-
ware (wie z. B. „Ransomware“) ein und nutzen in 
Einzelfällen sogar Botnetze. Beispielhaft ist die 
Implementierung eines Botnetzes zur Durchfüh-
rung von DDoS-Attacken (Distributet Denial of 
Service) zu nennen, um digitale Schutzgelder zu 
erpressen. 

In diesem Kontext hat sich die sogenannte Under-
ground Economy, ein globaler virtueller Marktplatz 
für z. B. gestohlene digitale Identitäten oder auch 
kompletter krimineller Infrastrukturen, zu einem 
Geschäftszweig in Deutschland für Cyber-Krimi-
nelle entwickelt. 

Mit 5 694 Fällen ist die IuK-Kriminalität im engeren 
Sinne, die alle Straftatbestände umfasst, in deren 
Tatbestandsmerkmalen Elemente der Informati-
onstechnologie enthalten sind, 2010 signifikant um 
31,2 % gegenüber dem Vorjahr gestiegen. Beson-
ders hervorzuheben ist der Deliktsbereich Ausspä-
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hen und Abfangen von Daten mit einer Zuwachsra-
te von 86,01 % von 1 415 auf 2 632 Fälle. 

Im Einzelfall können die Schäden immens sein. 
Einer Firma aus Wilhelmshaven entstand nach 
eigenen Angaben durch eine dreitägige DDoS-
Attacke auf ihren Webshop im Juni 2010 ein 
Schaden im sechsstelligen Bereich, da ihr Ver-
triebsportal nicht erreichbar war. 

Phishing im Zusammenhang mit Onlinebanking ist 
vor dem Hintergrund der Fallzahlensteigerung von 
679 im Jahr 2009 auf 1090 im Jahr 2010 (Zunah-
me um 61 %) nach wie vor ein wesentlicher Be-
kämpfungsschwerpunkt. In diesem Deliktsbereich 
ist das klassische Phishing (z. B. Locken auf ge-
fälschte Bank-Webseiten mit Aufforderung zur 
Dateneingabe) durch den verstärkten Einsatz leis-
tungsfähiger Schadsoftware („Trojaner“) ersetzt 
worden. Die Täter gehen arbeitsteilig vor und bin-
den im Inland sogenannte Finanzagenten zum 
Transfer ihrer illegal erlangten Geldbeträge ins 
Ausland ein. 

Die mit dem Tatmittel Internet begangene IuK-
Kriminalität im weiteren Sinne umfasst die Strafta-
ten, bei denen zwar das Internet als Tatmittel ge-
nutzt wurde, der kriminalistische Schwerpunkt 
jedoch auf dem eigentlichen Grunddelikt lag. 

2010 wurden insgesamt 48 275 Fälle mit dem 
Tatmittel Internet bekannt. Dies entspricht einer 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr von 17 166 
Fällen bzw. einem Anstieg von 55,18 %. Der Anteil 
IuK-Kriminalität an der Gesamtkriminalität stieg 
von 5,27 % im Jahr 2009 auf 8,29 % im Jahr 2010. 

Den höchsten Anteil der mit dem Tatmittel Internet 
begangenen Straftaten stellen die Vermögens- und 
Fälschungsdelikte mit insgesamt 39 968 Fällen 
dar. Von diesen ist der Betrug mit 39 026 gemelde-
ten Fällen (97,64 %) dominierend. 

Der Innovation und zunehmenden Professionali-
sierung der Täter muss eine hohe Spezialisierung 
aufseiten der Strafverfolgungsbehörden entgegen-
gesetzt werden, um diese Kriminalitätsform wirk-
sam zu bekämpfen, insbesondere wenn organisier-
te und bandenmäßige Strukturen vorhanden sind 
oder erhebliche Gefährdungsmomente für staatli-
che oder wirtschaftliche Institutionen oder die Ge-
sellschaft vorliegen. 

Die Angriffsfläche für Cyber-Kriminelle vergrößert 
sich aktuell durch die rasche Verbreitung von 
Smartphones, Netbooks, Tablet-Pc´s und Cloud-
Computing erheblich. Vor allem das Cloud-Compu-
ting mit seiner neuen internationalen Dimension 

wird eine besondere Herausforderung an die Si-
cherheitsbehörden darstellen. 

Durch den Wegfall der Vorratsdatenspeicherung 
ergeben sich erhebliche Auswirkungen im Bereich 
der Straftaten, die mittels Telekommunikation, 
insbesondere über das Internet, begangen wer-
den. Bei der Verfolgung von Internetkriminalität 
stellt regelmäßig die IP-Adresse des Täters einen 
wesentlichen, oft sogar den einzigen Ermittlungs-
ansatz dar. Zur Ermittlung der einer dynamischen 
IP zuzuordnenden Bestandsdaten müssen die 
Netzbetreiber auf Verkehrsdaten zurückgreifen. 
Nach dem Wegfall der Vorratsdatenspeicherung 
werden diese Daten - mangels betrieblicher Erfor-
dernisse - nicht mehr oder nur noch wenige Tage 
gespeichert. Eine retrograde Ermittlung des Nut-
zers einer bestimmten IP-Adresse ist daher regel-
mäßig nicht mehr möglich. 

Dies vorangestellt, beantworte ich die Fragen na-
mens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Damit die Bürger in Niedersachsen sicher 
und weiterhin unbesorgt im digitalen Raum agieren 
können, hat sich die niedersächsische Polizei früh-
zeitig auf die Kriminalitätsentwicklung eingestellt. 
Sie hat einen entsprechenden Schwerpunkt in der 
Kriminalitätsbekämpfung gesetzt und zielführende 
strategische und organisatorische Weichenstellun-
gen vorgenommen. 

Die Bekämpfung der IuK-Kriminalität im engeren 
Sinne erfolgt in der niedersächsischen Polizei dar-
über hinaus seit 2010 in einem fachlich speziali-
sierten Strang von den Zentralen Kriminaldiensten 
der Polizeidirektionen über die Zentralen Kriminal-
fachinspektionen bis hin zum Landeskriminalamt. 
Dies garantiert eine standardisierte, qualifizierte 
Sachbearbeitung. 

Die Einrichtung der „Zentralstelle Internetkriminali-
tät“ im LKA, die herausragende Einzelfälle der IuK-
Kriminalität bearbeitet und darüber hinaus als 
„Zentrale Ansprechstelle für das Deliktsfeld Kin-
derpornografie“ und „Zentrale Ansprechstelle Cy-
bercrime (ZAC)“ für die Wirtschaft und nicht öffent-
liche Stellen fungiert, hat maßgeblich zur Effizienz-
steigerung in der IuK-Bekämpfung beigetragen. 
Dazu zählen eine engere Verzahnung zwischen 
der IT-Wirtschaft, Providern und Sicherheitsexper-
ten sowie Einrichtung, Aufbau und Pflege einer 
Infothek zur Wissensvermittlung für alle Fach-
dienststellen der Landespolizei, die über das Intra-
net der Polizei Niedersachsen abrufbar ist. 
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In der Richtlinie des LKA zur Bekämpfung der IuK-
Kriminalität sind dezidiert die Bearbeitungszustän-
digkeiten und -grundsätze zur Bekämpfung der 
IuK-Kriminalität geregelt. Darin ist auch die Zu-
sammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft be-
stimmt. Bei komplexen Ermittlungs- und Umfangs-
verfahren ist die zuständige Staatsanwaltschaft so 
früh wie möglich von den Fachdienststellen der 
Polizei einzubinden und sind Ermittlungskonzepti-
onen abzustimmen. Darüber hinaus enthält sie 
grundlegende Aussagen zur Prävention, Hand-
lungsempfehlungen zum Informationsaustausch 
mit Strafverfolgungsbehörden und Externen sowie 
ein dreistufiges Fortbildungskonzept. Die modular 
aufgebaute Fortbildungskonzeption ist für die ein-
zelnen Zielgruppen vom Ersteinschreiter an der 
polizeilichen Basis bis zu den Spezialisten in den 
Fachdienststellen individuell ausgelegt. Für Spe-
zialisten sind ergänzend u. a. Hospitationen bei 
Providern und IT-Verbänden vorgesehen. 

Auch bei den Staatsanwaltschaften sind hoch qua-
lifizierte Spezialisten mit der Bearbeitung der Mate-
rie befasst. So bestehen vielfach Sonderdezernate 
für Computer- und Internetkriminalität. Bei der 
Staatsanwaltschaft Hannover ist zudem eine Zen-
tralstelle zur Bekämpfung gewaltdarstellender, 
pornografischer oder sonst jugendgefährdender 
Schriften eingerichtet, deren Schwerpunkt in der 
Bekämpfung der Kinderpornografie im Internet 
liegt. Fortlaufende Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen bei den Strafverfolgungsbehörden schaf-
fen neben ihrer sich den ändernden Anforderun-
gen angemessenen Ausstattung die Vorausset-
zung für eine effektive Strafverfolgung im Bereich 
der Internetkriminalität. 

Die Landesregierung prüft zurzeit im Geschäftsbe-
reich des Justizministeriums die Frage der Einrich-
tung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften zur 
Bekämpfung von Internetkriminalität in Nieder-
sachsen. 

In der Landespolizei Niedersachsen ist die Be-
kämpfung der IuK-Kriminalität weiter intensiviert 
worden. Die Zentralen Kriminalinspektionen, die für 
bandenmäßige/organisierte Tätergruppierungen 
auch im Bereich IuK-Kriminalität zuständig sind, 
werden zeitnah um jeweils sechs Dienstposten 
verstärkt. Die Zentralstelle Internetkriminalität des 
LKA erfährt gleichermaßen eine Personalaufsto-
ckung bis zum Jahr 2013. 

Zu den Bekämpfungsschwerpunkten im Bereich 
der IuK-Kriminalität 2011 gehören neben der Be-
kämpfung der Kinderpornografie die besonderen 

Phänomene Phishing, digitale Erpressung und 
Botnetze. 

Zu 2: Die niedersächsische Polizei hat den Phä-
nomenbereich „Internetkriminalität“ zu einem 
Schwerpunktthema der polizeilichen Prävention 
erklärt. Zu den Handlungsfeldern „Technische 
Risiken“, „Kommunikationsbezogene Risiken“ und 
„Inhaltliche Risiken“ werden zielgruppengerechte 
Informationen für Kinder und Jugendliche sowie 
Eltern, Lehrer, Erzieher als Mittler und Erwachsene 
als Betroffene vorgehalten. 

Darüber hinaus werden über das Programm Poli-
zeiliche Kriminalprävention der Länder und des 
Bundes (ProPK) zahlreiche Materialien bundesweit 
unter den Titeln „Gefahren im Internet“ und „Me-
dienkompetenz“ zur Verfügung gestellt (www.poli-
zei-beratung.de). Dazu zählen ein erweitertes Me-
dienpaket zum Cybermobbing sowie die Info-
Broschüren „Klicks-Momente“ und  „Wohin gehst 
DU“ sowie Unterrichtsmaterialien zu Internet, Han-
dys, Computerspiele mit dem Titel „Im Netz der 
neuen Medien“. Themenspezifische Merkblätter 
z. B. zu Gewaltvideos auf Handys ergänzen die 
Informationsvielfalt. „Online-Kaufen - mit 
Verstand!“ ist eine weitere Aktion von ProPK für 
die Zielgruppe Erwachsene und enthält sieben 
goldene Regeln zum sicheren Onlinehandel. 

Das LKA NI hat zu den angebotenen Präventions-
materialien eine Auswahl des reichhaltigen Ange-
bots zusammengestellt und unter dem Internetac-
count www.lka.polizei.niedersachsen.de veröffent-
licht. 

Im Spektrum Kinder-sicher-im-Netz (KsiN) erhalten 
Eltern, Lehrer und Erziehungsverantwortliche in 
der Vermittlung von Medienkompetenz rund um die 
Themen Sicherheit beim Chatten, gefährliche Sei-
ten im Internet und allgemeine Sicherheit im Inter-
net Unterstützung über die Internetseiten der Poli-
zei und von Kooperationspartnern (www.polizei-
beratung.de; www.fsm.de; www.kids.t-online.de; 
www.eltern.t-online.de). 

Dazu zählt auch ein Videopodcast „Sicher chatten“ 
mit Testimonial Bastian Schweinsteiger. Das LKA 
NI hat zur Thematik „Sicher chatten“ einen Schul-
ferienkalender mit Sicherheitsregeln herausgege-
ben. 

Aktuell hat das LKA NI eine neue Kampagne für 
alle Zielgruppen des Präventionsprogramms unter 
dem Titel „Lassen Sie sich keine Märchen aufti-
schen“ aufgelegt. Darin werden Verhaltenshinwei-
se und Tipps zu den besonderen Themen Phis-
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hing, Betrug, Webshops und soziale Netzwerke 
angeboten. 

Zu erwähnen ist auch die polizeiliche Kooperation 
mit den Unternehmen der Internetwirtschaft zur 
Initiierung und Entwicklung von Schutzsoftware. 
Beispielhaft an dieser Stelle ist das Bündnis Whi-
teIT, eine niedersächsische Initiative zur Bekämp-
fung der Kinderpornografie, der unter der Schirm-
herrschaft der Landesregierung mittlerweile 38 
Bündnispartner aus Wirtschaft, Wissenschaft und 
Forschung angehören, zu nennen. 

Ferner ist die ressortübergreifende Zusammenar-
beit der zuständigen Behörden und Einrichtungen 
aus dem Medienschutzbereich (Niedersächsische 
Landesmedienanstalt, Kommission für Jugendme-
dienschutz und deren angegliederte Behörde „ju-
gendschutz.net“, Klicksafe und Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Medien) zu erwähnen, die 
weiter forciert worden ist. 

Für Kinder bietet sich mit dem Webportal 
www.internauten.de eine neue spielerische Mög-
lichkeit für den Erwerb von Medienkompetenz. 

Daneben haben sich die Abhandlungen von Schu-
len ans Netz e. V. zu den Themen Cybermobbing, 
Illegale Inhalte auf Datenträgern und heimliche 
Aufnahmen bewährt. 

Der Niedersächsische Landespräventionsrat (LPR) 
bietet auf seiner Internetseite www.lpr.nieder-
sachsen.de eine chronologisch sortierte Daten-
bank zu Präventionsthemen an, u. a. ein Inter-
netprotal für Kinder, Eltern und Pädagogen. 

Verschiedene Polizeibehörden sind an Präventi-
onsprojekten beteiligt. So z. B. die Polizeidirektion 
Hannover mit „Cyber licence - Der Medienführer-
schein“ oder die Polizeidirektion Osnabrück mit 
„comPass - Ich kenn mich aus im Netz“. 

Eine enge Kooperation besteht auch mit dem Bun-
desamt für Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI), das ebenfalls geeignete Präventionsaktivitä-
ten entfaltet. Hinzuweisen ist in diesem Zusam-
menhang insbesondere auf das Informationsportal 
BSI für Bürger. Das Onlineangebot unter www.bsi-
fuer-buerger.de stellt das vielleicht wichtigste In-
formationsangebot für Privatnutzer dar. Im Zu-
sammenhang mit den bundesweit bekannt gewor-
denen digitalen Erpressungsfällen mittels der 
Schadsoftware „Ransomware“ veröffentlichte das 
BSI am 19. April 2011 in einer Extraausgabe Hin-
weise zum Schutz vor Computerinfektionen und 
wies dabei insbesondere auf Sicherheitsupdates 

für das jeweilige Betriebssystem und verschiedene 
Anwendungssoftware hin. 

In der Gesamtschau steht dem Internetnutzer eine 
Vielzahl an Präventionsmaterialen zu den unter-
schiedlichen Themenfeldern zur Verfügung. Auf 
diesem Weg kann der Nutzer bei proaktivem Ver-
halten sich und seinen PC hinreichend gegen die 
Gefahren des Internets schützen. 

Unerlässlich sind auch vertrauensbildende Maß-
nahmen und gezielte Awareness-Programme zwi-
schen den Zielgruppen Wirtschaft und staatliche 
Institutionen, um Wirtschaftsunternehmen zu ermu-
tigen, sich bei Angriffen auf ihre IT-Infrastruktur an 
die Strafverfolgungsbehörden zu wenden. 

Zu 3: Die Schadenssumme der mit dem Tatmittel 
Internet begangenen Delikte betrug 2010 in Nie-
dersachsen insgesamt 32,5 Millionen Euro und 
stieg damit gegenüber dem Vorjahr um 114 %. 
Allein im Bereich der Vermögens- und Fäl-
schungsdelikte war eine Schadenssumme von 
29,7 Millionen Euro zu registrieren. In diesem Kon-
text ist allerdings zu berücksichtigen, dass in ei-
nem Verfahren des Anlagebetruges die Schadens-
summe allein 13,5 Millionen Euro betrug. Bereinigt 
um dieses Verfahren, relativiert sich die aus dem 
Tatmittel Internet resultierende Schadenssteige-
rung auf 25 % im Jahr 2010. 

Die Schadenssumme beim Phishing stieg gegen-
über dem Vorjahr von 2,5 Millionen Euro auf 
3,2 Millionen Euro. Der durchschnittliche Schaden 
gemeldeter Fälle sank jedoch von 4 306 Euro auf 
3 386 Euro pro Fall. 

Den bekannten materiellen Schäden stehen unbe-
kannte immaterielle Schäden (z. B. Zerstörung von 
persönlichen Daten einer Festplatte) gegenüber 
und solche, die für die Instandsetzung eines PC 
nach einer Schadsoftwareattacke entstehen. 

Darüber hinaus sind die Fälle zu berücksichtigen, 
die nicht angezeigt worden sind, weil finanzielle 
Schäden u. a. durch Finanzunternehmen ersetzt 
worden sind, oder wegen eines Imageverlustes 
nicht publik gemacht worden sind. Von einer er-
heblichen Dunkelziffer im Bereich Phishing, Daten-
veränderung und Computersabotage ist auszuge-
hen. 
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Anlage 7 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 10 der Abg. Dr. Gabriele Andretta (SPD) 

Aus für Göttinger Medizinmodellprojekt - 
Wie geht es weiter? 

Im Jahr 2009 schloss die Universitätsmedizin 
Göttingen (UMG) einen Ausbildungspakt mit 
dem privaten Krankenhausunternehmen Helios 
ab. Die Kooperation ermöglichte es Göttinger 
Medizinstudenten, das letzte Semester ihrer 
klinischen Ausbildung an den Helios-Kliniken in 
Berlin-Buch, Berlin-Zehlendorf und Bad Saarow 
zu absolvieren, zugleich wird die Zahl der zur 
Verfügung stehenden klinischen Ausbildungs-
plätze erhöht. Im Göttinger Tageblatt (GT) vom 
20. Mai 2011 wurde nun berichtet, dass die 
Universitätsmedizin die bundesweit einzigartige 
Ausbildungskooperation beenden musste, da 
Helios die geforderte Qualität der Lehre nicht 
habe langfristig sichern können. Auch die künf-
tige finanzielle Trägerschaft der Ausbildungs-
kooperation sei ungeklärt gewesen. Bisher hat-
te Helios die Kosten der Ausbildung übernom-
men. 

Zum Hintergrund: In Göttingen gibt es seit vie-
len Jahren neben Vollstudienplätzen zusätzlich 
sogenannte Teilstudienplätze (etwa 75 pro Se-
mester), die den Studierenden die Möglichkeit 
bieten, die ersten vier Semester des Studiums 
in Göttingen zu absolvieren (vorklinischer Teil), 
ohne anschließend nach dem Physikum einen 
Anspruch auf die Fortsetzung der weiteren kli-
nischen Ausbildung zu haben. Um das Medi-
zinstudium beenden zu können, müssen sich 
die Studierenden auf Teilstudienplätzen einen 
anderen Studienort mit freien klinischen Kapazi-
täten suchen. Diese unbefriedigende Situation 
ist nicht von der Universität zu verantworten, 
sondern ein Ergebnis der Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichte, welche die Universität zur 
Ausschöpfung der größeren vorklinischen Ka-
pazität verpflichtet.  

Nach dem Scheitern der Kooperation mit Helios 
ist die Universitätsmedizin nun bemüht, neue 
Kooperationspartner zu finden, um zusätzliche 
klinische Ausbildungskapazität zu schaffen. 
Laut Bericht im GT verhandele die UMG jetzt 
mit der Bremer Klinikholding Gesundheit Nord. 
Diese verlange für die Ausbildung allerdings ei-
ne Zusatzfinanzierung, die von der Universität 
nicht aufgebracht werden könne. Die Universi-
tätsmedizin hoffe nun, Mittel vom Land aus dem 
Hochschulpakt zu bekommen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. In welcher Höhe fallen zusätzliche Kosten 
pro Ausbildungsplatz durch die angestrebte 
neue Kooperation mit Bremer Kliniken an? 

2. Ist sie bereit, der UMG die Mittel zur Schaf-
fung zusätzlicher Kapazität im klinischen Teil 
der Ausbildung zur Verfügung zu stellen? 

3. Welche Bundesländer sind in welchem Um-
fang bereit, wegen der doppelten Abiturjahr-
gänge und des drohenden Ärztemangels zu-
sätzliche Studienplätze in Medizin anzubieten? 

Bei der Universitätsmedizin Göttingen (UMG) gibt 
es seit vielen Jahren sogenannte Teilstudienplät-
ze, welche die Möglichkeit beinhalten, die ersten 
vier Semester des Medizinstudiums zu absolvie-
ren. Dabei handelt es sich um den vorklinischen 
Teil des Studiums, der mit dem Physikum ab-
schließt. In der Vergangenheit gelang es relativ 
problemlos, von einem Teilstudienplatz auf einen 
Vollstudienplatz in ein klinisches Semester über-
zuwechseln, um das Studium zu vollenden. Durch 
das inzwischen wachsende Angebot an neu struk-
turierten Modellstudiengängen ohne die strikte 
Aufteilung in Vorklinik und Klinik wird der Wechsel 
von einem Teilstudienplatz auf einen geeigneten 
Vollstudienplatz allerdings zahlenmäßig begrenzt. 

Um die bisherigen Teilstudienplätze in Vollstudien-
plätze umzuwandeln, gibt es in Göttingen seit 
Sommer 2008 Planungen, partiell zusätzliche klini-
sche Kapazitäten zu schaffen. In diesem Zusam-
menhang sucht die UMG nach klinischen Ausbil-
dungspartnern. 

Die Einbeziehung außeruniversitärer Einrichtungen 
in das Medizinstudium ist allerdings nur begrenzt 
möglich: Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der Appro-
bationsordnung für Ärzte (ÄAppO) umfasst die 
ärztliche Ausbildung ein Studium der Medizin von 
sechs Jahren an einer Universität oder gleichge-
stellten Hochschule. § 3 Abs. 2 der ÄAppO regelt, 
dass das Praktische Jahr (PJ) zum Ende des Stu-
diums auch in Einrichtungen außerhalb der Uni-
versität absolviert werden darf. Ansonsten dürfen 
außeruniversitäre Einrichtungen in das Medizinstu-
dium nur im Rahmen eines Modellstudiengangs 
einbezogen werden (§ 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
ÄAppO). Zuständig für die Zulassung eines Modell-
studiengangs in Niedersachsen ist das MWK, das 
gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 1 des Niedersächsischen 
Hochschulgesetzes (NHG) Zielvereinbarungen 
über die wesentliche Änderung von Studiengängen 
abschließen kann. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens 
der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Erste Grobabschätzungen gehen für jeden 
im klinischen Studienabschnitt zusätzlich ausgebil-
deten Studierenden von Gesamtkosten in Höhe 
von ca. 30 000 Euro für die Dauer des klinischen 
Studienabschnitts aus. In dieser Summe sind die 
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Kosten für eine forschungsbasierte Lehre noch 
nicht eingerechnet. 

Zu 2: Eine Entscheidung über eine Finanzierung 
ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich, da derzeit 
nicht absehbar ist, ob und zu welchen Konditionen 
eine klinische Ausbildungskooperation möglich ist. 
Hinzu kommt, dass es sich bei den geschilderten 
Kosten derzeit nur um eine Grobabschätzung der 
UMG handelt. 

Zu 3: Eine Länderumfrage bzw. eine Auswertung 
der Pressemeldungen einzelner Ministerien hat 
ergeben, dass folgende Bundesländer (einschließ-
lich Niedersachsen) ihre Studienanfängerplätze in 
der Humanmedizin erhöhen wollen. Dabei ist der 
Landesregierung nicht bekannt, aus welchen 
Gründen diese Bundesländer ihre entsprechende 
Ausbildungskapazität erhöhen: 

- Baden-Württemberg hat angekündigt, die Stu-
dienanfängerplätze zum WS 2012/2013 für drei 
Jahre um 10 % zu erhöhen.  

- Bayern hat bereits seit 2005  185 zusätzliche 
Studienanfängerplätze geschaffen. Es wird dar-
über hinaus, zeitlich begrenzt für 2011 bis 2013, 
jeweils 80 zusätzliche Studienanfängerplätze an-
bieten. Im Vergleich zu 2005 ist dies eine Steige-
rung von rund 18 %. 

- Niedersachsen beabsichtigt, ab dem WS 
2012/2013 pro Jahr 40 zusätzliche Studienan-
fängerplätze im Rahmen der European Medical 
School Oldenburg-Groningen (EMS) auf Dauer 
zu schaffen. Es ist davon auszugehen, dass sich 
die Kapazität langfristig weiter erhöhen wird. 

- Nordrhein-Westfalen will, zeitlich befristet für 
2011 bis 2015, insgesamt 935 zusätzliche Stu-
dienanfängerplätze zur Verfügung stellen. Damit 
wird vorübergehend die Zahl der Medizinstudien-
plätze um jährlich rund 10 % gesteigert. 

- Das Saarland hat seit WS 2009/10 in zwei Schrit-
ten 49 zusätzliche Studienanfängerplätze auf 
Dauer geschaffen. Dies entspricht einer Erhö-
hung der Kapazität um rund 25 %. 

 

Anlage 8 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration auf die Frage 11 der 
Abg. Ursula Helmhold (GRÜNE) 

Umsetzung des Universellen Neugeborenen-
Hörscreenings (UNHS) 

Im Jahr 2008 hat der Gemeinsame Bundesaus-
schuss (G-BA) beschlossen, bundesweit ein 
Universelles Neugeborenen-Hörscreening als 
Vorsorgeleistung der gesetzlichen Krankenkas-
sen einzuführen. Dieses Vorhaben ist zunächst 
auf fünf Jahre befristet und soll evaluiert wer-
den. Sinn und Ziel des Screenings ist es, unmit-
telbar nach der Geburt möglichst alle Kinder mit 
Hörschäden zu erfassen und sie gegebenen-
falls umgehend geeigneten weiteren Behand-
lungs- und Versorgungsmaßnahmen zuzufüh-
ren. Fördermaßnahmen und die Versorgung mit 
Hörhilfen sollen so früh wie möglich beginnen, 
um unwiderrufliche Schäden bei der Entwick-
lung des Gehörs und Sprachentwicklungsver-
zögerungen zu vermeiden.  

Laut Fachverbänden ist es notwendig, dass die 
Ergebnisse des Screenings an eine Hörscree-
ningzentrale weitergeleitet werden. Diese soll 
sicherstellen, dass die notwendigen Folgemaß-
nahmen zur Diagnose und Versorgung zeitnah 
erfolgen. Diese Zentrale stände im Kontakt mit 
den Eltern, Kinderärzten und Frühförderstellen. 
Sie soll die Untersuchungsergebnisse doku-
mentieren und die Qualität des Screening-
programms sichern. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Seit wann und auf welche Weise wird in Nie-
dersachsen das Neugeborenen-Hörscreening 
als Leistung der gesetzlichen Krankenkassen 
praktiziert? 

2. a) Gibt es in Niedersachsen eine Hörscree-
ningzentrale? b) Wenn nein, hält die Landesre-
gierung deren Einrichtung für sinnvoll? c) Wel-
che Bundesländer haben bereits eine Hör-
screeningzentrale? 

3. Wie werden die Ergebnisse des Screenings 
evaluiert und ausgewertet? 

Das Universelle Neugeborenen-Hörscreening 
(UNHS) dient primär der Erkennung von Hörstö-
rungen. Ein ausreichendes Hörvermögen gilt als 
Voraussetzung für die weitere Ausreifung des Ge-
hörs nach der Geburt sowie für den natürlichen 
Spracherwerb. 

Ziel des UNHS ist es, Hörstörungen bis zum Ende 
des dritten Lebensmonats diagnostiziert und eine 
entsprechende Therapie bis zum Ende des sechs-
ten Lebensmonats eingeleitet zu haben. Das 
Hörscreening soll bis zum dritten Lebenstag in der 
Geburtsklinik bzw. - bei Hausgeburten - bei einem 
niedergelassenen Pädiater oder Facharzt durch-
geführt werden. 

Die Medizinische Hochschule Hannover (MHH) hat 
im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit 
und der Spitzenverbände der gesetzlichen Kran-
kenkassen bis 2003 in der Region Hannover ein 
Modellprojekt zum UNHS durchgeführt. Sinn des 
Projektauftrages war die Erstellung einer wissen-
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schaftlichen Studie als Grundlage zur Etablierung 
eines Hörscreenings im Rahmen der frühkindlichen 
Untersuchungen. 

Die Studie kam zu dem Ergebnis, dass das NHS 
eine medizinische und gesundheitsökonomisch 
sinnvolle, qualitätsgesicherte Methode sei. 

Die Landesregierung hatte seinerzeit die Umset-
zung dieses Modellvorhabens zwischen MHH, den 
beteiligten Krankenhäusern und den Landesver-
bänden der gesetzlichen Krankenkassen in Nie-
dersachsen moderierend begleitet. Ziel war es, 
Verträge zwischen den Krankenhäusern, Kranken-
kassen und dem durchführenden Institut der MHH 
zu schließen und diese mit Leben zu erfüllen. 

Es wurde erreicht, dass die AOK Niedersachsen 
und niedersächsische Betriebskrankenkassen 
ihren Versicherten das UNHS ab April 2006 als 
Leistung zur Verfügung gestellt haben, obwohl es 
noch nicht in den Leistungskatalog der gesetzli-
chen Krankenversicherung aufgenommen war. 

Zu 1: Mit Beschluss vom 19. Juni 2008 hat der 
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) im Rah-
men seiner Richtlinienkompetenz das UNHS ab 
1. Januar 2009 als Pflichtleistung der gesetzlichen 
Krankenversicherung festgelegt. 

Das Neugeborenen-Hörscreening wird in Nieder-
sachsen auf Grundlage der sogenannten Kinder-
Richtlinien, Anlage 6, durchgeführt. Damit kommen 
für die Messung der otoakustischen Emissionen 
die - grundsätzlich bis zum dritten Lebenstag 
durchzuführenden - transitorisch evozierten otoa-
kustischen Emissionen (TEOAE) und/oder die 
Hirnstammaudiometrie (AABR) in Betracht. Bei 
auffälligen Befunden wird eine Kontroll-AABR bis 
spätestens zur U2 (Kindervorsorgeuntersuchung; 
dritter bis zehnter Lebenstag) durchgeführt. Sollte 
auch die Kontroll-AABR Auffälligkeiten aufweisen, 
ist eine umfassende pädaudiologische Konfirmati-
onsdiagnostik bis zur zwölften Lebenswoche vor-
gesehen. 

Die Untersuchung bei Frühgeborenen soll spätes-
tens zum Zeitpunkt des errechneten Geburtster-
mins, bei kranken Kindern oder Kindern mit Behin-
derung spätestens vor Ende des dritten Lebens-
monats erfolgen. 

Zu 2:  

a) In Niedersachsen gibt es derzeit keine Hör-
screeningzentrale. 

b) Um die Notwendigkeit und den Umfang der Ein-
richtung von Hörscreening- bzw. Trackingzentralen 

beurteilen zu können, sind zunächst Datenauswer-
tungen zum UNHS unerlässlich. Die für das UNHS 
maßgeblichen Kinder-Richtlinien des G-BA treffen 
hierzu diverse Feststellungen: 

- § 9 der Anlage 6 der Richtlinien beinhaltet An-
gaben zur Dokumentation. Unter anderem haben 
hiernach die Leistungserbringer des UNHS ein-
mal im Kalenderjahr eine Sammelstatistik über 
einzelne definierte Parameter zu erstellen. Diese 
sind auf Anfrage einer vom G-BA für die Evalua-
tion bestimmten Stelle zur Verfügung zu stellen. 

- Gemäß § 10 der Anlage 6 der Richtlinien wird 
das UNHS hinsichtlich Qualität und Zielerrei-
chung durch eine Studie evaluiert. Näheres über 
die Art, den Umfang und den Zeitrahmen der 
Evaluation ist vom G-BA zu beschließen. 

Bisher wurde jedoch vonseiten des G-BA weder 
eine für die Evaluation zuständige Stelle benannt, 
noch wurden Vorgaben zur Datenaufbereitung für 
die anstehende Evaluation gemacht.  

Um den Erfolg des UNHS sicherzustellen und um 
die in diesem Zusammenhang notwendigen Quali-
tätssicherungsmaßnahmen durchführen zu kön-
nen, hat die Niedersächsische Landesregierung 
den G-BA mit Schreiben vom 19. August 2010 um 
Mitteilung ersucht, wann mit der Umsetzung der 
Vorgaben bezüglich der Datenauswertungen des 
UNHS zu rechnen sei. Anschließend wurde das 
Bundesministerium für Gesundheit (BMG) als zu-
ständige Aufsichtsbehörde des G-BA mit Schrei-
ben vom 23. November 2010 durch die Landesre-
gierung gebeten, auf den G-BA dahin gehend ein-
zuwirken, dass er seiner geschilderten Verpflich-
tung nachkommt. Das BMG hat hierauf mit Erlass 
vom 3. Januar 2011 den G-BA aufgefordert, die 
begonnenen Beratungen zur Einführung und Um-
setzung geeigneter Maßnahmen zur Qualitätssi-
cherung und Evaluation so zügig wie möglich ab-
zuschließen. Gleichzeitig bat das BMG den G-BA 
um Sachstandsinformation. 

c) Aus einer im Februar 2011 von der Deutschen 
Kinderhilfe gefertigten Aufstellung geht hervor, 
dass in den Bundesländern Sachsen-Anhalt, Sach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Berlin, Brandenburg, Bayern, Hessen und 
Thüringen Hörscreeningzentralen bestehen. Diese 
sind teilweise organisatorisch verknüpft mit dem 
Fehlbildungsmonitoring (Sachsen-Anhalt), mit dem 
verbindlichen Einladungswesen (Hessen, Thürin-
gen), oder mit dem Stoffwechselscreening (Bay-
ern). Teilweise sind Träger auch Universitätsklini-
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ken, die sich durch laufende Spenden finanzieren 
(Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen). 

Zu 3: Auf die Antwort zu Frage 2 b) wird verwie-
sen. 

 

Anlage 9 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 12 des Abg. 
Detlef Tanke (SPD) 

Elternwille für Integrierte Gesamtschule klar 
erkennbar 

Der Kreiselternrat des Landkreises Gifhorn hat 
in einer umfangreichen Befragung unter den El-
tern aller Kinder der 3. Grundschulklassen ver-
sucht, die bevorzugte Schulform zu ermitteln. 
Dabei hat sich herausgestellt, dass neben dem 
gymnasialen Angebot die Schulform der Inte-
grierten Gesamtschule bei mehr als zwei Drit-
teln der abgegebenen Schulelternfragebögen 
als Präferenz genannt wurde. Bisher ist für den 
Landkreis Gifhorn nur eine IGS (Sassenburg) 
vorgesehen. Die Auswertung der Befragungs-
bögen würde schon jetzt ein Interesse von 728 
Kindern der 3. Grundschulklassen an der IGS 
bedeuten.  

Die Landesregierung hat bislang für den großen 
Flächenlandkreis Gifhorn keine Handlungsnot-
wendigkeit zur Einrichtung von weiteren Inte-
grierten Gesamtschulen gesehen. Minister 
Althusmann erklärte auf einer öffentlichen Ver-
anstaltung in Wittingen (Landkreis Gifhorn), 
dass kein einheitlicher Elternwille im Landkreis 
erkennbar sei. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie bewertet sie die Ergebnisse der Auswer-
tung der landkreisweiten Elternbefragung für 
weitere Integrierte Gesamtschulen? 

2. Innerhalb eines Jahrgangs wollen mehr als 
700 Eltern im Landkreis Gifhorn die IGS als 
Schulform für ihre Kinder. Wie würde die Lan-
desregierung verfahren, um den Bedarf an In-
tegrierten Gesamtschulen im Landkreis Gifhorn 
zu decken? 

3. Wird die Landesregierung unter dem Ein-
druck des Befragungsergebnisses den Eltern-
willen respektieren oder weiterhin versuchen, 
die Struktur ihres Bildungssystems durchset-
zen? 

Niedersachsen hat ein differenziertes Schulwesen, 
das den Schulträgern die Möglichkeit eröffnet, 
verschiedene Schulformen im Sekundarbereich I 
vorzuhalten. Hauptschulen, Realschule und Ober-
schulen sind dabei Regelschulen, die um ein Ge-
samtschulangebot erweitert werden können. Nie-
dersachsen ermöglicht damit den Schulträgern, die 
Schullandschaft unter Berücksichtigung der örtli-

chen Besonderheiten zu gestalten. Insbesondere 
die unterschiedliche demografische Entwicklung in 
den Regionen und Städten Niedersachsens sowie 
der Elternwille haben die Schulträger zu einer Ver-
änderung der Schullandschaft veranlasst. So wur-
de seitens der Landesregierung seit 2008 die Er-
richtung von bisher 39 Gesamtschulen genehmigt. 
Es liegen rund 140 Anträge von Schulträgern auf 
Errichtung von Oberschulen vor, von denen bis 
heute bereits über 100 genehmigt wurden. 

Das Land kann im Landkreis Gifhorn keine Ge-
samtschulen errichten. Das Niedersächsische 
Schulgesetz weist den Landkreisen und kreisfreien 
Städten die Schulträgerschaft für die Schulform der 
Gesamtschule als Aufgabe des eigenen Wirkungs-
kreises zu. Sollte der Landkreis Gifhorn eine Ge-
samtschule errichten wollen, wären in dem durch 
das Schulgesetz vorgesehenen Genehmigungs-
verfahren durch die Landesschulbehörde zu prü-
fen, ob die gesetzlichen Errichtungsvoraussetzun-
gen vorliegen. Dabei wäre auch zu prüfen, ob die 
Entwicklung der Schülerzahlen eine Errichtung 
rechtfertigt. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1 und 2: Da der Landkreis Gifhorn als Schulträ-
ger der Schulform „Gesamtschule“ selbstständig 
entscheidet, ob und wo er eine weitere Gesamt-
schule in seinem Kreisgebiet errichten will, ist es 
nicht Aufgabe der Landesregierung, eine Elternbe-
fragung vor einer Willensbildung und Antragstel-
lung des Schulträgers zu bewerten. 

Zu 3: Die Befragungsergebnisse sind zunächst 
durch den Landkreis Gifhorn als Schulträger zu 
bewerten; denn er ist zuständig für die Errichtung, 
Aufhebung und Organisation von öffentlichen 
Schulen (§ 106 NSchG). 

 

Anlage 10 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 13 der Abg. Dr. Gabriele Heinen-Kljajić 
(GRÜNE) 

Wie wirken sich kommunale Kürzungen auf 
das Theater für Niedersachsen aus? 

Mit dem Abschluss eines Zukunftsvertrages 
zwischen dem Land und der Stadt Hildesheim 
sieht sich die Stadt Hildesheim zur Konsolidie-
rung ihres Haushaltes gezwungen, Ausgaben in 
Höhe von rund 3 Millionen Euro und damit rund 
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ein Viertel ihrer gesamten sogenannten freiwil-
ligen, also nicht aufgrund bundes- und landes-
rechtlicher Bestimmungen erforderlichen Leis-
tungen zu streichen. In Rat und Verwaltung der 
Stadt gibt es daher derzeit Überlegungen, den 
städtischen Zuschuss zum Theater für Nieder-
sachsen (TfN) um jährlich bis zu 500 000 Euro 
zu kürzen. 

TfN-Intendant Jörg Gade befürchtet laut einem 
Bericht des NDR, dass eine solche Maßnahme 
den Etat seines Hauses um insgesamt 2,1 Mil-
lionen Euro schmälern würde, da er damit 
rechnet, dass auch die beiden anderen Gesell-
schafter, der Landkreis Hildesheim und der 
Zweckverband Landesbühne Hannover, sowie 
das Land Niedersachsen entsprechende Kür-
zungen vornehmen würden. 

Da das TfN auch in Hannover und anderenorts 
Vorstellungen gibt, hätte eine derart hohe Kür-
zung des Etats notwendigerweise erhebliche 
Auswirkungen auf das kulturelle Angebot weit 
über den Raum Hildesheim hinaus. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. In welcher Höhe wäre eine Kürzung des 
kommunalen Zuschusses zum TfN auch mit ei-
ner Kürzung der Landesmittel für das TfN ver-
bunden? 

2. Vor dem Hintergrund der momentanen 
Schwerpunktsetzung der größten sie tragenden 
Fraktion: Welche Möglichkeiten sieht die Lan-
desregierung, eine zumindest mittelbar von ihr 
verursachte Kürzung des kommunalen Zu-
schusses an das TfN, ausgelöst durch die Vor-
gaben des Zukunftsvertrags, aus Mitteln des 
Landes auszugleichen? 

3. Wie stellt die Landesregierung, ausgelöst 
durch die Vorgaben des Zukunftsvertrags, so-
fern es zu Kürzungen im Etat des TfN kommt, 
sicher, dass das kulturelle Angebot des TfN in 
bisherigem Umfang aufrechterhalten werden 
kann? 

Das Theater für Niedersachsen GmbH (nachfol-
gend TfN) wurde am 18. Juli 2007 durch einen 
Gesellschaftsvertrag der drei Gesellschafter Stadt 
Hildesheim, Landkreis Hildesheim und Zweckver-
band Landesbühne Hannover errichtet. Dieser 
Gesellschaftsvertrag kann von den drei Gesell-
schaftern erstmals zum 31. August 2013 mit einer 
Frist von 24 Monaten gekündigt werden. 

Derzeit ist von MWK mit den Gesellschaftern eine 
Zielvereinbarung für die Jahre 2007 bis 2011 ab-
geschlossen. Das Land fördert das Theater für 
Niedersachsen mit einer jährlichen Zuwendung in 
Höhe von 6 140 000 Euro. Inzwischen konnten 
auch mit den Trägern des Theaters für Nieder-
sachsen die konstruktiven Verhandlungen über 
eine Zielvereinbarung für die Jahre 2012 bis 2014 
zu einem Abschluss gebracht werden. Daher hat 

das Land Niedersachsen am 9. Juni 2011 den 
Trägern und der Geschäftsführung des Theaters 
für Niedersachsen eine Zielvereinbarung über-
sandt und zugleich zur Unterzeichnung eingela-
den. Diese soll nunmehr am 6. Juli 2011 erfolgen. 

Die Landesregierung kann nicht bestätigen, dass 
die Stadt Hildesheim ihren Zuschuss für das TfN 
um jährlich bis zu 500 000 Euro kürzen wird. Der 
Landesregierung liegen keine entsprechenden 
Willenserklärungen der Stadt Hildesheim vor. Viel-
mehr haben Stadt und Landkreis Hildesheim 
nachdrücklich erklärt, am 6. Juli 2011 die Zielver-
einbarung für die Jahre 2012 bis 2014 für das TfN 
unterzeichnen zu wollen. 

Der Landesregierung liegen hingegen Informatio-
nen vor, nach denen die Region Hannover zu ver-
anlassen beabsichtigt, den Gesellschaftsvertrag 
über das TfN zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu 
kündigen. Die Region Hannover ist mit einem jähr-
lichen Zuschuss in Höhe von rund 570 000 Euro 
der mit Abstand größte Beitragszahler des Zweck-
verbandes Hannover, der insgesamt 670 000 Euro 
jährlichen Zuschuss für das TfN leistet. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens 
der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Die Kürzung eines kommunalen Zuschusses 
ist nicht notwendigerweise mit einer Kürzung der 
Landesmittel für das Theater für Niedersachsen 
verbunden. Wenn ein kommunaler Gesellschafter 
und Zuschussgeber des Theaters für Niedersach-
sen den Gesellschaftsvertrag kündigt und seinen 
Zuschuss kürzt, liegt es zunächst in der Entschei-
dung der anderen kommunalen Träger, ob sie 
ihrerseits die Zuschusszahlungen übernehmen. 
Bei einem Spitzengespräch am 29. Juni 2011 
zeichnete sich die Tendenz ab, dass es in diesem 
Sinne den drei Gesellschaftern gelingen wird, eine 
Lösung für das Jahr 2014 zu finden und so den 
Abschluss der Zielvereinbarung am 6. Juli 2011 zu 
ermöglichen. 

Zu 2 und 3: Da die Stadt Hildesheim nach den der 
Landesregierung vorliegenden Informationen ihren 
Zuschuss für das TfN nicht kürzen wird, entbehren 
diese Fragen einer konkreten Grundlage. 
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Anlage 11 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 14 des Abg. Ralf Briese (GRÜNE) 

Privates Sicherheitsgewerbe in Niedersach-
sen? 

Das private Sicherheitsgewerbe ist ein Dienst-
leistungsbereich mit konstant wachsender Be-
deutung. Sowohl die Umsatzzahlen als auch 
die Zahl der Mitarbeiter wachsen seit Jahren. 
Für die Einrichtung eines privaten Sicherheits-
gewerbes reicht bisher eine Erlaubnis nach der 
Gewerbeordnung aus, obwohl die Anbieter teil-
weise in sensiblen sicherheitspolitischen Berei-
chen arbeiten. Verschiedene Dienstleister des 
privaten Sicherheitsgewerbes sind in den Me-
dien immer wieder kritisch thematisiert worden. 
So war laut Medienberichten die Sicherheitsfir-
ma Prevent für die HSH Nordbank u. a. bei den 
Intrigen und Spitzeleien im Zusammenhang mit 
der Entlassung von HSH-Mitarbeitern tätig und 
soll dabei umstrittene rechtliche Praktiken an-
gewandt haben. Das ehemals größte deutsche 
Geldtransportunternehmen Heros hat massiv 
Kundengelder veruntreut mit der Konsequenz, 
dass der Exfirmenchef zu zehn Jahren Haft 
verurteilt wurde. In jüngster Zeit ist es in Wals-
rode nach einem Fußballspiel zu Schlägereien 
zwischen Fans aus Celle und einer den Hells 
Angels nahestehenden Sicherheitsfirma ge-
kommen. Nach ersten Ermittlungen der Polizei 
wurde seitens der Sicherheitskräfte offenbar mit 
übertriebener Härte gegen Anhänger des TuS 
Celle vorgegangen. Gerade Mitglieder der Hells 
Angels sollen bei Sicherheitsdienstleistern sehr 
aktiv sein oder diese betreiben. Dennoch hat 
Innenminister Schünemann eine sogenannte 
Sicherheitspartnerschaft mit dem privaten Si-
cherheitsgewerbe geschlossen. Hier stellt sich 
die Frage, welche Erfolge diese Sicherheits-
partnerschaft bisher gebracht hat und ob und 
wie das Sicherheitsgewerbe zukünftig reguliert 
werden soll. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie viele private Sicherheitsdienstleister gibt 
es gegenwärtig in Niedersachsen mit wie viel 
Personal und welchem jährlichen Um-
satz/Gewinn? 

2. Wird sich die Landesregierung für eine stär-
kere gesetzliche Regulierung (z. B. Mindest-
qualifikation und -voraussetzung, Ausbildungs-
standards und Mindestvergütung) des privaten 
Sicherheitsgewerbes einsetzen? Wenn nein, 
warum nicht? 

3. Wie oft wurden in den vergangenen fünf Jah-
ren in Niedersachsen gegen private Sicher-
heitsdienstleister bzw. ihre Mitarbeiter straf-
rechtliche Ermittlungsverfahren eingeleitet, und 
auf welchen Strafrechtsverstößen basierten 
diese? 

Die Tätigkeit im Bewachungsgewerbe zählt zu den 
wenigen in der Gewerbeordnung über die bloße 
Gewerbeanzeigepflicht hinausgehend speziell 
geregelten Tätigkeiten. Dadurch wird dieser ge-
werblichen Tätigkeit staatlicherseits besonderes 
Augenmerk gewidmet. Die Tätigkeit ist wegen der 
vielzähligen Berührungspunkte für breite Teile der 
Bevölkerung im Erwerbs-, aber auch Alltagsleben 
als besonders sensibel erkannt. 

Für das Bewachungsgewerbe gilt ein Ausübungs-
verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Die Erlaubnis für 
den Gewerbetreibenden knüpft an die persönliche 
Zuverlässigkeit zu seiner Person, den Nachweis 
der Teilnahme an Unterrichtungsmaßnahmen zur 
Qualifikation für die Tätigkeit - bei bestimmten 
Tätigkeiten, bis hin zur Teilnahme an einer Sach-
kundeprüfung - und nicht zuletzt an den Nachweis 
einer Berufshaftpflichtversicherung für ihn als Ge-
werbetreibenden und die von ihm beschäftigten 
Mitarbeiter, die mit Bewachungsaufgaben betraut 
werden, an. 

Über den Rahmen, der für den größten Teil aller 
Gewerbetreibenden gilt, hinausgehend, ist ein 
Bewachungsunternehmer verpflichtet, der für die 
Überwachung des Bewachungsgewerbes zustän-
digen Behörde Kenntnis über das von ihm be-
schäftigte Wachpersonal zu geben. Auch das Be-
wachungspersonal muss die nach der Gewerbe-
ordnung mindestens vorgeschriebene Qualifikation 
nachweisen. In der sogenannten Bewachungsver-
ordnung sind hierfür Qualifizierungsmaßnahmen 
im Umfang von 40 Stunden zu u. a. den Gebieten 
der Jedermannsrechte, des Eigentumsrechts oder 
zu Fragen der Deeskalationstechnik vorgesehen. 
Die Prüfung wird vor der Industrie- und Handels-
kammer abgelegt. 

Das Wachpersonal und der Gewerbetreibende 
sind vor Aufnahme der Tätigkeit regelmäßig und 
umfänglich und späterhin im Rahmen der laufen-
den Überwachung auf ihre persönliche Zuverläs-
sigkeit hin zu überprüfen. 

Vor dem ausgeführten Hintergrund ist festzustel-
len, dass das Sicherheitsgewerbe bis heute deut-
lich expandiert. Nach jüngsten Zahlen sind 
deutschlandweit ca. 170 000 Menschen in der 
Branche beschäftigt. Vielfach rechnen zu diesen 
auch Mitarbeiter, die die Qualifikation zuvor in um-
fassenden Ausbildungen, wie für den Polizeidienst, 
den Zoll oder bei der Bundeswehr, erworben ha-
ben. Daneben beschäftigt die Bewachungsgewer-
bebranche aber auch zahlreiche Mitarbeiter, die 
keine derart weitreichenden Qualifikationen besit-
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zen, hat aber auch gerade deshalb ihren besonde-
ren Stellenwert. 

Bei Berücksichtigung der Branchengröße ist fest-
zuhalten, dass nur wenige Verstöße bzw. Mängel 
im Zusammenhang mit der Ausübung des Bewa-
chungsgewerbes bekannt sind. Die in der Anfrage 
namentlich angesprochenen Verfahren sind nicht 
in einem Zusammenhang mit den Zugangsvoraus-
setzungen für die Tätigkeit zu betrachten. Im Ge-
genteil sind sie auf eine erhebliche kriminelle Po-
tenz, die auf komplexe betriebswirtschaftliche 
Kenntnisse wurzelt, zurückzuführen. Rechtstat-
sächliche Erkenntnisse, die Mängel des geltenden 
Rechtsrahmens deutlich machen würden, liegen 
nicht vor. Die Regelungslage nach Gewerberecht 
ist mit den Instrumentarien der Antragsversagung, 
der Rücknahme oder des Widerrufs einer Erlaub-
nis und letztlich der Gewerbeuntersagung, bis hin 
zur Verhinderung der Ausübung eines unerlaubten 
Bewachungsgewerbes genügend ausgestattet, um 
Fehlentwicklungen entgegenzuwirken. 

Ergänzend wird noch ausgeführt, dass die Erlaub-
nis für das Bewachungsgewerbe bundesweit gilt 
und daher in Niedersachsen auch Unternehmen 
oder deren Mitarbeiter tätig werden, die ihren Fir-
mensitz außerhalb Niedersachsens haben. 

Im Rahmen der Sicherheitspartnerschaft sind ver-
schiedene Zusammenschlüsse, Behörden und 
Institutionen um die Sicherheit der Wirtschaft Nord-
deutschlands bemüht. In ihr ist auch der Verband 
für Sicherheit in der Wirtschaft Norddeutschland 
e. V. vertreten. Verträge mit einzelnen Bewa-
chungsgewerbetreibenden sind in diesem Zusam-
menhang nicht geschlossen. 

Das Ministerium für Inneres und Sport hat am 
16. April 2010 mit dem Bundesverband Deutscher 
Wach- und Sicherheitsunternehmen e. V., Lan-
desgruppe Niedersachsen (BDWS), eine Rahmen-
vereinbarung für Kooperationen zwischen Polizei 
und privaten Sicherheitsunternehmen auf örtlicher 
Ebene geschlossen. Ziel der Kooperation, die un-
ter dem Leitmotiv „Beobachten - Erkennen - Mel-
den“ steht, ist es, die sachkundigen Beobachtun-
gen der privaten Sicherheitsdienste für die Arbeit 
der Polizei nutzbar zu machen. Eine Aufgabenver-
lagerung von der Polizei auf private Sicherheits-
dienste findet dabei jedoch nicht statt. Die mit der 
Polizei kooperierenden Sicherheitsunternehmen 
müssen in der Rahmenvereinbarung festgelegte 
Standards der Organisation und Qualifikation erfül-
len und, soweit sie Mitglied im BDWS sind, von 
diesem zertifiziert sein. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Ein landesweites Gewerberegister, aus dem 
die nachgefragten Zahlen entnommen werden 
könnten, besteht nicht. Nach Angaben der sieben 
niedersächsischen Industrie- und Handelskam-
mern sind dort mindestens 839 Betriebe registriert, 
die die Tätigkeit im Bewachungsgewerbe als 
Haupt- bzw. in geringerer Zahl auch im Nebenge-
werbe ausführen. 

Nach Branchenangaben beschäftigt das Bewa-
chungsgewerbe derzeit ca. 8 500 Mitarbeiter in 
Niedersachsen. Zahlen zum Umsatz bzw. Gewinn 
sind nicht bekannt. 

Zu 2: Nein, auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 

Hinsichtlich des Aspekts des Mindestlohns ist die 
Auffassung der Landesregierung, dass die Verein-
barung von Arbeitsbedingungen und damit auch 
die Festlegung eines Mindestlohns zuvörderst 
Aufgabe der dazu berufenen Sozialpartner bzw. 
Tarifvertragsparteien der jeweiligen Branche ist. 
Sie sind die Sachverständigen, die am besten 
beurteilen können, ob und, wenn ja, in welcher 
Höhe ein Mindestlohn in ihrer jeweiligen Branche 
zur Verhinderung/Vermeidung von Dumpinglöhnen 
und unfairer Billigkonkurrenz erforderlich ist. 

Mit den Verfahren nach dem Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz (AEntG) und dem aktualisierten Min-
destarbeitsbedingungengesetz bestehen neben 
dem Tarifvertragsgesetz zwei weitere gesetzliche 
Möglichkeiten, die Geltung branchenspezifischer 
tariflich vereinbarter bzw. unter vorheriger Beteili-
gung der Tarifvertragsparteien festgesetzter Min-
destlöhne auf alle in Deutschland beschäftigten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Branche 
zu erstrecken. Die Tarifvertragsparteien des priva-
ten Sicherheitsgewerbes haben nach Aufnahme 
ihrer Branche in das AEntG hiervon Gebrauch 
gemacht. Auf ihren Antrag hin hat das zuständige 
Bundesarbeitsministerium den von ihnen abge-
schlossenen Tarifvertrag zur Regelung der Min-
destlöhne für Sicherheitsdienstleistungen vom 
11. Februar 2011 durch Rechtsverordnung vom 
5. Mai 2011 für allgemeinverbindlich erklärt. Die 
Verordnung ist am 1. Juni 2011 in Kraft getreten. 
In Niedersachsen haben Sicherheitsmitarbeiter im 
Objektschutz/Seperatwachdienst damit ab 1. Juni 
2011 Anspruch auf mindestens 7,26 Euro pro 
Stunde (ab 1. März 2012  7,38 Euro, ab 1. Januar 
2013  7,50 Euro). Ein Einsatz der Landesregierung 
ist insoweit nicht mehr erforderlich. 
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Zu 3: Eine statistische Erfassung von Straftaten 
privater Sicherheitsdienstleister bzw. deren Mitar-
beiter erfolgt nicht. Die justiziellen Statistiken wei-
sen den Beruf einer beschuldigten Person nicht 
aus. Es ist daher grundsätzlich nicht möglich fest-
zustellen, wie viele und welche Verfahren mit wel-
chen Tatvorwürfen gegen Angehörige bestimmter 
Berufsgruppen geführt worden sind. Dies wäre nur 
im Wege einer manuellen Einzelauswertung zu 
leisten. Eine solche würde jedoch einen Arbeits-
aufwand erfordern, der nicht zumutbar und im 
Rahmen einer Mündlichen Anfrage unverhältnis-
mäßig wäre. 

 

Anlage 12 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 15 des Abg. Ralf Briese (GRÜNE) 

Welche Erfolge hat die zentrale Antiterrorda-
tei bisher gebracht? 

Im März 2007 startete die Nutzung der zentra-
len Antiterrordatei, die nach dem Gemeinsame-
Dateien-Gesetz, welches Bund und Länder im 
Dezember 2006 verabschiedet haben, errichtet 
wurde. Hierbei handelt es sich um die umfas-
sendste Dateiensammlung der Bundesrepublik 
Deutschland. Mindestens 334 Datenbankdatei-
en und 511 Protokolldateien mit mehreren Milli-
onen Datensätzen wurden in diese Datei einge-
speist, wobei die eingespeisten Dateien der 
verschiedenen Verfassungsschutzbehörden, 
des Bundesnachrichtendienstes und des Militä-
rischen Abschirmdienstes in diesen Zahlen 
noch nicht enthalten sind, weil sie teilweise der 
Geheimhaltung unterliegen. Die Antiterrordatei 
ist bis zum 30. Dezember 2017 befristet und 
soll fünf Jahre nach Inkrafttreten evaluiert wer-
den. Nach nunmehr gut vier Jahren stellt sich 
jedoch schon jetzt die Frage, welche Erfolge die 
Antiterrordatei eigentlich gebracht hat. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie bewertet sie den bisherigen Erfolg der 
Antiterrordatei? 

2. Konnten seit dem Bestehen dieser Datei 
Straftaten aus dem Bereich internationaler Ter-
rorismus bzw. Extremismus bzw. aus anderen 
Bereichen durch die Datei vermieden werden? 
Wenn ja, um welche bzw. was für Straftaten 
handelt es sich? 

3. Daten zu wie vielen Menschen sind insge-
samt in der Antiterrordatei gespeichert, und wie 
viele davon kommen aus Niedersachsen? 

Das Gesetz zur Errichtung gemeinsamer Dateien 
von Polizeibehörden und Nachrichtendiensten des 
Bundes und der Länder (Gemeinsame-Dateien-
Gesetz) trat am 31. Dezember 2006 in Kraft. Mit 

dem Gesetz sind das Antiterrordateigesetz (ATDG) 
sowie die rechtlichen Grundlagen für die Errichtung 
gemeinsamer Projektdateien von Polizeien und 
Nachrichtendiensten zur Aufklärung oder Bekämp-
fung des internationalen Terrorismus mit Bezug zu 
Deutschland geschaffen worden. 

Am 30. März 2007 wurde die Antiterrordatei (ATD) 
in Betrieb genommen. Seit Juli 2008 ist die initiale 
Befüllung abgeschlossen. Das Konzept der ATD 
als einer Kombination von Index- und Volltextdatei 
ermöglicht den Sicherheitsbehörden auf den ers-
ten Blick die Informationen, um eine gesuchte Per-
son identifizieren und gleichzeitig erkennen zu 
können, welche Behörden sich miteinander in Ver-
bindung setzen und kommunizieren sollten. Hierbei 
stellt das Gesetz sicher, dass die Anforderungen 
des Quellen- und Geheimhaltungsschutzes eben-
so beachtet werden wie datenschutzrechtliche 
Belange. Die ATD dient ausschließlich der Be-
kämpfung oder Aufklärung des internationalen 
Terrorismus mit Bezug zu Deutschland. 

Im Übrigen verweise ich auf die Antwort der Lan-
desregierung auf die Große Anfrage der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen „Wer speichert was, wa-
rum, wieso und wie lange, und an wen kann es 
weitergegeben werden?“ (LT-Drs. 16/2270). 

Gemäß Artikel 5 Abs. 2 des Gemeinsame-Dateien-
Gesetz ist das ATDG bis zum 31. Dezember 2011 
zu evaluieren. Die geforderte Evaluierung richtet 
sich auf eine umfassende Analyse und Bewertung 
des Instruments ATD im Hinblick auf seine gesetz-
lich definierte Zielsetzung. Im Zentrum steht dabei 
die Frage, ob die ATD die Arbeit der ATD-
Teilnehmer effektiv unterstützt und damit erfolg-
reich einen Beitrag zur Terrorismusbekämpfung 
geleistet hat. Im Einzelnen sollen die Verbesse-
rung des Informationsaustausches und der Zu-
sammenarbeit zwischen den beteiligten Behörden, 
die Umsetzung bzw. der Beitrag der Einzelbestim-
mungen zur Terrorismusbekämpfung sowie techni-
sche Ausstattungsfaktoren evaluiert werden. Zur 
systematischen Untersuchung dieser Fragestel-
lung verlangen die Evaluierungsregelungen die 
Einbeziehung eines wissenschaftlichen Sachver-
ständigen. 

Das Bundesministerium des Innern hat mit Schrei-
ben vom 4. August 2010 dem Präsidenten des 
Deutschen Bundestages ein Evaluierungskonzept 
mit dem Hinweis vorgelegt, die Evaluierungsstudie 
bis Dezember 2011 vorzulegen und den Deut-
schen Bundestag um Zustimmung zur Einbezie-
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hung eines wissenschaftlichen Sachverständigen 
zu bitten. 

Mit Blick auf die unmittelbar bevorstehende gesetz-
lich vorgeschriebene Evaluierung des ATDG halte 
ich eine vorgezogene Evaluierung auf Landesebe-
ne für nicht sachgerecht; der Gesetzgeber hat sich 
bewusst für einen fünfjährigen Evaluationszeitraum 
entschieden. 

Dies vorangestellt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Das Instrument ATD ist ein sinnvoller Be-
standteil der nationalen Sicherheitsarchitektur. Die 
ATD versetzt die Sicherheitsbehörden in die Lage, 
wesentliche Informationen zu dem im ATDG ge-
nannten Personenspektrum kurzfristig und zielge-
richtet auszutauschen. Sie hat zur Intensivierung 
der Verdachtsgewinnung und somit zur Optimie-
rung des Informationsstandes der niedersächsi-
schen Sicherheitsbehörden geführt. 

Zu 2: Das gesetzgeberische Ziel besteht vor allem 
in der Intensivierung der Beobachtung und Be-
kämpfung des islamistischen Extremismus und 
Terrorismus durch eine Verbesserung des Informa-
tionsaustausches zwischen den Sicherheitsbehör-
den von Bund und Ländern. Somit ermöglicht die 
ATD einen jederzeitigen schnellen und zielgerich-
teten Zugriff auf bereits vorhandene Erkenntnisse 
der Sicherheitsbehörden, sodass Gefahrenhinwei-
se zeitnah bewertet und Ermittlungshandlungen 
unterstützt werden können. 

Welchen Anteil die Informationen aus der ATD an 
der Vermeidung von Straftaten aus dem Bereich 
internationaler Terrorismus bzw. Extremismus 
haben, ist bislang noch nicht explizit erhoben wor-
den. Die Fragestellung, inwieweit Treffer in der 
ATD z. B. zur Verhinderung einer Straftat oder zur 
Verhaftung eines Verdächtigen beigetragen haben, 
ist Teilaspekt der bevorstehenden Evaluierung. 

Zu 3: Mit Stand 3. Juni 2011 waren bundesweit 
18 280 Personendatensätze in der ATD gespei-
chert. Durch die Anlieferung der Daten aus den 
verschiedenen Systemen der Sicherheitsbehörden 
über eine automatisierte Schnittstelle können Dop-
pelanlieferungen und -speicherungen von Perso-
nen nicht vermieden werden. 

Eine Aussage zur Anzahl von Personen, die aus 
Niedersachsen kommen, ist den niedersächsi-
schen Behörden nicht möglich, da die durch nie-
dersächsische Sicherheitsbehörden gespeicherten 
Personen zu einem nicht unbeträchtlichen Anteil 
im übrigen Bundesgebiet oder Ausland wohnhaft 

sind und davon auszugehen ist, dass in gleicher 
Weise andere Sicherheitsbehörden Personen mit 
Wohnsitz in Niedersachsen in der ATD erfasst 
haben dürften. 

 

Anlage 13 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 16 der Abg. Petra Emmerich-Kopatsch 
(SPD) 

Weltkulturerbe Oberharzer Wasserwirtschaft 
- Strahlkraft für den Harz oder finanzielle Be-
lastung für die Kommunen? 

„Die positive Entscheidung der UNESCO ist ein 
Riesenerfolg für Niedersachsen als Antragstel-
ler. Die Aufnahme des größten seit dem Mittel-
alter weiter entwickelten montanen Wasserwirt-
schaftssystems der Welt ist eine berechtigte 
Auszeichnung für dieses Meisterwerk mensch-
licher Schöpfungskraft. Davon verspreche ich 
mir eine große Strahlkraft für den Harz“, so 
Niedersachsens Kulturministerin Professorin 
Dr. Johanna Wanka in einer Pressemitteilung 
vom 1. August 2010. 

Diese Strahlkraft wird allerdings durch finanziel-
le Probleme getrübt. Der Zuschuss der Samt-
gemeinde Oberharz zum Oberharzer Berg-
werksmuseum wird beispielsweise letztmalig für 
das Jahr 2011 toleriert, da er nach Auffassung 
des Innenministeriums gegen die im Rahmen 
der Bedarfszuweisungsverfahren geschlossene 
Zielvereinbarung verstößt. Die zukünftige Fi-
nanzierung des Museums - eine freiwillige Leis-
tung der Samtgemeinde - ist damit ungeklärt. 

Wie die Goslarsche Zeitung in ihrer Ausgabe 
vom 26. März 2011 berichtet, unterscheidet In-
nenminister Schünemann zwischen der reinen 
Erhaltung der Welterbestätten und deren touris-
tischer Nutzung. Die Erhaltung, so der Minister, 
sei eine Pflichtaufgabe der Kommunen, die tou-
ristische Nutzung Kür, d. h. eine freiwillige Leis-
tung. Welche Freiräume für die Finanzierung 
geschaffen werden könnten, ließ der Minister 
jedoch offen, so der Bericht der Zeitung. 

Die Einstufung der Vermittlung des UNESCO-
Weltkulturerbes „Bergwerk Rammelsberg, Alt-
stadt von Goslar und Oberharzer Wasserwirt-
schaft“ in den Aufgabenkreis der freiwilligen 
Leistungen verschärft die Konkurrenz in diesem 
ohnehin schmal bemessenen Haushaltsansatz 
der finanzschwachen Kommunen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie kann der Erhalt des Weltkulturerbes von 
der damit verbundenen musealen Aufbereitung 
und Vermittlung getrennt werden, und inwieweit 
ist es sinnvoll, kulturelle Stätten mit Weltgeltung 
mit öffentlichen Geldern zu erhalten, jedoch auf 
die museale Aufarbeitung und Vermittlung so-
wie die touristische Vermarktung zu verzichten? 
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2. Soll das Weltkulturerbe mit der Jugend-, 
Sport- und Vereinsförderung in den Kommunen 
konkurrieren, oder in welchen Bereichen könn-
ten nach Ansicht der Landesregierung „Frei-
räume“ zur Finanzierung der UNESCO-Welt-
erbestätte bei den Kommunen geschaffen wer-
den? 

3. In welchem Umfang wird sich das Land Nie-
dersachsen an der musealen Aufarbeitung und 
Vermittlung sowie der touristischen Vermark-
tung der auf Antrag des Landes Niedersachsen 
aufgenommenen UNESCO-Welterbestätte be-
teiligen? 

Die Samtgemeinde Oberharz bzw. deren Mitglieds-
gemeinden Bergstadt Altenau, Bergstadt Claus-
thal-Zellerfeld, Gemeinde Schulenberg im Ober-
harz und Bergstadt Wildemann sind seit mehreren 
Jahrzehnten aufgrund ihrer langjährigen äußerst 
eingeschränkten finanziellen Leistungsfähigkeit zur 
Vermeidung von Kassennotständen dauerhaft auf 
die Gewährung von Bedarfszuweisungen ange-
wiesen. In den Jahren 2002 bis 2010 sind an die 
Samtgemeinde Oberharz Bedarfszuweisungen in 
Höhe von rund 12,3 Millionen Euro geflossen, 
nachdem allein in den Jahren 1999 bis 2001 rund 
13,7 Millionen Euro zugewiesen wurden. In der 
Summe hat die Samtgemeinde Oberharz seit 1999 
Bedarfszuweisungen in einem Gesamtvolumen 
von rund 26 Millionen Euro erhalten. 

In eben diesem Zeitraum (1999 bis 2010) ist aber 
auch der Bestand der Liquiditätskredite, der im 
Wesentlichen auch die Defizitlage widerspiegelt, 
von rund 9 Millionen Euro auf 26,9 Millionen Euro 
angewachsen. Ohne die gewährten Bedarfszuwei-
sungen läge der über Liquiditätskredite zu finanzie-
rende Betrag am Ende des Jahres 2010 bei rund 
53 Millionen Euro. Allein diese Werte machen die 
dramatische Haushaltssituation, in der sich die 
Samtgemeinde Oberharz und ihre Mitgliedsge-
meinden befinden, mehr als deutlich. Der Samt-
gemeindebereich zählt rund 17 000 Einwohnerin-
nen und Einwohner mit abnehmender Tendenz. 

Bedarfszuweisungen sind im kommunalen Finanz-
ausgleich gesondert bereitgestellte Mittel, die vor-
ab der Schlüsselmasse entnommen werden. Seit 
2005 wird dieser von den Kommunen gespeiste 
„Solidarfonds“ anhand fester Kriterien an beson-
ders finanzschwache und besonders bedürftige 
Kommunen bewilligt. Die begünstigten Kommunen 
werden, um landesweit einheitliche Maßstäbe bei 
der Bedarfszuweisungsgewährung sicherstellen zu 
können, einer intensiven Haushaltsprüfung durch 
das Innenministerium unterzogen und haben ihren 
ernsthaften Willen zur Haushaltskonsolidierung in 
einer Zielvereinbarung zu dokumentieren. 

Die Bewertungen des Haushaltsgebarens antrag-
stellender Kommunen beziehen sich im Bedarfs-
zuweisungsverfahren auf nahezu alle Bereiche des 
kommunalen Handlungsspektrums. Hier werden 
die Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises 
ebenso erfasst wie pflichtige Selbstverwaltungs-
aufgaben oder eben auch die hier in Rede stehen-
den freiwilligen Leistungen. 

Unter „freiwilligen Leistungen“ sind alle nicht auf 
gesetzlichen Verpflichtungen beruhenden Leistun-
gen zu verstehen. Darunter fallen die Leistungen, 
die nicht gesetzlich verankert sind, und jene, die 
über die gesetzlichen Erfordernisse hinaus er-
bracht werden. Beispielweise obliegt nach dem 
Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz den Ge-
meinden, Landkreisen und den sonstigen Gemein-
deverbänden (beispielsweise Samtgemeinden) die 
besondere Pflicht, die ihnen gehörenden bzw. die 
von ihnen genutzten Kulturdenkmäler zu pflegen 
und sie „im Rahmen des Möglichen“ der Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen. Das Niedersächsi-
sche Denkmalschutzgesetz beschränkt die gesetz-
liche Verpflichtung, Kulturdenkmale instand zu 
halten, zu pflegen, vor Gefährdung zu schützen 
und, wenn nötig, instand zu setzen, weiterhin „auf 
den Rahmen der finanziellen Leistungsfähigkeit“. 
Leistungen, die oberhalb dieser gesetzlichen Min-
destanforderungen erbracht werden, gelten somit 
als freiwillig. 

Auch Kommunen, die dauerhaft auf die Gewäh-
rung von Bedarfszuweisungen angewiesen sind, 
dürfen in einem angemessenen Umfang Mittel für 
freiwillige Leistungen verausgaben. Als angemes-
sen gilt im Bedarfszuweisungsverfahren ein Anteil 
von rund 3 vom Hundert des ordentlichen Auf-
wands des kommunalen Haushaltes. In diesem 
finanziellen Leistungsrahmen können somit auch 
die Samtgemeinde Oberharz und ihre Mitglieds-
gemeinden freiwillige Aufgaben in eigener Zustän-
digkeit, Verantwortung und Prioritätensetzung 
wahrnehmen. 

Die aktive museale Aufbereitung und Vermittlung 
des Welterbes ist ein Auftrag, der sich aus dem 
Welterbestatus ergibt. Unter den vorgenannten 
Rahmenbedingungen sind diese Aufgaben dem 
freiwilligen Aufgabenspektrum zuzuordnen. Die 
Kommunen des Oberharzes wirken als Eigentümer 
oder Betreiber der Bergwerksmuseen und anderer 
Stätten, die als Bestandteile der Welterbestätte 
aufgelistet sind, daran mit. Die Landesregierung 
hat gemeinsam mit der kommunalen Ebene mit der 
„Stiftung UNESCO-Welterbe Harz“ die Vorausset-
zungen dafür geschaffen, die Kommunen bei ihrer 
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Arbeit zu unterstützen. Im Kuratorium der Stiftung 
sind sowohl die wichtigsten Kommunen als auch 
die Landesregierung durch Vertreter von MWK, 
MW und ML direkt vertreten. Das Stiftungskurato-
rium ist in seiner neuen Zusammensetzung am 
23. Juni 2011 zu seiner konstituierenden Sitzung 
zusammengetreten. 

Die Aufgabe der Stiftung ist es insbesondere, die 
museale, denkmalpflegerische und wissenschaftli-
che Förderung und Weiterentwicklung des  
UNESCO-Weltkulturerbes zu betreiben und die 
vorhandenen kulturhistorischen und kulturland-
schaftlichen Kompetenzen des niedersächsischen 
Harzes zusammenzuführen. 

Durch Bündelung und Effektivierung aller Kräfte 
der im niedersächsischen Harz tätigen kulturhisto-
rischen Einrichtungen soll dem außergewöhnlichen 
Stellenwert der Kulturlandschaft Harz im Verbund 
der bedeutendsten historischen Kulturlandschaften 
Europas Rechnung getragen, ihre Attraktivität im 
nationalen und internationalen Rahmen erhöht und 
dem Postulat der UNESCO nach angemessener 
Vermittlung einer Welterbestätte gegenüber der 
Weltöffentlichkeit entsprochen werden. 

Die Landesregierung erwartet, dass durch die Ar-
beit der Stiftung die Strahlkraft der Welterbestätte 
erhöht und die Entwicklung weiterer Angebote für 
die Besucherinnen und Besucher gefördert wird. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens 
der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Der substantielle Erhalt des Weltkulturerbes 
ist in jedem Falle eine sinnvolle Aufgabe; denn der 
Substanzerhalt ist die Grundlage für alle weiteren 
Aktivitäten. Bund, Land und Kommunen wirken bei 
dieser Aufgabe zusammen. Die vorgenannte Stif-
tung ist dazu das vorrangige Instrument, das auch 
der Kommunikation zwischen den dort vertretenen 
Kommunen und der Landesregierung dient. Aus 
dem Welterbestatus ergibt sich auch der weiterge-
hende Auftrag zur aktiven musealen Aufbereitung 
und Vermittlung des Welterbes. Das Land unter-
stützt schon bisher Kommunen durch Projektförde-
rungen bei der Entwicklung ihrer Museen. 

Zu 2: Das angeführte Beispiel des Oberharzer 
Bergwerksmuseums fällt, wie die übrigen genann-
ten Bereiche Jugend-, Sport- und Vereinsförde-
rung, in das freiwillig wahrgenommene Aufgaben-
spektrum der Kommune. Das Niedersächsische 
Ministerium für Inneres und Sport geht als oberste 
Kommunalaufsichtsbehörde davon aus, dass die 
Kommunen ihren Beitrag für die Erhaltung des 

Weltkulturerbes im Rahmen der ihnen obliegenden 
Prioritätensetzung angemessen leisten. Es obliegt 
darum der Verantwortung der kommunalpolitischen 
Akteure, im Rahmen der beschriebenen finanziel-
len Möglichkeiten zu entscheiden, welche freiwilli-
gen Einrichtungen durch kommunale Zuschüsse 
unterstützt werden und welche nicht. Gründe für 
einzelne Schwerpunktsetzungen im freiwilligen 
Bereich obliegen nicht der Überprüfung durch die 
Kommunalaufsicht. Dass sich mögliche Umschich-
tungen beispielweise zugunsten des Oberharzer 
Bergwerksmuseums im Ergebnis zulasten der 
übrigen freiwillig wahrgenommenen Aufgabenbe-
reiche auswirken können, liegt allerdings in der 
Natur der Sache. Dieser nahezu alltägliche Vor-
gang der Abwägung und Prioritätensetzung ent-
spricht dem kommunalen Selbstverwaltungsrecht 
und ist in seinen gegebenenfalls begrenzenden 
Auswirkungen der konkreten finanzpolitischen 
Situation geschuldet. 

Zu 3: Das Land beteiligt sich im Rahmen der vor-
genannten Stiftung an der musealen Aufarbeitung 
und Vermittlung. Darüber hinaus erhält das Muse-
um Erzbergwerk Rammelsberg als einer der zen-
tralen Bestandteile der Welterbestätte seit Jahren 
eine institutionelle Förderung durch das Land in 
Höhe von 773 000 Euro jährlich. 

Die Aufgabe der touristischen Vermarktung des 
Weltkulturerbes Oberharzer Wasserwirtschaft wird 
vom Harzer Tourismusverband (HTV) wahrge-
nommen. Die TourismusMarketing Niedersachsen 
GmbH (TMN) unterstützt den HTV durch die Inte-
gration der regional entwickelten Produkte in das 
Inlands- und Auslandsmarketing der TMN. 

 

Anlage 14 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 17 der Abg. Dr. Silke Lesemann und 
Markus Brinkmann (SPD) 

Ausbau des Stichkanals von der Schleuse 
Bolzum zum Hafen Hildesheim 

Im Rahmen der vom Bundesverkehrsministeri-
um geplanten Kategorisierung der Binnenwas-
serstraßen würde auch der von der Schleuse 
Bolzum nach Hildesheim führende Stichkanal 
künftig in das „Randnetz“ eingestuft. Hierdurch 
steht der geplante Ausbau des Stichkanals in-
frage, wie die Hannoversche Allgemeine Zei-
tung am 15. Juni 2011 berichtete. 

In den Jahren 2007 bis voraussichtlich 2011 
sollen insgesamt ca. 60 Millionen Euro in den 
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Ausbau der im Jahre 1926 erbauten Schleuse 
Bolzum investiert werden, um sie für die Pas-
sage von modernen Großgütermotorschiffen 
u. a. zum Hafen Hildesheim nutzbar zu ma-
chen. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Welche Erkenntnisse bestehen zur Fortfüh-
rung bzw. zur Einstellung des Stichkanalaus-
baues? 

2. Aufgrund welcher Datenbasis und welcher 
Annahmen wurde der Ausbau der Schleuse be-
trieben, und wie wurde die Validität der dem 
Ausbau zugrunde liegenden Aussagen geprüft? 

3. Im Falle, dass der Stichkanal nicht ausge-
baut werden sollte: Bleiben die Brücken über 
den Stichkanal erhalten? 

Der Ausbau von Wasserstraßen ist Aufgabe des 
Bundes nach Wasserstraßengesetz. Für den Aus-
bau des Mittellandkanals und seiner Stichkanäle 
besteht ein Regierungsabkommen zwischen dem 
Bund und den Ländern Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Hamburg und Bremen aus dem Jahre 
1965. Hierin wird die Mitfinanzierung der Länder 
mit einem Drittel der Ausbaukosten geregelt. Wäh-
rend der Ausbau des Hauptkanals bis zur Elbe 
weitgehend abgeschlossen ist, stehen die Aus-
bauarbeiten an den Stichkanälen zum Teil noch 
aus. 

Die Diskussion um die Netzkategorisierung und die 
Reform der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes sind noch im Gange, eine abschlie-
ßende Entscheidung ist seitens des Bundes noch 
nicht getroffen worden. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Nach Auskunft des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) wer-
den begonnene Vorhaben zu Ende geführt. Nach 
hiesiger Auffassung trifft dieses auf den Ausbau 
des Stichkanals nach Hildesheim zu. 

Nach Auskunft der örtlich zuständigen Wasser- 
und Schifffahrtsdirektion Mitte wird der Ausbau der 
Kanalstrecke zurzeit geplant. 

Zu 2: Die alte Schleuse Bolzum (82 x 12 m) wurde 
1927 dem Verkehr übergeben. Die umfangreichen 
Bauwerksschäden zeigen, dass das Ende der 
Lebensdauer erreicht ist. Ein Ersatz ist daher zwin-
gend notwendig. 

Gesamtwirtschaftliche Untersuchungen (Planco, 
ISL: 2003) weisen nach, dass für den Verkehr von 
139 m langen Schubverbänden und 135 m langen 
Einzelfahrern (ÜGMS; übergroßes Großmotorgü-

terschiff) - jeweils mit einer Breite von 11,45 m - 
das beste Resultat erreicht wird. Diese Schiffsty-
pen sollen die Häfen am Mittellandkanal und an 
seinen Stichkanälen erreichen können. 

Im Rahmen der Entwurfsaufstellung zum Neubau 
der Schleuse Bolzum wurde auf Basis der  
PLANCO-Prognose 2010 ein Schleusenneubau 
mit den Abmessungen 139 m x 12,50 m als wirt-
schaftlich ermittelt.  

Die Berücksichtigung des ÜGMS als Bemessungs-
schiff wurde vom Bund mit den Finanzierungspart-
nern sowohl für den Schleusenneubau als auch für 
den Streckenausbau abgestimmt. 

Zu 3: Den Stichkanal Hildesheim kreuzen elf Stra-
ßenbrücken:  

- Vier dieser Brücken sind bereits erneuert und 
ermöglichen den Streckenausbau.  

- Vier weitere Brücken sollen ersatzlos entfallen, 
da das Verkehrsbedürfnis nicht gegeben ist und 
benachbarte Alternativquerungen möglich sind.  

- Drei Brücken werden neu gebaut, für zwei 
(K 522, L 467) davon wurde das Planfeststel-
lungsverfahren im Juni bereits eröffnet. 

Sollte der Stichkanal nicht ausgebaut werden, 
bleiben die bis zu 90 Jahre alten Brücken so lange 
in Benutzung, wie es der bauliche Zustand erlaubt. 
Anschließend würde dann für die vier Brücken ein 
ersatzloser Abriss auf Grundlage eines Planfest-
stellungsverfahrens und für die drei Brücken ein 
Ersatz in alter Lage und in alten Abmessungen 
angestrebt. 

 

Anlage 15 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 18 der Abg. Renate Geuter (SPD) 

Neuregelung bei der Fahrtkostenerstattung 
für die Nutzung von Fahrzeugen im Rahmen 
der ESF-Landesprojekte - Welche Folgen hat 
dies für Jugendwerkstätten und Pro-Aktiv-
Center im ländlichen Raum? 

Mit Erlass vom 7. Dezember 2010 hat das nie-
dersächsische Wirtschaftsministerium die Er-
stattung von Kosten für Fahrzeuge, die im 
Rahmen von ESF-Projekten genutzt werden, 
neu geregelt. Danach soll eine Abrechnung nur 
noch nach den Bestimmungen des Bundesrei-
sekostengesetzes mit einer Wegstreckenent-
schädigung von 0,30 Euro je Kilometer zurück-
gelegter Strecke möglich sein. Es ist nicht mehr 
wie bisher möglich, die tatsächlich entstande-
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nen Kosten geltend zu machen. Diese Neure-
gelung führt sowohl aus wirtschaftlichen als 
auch aus verfahrenstechnischen Gründen ge-
rade für die Jugendwerkstätten und Pro-Aktiv-
Center in der Fläche zu besonderen Proble-
men. 

Die Richtlinie zum Jugendwerkstattprogramm 
verlangt die Realisierung eines „betriebsnahen 
Konzeptes“. Zur Erfüllung dieser Vorgaben hal-
ten die Jugendwerkstätten eine professionelle 
Werkstattausstattung vor, um die Kundenauf-
träge von gemeinnützigen Einrichtungen und 
privaten Kunden erfüllen zu können. Neben 
Maschinen und Werkzeugen werden aber auch 
Transportmittel benötigt, um mit den Teilneh-
mern Materialeinkäufe zu erledigen, Produkte 
auszuliefern oder um auf Baustellen und an 
Einsatzorte zu fahren. 

Die Richtlinie und die Qualitätsanforderungen 
für Pro-Aktiv-Center sehen u. a. aufsuchende 
Arbeit vor. Hierfür werden oft extra dafür be-
schaffte Fahrzeuge benutzt, die auch für ge-
meinsame Aktivitäten mit Teilnehmern verwen-
det werden. 

In den Jugendwerkstätten und Pro-Aktiv-Center 
kommen in der Regel also nicht die üblichen 
Personenkraftwagen zum Einsatz, sondern 
Kleinbusse, Doppelkabinenpritschenwagen und 
Anhänger, sodass die Regelungen des Bundes-
reisekostengesetzes für diesen Bereich wenig 
zutreffend sind. 

Mit der neuen Regelung können anfallende 
Transportmittelkosten im ländlichen Raum zu-
künftig regelmäßig nicht mehr vollständig ge-
deckt werden, weil der höhere Kostenaufwand 
für erforderliche Kleinbusse nicht berücksichtigt 
ist, die Durchführung der Fahrten in der Regel 
mit mehreren Personen nicht erfasst wird und 
der Einsatz von Anhängern zusätzlich zu den 
Fahrzeugen keine Berücksichtigung findet. 

Es stellt sich auch die Frage, ob die Kontrolle 
von Fahrtenbüchern für die NBank nicht min-
destens so aufwendig ist wie das bisherige Ver-
fahren. So sind für die Abrechnung von zwei 
Fahrzeugen inklusive Anhänger für eine Ju-
gendwerkstatt bei vernünftiger Organisation in 
der Vergangenheit nicht mehr als 30 Belege pro 
Jahr angefallen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Gründe haben die Landesregierung 
bewogen, die bisherige Regelung der Erstat-
tung der tatsächlichen Kosten für genutzte 
Fahrzeuge in Jugendwerkstätten und Pro-Aktiv-
Center aufzugeben, obwohl der Verwaltungs-
aufwand für das neue Verfahren nicht deutlich 
reduziert wird? 

2. Wie sollen die Jugendwerkstätten und Pro-
Aktiv-Center in ländlichen Bereichen die Defizi-
te, die ihnen durch die Neuregelung der Fahrt-
kosten entstehen, nach Ansicht der Landesre-
gierung ausgleichen? 

3. Werden die von den Trägern der Jugend-
werkstätten und der Pro-Aktiv-Center über das 
AG-Verfahren (Arbeitsgruppe, der Vertreter al-
ler beteiligten Institutionen angehören) in einem 
Positionspapier Anfang 2011 eingebrachten 
Bedenken im Rahmen einer Veränderung des 
Erlasses Berücksichtigung finden und, falls 
nein, warum nicht? 

Das Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr ist in seiner Rolle als Verwal-
tungsbehörde für den ESF und EFRE in Nieder-
sachsen bemüht, die Strukturfondsförderung für 
alle Beteiligten so handhabbar und einfach wie 
möglich zu gestalten und Fehlerquellen möglichst 
von vornherein auszuschließen. Aus diesem 
Bestreben heraus wurden in dieser Förderperiode 
beispielsweise für den ESF Pauschalen für die 
zuvor sehr aufwendigen und fehleranfälligen Be-
reiche der indirekten Ausgaben und der Arbeitslo-
sengeldleistungen eingeführt. Diese Vereinfachun-
gen haben wesentlich dazu beigetragen, das EU-
Förderverfahren zu entbürokratisieren, und haben 
damit zu Entlastungen bei Zuwendungsempfän-
gern und NBank geführt. 

Dieses Ziel einer Vereinfachung und Entbürokrati-
sierung verfolgt auch der hier angesprochene Er-
lass des Niedersächsischen Ministeriums für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr vom 7. Dezember 2010 
zur Anerkennung von Reisekosten auf Basis der 
Wegstreckenentschädigung des BRKG im Bereich 
des ESF und EFRE. Um eine größtmögliche Wir-
kung zu erzielen, betrifft dieser Erlass alle ESF- 
und EFRE-geförderten Projekte in Niedersachsen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: In vielen ESF- und EFRE-Förderprogrammen 
besteht die Möglichkeit, Reise- bzw. Dienstreise-
kosten als zuwendungsfähige Ausgaben anzuer-
kennen. Im Rahmen von Prüfungen -insbesondere 
im ESF - wurde jedoch festgestellt, dass die Aus-
gaben für Reisekosten stark variierten. Teilweise 
wurden dabei die tatsächlichen Ausgaben in 
Rechnung gestellt, während in anderen Fällen die 
gewährten Wegstreckenentschädigungen zwi-
schen 20 und 30 Cent je gefahrenem Kilometer 
variierten. Insgesamt erwies sich insbesondere die 
Abrechnung für Kfz auf Grundlage einer „Vollkos-
tenrechnung“ als unverhältnismäßig aufwendig 
und fehleranfällig.  

Insbesondere im ESF-Bereich führte diese unein-
heitliche Abrechnungspraxis zu Unregelmäßigkei-
ten, auf welche die ESF-Prüfbehörde im Rahmen 
der von ihr durchgeführten Vorhabenprüfungen 
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aufmerksam wurde. Aufgrund der damit verbunde-
nen Fehlerquote regte die ESF-Prüfbehörde eine 
Änderung des Verfahrens an. Diese Anregung 
wurde von der ESF-Verwaltungsbehörde bei der 
Einführung des hier angesprochenen Verfahrens 
aufgegriffen. Dabei wurde insbesondere den bis-
her aufgetretenen Problemen Rechnung getragen. 

Ziel der seinerzeitigen Neuregelung war es, eine 
einheitliche Regelung sowohl für trägereigene als 
auch für nicht trägereigene Fahrzeuge herzustel-
len, um damit für alle Beteiligten das Regelwerk zu 
vereinfachen und Fehlerquellen zu minimieren. 

Bei der Bemessung des einheitlichen Entschädi-
gungssatzes von 30 Cent je gefahrenem Kilometer 
wurde der nach dem Bundesreisekostengesetz 
mögliche Höchstsatz für Wegstreckenentschädi-
gungen (§ 5 BRKG) zugrunde gelegt. 

Zuwendungsrechtliche Voraussetzung für die Ge-
währung der Wegstreckenentschädigung ist je-
doch sowohl bei trägereigenen als auch bei nicht 
trägereigenen (z. B. privaten) Kfz, dass der Grund 
der Fahrt in unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem geförderten Projekt steht. Bei trägereigenen 
Fahrzeugen kann dieser Nachweis faktisch nicht 
anders gelingen als durch die Vorlage von Fahr-
tenbüchern. Für die Nutzung nicht trägereigener, 
z. B. privater Kfz sieht der Erlass vom 7. Dezember 
2010 alternativ die Vorlage einer Reisekostenab-
rechnung vor. 

Nach Auskunft der NBank konnte der Prüf- und 
Nachweisaufwand seit Einführung der Fahrtenbü-
cher deutlich reduziert werden. Zwar bringt auch 
die Überprüfung der Fahrtenbücher einen gewis-
sen Verwaltungsaufwand mit sich. Im Vergleich zu 
den umfangreichen Belegen, die bei einer Vollkos-
tenrechnung zu prüfen sind, ist aber eine ent-
scheidende Vereinfachung und Entlastung auch 
der Zuwendungsempfänger eingetreten. Zudem 
wird das neue Verfahren allgemein als besonders 
transparent anerkannt, da der einheitliche Ent-
schädigungssatz komplizierte Berechnungen von 
vornherein ausschließt und so die Berechnung der 
Reisekosten einfach und nachvollziehbar macht. 
Diese Vereinfachung kommt insbesondere den 
Trägern bzw. den Zuwendungsempfängern zugute 
und reduziert das Risiko einer Rückforderung von 
EU-Mitteln durch die Europäische Kommission 
erheblich. 

Zu 2: Der Großteil der ESF- und EFRE-geförderten 
Projektträger begrüßt die vorgenommene Neure-
gelung. 

Wie immer bei der Einführung von Pauschalen gibt 
es jedoch, trotz einer breiten Zustimmung, einzelne 
Zuwendungsempfänger, die eine derartige allge-
meinverbindliche Lösung kritisch beurteilen. Hier 
ist es Aufgabe der Landesregierung, unter Gerech-
tigkeitsaspekten eine Gleichbehandlung aller Zu-
wendungsempfänger sicherzustellen. 

Zu 3: Bei der erwähnten AG handelt es sich um 
eine kontinuierlich tagende Arbeitsgruppe, welche 
seit 2008 besteht und sich aus repräsentativen 
Vertreterinnen und Vertretern der Jugendwerkstät-
ten und Pro-Aktiv-Centren sowie Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der NBank zusammensetzt. We-
der das Wirtschaftsministerium noch das zuständi-
ge Fachressort im Sozialministerium nehmen an 
den Sitzungen dieses Gremiums teil. Gleichwohl 
hat sich die ESF-Verwaltungsbehörde bei der Er-
stellung des Änderungserlasses vom 20. April 
2011 mit dem im Kontext dieser Arbeitsgruppe 
erstellten Positionspapier intensiv auseinanderge-
setzt. Eine vollständige Übernahme der dort dar-
gestellten Positionen war jedoch aus den unter 
den Ziffern 1 und 2 ausgeführten Gründen nicht 
möglich. Gleichwohl wurden mit diesem aktuellen 
Änderungserlass weitere Verfahrensvereinfachun-
gen eingeführt. Dabei wurden insbesondere die 
Anforderungen an die zu führenden Fahrtenbücher 
für Kfz des Zuwendungsempfängers (trägereigene 
Fahrzeuge) gelockert. So müssen z. B. zukünftig 
Namen und Anzahl der Beifahrer nicht mehr ange-
geben werden. Eine weitere Änderung des Erlas-
ses ist derzeit nicht beabsichtigt. Sollten sich zu-
künftig entsprechende Notwendigkeiten ergeben, 
wird die Landesregierung die entsprechenden 
Veränderungen einleiten. Zurzeit sind derartige 
Notwendigkeiten jedoch nicht absehbar. 

 

Anlage 16 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 19 der Abg. Brigitte Somfleth und Silva See-
ler (SPD) 

Konsequenzen aus der Förderung des Frau-
enanteils in niedersächsischen Polizeiin-
spektionen 

Die Polizeiinspektion (PI) Harburg verfügt bei 
einer Gesamtzahl von über 390 Polizeivoll-
zugsbeamten über einen Frauenanteil von 
30,26 % (118 Frauen). 63,56 % (75 Beamtin-
nen) besetzen einen Dienstposten im Einsatz- 
und Streifendienst (ESD) einer 24-Stunden-
Dienststelle; dies entspricht 41,9 % aller vor-
handenen Dienstposten in den Einsatz- und 
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Streifendiensten Buchholz, Seevetal und Win-
sen. Somit sind fast ein Drittel aller Polizeivoll-
zugsbeamten der PI Harburg Frauen, und fast 
zwei Drittel dieser weiblichen Bediensteten der 
PI Harburg versehen ihren Dienst in einem 24-
Stunden-Einsatz- und -Streifendienst. 

Besonders für junge Frauen besitzt die Verein-
barkeit von Beruf und Familie einen hohen Stel-
lenwert. Aber auch einzelne Männer arbeiten 
aus familiären Gründen in Teilzeit. In der PI 
Harburg arbeiten zum Stichtag 1. Mai 2011 in 
absoluten Zahlen 28 Beamtinnen und Beamte 
in Teilzeit, neun Beamtinnen nehmen Urlaub 
ohne Bezüge bzw. Elternzeit auf Null-Stunden-
Basis in Anspruch, sechs Beamtinnen befinden 
sich in Mutterschutz und weitere fünf Beamtin-
nen sind schwanger. Da während der Schwan-
gerschaft die Beamtinnen nur noch Innendienst 
versehen und keine Nachtschicht und keinen 
Wochenenddienst verrichten dürfen, ergeben 
sich für die PI Harburg aus den vorangestellten 
Zahlen große personelle Engpässe, für die bei 
der derzeitigen Regelung nicht zeitnah Abhilfe 
geschaffen werden kann. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie hoch ist der Frauenanteil in den anderen 
Polizeiinspektionen in Niedersachsen? 

2. Plant die Landesregierung einen zusätzli-
chen Versetzungstermin neben dem landeswei-
ten Versetzungstermin 1. Oktober, um perso-
nelle Engpässe in einzelnen Einsatz- und Strei-
fendiensten zeitnah ausgleichen zu können? 

3. Welche Maßnahmen plant die Landesregie-
rung, um die personellen Engpässe in der PI 
Harburg auszugleichen? 

Der demografische Wandel stellt nicht nur Gesell-
schaft, Politik und Wirtschaft, sondern auch die 
Polizei vor neue Herausforderungen. Die Anzahl 
der Personen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
steht, wird in Zukunft deutlich abnehmen, die Be-
werberstruktur wird sich stark verändern. Der 
Wandel beinhaltet aber nicht allein diese demogra-
fischen Veränderungen, sondern ist weit umfas-
sender. So erstreckt er sich auch auf ein veränder-
tes Rollenverständnis von Männern und Frauen 
sowie den Anspruch, Beruf und Privatleben erfolg-
reich miteinander in Einklang zu bringen. In der 
Überzeugung, dass diese demografischen Verän-
derungen im Personalbereich der Polizei nur dann 
erfolgreich zu meistern sind, wenn die Herausfor-
derungen und Notwendigkeiten von den Füh-
rungskräften und den Beschäftigten aktiv gestaltet 
werden, richtet die niedersächsische Polizei im 
Rahmen eines ganzheitlichen Personalmanage-
ments gezielt den Blick auf die Förderung des 
Frauenanteils sowie die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie. 

Frauen sind unverzichtbarer Bestandteil und gehö-
ren zum Selbstverständnis der modern und zu-
kunftsfähig aufgestellten niedersächsischen Poli-
zei. Die Einstellung von Frauen in die Kriminalpoli-
zei war in Niedersachsen seit Anfang der 50er-
Jahre möglich. Im Bereich der Schutzpolizei erfolg-
te erstmals 1981 die Einstellung von Frauen, wobei 
bis 1990 die Einstellungsquote auf maximal 25 % 
beschränkt war. Niedersachsen war dabei das 
erste Flächenland, das nach einem Modellversuch 
Frauen in die Schutzpolizei eingestellt hat. Nach 
Aufhebung der Quotierung bewegt sich der Frau-
enanteil an den Neueinstellungen im Bereich von 
ca. 30 bis knapp 50 %. Hierdurch erhöht sich kon-
tinuierlich der Frauenanteil innerhalb der nieder-
sächsischen Polizei. Lag er beispielsweise im Jahr 
1995 noch bei rund 7 %, beträgt er aktuell rund 
21 %; der Anteil dürfte sich bei einer in etwa gleich 
bleibenden Entwicklung der Neueinstellungen bis 
zum Jahr 2020 auf ca. 30 % erhöhen.  

Diese Veränderungen in der Personalstruktur stel-
len die niedersächsische Polizei - wie andere Ar-
beitgeber auch - vor neue Herausforderungen. Ins-
besondere die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
ist ein nicht zu unterschätzendes Argument im 
Rahmen einer zu treffenden Berufsentscheidung 
und für eine Bindung an die Organisation - dies gilt 
auch für die Polizei. Hier geht es darum, die nötige 
Akzeptanz der Vereinbarkeit von dienstlichen Not-
wendigkeiten und persönlich-privaten Bedürfnissen 
weiter zu steigern, um dadurch eine Balance zwi-
schen Arbeits- und Berufsleben sicherzustellen. 
Frauen, aber auch Männer in der Polizei sollen 
sich eben nicht zwischen Familie und Beruf ent-
scheiden müssen. Derzeit befinden sich rund 25 % 
der Beamtinnen, aber auch rund 2 % der Beamten 
in Teilzeit oder Freistellung. Diesem Umstand trägt 
die Polizei Niedersachsen u. a. dadurch Rech-
nung, dass die damit verbundene Abwesenheitsra-
te als ein Parameter zur Berechnung der Einstel-
lungszahlen für die Polizei zugrunde liegt und so 
vorausschauend in den landesweiten Nachersatz 
eingeplant wird. 

Mit dem Ziel, die Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie in der Gesamtorganisation zu verbessern und 
insbesondere die Erfordernisse der polizeilichen 
Aufgabenwahrnehmung mit den familiären Le-
bensphasen der Beschäftigten noch besser in 
Einklang zu bringen, ist die Polizei Niedersachsen 
bereits seit dem Jahr 2008 ein von der berufund-
familie gGmbH der Hertie-Stiftung zertifiziertes 
Unternehmen. Auf der Basis einer Vielzahl von 
Maßnahmen, die im Rahmen des Zertifizierungs-
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verfahrens entwickelt worden sind, werden in den 
Dienststellen konkrete Schritte zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie realisiert. Dabei reicht das 
Spektrum der eingeführten Maßnahmen von der 
Nutzung eines Leitfadens zur Planung von famili-
enbedingten Auszeiten über die Verfügbarkeit von 
Eltern-Kind-Zimmern bis hin zu regionalen Ange-
boten von Kinder-, Kinderferien- und Notfallbetreu-
ungen und der Kooperation mit anderen familien-
bewussten Unternehmen. 

Um diesen Prozess nachhaltig zu gestalten, hat 
sich die Polizei Niedersachsen im ersten Halbjahr 
2011 erfolgreich dem Verfahren zur Re-Auditierung 
zum Audit berufundfamilie gestellt und erneut das 
Zertifikat erhalten. Neben der Fortführung bisheri-
ger Maßnahmen wurde im Rahmen dieser Re-
Auditierung ein inhaltlicher Schwerpunkt im Be-
reich der beruflichen Entwicklung und Karriere für 
Beschäftigte mit Familienaufgaben gesetzt. Die 
Polizei wird hier vor dem Hintergrund der sich ver-
ändernden Personalstruktur neue und kreative 
Modelle entwickeln und organisatorische Rahmen-
bedingungen schaffen, damit Aufgaben, Sachbe-
arbeitung und Führung verstärkt auch in Teilzeit 
ausgeübt werden können, ohne dass dies als eine 
„Belastung“ für die Dienststelle und die Kollegin-
nen und Kollegen vor Ort angesehen wird. Hierbei 
spielt auch die Förderung der Akzeptanz von Teil-
zeitbeschäftigung im Allgemeinen eine große Rol-
le. Die Organisation des Dienstbetriebes wird 
durch den zu erwartenden steigenden Anteil von 
Teilzeitbeschäftigten in den Behörden, Dienststel-
len und Organisationseinheiten die Polizei in den 
nächsten Jahren vor wachsende Herausforderun-
gen stellen. Hierfür erweiterte Lösungen und pas-
sende Modelle zu entwickeln, ist eine Kernzielset-
zung im Rahmen des aktuellen Audits. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Der Frauenanteil (Polizeivollzug) in den Poli-
zeiinspektionen stellt sich wie folgt dar: 

 
Frauenanteil in % 
(gerundet) 

PI Braunschweig 15,5 % 

PI Gifhorn 12,2 % 

PI Goslar 11,5 % 

PI Salzgitter/Peine/Wolfenbüttel 14,5 % 

PI Wolfsburg / Helmstedt 17,0 % 

PI Göttingen 15,0 % 

 
Frauenanteil in % 
(gerundet) 

PI Hameln-Pyrmont/Holzminden 15,5 % 

PI Hildesheim 15,4 % 

PI Nienburg/Schaumburg 21,2 % 

PI Northeim/Osterode 10,4 % 

PI Burgdorf 26,8 % 

PI Garbsen 27,1 % 

PI Hannover-Mitte 23,9 % 

PI Hannover-Ost 29,0 % 

PI Hannover-Süd 26,8 % 

PI Hannover-West 26,5 % 

PI Celle 24,2 % 

PI Harburg 29,8 % 

PI Lüneburg/Lüchow-Dannen-
berg/Uelzen 20,4 % 

PI Rotenburg 23,9 % 

PI Soltau-Fallingbostel 20,4 % 

PI Stade 18,0 % 

PI Cloppenburg/Vechta 15,4 % 

PI Cuxhaven/Wesermarsch 19,7 % 

PI Delmenhorst/Oldenburg-Land 20,7 % 

PI Diepholz 22,1 % 

PI Oldenburg-Stadt/Ammerland 19,4 % 

PI Verden/Osterholz 23,7 % 

PI Wilhelmshaven/Friesland 18,3 % 

PI Aurich/Wittmund 17,7 % 

PI Emsland/Grafschaft Bentheim 12,5 % 

PI Leer/Emden 15,5 % 

PI Osnabrück 15,4 % 

Zu 2: Nein. Die Verteilung von Planstellen und die 
jährliche Berechnung des Personalnachersatzes 
erfolgen in einem mit den Polizeibehörden abge-
stimmten und konsensualen Verfahren jeweils zum 
Stichtag 1. Oktober eines Jahres. Die Berechnun-
gen beziehen sich auf eine Verteilung der zur Ver-
fügung stehenden Stellen auf die Ebene der Poli-
zeibehörden. Die Personalverteilung innerhalb der 
Polizeidirektionen erfolgt in Anlehnung an das 
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Konzept eigenverantwortlich durch diese. Die Zu-
ordnung von Personal zu konkreten Aufgaben 
bzw. Tätigkeiten erfolgt erst auf Ebene der Polizei-
inspektionen, also dort, wo spezifische Anforde-
rungen bekannt sind und die polizeiliche Verant-
wortung mit entsprechenden Gestaltungsmöglich-
keiten wahrzunehmen ist. Diese Verteilung auf die 
Ebene der Behörden hat sich bewährt. Sie versetzt 
die Polizeidirektionen in die Lage, den Einsatz der 
personellen Ressourcen eigenverantwortlich zu 
steuern und insbesondere regionale und örtliche 
Besonderheiten im eigenen Regelungskreis an-
gemessen berücksichtigen zu können. 

Im Kontext der Fragestellung ist von besonderer 
Bedeutung, dass in den jährlichen Personalaus-
gleich zwischen den Polizeidirektionen neben den 
Personalabgängen aufgrund von Ruheständen 
auch weitere bekannte Veränderungen einbezo-
gen werden. So werden auch die zwischenzeitli-
chen bzw. bereits absehbar zukünftigen Verände-
rungen durch Beurlaubungen, Elternzeit oder Teil-
zeit erhoben und in die Planungen einbezogen. So 
wird sichergestellt, dass sich unterjährige Verände-
rungen zwischen den Nachersatzterminen nicht 
signifikant auswirken können. Das Verfahren ins-
gesamt gewährleistet auf diese Weise, dass eine 
Benachteiligung einer Behörde mit einem z. B. 
hohen Anteil an Teilzeitbeschäftigten oder aus 
familiären Gründen Abwesenden nicht eintreten 
kann. 

Nach Mitteilung der PD Lüneburg erfolgt die be-
hördeninterne Personalverteilung entsprechend 
nach einem vergleichbaren und im Einvernehmen 
mit den Inspektionsleitern erstellten Verfahren. Die 
Verteilung erfolgt nach Vollzeiteinheiten, sodass 
Teilzeitbeschäftigungen nur anteilig angerechnet 
werden und nicht zu Nachteilen bei der Personal-
zuweisung führen. Sofern gleichwohl durch nicht 
vorhersehbare Personalveränderungen unterjährig 
Ungleichgewichte in der Belastung einzelner 
Dienstellen auftreten sollten, kann in Verantwor-
tung der Behörden durch interne Personalsteue-
rung für einen Ausgleich Sorge getragen werden. 
Dazu ist die Behörde mit ihren rund 2 300 Voll-
zugsbeamtinnen und -beamten angemessen auf-
gestellt und in der Lage. 

Zu 3: Siehe Vorbemerkungen sowie Ausführungen 
zu 2. 

 

 

 

Anlage 17 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 20 der Abg. Daniela Behrens, Dr. Gab-
riele Andretta, Dr. Silke Lesemann, Matthias Möh-
le, Jutta Rübke, Wolfgang Jüttner, Wolfgang Wulf 
und Andrea Schröder-Ehlers (SPD) 

Künstlerförderung: Wann werden in Lüne-
burg die versprochenen Stipendiatenplätze 
geschaffen? 

Die Landesregierung hat im Jahr 2009 die 
Künstlerförderung in Worpswede eingestellt, 
um ab 2010 ein geändertes Konzept an der 
Leuphana Universität in Lüneburg durchzufüh-
ren. Versprochen wurde ein modernes Konzept, 
das junge Künstlerinnen und Künstler fördert, 
eine bessere Vernetzung zur Kulturwissen-
schaft herstellt und die regionale Kreativwirt-
schaft am Standort Lüneburg beflügelt. Die Re-
alisierung und der Start dieses Konzeptes ste-
hen nunmehr seit 18 Monaten aus. 

Neu ins Leben gerufen worden ist zwischenzeit-
lich ein Programm zur Künstlerförderung an der 
Hochschule für Bildende Künste in Braun-
schweig. In dem im Jahr 2009 vorgestellten 
neuen Konzept zur Künstlerförderung in Nie-
dersachsen war es nicht vorgesehen. Eine Ver-
netzung mit Lüneburg ist - laut Pressemitteilung 
„Braunschweig Projects“ vom 8. April 2011 des 
Niedersächsischen Ministeriums für Wissen-
schaft und Kultur - nicht erkennbar. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie viele Stipendiaten sind inzwischen an 
der Leuphana Universität in Lüneburg für wel-
chen Zeitraum aufgenommen worden? 

2. Welche Atelier- und Ausstellungsräume sind 
inzwischen in Lüneburg geschaffen worden? 

3. Welche Vernetzung gibt es mit der jüngst ins 
Leben gerufenen Künstlerförderung an der 
Hochschule für Bildende Künste in Braun-
schweig? 

Ziel der niedersächsischen Kulturpolitik sind der 
Erhalt einer vielfältigen Kulturlandschaft und die 
Förderung sowohl von Kunstproduktion als auch 
einer möglichst breiten gesellschaftlichen Ausein-
andersetzung mit und durch Kunst. Die Künstler-
förderung im Bereich der bildenden Kunst erfolgte 
bislang hauptsächlich durch die Vergabe von orts-
gebundenen und ortsungebundenen Stipendien. 
Aber auch die Förderung von Ausstellungen, z. B. 
über die Unterstützung der Jahresprogramme nie-
dersächsischer Kunstvereine, die damit einherge-
hende Produktion von Kunstwerken und Vermitt-
lung der zeitgenössischen Kunst in den Kunstver-
einen, stellen einen wichtigen Teil der Förderung 
von Kunst und Künstlern dar. 
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Mit der Neukonzeption der Künstlerförderung ver-
folgt das Land Niedersachsen verschiedene Ziele: 
Es will jungen Künstlerinnen und Künstlern ein 
anregendes Arbeitsumfeld und die Begegnung mit 
international vernetzten Kulturakteuren bieten, es 
möchte den Künstlerinnen und Künstlern eine An-
bindung an akademische Diskurse ermöglichen, 
und es möchte die Erprobung neuer Formen der 
Kunstproduktion fördern. 

Neben der klassischen Form der Künstlerförderung 
in Form von ortsungebundenen Stipendien und 
Aufenthaltsstipendien will das Land Niedersachsen 
auch andere Formen der Künstlerförderung etab-
lieren. 

An der HBK Braunschweig werden bereits Aufent-
haltsstipendien in den Bereichen der bildenden 
Kunst und der Klangkunst vergeben. Die Stipendi-
aten realisieren während ihres Aufenthaltes in 
Braunschweig ein künstlerisches Vorhaben, das 
am Ende der Stipendiumszeit präsentiert wird. 

Die Stipendiaten haben an der HBK Braunschweig 
die Möglichkeit, u. a. über ein Stipendiatenkolloqu-
ium an dem akademischen Betrieb teilzunehmen 
und sich zu vernetzen. 

Im Rahmen des Künstlerförderprogramms an der 
Leuphana Universität Lüneburg wird eine Ausein-
andersetzung mit digitaler Kunst stattfinden. Digita-
le Kunst steht nicht nur für eine neue Ästhetik, 
sondern vor allem auch für andere Formen der 
Kunstproduktion, des Vertriebs und der Vermitt-
lung. Das Programm, das neue Formen der Künst-
lerförderung erproben soll, wird sich eher im Kon-
text der Produktionsförderung und da besonders 
der Bereitstellung von Produktions- und Distributi-
onsplattformen bewegen. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens 
der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1 und 2: An der Leuphana Universität Lüneburg 
befindet sich derzeit das Konzept in der Planungs-
phase. Für den Herbst ist ein Symposium vorge-
sehen, das unter Einbindung international aner-
kannter Experten die Umsetzung des Künstlerför-
derprogrammes an der Leuphana Universität Lü-
neburg kompetent begleiten wird. Im Zuge der 
Planung wird auch die Anzahl der zu fördernden 
Künstlerinnen und Künstler mit den jeweiligen För-
derperioden benannt. Entsprechend der beabsich-
tigten künstlerischen Auseinandersetzung im Be-
reich der digitalen Kunst wird geprüft, in welcher 
Form und in welchem Umfang Atelier- und Ausstel-

lungsräume für diese Kunstform einbezogen wer-
den. 

Zu 3: Die Künstlerförderprogramme an der HBK 
Braunschweig und der Leuphana Universität Lü-
neburg verstehen sich als komplementäre Angebo-
te. Eine enge Vernetzung, z. B. im Sinne einer 
engen Zusammenarbeit der Künstlerinnen und 
Künstler, wird aufgrund der unterschiedlichen Aus-
richtung der beiden Programme, wie eingangs 
dargestellt, nicht wahrscheinlich sein. Beide Hoch-
schulen stimmen sich intensiv ab, um Angebots-
überschneidungen auszuschließen. 

 

Anlage 18 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 21 des Abg. Dirk Toepffer (CDU) 

Wie steht die Landesregierung zur Wieder-
einführung alter Kfz-Kennzeichen? 

Die Verkehrsminister der deutschen Bundes-
länder haben auf ihrer Konferenz am 6. und 
7. April 2011 auf Vorschlag Sachsens und Thü-
ringens in Potsdam beschlossen, den Ländern 
die Wiedereinführung alter Kfz-Kennzeichen zu 
ermöglichen. 

Die Autofahrer sollen künftig selbst entscheiden 
können, ob sie die vor oder nach der Kreisge-
bietsreform gültigen Kfz-Kennzeichen für ihre 
Fahrzeuge verwenden. Die Universität Heil-
bronn fand in einer Umfrage unter 17 000 Bun-
desbürgern in 81 Städten im März 2011 heraus, 
dass die alten Kennzeichen für viele Bürger lo-
kale Identität stiften. 73 % der Befragten äußer-
ten den Wunsch, die im Rahmen vergangener 
Gebietsreformen abgeschafften Kfz-Kennzei-
chen wieder einzuführen. 

Bevor dies geschehen kann, muss noch die 
Fahrzeug-Zulassungsverordnung durch die 
Bundesregierung verändert werden. Danach 
wird künftig auf Antrag der Bundesländer auch 
die Zuteilung mehrerer Kennzeichen in einem 
Zulassungsbezirk möglich sein. Auch in Nieder-
sachsen hat es in den vergangenen Monaten, 
wie z. B. in Hann. Münden, vermehrt Willens-
bekundungen aus der Bevölkerung gegeben, 
die sich für eine Wiedereinführung der alten 
Kfz-Kennzeichen ausgesprochen haben. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie steht die Landesregierung vor dem Hin-
tergrund der Beschlüsse der Verkehrsminister-
konferenz in Potsdam zur Wiedereinführung al-
ter Kfz-Kennzeichen? 

2. Wie ist Niedersachsen von dem Beschluss 
der Verkehrsministerkonferenz betroffen? 

3. Liegen der Landesregierung bereits Anfragen 
einzelner Kommunen bzw. Bürger vor, die sich 
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eine Wiedereinführung der früher gültigen Kfz-
Kennzeichen wünschen? 

Kfz-Kennzeichen bestehen aus einem Unterschei-
dungszeichen für den Verwaltungsbezirk sowie 
einer individuellen Erkennungsnummer. Die zutei-
lungsfähigen Unterscheidungszeichen sind in der 
Anlage 1 Nr. 1 (zu § 8 Abs. 1 Satz 3) der Fahr-
zeug-Zulassungsverordnung (FZV) normiert. Nach 
Anlage 1 Nr. 2 FZV sind noch weitere Unterschei-
dungszeichen gültig, die aber - bedingt durch Ge-
biets- und Verwaltungsreformen - nicht mehr zuge-
teilt werden dürfen (auslaufende Unterscheidungs-
zeichen). Die Wiederzuteilung auslaufender Unter-
scheidungszeichen ist nur mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Änderung der FZV möglich. 
Aufgrund der aktuellen Diskussion zur Wiederein-
führung auslaufender Unterscheidungszeichen 
wurde diese Angelegenheit auf der Sitzung der 
Verkehrsministerkonferenz am 6./7. April 2011 
erörtert. Die Verkehrsministerkonferenz hat mehr-
heitlich beschlossen,  

„den Bund zu bitten, die Länder bei 
der Wiedereinführung auslaufender 
und bereits ausgelaufener Unter-
scheidungszeichen durch entspre-
chende Rechtsänderung der Anlage 1 
(zu § 8 Abs. 1 Satz 3) der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung (FZV) zu un-
terstützen. Gleichzeitig soll auch der 
§ 8 der FZV angepasst werden. Es 
soll rechtssicher ermöglicht werden, 
dass von einer Zulassungsstelle meh-
rere Unterscheidungszeichen zugeteilt 
werden können.“ 

Eine Arbeitsgruppe unter Vorsitz des Bundes ist 
derzeit damit befasst, die notwendigen Rechtsän-
derungen vorzubereiten. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Der Beschluss der Verkehrsministerkonfe-
renz zur Wiedereinführung auslaufender und be-
reits ausgelaufener Unterscheidungszeichen wur-
de mit der Stimme Niedersachsens gefasst. Diese 
Beschlussfassung wurde mit folgenden Maßgaben 
verbunden:  

- Es dürfen keine zusätzlichen Kosten entstehen. 

- Es darf keine zusätzliche Bürokratie entstehen. 

- Stadt und Kreis müssen sich verständigen. 

- Die Bürgerin/der Bürger hat eine Wahlmöglichkeit 
zwischen aktuellem und „altem“ Kennzeichen. 

Die Landesregierung setzt hierbei auf eine einver-
nehmliche Meinung der drei kommunalen Spitzen-
verbände. 

Zu 2 und 3: Der Landesregierung sind bislang 
einzelne Initiativen zur Wiedereinführung dieser 
Unterscheidungszeichen bekannt; dazu gehören 
die Städte Norden und Rinteln. 

 

Anlage 19 

Antwort 

des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung auf die 
Frage 22 des Abg. Christian Meyer (GRÜNE) 

Was tut die Landesregierung zum Schutz 
des Grünlandes vor der Tipulalarve? 

Laut Wikipedia schlüpfen die grauen, walzen-
förmigen, beinlosen Tipulalarven im Herbst aus 
den Eiern der Wiesenschnake und entfalten in 
den Monaten April und Mai des Folgejahres ih-
re Hauptfraßtätigkeit im Grünland oder in Ra-
senflächen, dicht unter der Vegetationsdecke. 
Sie ernähren sich in erster Linie von den Grä-
serwurzeln kurz unterhalb der Bodenoberflä-
che, aber auch von oberirdisch wachsenden 
Pflanzenteilen. Dadurch zeigen sich im Grün-
land ein vermindertes Gräserwachstum, gelb-
braune Verfärbungen der Blätter und ein Auftre-
ten von nesterförmigen Kahlstellen, was zu er-
heblichen Schäden bei den betroffenen Land-
wirten führen kann. 

Landwirte klagen, der Schutzstatus eines Ge-
biets, in dem das Grünland liegt, z. B. Wasser-
schutzgebiet, erschwere ebenso wie die Ver-
ordnung zur Erhaltung des Grünlands die Be-
kämpfung der Tipulalarve. Das Grünland ist ge-
rade für eine artgerechte und naturnahe Milch-
wirtschaft sowie die biologische Vielfalt von ho-
her Bedeutung. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. In welchen Gebieten Niedersachsens kommt 
es aus welchen Gründen zu bedeutenden 
Schäden am Grünland durch die Tipulalarve? 

2. Inwiefern schränkt die niedersächsische Ver-
ordnung zur Erhaltung von Dauergrünland vom 
Oktober 2009 eine Reparatursaat (Umbruch 
und Neueinsaat) der von der Tipulalarve ge-
schädigten Grünlandflächen ein? 

3. Welche weiteren Möglichkeiten der Bekämp-
fung der Tipulalarve gibt es außer dem Um-
bruch und der Neueinsaat von Gräsern (bitte 
getrennt nach den beiden Produktionsweisen 
biologischer Anbau und konventioneller An-
bau)? 

Die Symptome des Befalls durch Tipulalarven auf 
Grünland zeigen sich wie folgt:  
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Im Herbst oder Frühjahr treten nesterweise Kahl-
stellen auf. Als Erstes werden Klee, später auch 
Gräser, kurz oberhalb der Bodenoberfläche durch 
graue, walzenförmige, bis zu 4 cm lange und bein-
lose Larven abgebissen. Diese Tiere sind beson-
ders nachts, aber auch bei bedecktem Wetter tags-
über aktiv. Schädigend ist nur die Larve der 
Sumpf- und Wiesenschnake (Tipula paludosa), die 
aus den im August/September gelegten Eiern 
schlüpfen. Die Tipulalarven überwintern und ver-
puppen sich nach dem Reifungsfraß im Juni/Juli 
des Folgejahres im Boden.  

Gute Bestandesführung, Walzen sowie Entwässe-
rung wirken vorbeugend. Der Befall kann durch 
Einlegen von Grassoden (25 x 25 cm) in eine Salz-
lösung abgeschätzt werden. Nach ca. 30 Minuten 
steigen die Larven hoch und können ausgezählt 
werden. Mit der Zahl 16 multipliziert, ergibt das die 
Anzahl der Larven pro Quadratmeter. Die Schad-
schwelle im Herbst liegt bei 300 Larven pro Qua-
dratmeter. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Es handelt sich in der Regel um absolutes 
Grünland in zusammenhängenden Gebieten ent-
lang der Nordseeküste. Insbesondere sind die 
Landkreise Osterholz-Scharmbeck, Cuxhaven, 
Wesermarsch, Ammerland und Aurich sowie die 
jeweils angrenzenden Gebiete betroffen. Wegen 
der vorhandenen Feuchtigkeit sind Tipuliden auf 
den grundwassernahen und anmoorigen Flächen 
häufig zu finden. Massenvermehrungen kommen 
in unregelmäßigen Abständen vor. Ursache dafür 
ist die extreme Witterungsabhängigkeit in sensib-
len Phasen des Entwicklungszyklus der Schnaken. 
Von besonderer Bedeutung dabei ist der Zeitpunkt 
der Eiablage im August und September. Unter sehr 
trockenen Bedingungen kommt es zu einer erhöh-
ten Eimortalität und damit zu einer deutlichen Re-
duktion der Populationsdichten. Auch die Phase 
nach dem Schlupf der kleinen Larven kann wegen 
nicht ausreichender Feuchtigkeit zu einer Dezimie-
rung der potenziellen Populationsdichte führen. 
Darüber hinaus kommt es regelmäßig zu Befalls-
minderungen über Winter. Die vorhandenen Be-
kämpfungsschwellen tragen dieser Tatsache 
Rechnung, indem die Schwelle im Herbst mit 300 
Larven/m2 deutlich höher liegt als im Frühjahr mit 
100 Larven/m2. Diese Wintermortalität ist in die-
sem Jahr geringer ausgefallen, was in Verbindung 
mit dem höheren Ausgangsbefall im Herbst sowie 
extremer Trockenheit in den Monaten April und 
Mai zu den Schäden in diesem Jahr geführt hat. 

Eine Vorhersage der Befallsituation im kommen-
den Herbst ist nicht möglich. 

Zu 2: Die Landesregierung sieht in der Verordnung 
zur Erhaltung von Dauergrünland vom 6. Oktober 
2009 (Nds.GVBl. Nr. 21/2009 S. 362) keine Ein-
schränkung bei der Bekämpfung von Tipulalarven. 
Der § 2 Abs. 2 bietet für den Umbruch von Dauer-
grünland das notwendige Instrumentarium für den 
Fall, dass sich der Betriebsinhaber verpflichtet, 
unverzüglich nach dem Umbruch in gleichem Um-
fang neues Dauergrünland anzulegen. Das gilt 
auch für eine Reparatursaat (Umbruch und Neu-
einsaat) der von Tipulalarven geschädigten Grün-
landflächen. 

Zu 3: Biologischer Anbau: Keine. 

Konventioneller Anbau: Zurzeit gibt es keine zuge-
lassenen Pflanzenschutzmittel mit der Indikation 
Tipula auf Wiesen und Weiden. Dieser Sachverhalt 
besteht seit dem Anwendungsverbot des damals 
zugelassenen Wirkstoffs Parathion vom 9. Januar 
2002. Seither gab es nur Genehmigungen durch 
das BVL nach § 11 Abs. 2 PflSchG wegen „Gefahr 
im Verzuge“ für jeweils 120 Tage.  

Der Pflanzenschutzdienst der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen hat in den vergangenen 
Jahren eine Reihe von Untersuchungen durchge-
führt, um alternative Wirkstoffe für die Bekämpfung 
der Tipulalarven zu finden. Das Insektizid mit der 
bisher besten Wirkung war Chlorpyriphos (Präpa-
rate Dursban, Dursban flüssig, Pyrinex 25 CS) aus 
der Gruppe der Phosphorsäureester. Die wirkungs-
stärksten Formulierungen Dursban und Dursban 
flüssig werden seitens der Herstellerfirma seit Jah-
ren nicht mehr verfolgt. An dessen Stelle rückte als 
neueres Präparat  Pyrinex 25 CS. Sollte sich hin-
sichtlich der ökotoxikologischen Bewertung des 
Wirkstoffs Chlorpyriphos insbesondere für Was-
serorganismen keine Änderung ergeben, ist eine 
Zulassung zur Bekämpfung von Tipulalarven nicht 
zu erwarten. Ein Antrag auf Genehmigung nach 
§ 11 Abs. 2 PflSchG wurde beim BVL nicht ge-
stellt. 

 

Anlage 20 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 23 der Abg. 
Ina Korter und Stefan Wenzel (GRÜNE) 

Mit dem Deutschen Schulpreis ausgezeich-
netes Unterrichtskonzept der Georg-Chris-
toph-Lichtenberg-Gesamtschule in Göttin-
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gen-Geismar - Vorbild für andere Schulen 
oder Auslaufmodell? 

Am 10. Juni 2011 ist mit der Georg-Christoph-
Lichtenberg-Gesamtschule in Göttingen-Geis-
mar erneut eine niedersächsische Gesamtschu-
le mit dem Deutschen Schulpreis ausgezeich-
net worden. 

In der Laudatio für die Georg-Christoph-Lich-
tenberg-Gesamtschule wird das gemeinsame 
Lernen in kleinen Teams besonders hervorge-
hoben: „Im kleinsten Team, in der bewusst he-
terogen zusammengesetzten Tischgruppe, die 
über einen langen Zeitraum miteinander lernt, 
übernehmen Schülerinnen und Schüler die Ver-
antwortung für das eigene Lernen und Handeln, 
aber auch für das Weiterkommen der anderen. 
Die extreme Spannbreite im Leistungsbereich 
der Lernenden wird produktiv genutzt. Individu-
alisierte Lernprozesse, die Möglichkeit, unter-
schiedliche Niveaustufen zu erreichen, sind in-
tegriert in das gemeinsame Lernen. (…) In der 
Sekundarstufe I wird konsequent auf Fachleis-
tungsdifferenzierung verzichtet. (…) Die Leis-
tungen der Lernenden in zentralen Prüfungen, 
bei Übergängen sind beeindruckend.“ Der Di-
rektor des Instituts zur Qualitätsentwicklung im 
Bildungswesen (IQB), Hans Anand Pant, der 
Mitglied der Schulpreisjury ist, erklärte zu die-
sem Lernkonzept: „So einen Unterricht habe ich 
noch nicht erlebt. (…) Die Tischgruppen sind 
toll.“ 

Bundespräsident Christian Wulff erklärte bei der 
Preisverleihung an die Georg-Christoph-Lich-
tenberg-Gesamtschule: „In den Schulen werden 
die Grundlagen für die Zukunft unseres Landes 
gelegt. Deshalb ist es so wichtig, dass exzellen-
te Unterrichtskonzepte wie die Preisträgerschu-
len Schule machen.“ 

Die Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschu-
le erklärte jedoch in einer Pressemitteilung zu 
der Preisverleihung: „Wir werden bei zwölf Jah-
ren Schulzeit unser nun ausgezeichnetes Kon-
zept nicht mit der derzeitigen Qualität weiterfüh-
ren und nicht mehr diese Ergebnisse vorweisen 
können.“ Während bisher die Tischgruppen bis 
zum Ende des 10. Jahrgangs ohne Fachleis-
tungsdifferenzierung zusammenbleiben, müs-
sen sie bei der Verkürzung der Schulzeit bis 
zum Abitur auf zwölf Jahre im 9. Jahrgang auf 
verschiedene Kurse aufgeteilt werden. Die Ge-
org-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule 
wünscht sich deshalb eine Ausnahmegenehmi-
gung für ein Abitur nach 13 Jahren. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie bewertet sie das Konzept der Georg-
Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule, die 
Schülerinnen und Schüler bis zum Ende des 
10. Jahrgangs in gemischten Tischgruppen oh-
ne Fachleistungsdifferenzierung gemeinsam zu 
unterrichten? 

2. Wird die Landesregierung den Wunsch der 
Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule er-
füllen und ihr mit einer Ausnahmegenehmigung 
für ein Abitur nach 13 Jahren ermöglichen, ihr 

bisheriges und mit dem Deutschen Schulpreis 
ausgezeichnetes Konzept fortzuführen? Wenn 
nein, warum nicht? 

3. In welcher Weise wird die Landesregierung 
ermöglichen und sich dafür einsetzen, dass 
entsprechend dem Wunsch von Bundespräsi-
dent Christian Wulff das Unterrichtskonzept der 
Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule in 
Niedersachsen Schule macht? 

Mit dem diesjährigen Schulpreis ist ein pädagogi-
sches Konzept ausgezeichnet worden, das einma-
lig ist an den niedersächsischen Gesamtschulen 
und deshalb in dieser Form nur bedingt auf andere 
Gesamtschulen übertragen werden kann. Die Göt-
tinger Schule erzielt mit ihrem pädagogischen 
Konzept, dem Tischgruppenmodell, hervorragende 
Ergebnisse, allerdings auch unter bemerkenswert 
guten Rahmenbedingungen hinsichtlich der Leh-
rerversorgung, der Ganztagsausstattung, der 
Schülerzusammensetzung oder der Fachleistungs-
differenzierung. 

Mit dem Hinweis auf die Rahmenbedingungen soll 
die Leistung der Schule in keiner Weise geschmä-
lert werden. Der Hinweis ist aber erforderlich, um 
zu verdeutlichen, dass das besondere pädagogi-
sche Konzept der Integrierten Gesamtschule Göt-
tingen-Geismar auf Voraussetzungen basiert, die 
für andere Integrierten Gesamtschulen im Lande 
so nicht gegeben sind. Zu diesen Voraussetzun-
gen gehören: 

- der Verzicht auf die äußere Fachleistungsdiffe-
renzierung in den Kernfächern Deutsch, Englisch 
und Mathematik sowie in den Naturwissenschaf-
ten aufgrund einer Sondervereinbarung der Kul-
tusministerkonferenz, 

- die zusätzliche Unterrichtsversorgung für das 
Tischgruppenmodell, denn der Schule werden 
die Zusatzstunden für die äußere Fachleistungs-
differenzierung gewährt, obwohl sie auf die äuße-
re Fachleistungsdifferenzierung verzichtet, die 
Schule nutzt die Zusatzstunden z. B. für eine 
phasenweise Lehrer-Doppelbesetzung in be-
stimmten Fächern und Schuljahrgängen, 

- die Ausstattung der Schule als gebundene Ganz-
tagsschule, 

- die besondere Schülerzusammensetzung mit nur 
10 % hauptschulempfohlenen und nur 25 % real-
schulempfohlenen Schülerinnen und Schülern. 

Nach § 12 Abs. 2 NSchG umfasst die Integrierte 
Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe die 
Schuljahrgänge 5 bis 12. Sie führt im 10. Schul-
jahrgang die Einführungsphase und in den Schul-
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jahrgängen 11 und 12 die Qualifikationsphase der 
gymnasialen Oberstufe. Die Umstellung der Dauer 
der Schulzeit bis zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife auf zwölf Schuljahre gilt erstmals 
für die Schülerinnen und Schüler der Integrierten 
Gesamtschulen, die im Schuljahr 2010/2011 den 
5. Schuljahrgang besuchen (§ 183 b Abs. 4 
NSchG). 

Aufgrund der neuen Gesetzeslage hat das Kul-
tusministerium mit der Integrierten Gesamtschule 
Göttingen-Geismar Gespräche geführt und mit 
Erlass vom 18. Mai 2010 folgende Vorschläge der 
Schule zur Umsetzung der Schulgesetzvorgaben 
bei gleichzeitiger Wahrung des besonderen päda-
gogischen Konzepts der Schule genehmigt: 

- Die Schule verfährt in den Schuljahrgängen 7 bis 
9 weiterhin nach ihrem bisherigen Fachleistungs-
differenzierungskonzept; dies gilt auch für den 
Schülerteil, der den 10. Schuljahrgang nicht als 
Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe 
besucht. 

- Die Schule unterrichtet alle Schülerinnen und 
Schüler in den Schuljahrgängen 5 bis 9 nach ei-
ner gemeinsamen Stundentafel (Fach- und Schü-
lerpflichtstundenzahl). Bei der Größe der Schule 
(sechszügig) ist dies ein Mehrbedarf von rund 50 
Lehrerstunden, die der Schule zusätzlich zuge-
wiesen werden. 

- Folgende Ziele der Schule bleiben weiterhin ge-
währleistet: 

Der Sonderstatus der Schule gemäß KMK-Ver-
einbarung mit Bezug auf die äußere Fachleis-
tungsdifferenzierung bleibt erhalten. 

Bis einschließlich des Schuljahrgangs 9 werden 
im Rahmen des Tischgruppenmodells wie bisher 
alle Kinder gemeinsam unterrichtet; eine Diffe-
renzierung findet wie bisher nur im Wahlpflichtun-
terricht und in der zweiten Fremdsprache ab 
Schuljahrgang 6 statt. 

Erst am Ende des 9. Schuljahrgangs weist die 
Klassenkonferenz Schülerinnen und Schüler 
entweder der Einführungsphase der gymnasialen 
Oberstufe oder der Abschlussklasse des Sekun-
darbereichs I zu. Weder in der Einführungsphase 
noch in der Abschlussklasse des Sekundarbe-
reichs I findet eine äußere Fachleistungsdifferen-
zierung statt. 

Die Regelungen zur Integrationsklasse und zum 
Ganztagszuschlag der Schule werden durch die 
Schulzeitverkürzung nicht berührt. 

Damit ist das pädagogische Konzept der Schule 
kein „Auslaufmodell“, sondern gilt weiterhin für alle 
Schülerinnen und Schüler in den Schuljahrgängen 
5 bis 10. Lediglich der Schülerteil, der den 
10. Schuljahrgang als Einführungsphase der gym-
nasialen Oberstufe besucht, wird im 10. Schuljahr-
gang nicht mehr mit den anderen Schülerinnen 
und Schülern gemeinsam unterrichtet. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: Die Landesregierung bewertet das pädago-
gische Konzept der Integrierten Gesamtschule 
Göttingen-Geismar positiv und beabsichtigt nicht, 
den Sonderstatus der Schule mit Blick auf die 
Fachleistungsdifferenzierung gemäß der einschlä-
gigen KMK-Vereinbarung aufzuheben. 

Zu 2: Die Landesregierung sieht keinen unmittel-
baren Zusammenhang zwischen der Schulzeit und 
der pädagogischen Konzeption der Schule. Die 
Schule hat selber einen Vorschlag unterbreitet, wie 
beide Anliegen miteinander vereinbart werden kön-
nen. Dieser Vorschlag ist genehmigt worden und 
sollte zunächst erprobt werden. Im Lichte der Er-
probungsergebnisse wird die Landesregierung 
prüfen, ob die bisherigen Vorgaben für die Integ-
rierte Gesamtschule Göttingen-Geismar zu verän-
dern sind. 

Zu 3: Die entscheidende Voraussetzung für das 
pädagogische Konzept der Integrierten Gesamt-
schule Göttingen-Geismar ist der Verzicht auf die 
äußere Fachleistungsdifferenzierung. Unter Aus-
nutzung der Handlungsspielräume der geltenden 
KMK-Vereinbarung für die Integrierten Gesamt-
schulen hat die Landesregierung mit der Neufas-
sung des Erlasses „Die Arbeit in den Schuljahr-
gängen 5 bis 10 der Integrierten Gesamtschule“ in 
der Fassung vom 4. Mai 2010 allen Integrierten 
Gesamtschulen die Möglichkeit eingeräumt, in den 
Schuljahrgängen 7 und 8 auf die äußere Fachleis-
tungsdifferenzierung zu verzichten und damit das 
gemeinsame Lernen in den Schuljahrgängen 5 bis 
8 in den Mittelpunkt der pädagogischen Konzepti-
on der jeweils einzelnen Schule zu stellen. Ver-
zichtet eine Integrierte Gesamtschule auf die äuße-
re Fachleistungsdifferenzierung in den Schuljahr-
gängen 7 und 8, so erhält sie gleichwohl die für die 
Fachleistungsdifferenzierung erforderlichen zusätz-
lichen Unterrichtsstunden, um diese für besondere 
Förder- und Gruppenangebote vorzuhalten. Der 
Grundgedanke des pädagogischen Konzepts der 
Integrierten Gesamtschule Göttingen-Geismar ist 
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insoweit von der Landesregierung bereits aufge-
griffen worden und kann in den Gesamtschulen ab 
dem 1. August 2011 in den Schuljahrgängen 5 bis 
8 realisiert werden. 

 

Anlage 21 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 24 der Abg. Ina Korter (GRÜNE) 

Kavernenbau Etzel/Friedeburg - Kein Bau-
stopp trotz UVP-Pflicht 

Seit 2007 verfolgt die IVG nach eigenen Anga-
ben das unternehmerische Ziel, die ehemalige 
Erdölkavernenspeicherstätte Etzel zu einer der 
weltweit bedeutendsten Gasspeicherstätten zu 
entwickeln. Die Planungen, die in den vergan-
genen Jahren öffentlich wurden, sehen die 
Aussolung von insgesamt 234 Kavernen an 
diesem Standort vor.  

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geo-
logie (LBEG) hat im September 2010 dem 
Betreiber des Kavernenfeldes Etzel, der IVG 
Caverns GmbH, auferlegt, für den Bereich des 
2007 verlängerten Rahmenbetriebsplans, der 
insgesamt 144 Kavernenstandorte umfasst, ei-
nen Betriebsplan mit Umweltverträglichkeits-
studie (UVP) vorzulegen. Durch die kurz zuvor 
von der Bundesregierung geänderte UVP-
BergVO ist für die Zulassung des Rahmenbe-
triebsplans an diesem Standort die Durchfüh-
rung eines Planfeststellungsverfahrens mit Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und Umweltverträglich-
keitsprüfung erforderlich. 

Im Januar 2011 hat IVG Caverns ein Gutachten 
zur Prognose der Bodenabsenkungen vorge-
stellt, wonach in 70 Jahren, vom Jahr 1974 bis 
zum Jahr 2044, durch Errichtung und Betrieb 
von 70 Kavernen Bodenabsenkungen zu erwar-
ten sind, die sich auf das nahe Umfeld des Ka-
vernenfeldes beschränken und im Zentrum 
1,01 m bis 1,47 m betragen sollen. Es wurde 
bei der Untersuchung nicht berücksichtigt, dass 
der Rahmenbetriebsplan von 2007 die Errich-
tung von 144 Kavernenspeichern zulässt, die 
nach Firmenangaben bis zur Mitte des nächs-
ten Jahrzehnts errichtet werden sollen und weit 
über das Jahr 2044 hinaus benutzt werden.  

Obwohl das LBEG als zuständige Genehmi-
gungsbehörde des Landes der Firma IVG Ca-
verns GmbH unabhängig von der Laufzeit des 
2007 genehmigten Rahmenbetriebsplans die 
Durchführung eines bergrechtlichen Planfest-
stellungsverfahrens mit UVP und Öffentlich-
keitsbeteiligung auferlegt hat, werden weiterhin 
auf Grundlage des alten Betriebsplans Sonder-
betriebspläne für die Aussolung weiterer Ka-
vernen genehmigt und wird die Infrastruktur des 
Speicherfeldes weiter ausgebaut. Dabei zeigt 
das vorliegende Gutachten zur Senkungsprog-
nose auf, dass erhebliche Auswirkungen durch 

den Betrieb des Kavernenfeldes zu erwarten 
sind - dies, obwohl darin bisher nur Daten auf 
der Grundlage von 70 Kavernen mit einer Be-
triebszeit von 70 Jahren berücksichtigt wurden. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Aus welchen Gründen ist das im September 
2010 vom LBEG der Betreiberfirma IVG Ca-
verns GmbH auferlegte Genehmigungsverfah-
ren noch immer nicht so weit vorangeschritten, 
dass die Beteiligung der Öffentlichkeit im Ver-
fahren eingeleitet, Genehmigungsunterlagen 
veröffentlicht oder ein Scoping-Termin (§ 5 
UVPG) angesetzt wurden? 

2. Weshalb hat die zuständige Genehmigungs- 
und Aufsichtsbehörde des Landes, das LBEG, 
bisher nicht die laufenden Arbeiten zur Herstel-
lung von Kavernen und damit im Zusammen-
hang stehenden Betriebseinrichtungen unter-
sagt bzw. so lange weitere Einzelgenehmigun-
gen (bergrechtliche Betriebs- und/oder Sonder-
betriebspläne bzw. Genehmigungen nach 
BImSchG) zurückgestellt, bis die Auswirkungen 
auf die Umwelt und andere Schutzgüter auf der 
Basis von verlässlichen Gutachten und Progno-
sen abschätzbar sind? 

3. Gerade im Zusammenhang mit dem von der 
Bundesregierung angestrebten Atomausstieg 
wird auch von Mitgliedern der Landesregierung 
und vom Ministerpräsidenten darauf hingewie-
sen, dass weitere energiepolitische Maßnah-
men mit breiter Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger erfolgen sollen. Es sollen Verfah-
rensbeschleunigungen bei gleichzeitig verbes-
serter Bürgerinnenbeteiligung und Bürgerbetei-
ligung erreicht werden. Inwieweit sollen beim 
anstehenden bergrechtlichen Genehmigungs-
verfahren zum Rahmenbetriebsplan für die Er-
weiterung des Kavernenfeldes Etzel die Bürge-
rinnen und Bürger, Anwohnerinnen und Anwoh-
ner über die bestehenden gesetzlichen Beteili-
gungsmöglichkeiten hinaus vom LBEG beteiligt 
werden? 

Aufgrund der sicherheitlichen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Vorteile der unterirdischen Speiche-
rung in Kavernen sowie der geographischen und 
geologischen Standortvorteile wächst die Bedeu-
tung des Speicherbergbaus in Niedersachsen. Die 
damit verbundene Entwicklung zielt auf den weite-
ren Ausbau der vorhandenen Speicherkapazitäten, 
wodurch die Versorgungssicherheit gewährleistet 
werden soll. Darüber hinaus kann diese Speicher-
technologie zukünftig dem Ausgleich der schwan-
kenden Stromerzeugung aus Wind- und Solar-
energie dienen, wobei die Speicherung von Druck-
luft oder Wasserstoff im Mittelpunkt der aktuellen 
Überlegungen stehen. 

Angesichts der dynamischen Entwicklung im Ka-
vernenbergbau sowie des wachsenden öffentli-
chen Interesses an dieser Speichertechnologie hat 
die Landesregierung im letzten Jahr bei der Bun-
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desregierung für eine Änderung der bundesgesetz-
lichen Rahmenbedingungen bezüglich der Ge-
nehmigung derartiger Vorhaben geworben. Ziel 
war es, die Transparenz der Genehmigungsverfah-
ren zu erhöhen und eine größtmögliche Beteili-
gung der Öffentlichkeit bei der Genehmigung der-
artiger Vorhaben zu erreichen. Das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie hat diese 
Anregung aufgenommen und eine Änderung der 
Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung bergbaulicher Vorhaben initiiert, die am 
9. September 2010 in Kraft getreten ist. Danach ist 
für Gaskavernenprojekte, die definierte Prüfwerte 
überschreiten, eine UVP-Vorprüfung nach § 3 c 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen. Sofern sich daraus die Not-
wendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
ergeben sollte, ist für die Genehmigung dieser 
Projekte ein Planfeststellungsverfahren mit Öffent-
lichkeitsbeteiligung vorgeschrieben. 

Nach Maßgabe der bundesgesetzlichen Regelun-
gen bleibt die Pflicht zur Durchführung einer UVP-
Vorprüfung für Gaskavernenprojekte allerdings auf 
solche Vorhaben beschränkt, die nach dem 
9. September 2010 begonnen wurden. Für den 
Untergrundspeicher Etzel bedeutet dies, dass Vor-
haben die vor dem Inkrafttreten der Rechtsände-
rung begonnen bzw. genehmigt wurden, nach den 
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften zu 
Ende zu führen sind. Vor diesem Hintergrund hat 
das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
(LBEG) die IVG Caverns GmbH mit Schreiben vom 
20. September 2010 aufgefordert, für die bisher 
nicht genehmigten Vorhaben einen obligatorischen 
Rahmenbetriebsplan einschließlich einer vollstän-
digen Umweltverträglichkeitsstudie zur Prüfung 
vorzulegen. Die Umweltverträglichkeitsstudie hat 
sich dabei auf den gesamten Bereich des aktuell 
gültigen Rahmenbetriebsplanes aus dem Jahr 
2007 zu erstrecken, wobei u. a. die möglichen 
Auswirkungen der Bodenabsenkungen über dem 
Untergrundspeicher in dem geplanten Ausbauzu-
stand mit 144 Kavernen schutzgutbezogen zu 
untersuchen sind. 

Die Kavernen des Untergrundspeichers Etzel un-
terliegen der Konvergenz, d. h. durch Kriechbewe-
gungen des Salzes tritt ein Volumenverlust der 
Kavernen ein, der an der Oberfläche Senkungen 
entstehen lässt. Die vorliegenden Erkenntnisse 
aus der jahrzehntelangen Überwachung der Bo-
densenkungen sowie der bisher eingetretenen 
Senkungserscheinungen lassen aktuell und auch 
mittelfristig keine negativen Auswirkungen durch 

die Bodensenkungen erwarten, die Vorsorgemaß-
nahmen erforderlich machen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Erstellung des für die Planfeststellung 
vorgesehenen Planes durch die IVG Caverns 
GmbH erfordert zeitaufwändige Untersuchungen 
und umfangreiche Begutachtungen, die momentan 
noch nicht abgeschlossen sind. Erst nach der Vor-
lage des vollständigen Planes beim LBEG ist eine 
Planauslegung und damit eine Einbeziehung der 
Öffentlichkeit möglich. Die Antragskonferenz (Sco-
ping-Termin) zur Erörterung von Gegenstand, Um-
fang und Methoden der mit dem Plan vorzulegen-
den Umweltverträglichkeitsstudie soll am 29. Juni 
2011 in Friedeburg stattfinden. 

Zu 2: Die derzeit laufenden Arbeiten zur Erstellung 
von Kavernen basieren auf bestandskräftigen Zu-
lassungen, für die der Unternehmer das Vorliegen 
der Zulassungsvoraussetzungen nach §§ 55 ff. 
des Bundesberggesetzes nachgewiesen hat. Die 
am 9. September 2010 in Kraft getretene Rechts-
änderung gilt entsprechend den bundesrechtlichen 
Vorgaben für diese Vorhaben nicht. Im Übrigen 
wird auf die Vorbemerkungen verwiesen. 

Zu 3: Über den gesetzlichen Rahmen hinaus bietet 
das LBEG an, die betroffenen Regionen auf Anfra-
ge über den Ablauf und die Rahmenbedingungen 
des Planfeststellungsverfahrens zu informieren. 
Zudem wird das LBEG nach dem Vollzug von ein-
zelnen Verfahrensschritten über den aktuellen 
Stand des Verfahrens vor Ort informieren. So be-
absichtigt das LBEG, nach der Antragskonferenz 
die Öffentlichkeit gemeinsam mit dem Antragsteller 
über den Gegenstand, den Umfang und die Me-
thoden der Umweltverträglichstudie zu informieren. 

 

Anlage 22 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 25 der Abg. Filiz Polat und Ina Korter 
(GRÜNE) 

Finanzierung der Sprachkurse bei ausge-
setzter Schulpflicht von Jugendlichen im 
Asylbewerberleistungsbezug 

Der Caritasverband für die Diözese Osnabrück 
e. V. weist darauf hin, dass nach § 70 Abs. 1 
des Niedersächsischen Schulgesetzes 
(NSchG) die Schulbehörde für schulpflichtige 
Jugendliche, die eine Schule im Ausland be-
sucht haben und einer besonderen Förderung 
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in der deutschen Sprache bedürfen, für die 
Dauer der Teilnahme an den erforderlichen 
Sprachkursen das Ruhen der Schulpflicht an-
ordnen kann. Jugendliche im Asylbewerberleis-
tungsbezug, die etwa eine Aufenthaltsgestat-
tung, eine Duldung oder eine Aufenthaltserlaub-
nis nach § 25 Abs. 5 AufenthG besitzen, haben 
keinen Anspruch, an kostenfreien Integrations-
kursen, die einen hohen Sprachkursanteil ha-
ben, teilzunehmen, da nur Inhaberinnen und 
Inhaber von bestimmten Arten der Aufenthalts-
erlaubnis über diese Berechtigung verfügen 
(§ 44 Abs. 1 AufenthG). Sonstige Migrantinnen 
und Migranten können lediglich im Rahmen ver-
fügbarer Kursplätze zur Teilnahme zugelassen 
werden, wenn sie einen rechtmäßigen und 
dauerhaften Aufenthalt haben (§ 44 Abs. 4 
Satz 1 AufenthG).  

Damit ist es dem ganz überwiegenden Teil die-
ser Jugendlichen nicht möglich, an einem kos-
tenfreien Integrationskurs teilzunehmen. Da es 
im Rahmen der Regelversorgung sonst keine 
kostenfreien Sprachkursangebote gibt, ist die 
Übernahme dieser Kosten zu klären. Bezieht 
der Jugendliche bzw. seine Eltern oder sonstige 
unterhaltsverpflichtete Personen Grundleistun-
gen nach § 3 des Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylblG) für den notwendigen Bedarf an Er-
nährung, Unterkunft etc., die nur ca. 63 % des 
Niveaus der entsprechenden SGB-II-Leistun-
gen betragen, scheidet eine Kostenübernahme 
durch sie aus diesen Mitteln aus. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie wird sichergestellt, dass Kinder und Ju-
gendliche, bei denen die Schulpflicht nach § 70 
Abs. 1 NSchG ruht, Zugang zu kostenfreien 
Sprachkursen haben, auch vor dem Hinter-
grund der Anforderungen für eine neue Bleibe-
rechtsregelung? 

2. Können die Kosten, wenn eine anderweitige 
Finanzierung nicht möglich ist, in diesen Fällen 
durch das Land übernommen werden? 

3. Welcher Anteil der Jugendlichen, für die das 
Ruhen der Schulpflicht angeordnet wurde, hat 
an einem außerschulischen Sprachkurs teilge-
nommen (bitte auch absolute Zahlen ange-
ben)? 

Kinder und Jugendliche, die Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) beziehen, 
haben keinen Anspruch auf kostenfreie Sprach-
kurse. Der Aufenthalt der Leistungsberechtigten 
nach den §§ 2 und 3 AsylbLG ist grundsätzlich 
lediglich auf einen kurzen, vorübergehenden Zeit-
raum angelegt. Die überwiegende Zahl der Leis-
tungsempfänger ist vollziehbar ausreisepflichtig. 
Die Durchführung von Integrationsmaßnahmen, 
z. B. in Form von Sprachkursen, ist somit nicht 
angezeigt. 

Der zur Teilnahme an einem vom Bund finanzier-
ten Integrationskurs (d. h. Sprachkurs) berechtigte 

Personenkreis ist abschließend im § 44 Abs. 1 
Aufenthaltsgesetz (AufenthG) aufgeführt. Dieser 
umfasst Ausländerinnen und Ausländer, die sich 
dauerhaft im Bundesgebiet aufhalten. Leistungsbe-
rechtigte nach dem AsylbLG fallen nicht in den 
Kreis der Anspruchsberechtigten. 

Dieses vorangestellt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Siehe Vorbemerkung. 

Zu 2: Auf Landesebene gibt es bislang keine kon-
kreten Planungen, die Teilnahme für den genann-
ten Personenkreis an einem Sprachkurs im Sinne 
der Integrationskursverordnung in anderer Weise 
zu ermöglichen oder finanziell zu unterstützen. 

Zu 3: Grundsätzlich sollen Deutschkenntnisse in 
Fördermaßnahmen der Schulen erworben werden. 
Wird einer Schülerin oder einem Schüler eine Be-
scheinigung darüber ausgestellt, dass sie oder er 
an einem kostenfreien Sprachkurs teilnimmt, kann 
das Ruhen der Schulpflicht ausgesprochen wer-
den. Statistische Erhebungen hierüber gibt es 
nicht, sodass Zahlen nicht genannt werden kön-
nen. 

 

Anlage 23 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 26 der Abg. Filiz Polat (GRÜNE) 

Zumutbarkeit der Passbeschaffung 

In seinem Beschluss vom 4. April 2011 hat das 
Niedersächsische Oberverwaltungsgericht (Az. 
13 ME 205/10) auf die Beschwerde eines ar-
menischen Staatsangehörigen gegen den 
Landkreis Göttingen den Beschluss des Ver-
waltungsgerichts Göttingen (2 B 327/10) vom 
8. Oktober 2010 geändert und die aufschieben-
de Wirkung der Klage gegen den Antragsgeg-
ner angeordnet. In dem Verfahren ging es um 
die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis des 
Antragstellers, die ihm der Landkreis Göttingen 
verwehrt hatte. Das OVG kommt in seinem Be-
schluss zu dem Ergebnis, dass es dem An-
tragsteller nicht zumutbar ist, seine gut laufende 
Ausbildung zum Hotelfachmann zu unterbre-
chen, um seine Wehrpflicht in Armenien abzu-
leisten, um damit wiederum die Voraussetzun-
gen für die Ausstellung eines armenischen Pas-
ses zu schaffen. Das OVG verweist in seiner 
Begründung auch darauf, dass die mit der be-
absichtigten Neuregelung des Bleiberechts für 
gut integrierte Jugendliche und Heranwachsen-
de in § 25 Abs. 5 AufenthG verbundene Wer-
tung zur Geltung kommen müsse und somit ei-
ne laufende Schul- oder Berufsausbildung nicht 
unter- oder abgebrochen werden müsse. Auch 
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die entsprechenden Wertungen des deutschen 
Wehrpflichtgesetzes müssten in diesem Sinne 
berücksichtigt werden. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Schlüsse zieht die Landesregierung 
aus dem Urteil? 

2. Wird die Landesregierung zukünftig laufende 
Ausbildungen und bevorstehende Schulab-
schlüsse im Zusammenhang mit der Beschaf-
fung von Ausweispapieren im Sinne des OVG-
Beschlusses berücksichtigen bzw. sicherstel-
len, dass die niedersächsischen Ausländerbe-
hörden dies tun? 

3. Welche anderen ausländerrechtlichen Bezü-
ge und Auswirkungen dieses Beschlusses sieht 
die Landesregierung? 

Die gesetzlich normierte Passpflicht als Regelertei-
lungsvoraussetzung für die Gewährung eines Auf-
enthaltsrechts in Deutschland ist von Ausländerin-
nen und Ausländern grundsätzlich durch Vorlage 
eines anerkannten gültigen Nationalpass des Her-
kunftsstaates zu erfüllen. Die Passpflicht kann 
ausnahmsweise auch durch Ausstellung deutscher 
Ersatzdokumente in Form eines Ausweisersatzes 
oder eines Reiseausweises für Ausländer erfüllt 
werden, wenn es dem Antragsteller, der alle weite-
ren Voraussetzungen für die Erteilung eines Auf-
enthaltstitels erfüllt, nicht möglich ist, in zumutbarer 
Weise einen Heimatpass zu erhalten. Die Ausstel-
lung von Passersatzdokumenten ist allerdings 
restriktiv zu handhaben und kommt nur bei Vorlie-
gen gewichtiger Gründe in Betracht, weil damit 
immer auch ein Eingriff in die Passhoheit des Her-
kunftsstaates einhergeht. Ein Ausweisersatz ist nur 
innerhalb Deutschlands gültig. Ein Grenzübertritt 
ist damit nicht möglich, sodass mit der Ausstellung 
eines Ausweisersatzes - im Gegensatz zur Aus-
stellung eines Reiseausweises für Ausländer - nur 
ein geringfügiger mittelbarer Eingriff in die Passho-
heit des Herkunftsstaates verbunden ist. In der 
Regel wird ein Ausweisersatz auch nur - wie vom 
Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht (Nie-
ders. OVG) in dem angeführten Beschluss vom 
4. April 2011 entschieden - für einen vorüberge-
henden Zeitraum ausgestellt. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Entsprechend der mit Beschluss des Nieder-
sächsischen Oberverwaltungsgerichts vom 4. April 
2011 - Az.: 13 ME 205/10 - getroffenen Regelung 
wird in der Vorläufigen Niedersächsischen Verwal-
tungsvorschrift zu § 25 a AufenthG bestimmt wer-
den, dass die Passpflicht grundsätzlich durch Vor-
lage eines anerkannten gültigen Nationalpasses 

erfüllt werden muss. Soweit die Identität durch 
Vorlage geeigneter Dokumente wie beispielsweise 
Personenstandsurkunden, Registerauszüge oder 
Staatsangehörigkeitsurkunden geklärt, es aber 
nicht möglich ist, in zumutbarer Weise einen Pass 
zu beschaffen, weil beispielsweise hierfür eine 
Ausbildung unterbrochen werden müsste, wird bis 
zum Wegfall dieser Hindernisse die Aufenthaltser-
laubnis als Ausweisersatz erteilt werden können. 
Die Ausländerin oder der Ausländer wird aber ak-
tenkundig darauf hinzuweisen sein, dass es sich 
nur um eine Übergangslösung handelt und nach 
dem Wegfall der Hindernisse die Passpflicht durch 
Vorlage eines Nationalpasses zu erfüllen ist. 

Zu 2: Ja. Es wird auf die Antwort zu Frage 1 ver-
wiesen. 

Zu 3: Der angeführte Beschluss des Niedersächsi-
schen Oberverwaltungsgerichts ist in einem Einzel-
fall vor dem Hintergrund der beschlossenen, aber 
nicht in Kraft getretenen Bleiberechtsregelung für 
gut integrierte geduldete Jugendliche und Heran-
wachsende des § 25 a AufenthG ergangen. Auf-
grund der individuellen Situation des Klägers war 
das OVG nach summarischer Prüfung zu dem 
Ergebnis gekommen, dass der Kläger durch § 25 a 
AufenthG begünstigt werden könnte. Eine langfris-
tige Unterbrechung der bereits begonnenen Aus-
bildung des Klägers zur Beschaffung eines Natio-
nalpasses hätte die Zielsetzung dieser Bleibe-
rechtsregelung allerdings konterkariert, da er vor 
Ausstellung eines Passes seine Wehrdienstange-
legenheiten mit seinem Herkunftsstaat hätte klären 
müssen, was möglicherweise die Ableistung des 
Wehrdienstes bedeutet hätte. Das OVG ist daher 
zu dem sachgerechten Ergebnis gekommen, dass 
es dem Kläger derzeit nicht zuzumuten sei, seine 
Passpflicht durch Vorlage eines anerkannten gülti-
gen Nationalpasses zu erfüllen. Dass der Be-
schluss des Nieders. OVG über die Anwendung 
des § 25 a AufenthG hinausgehende Wirkungen 
haben könnte, sieht die Landesregierung nicht. 
Insoweit bleibt es bei den nach geltender Geset-
zeslage vorgesehenen Ausnahmemöglichkeiten 
bei der Erfüllung der Passpflicht. 

 

Anlage 24 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 27 der Abg. Helge Limburg und Filiz Polat 
(GRÜNE) 

Antiziganismus in Niedersachsen 
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Vorurteile und Stereotypen gegen Roma und 
Sinti sind europaweit und auch in Niedersach-
sen weit verbreitet und bieten den Nährboden 
für Diskriminierungen und Ausschreitungen ge-
gen Angehörige dieser Volksgruppen. In meh-
reren europäischen Ländern sind Sinti und Ro-
ma gegenwärtig gewalttätigen, pogromartigen 
Bedrohungen ausgesetzt (Ungarn) oder werden 
auf andere Art und Weise massiv diskriminiert 
und öffentlich denunziert, so in Italien und 
Frankreich. 

Auch in Deutschland gibt es bereits seit Jahr-
hunderten Antiziganismus. Dieser gipfelte unter 
dem NS-Regime in der massenhaften Ermor-
dung von Sinti und Roma in Deutschland.  

Das Wissen über die Erscheinungsformen von 
Antiziganismus und dessen Hintergründe ist 
nach Auffassung von Experten demnach uner-
lässlich für eine Gesellschaft, die sich aktiv ge-
gen Ausgrenzung und Menschenfeindlichkeit 
einsetzen will; denn nur mit diesem Wissen lie-
ßen sich wirkungsvolle Strategien im Umgang 
mit Antiziganismus entwickeln. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. In welcher Form werden in Niedersachsen 
Fälle von Antiziganismus dokumentiert, bzw. 
warum werden sie, falls keine Dokumentation 
erfolgt, nicht dokumentiert? 

2. Wie viele antiziganistische Vorfälle sind der 
Landesregierung jeweils aus den letzten zehn 
Jahren in Niedersachsen bekannt? 

3. Welche Maßnahmen und Projekte zur Be-
kämpfung von Antiziganismus gibt es in Nie-
dersachsen? 

Antiziganistische Einstellungen sind wie alle For-
men von Vorurteilen, Ausgrenzung und Missach-
tung von Minderheiten ein gesellschaftliches Pro-
blem, dem auf allen Ebenen und mit allen Mitteln 
der Zivilgesellschaft entgegengewirkt werden 
muss. Sofern politische Bestrebungen verfolgt 
werden, die antiziganistische Urteile über Sinti und 
Roma beinhalten, unterliegen diese Aktivitäten der 
Beobachtung durch den Verfassungsschutz im 
Bereich des Rechtsextremismus. Fälle von Antizi-
ganismus mit einem strafbaren Hintergrund wer-
den durch die Polizei konsequent verfolgt. 

Charakteristisch für den Rechtsextremismus, der 
als eine Ideologie der Ungleichwertigkeit bezeich-
net werden kann, sind Ausgrenzung und Stigmati-
sierung von Minderheiten aufgrund sozialer, ethni-
scher und religiöser Merkmale oder aufgrund ihrer 
sexuellen Orientierung. Als Ergebnis der Beobach-
tung lässt sich feststellen, dass die „Feindbildgrup-
pe“ der Sinti und Roma für den Rechtsextremis-
mus in Deutschland im Vergleich mit einigen Staa-
ten des östlichen Europas eine eher nachgeordne-
te Rolle spielt. Das abwertende Pauschalurteil, alle 

Sinti und Roma seien kriminell, verbunden mit dem 
Vorwurf an die demokratischen Parteien, hierge-
gen nichts zu unternehmen, ist die dominierende 
Variante des Antiziganismus. Antiziganistische 
Positionen werden niemals isoliert, sondern stets 
im Kontext mit anderen fremdenfeindlichen, anti-
semitischen oder rassistischen Aussagen vertre-
ten. Präventionsmaßnahmen gegen den Rechtsex-
tremismus richten sich wegen dieses Zusammen-
hangs deshalb immer auch gegen antiziganisti-
sche Positionen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1 und 2: Eine differenzierte und separate Do-
kumentation von Fällen von Antiziganismus wird in 
Niedersachsen nicht durchgeführt. Der Stellung-
nahme der Niedersächsischen Beratungsstelle für 
Sinti und Roma e. V. zufolge sei eine solche Do-
kumentation auch nicht gewünscht, da bis heute 
vor dem Hintergrund der nationalsozialistischen 
Verfolgung von Sinti Vorbehalte hinsichtlich sol-
cher Datenerfassungen bestehen. 

Im Niedersächsischen Ministerium für Soziales, 
Frauen, Familie, Gesundheit und Integration sind 
nur wenige - teils nicht ausreichend verifizierte - 
Einzelfälle aus dem schulischen Bereich und im 
Zusammenhang mit Sportveranstaltungen 
(Schmähgesänge) bekannt. Eine Quantifizierung 
der Fälle ist in der Kürze der Zeit nicht möglich. 

Der niedersächsischen Polizei stehen weder im 
Vorgangsbearbeitungssystem NIVADIS noch in 
der polizeilichen Kriminalstatistik unmittelbare Re-
cherche- bzw. Auswertemöglichkeiten hinsichtlich 
der Zugehörigkeit von Personen zu der Minderheit 
der Roma und Sinti zur Verfügung. Auf derartige 
Erfassungskriterien wird bewusst verzichtet. Damit 
wird auch einer Forderung des Vorsitzenden des 
Zentralrates Deutscher Sinti und Roma, Herrn 
Romani Rose, entsprochen. Insofern lassen sich 
keine validen Aussagen zu Opfern von Angehöri-
gen dieser Minderheit durch die allgemeine Krimi-
nalität treffen. 

Politisch motivierte Straftaten werden von der Poli-
zei in einem von der Ständigen Konferenz der 
Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) 
beschlossenen bundeseinheitlichen Kriminalpoli-
zeilichen Meldedienst - Politisch motivierte Krimi-
nalität - (KPMD-PMK) erfasst. Im KPMD-PMK wer-
den zum einen die sogenannten echten Staats-
schutzdelikte (gemäß § 120 GVG) und zum ande-
ren Straftaten der allgemeinen Kriminalität, bei 
denen bei Tatbegehung von einer politischen Moti-
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vation auszugehen war, registriert. Neben der Ab-
bildung der Tat- und Täterdaten erfolgen eine diffe-
renzierte Darstellung der näheren Tatumstände 
sowie eine Zuordnung zu den verschiedenen Phä-
nomenbereichen der Politisch motivierten Krimina-
lität. 

Bei „antiziganistische Vorfällen“ im Sinne der Fra-
gestellung ist grundsätzlich von einer politischen 
Motivation auszugehen. Demnach werden sie im 
KPMD-PMK dokumentiert, jedoch nur insoweit sie 
auch einen Straftatbestand erfüllen. Die Straftaten 
werden zur Ermöglichung einer differenzierten 
Recherche und Auswertung einzelnen Themenfel-
dern, wie z. B. der Hasskriminalität mit der Unter-
kategorie „Fremdenfeindlichkeit“, zugeordnet. Aus-
gehend von den Umständen der Tat, wird gemäß 
diesem Definitionssystem ein Delikt als fremden-
feindlich erfasst, wenn es aufgrund der tatsächli-
chen oder vermeintlichen Nationalität, Volkszuge-
hörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion oder Herkunft 
des Opfers verübt wurde. Dementsprechend wer-
den Straftaten mit einem antiziganistischen Hinter-
grund als fremdenfeindliche Delikte registriert. Eine 
differenzierte Auswertung der fremdenfeindlichen 
Delikte ist technisch nicht möglich. 

Zu 3: Unsere freiheitliche Verfassung zu schützen, 
bedeutet nicht nur, extremistische Aktivitäten zu 
beobachten. Wie in Niedersachsen wird auch im 
Verbund der Verfassungsschutzbehörden die Auf-
klärungsarbeit als eine der Kernaufgaben des Ver-
fassungsschutzes verstanden. In Niedersachsen 
gesetzlich geregelt in § 3 Abs. 4 des Niedersächsi-
schen Verfassungsschutzgesetzes (NVerfSchG), 
umfasst die Präventionsarbeit neben der Informati-
onssteuerung an Regierung und zuständige Stel-
len auch, die Öffentlichkeit auf der Grundlage ihrer 
Auswertungsergebnisse mit geeigneten Maßnah-
men über extremistische Bestrebungen aufzuklä-
ren und damit auch politische Bildungsarbeit zu 
betreiben. 

Ziel der präventiven Arbeit ist dabei in einem um-
fassenden Sinne, die Bürgerinnen und Bürger in 
die Lage zu versetzen, extremistische Ideologien 
als verfassungsfeindlich einzuordnen und gleich-
zeitig ein Verständnis für demokratische Prinzipien 
und Werte zu vermitteln. 

Alle Maßnahmen der Prävention des niedersächsi-
schen Verfassungsschutzes, die seit 2009 im 
Rahmen der Niedersächsischen Extremismus-
Informations-Stelle (NEIS) gebündelt werden, rich-
ten sich unmittelbar gegen extremistische Ideolo-
gien wie Fremdenfeindlichkeit und Rassismus und 

entfalten daher auch mittelbare Wirkung bei der 
Bekämpfung von Antiziganismus. 

NEIS steht somit für einen Verfassungsschutz, der 
sich als Dienstleister für die Bürgerinnen und Bür-
ger versteht, der den Schutz der Verfassung vor 
allem darin sieht, dass informierte, aufgeklärte 
Bürgerinnen und Bürger sich für die Demokratie 
und gegen ihre Gegner engagieren, und der sei-
nen Teil zu dieser Information beiträgt. NEIS will 
für die Demokratie werben und mithelfen, die de-
mokratischen Werte im Bewusstsein der Men-
schen zu stärken. Dies erfolgt z. B. durch das Qua-
lifizierungsprogramm „Demokratielotsen“, das seit 
2010 vom niedersächsischen Verfassungsschutz 
in Kooperation mit Heimvolkshochschulen durch-
geführt wird. Es will einen Beitrag zur Förderung 
der Zivilgesellschaft und des demokratischen En-
gagements leisten. „Demokratielotsen“ können 
Menschen werden, die sich bereits ehrenamtlich 
engagieren, die in der Lage sind, andere zu moti-
vieren. Sie sollen gewonnen werden, vor Ort Ideen 
und Projekte umzusetzen, die helfen, demokrati-
sches Bewusstsein zu stärken, Teilnahme zu för-
dern und Extremisten und antidemokratischem 
Handeln entgegenzutreten. 

Hinsichtlich der weiteren Präventionsmaßnahmen 
des niedersächsischen Verfassungsschutzes ge-
gen Extremismus und für Demokratiebildung wird 
zur Vermeidung von Wiederholungen auf die Ant-
wort zur Kleinen Anfrage Nr. 44 „Verfassungs-
schutz und Bildungsarbeit“ vom 21. Januar 2011 
verwiesen. 

Seit dem Jahr 2007 ist in der Geschäftsstelle des 
Landespräventionsrats Niedersachsen die Nieder-
sächsische Landeskoordinierungsstelle zur Um-
setzung von Bundesprogrammen gegen rechtsex-
treme und fremdenfeindliche Erscheinungsformen 
eingerichtet. In den Jahren 2007 bis 2010 erfolgte 
die Umsetzung des Programms „kompetent. für 
Demokratie - Beratungsnetzwerke gegen Rechts-
extremismus“. Seit Januar 2011 wird das aktuelle 
Programm „Toleranz fördern - Kompetenz stärken 
- Gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Antisemitismus“ umgesetzt. Auftraggeber ist 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend. 

Aufgabe der Niedersächsischen Landeskoordinie-
rungsstelle ist die Bildung eines landesweiten Be-
ratungsnetzwerkes. Die Koordinierungsstelle bietet 
dabei zentral allen Bürgerinnen und Bürgern eben-
so wie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Einrich-
tungen und Vertreterinnen und Vertretern der 
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Kommunal- und Landespolitik schnelle und unbü-
rokratische Hilfe bei kritischen Problemlagen u. a. 
im Zusammenhang mit Fremdenfeindlichkeit an. 
Entsprechende Mitteilungen über Problemlagen 
werden von den hauptamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Niedersächsischen Landes-
koordinierungsstelle entgegengenommen und an 
das eingerichtete Beratungsnetzwerk weitergelei-
tet. Aus der Mitte des Beratungsnetzwerkes wird in 
Krisensituationen zielorientiert ein Team von Ex-
pertinnen und Experten - ein sogenanntes mobiles 
Interventionsteam - zusammengestellt, das über 
situationsgerechte Beratungskompetenzen verfügt 
und vor Ort anlassorientiert, unmittelbar und auf-
suchend aktiv wird. Gemeinsam mit den Betroffe-
nen vor Ort analysieren die Expertinnen und Ex-
perten die Situation und entwickeln ein nachhalti-
ges Lösungskonzept. Auf Wunsch werden darüber 
hinaus weiterführende Unterstützungsleistungen 
angeboten und zusätzliche Kooperationspartner 
vermittelt. 

Konkrete Beratungs- oder Unterstützungsanfragen 
in Fällen von Antiziganismus liegen der Nieder-
sächsischen Landeskoordinierungsstelle allerdings 
bislang nicht vor. 

Das Niedersächsische Ministerium für Soziales, 
Frauen, Familie, Gesundheit und Integration för-
dert seit 1983 die Niedersächsische Beratungsstel-
le für Sinti und Roma e. V. mit zurzeit 220 000 Eu-
ro jährlich. Die Beratungsstelle ist landesweit tätig 
und bietet Hilfesuchenden insbesondere persönli-
che Unterstützung und Beratung mit dem Ziel der 
sozialen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Integration. Die Unterstützung und Beratung erfolgt 
sowohl vor Ort am Wohnsitz der Sinti und Roma 
als auch im Büro der Beratungsstelle sowie durch 
Telefonate und Schriftverkehr. Sie umfasst so gut 
wie alle Bereiche des täglichen Lebens, in denen 
Sinti und Roma besonderen sozialen Schwierigkei-
ten ausgesetzt sind, und schließt die Tätigkeitsfel-
der Entschädigung für erlittenes nationalsozialisti-
sches Unrecht, Wohnraumversorgung, Schule und 
Beruf, Existenzgründung und -sicherung, Asyl-
recht, Beratung und Unterstützung im allgemeinen 
sozialen Bereich sowie die damit korrespondieren-
de Öffentlichkeitsarbeit ein. Die Beratungsstelle 
liefert außerdem Fachinformationen und Fachbera-
tung für Verbände, Behörden und Institutionen, 
Schulen und Sozialarbeiter sowie für die lokalen 
Interessenvertretungen (Vereine) der Sinti und 
Roma.  

Darüber hinaus fördert das Niedersächsische Mi-
nisterium für Soziales, Frauen, Familie, Gesund-

heit und Integration zurzeit folgende im Zusam-
menhang mit dieser Bevölkerungsgruppe stehende 
Projekte: 

- „Errichtung einer sozialen Begegnungsstätte des 
Hildesheimer Sinti e.V.“, 

- „Niedersächsischer Verband Deutscher Sinti 
e. V. - Sinti in Hannover - Lebenssituation und 
Bildungsaspiration“. 

 

Anlage 25 

Antwort 

des Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz auf 
die Frage 28 der Abg. Dr. Gabriele Heinen-Kljajić 
(GRÜNE) 

Entsorgung im Rahmen der Sanierung des 
Laugensumpfes der Asse 

Im Zuge der Sanierung der Asse muss u. a. ra-
dioaktiv kontaminierte Lauge aus dem Laugen-
sumpf des Atommülllagers entfernt und den 
gültigen Sicherheitsstandards entsprechend 
nach vorheriger Konditionierung sicher gelagert 
werden. Zuständig für die Beauftragung der er-
forderlichen Arbeiten und deren Überwachung 
ist im Zuge der Auftragsverwaltung des Bundes 
das niedersächsische Umweltministerium.  

In einem Bericht vom 18. Juni 2011 zitiert die 
Braunschweiger Zeitung aus einem Schreiben 
des Gewerbeaufsichtsamtes Braunschweig 
vom 19. Mai 2011 an die Stadt Braunschweig, 
in dem von der „Behandlung radioaktiver Lau-
gen aus der Schachtanlage Asse II“ sowie 
„Verarbeitung des Laugensumpfs“ bei der Fir-
ma Eckert & Ziegler in Braunschweig die Rede 
ist. Im Mai habe es bereits ein Gespräch mit der 
Firma, dem Gewerbeaufsichtsamt und einem 
Vertreter des Umweltministeriums gegeben, so 
die Braunschweiger Zeitung weiter. Die Spre-
cherin des niedersächsischen Umweltministeri-
ums bestätigte ferner, Eckert & Ziegler führe in 
Braunschweig derzeit eine Erprobung mit 100 l 
radioaktiver Lauge durch. 

In einem Interview mit dem Berliner Tagesspie-
gel vom 9. Juni 2011 erklärte Andreas Eckert, 
Chef der Firma Eckert & Ziegler: „Beim Endla-
ger Asse, das derzeit zu überfluten droht, wer-
den wir ebenfalls zu Spezialthemen gefragt. 
Falls die Regierung das ehemalige Salzberg-
werk räumen lässt und den Müll wieder an die 
Oberfläche holt, entstünde hier eine zusätzliche 
Dienstleistungsnachfrage in Höhe von 3 bis 
4 Milliarden Euro. Man denkt ja daran, den Müll 
neu zu verpacken. Sicher wird man das vor Ort 
machen müssen. Aber der Weg wäre nicht weit, 
denn mit unserer Tochterfirma Eckert & Ziegler 
Nuclitec sitzen wir in Braunschweig in unmittel-
barer Nähe.“ 

Ich frage die Landesregierung: 
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1. An welche Unternehmen wurden seitens des 
niedersächsischen Umweltministeriums oder 
ihm nachgeordneter Behörden bereits Aufträge 
zur Entfernung, Konditionierung und Lagerung 
von Laugen aus dem Laugensumpf der Asse 
erteilt, bzw. mit welchen Unternehmen wurden 
Gespräche zur Durchführung dieser Arbeiten 
geführt? 

2. Welche Kontakte zu welchen „Spezialthe-
men“, von denen Herr Eckert in seinem Inter-
view mit dem Tagesspiegel berichtet, hat es 
seitens der Landesregierung oder ihr nachge-
ordneter Behörden bisher mit der Firma Eckert 
& Ziegler gegeben, bzw. von welchen Kontak-
ten mit anderen Behörden hat die Landesregie-
rung Kenntnis? 

3. Was war Gegenstand und Ergebnis des Ge-
sprächs vom Mai dieses Jahres mit der Firma 
Eckert & Ziegler, an dem laut Braunschweiger 
Zeitung u. a. ein Vertreter des niedersächsi-
schen Umweltministeriums teilgenommen hat? 

Im Genehmigungsbescheid des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz 
(MU) für die Schachtanlage Asse II 1/2010 vom 
8. Juli 2010 an das Budesamt für Strahlenschutz 
(BfS) war die untertägige Zwischenlagerung nicht 
freigebbarer Salzlösungen und Salzgrus in der 
Schachtanlage Asse II genehmigt worden. Hinter-
grund dieser Regelung war die Absicht des BfS, 
nicht freigebbare Salzlösungen (Salzlauge) zu-
nächst vor Ort zu belassen oder bei Erfordernis 
umzulagern. Soweit eine Umlagerung notwendig 
werden sollte, beantragte das BfS eine Befreiung 
von der ansonsten bestehenden Ablieferungs-
pflicht an die Landessammelstelle Niedersachsen 
(LSSt) und die Zwischenlagerung in Behältern 
innerhalb des Grubengebäudes. 

Die vom BfS seinerzeit beabsichtigte untertägige 
Zwischenlagerung von nicht freigebbaren Salzlö-
sungen und Salzgrus in der Schachtanlage Asse II 
war als anderweitige Zwischenlagerung im Sinne 
des § 7 Abs. 1 der Strahlenschutzverordnung 
(StrlSchV) in Verbindung mit § 77 Satz 2 zweiter 
Halbsatz StrlSchV anzusehen und wurde mit o. g. 
Bescheid des MU genehmigt. Somit ruhte die Ab-
lieferungspflicht an die LSSt. 

Abweichend von dieser Genehmigungslage, ent-
schied sich das BfS, die im Laugesumpf vor der 
Einlagerungskammer 12 befindliche Salzlauge, die 
im Zuge der beabsichtigten Sanierung dieses Be-
reiches abgepumpt werden soll, nun doch nicht 
untertägig zwischenzulagern, sondern vielmehr 
kurzfristig der LSSt als radioaktiven Abfall anzu-
dienen. Am 17. November 2010 stellte das BfS 
beim MU einen Antrag zur Ablieferung von 60 bis 
80 m3 Salzlauge, entsprechend 400 bis 600 Stück 

200-l-Rollsickenfässern. an die LSSt. Die LSSt 
wird im Auftrage des MU von der Gesellschaft für 
Nuklear-Service mbH (GNS) betrieben. 

Die Verarbeitung von Salzlauge als nicht brennba-
rer flüssiger radioaktiver Abfall in derart großen 
Mengen gehört nicht zu den Standardaufgaben 
einer LSSt, da diese Abfallart normalerweise über-
haupt nicht bzw. nur in geringen Mengen anfällt. 
Zudem dürfen laut den Endlagerungsbedingungen 
Konrad dort keine flüssigen radioaktiven Abfälle 
eingelagert werden. Die Salzlauge muss deshalb 
entsprechend behandelt und in eine endlagerfähi-
ge Form gebracht werden. Das ist Aufgabe der 
LSSt. Da die GNS über keine eigenen Einrichtun-
gen für die Behandlung derartig großer Mengen 
nicht brennbarer flüssiger radioaktiver Abfälle ver-
fügt, hat sie einschlägig bekannte Institutionen und 
Firmen in Deutschland gebeten, ein Angebot zur 
Behandlung der Salzlauge im Auftrag der LSSt 
abzugeben. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die GNS hat im Auftrag des MU bei folgen-
den Stellen Anfragen zur Verarbeitung und Kondi-
tionierung der oben genanten Mengen kontami-
nierter Salzlauge gestellt: 

- Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe Rückbau- 
und Entsorgungs-GmbH (WAK), 

- Energiewerke Nord GmbH (EWN), 

- Helmholtz Zentrum Berlin für Materialien und 
Energie GmbH (HZB), 

- Forschungszentrum Jülich GmbH (FZJ), 

- Firma Eckert & Ziegler Nuclitec GmbH (EZN). 

Leider haben sich EWN, WAK und HZB als zu 
100 % (EWN, WAK) bzw. zu 90 % (HZB) im Bun-
deseigentum befindliche Gesellschaften nicht in 
der Lage gesehen, ein Angebot zur Behandlung 
der Salzlauge und damit letztlich zur Unterstützung 
des Bundes und des Landes bei der Sanierung der 
Schachtanlage Asse II abzugeben. 

Nur das FZJ und die Firma EZN haben sich grund-
sätzlich zur Verarbeitung der Lauge bereit erklärt. 
Voraussetzungen sind in beiden Fällen Analysen 
und Vorversuche. Das BfS hat das MU zwischen-
zeitlich darum gebeten, beide Entsorgungswege 
über die LSSt weiterzuverfolgen, bis geklärt ist, ob 
sie zur Entsorgung geeignet sind. 

Um zu prüfen, ob das von EZN vorgesehene Filt-
rierverfahren geeignet ist, hat EZN vor Abgabe 
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eines Angebotes für die Gesamtmenge einen Vor-
versuch mit 100 l Lauge zur Bedingung gemacht. 
MU hatte das BfS zunächst gebeten, die Voraus-
setzungen für eine Versuchsdurchführung in der 
Schachtanlage Asse II unter Tage zu prüfen. BfS 
hat aber einen Versuch unter und über Tage abge-
lehnt, einerseits weil die dortige Strahlenschutzge-
nehmigung derartige Tätigkeiten nicht umfasse 
und darüber hinaus die Arbeiten unter Tage ange-
sichts der räumlichen Randbedingungen nicht 
sinnvoll möglich seien. Der Vorversuch kann daher 
nur am Standort Braunschweig der Firma EZN 
durchgeführt werden. 

Für die Konditionierung der Lauge im FZJ ist eben-
falls ein Test mit 2 m3 Salzlauge erforderlich, um 
zu erproben, ob die in Jülich vorhandene Anlage 
für die Behandlung der Salzlauge geeignet ist. Die 
maximale Verarbeitungsmenge pro Jahr beträgt 
dort 25 m3. 

Sollte das Verfahren der Firma EZN erfolgreich 
sein, könnte das endlagerrelevante radioaktive 
Abfallvolumen der kontaminierten Salzlauge von 
60 bis 80 m³ auf wenige Hundert Liter reduziert 
werden. Damit könnte nach Auffassung des MU 
ein dem Stand von Wissenschaft und Technik 
entsprechender substanzieller Beitrag zur Volu-
menreduzierung nicht freigebbarer kontaminierter 
Salzlösungen aus der Schachtanlage Asse II und 
damit zur Sanierung der Bereiche des Grubenge-
bäudes, in denen zunehmend derartige Salzlaugen 
zufließen, geleistet werden. 

Der Aufwand und das Abfallvolumen im FZJ und 
nicht zuletzt die Kosten der Entsorgung der Salz-
lauge wären dagegen erheblich größer. 

Alle radioaktiven Abfälle aus den Versuchen, aber 
auch später bei der kompletten Entsorgung sollen 
zunächst in der Betriebsstätte Jülich der LSSt zwi-
schengelagert und nach abschließender endlager-
gerechter Verpackung an das Endlager Konrad 
abgegeben werden. 

Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Braun-
schweig hat mit Schreiben vom 19. Mai 2011 ge-
genüber der Stadt Braunschweig Stellung zu ver-
schiedenen Fragen im Zusammenhang mit geplan-
ten baulichen Erweiterungen bei der Firma EZN 
sowie zur Behandlung radioaktiver Laugen aus der 
Schachtanlage Asse II genommen. 

Die Genehmigung der Firma EZN am Standort 
Braunschweig ist begrenzt auf den Umgang mit 
umschlossenen radioaktiven Stoffen, ausgenom-
men Kernbrennstoffe mit einer Aktivität von 1013 

Freigrenzen und den Umgang mit offenen radioak-
tiven Stoffen, ausgenommen Kernbrennstoffe mit 
einer Aktivität von1011 Freigrenzen nach Anlage III 
Tabelle 1 Spalte 2 StrlSchV. Bei den genehmigten 
Aktivitäten handelt es sich um die Menge radioak-
tiver Stoffe, die gleichzeitig am Standort Thune 
vorrätig sein dürfen. Abtransportierte radioaktive 
Stoffe können/dürfen durch neue Stoffe ersetzt 
werden. Die Genehmigung deckt den vorgesehe-
nen Umgang mit der 100-l-Probe der kontaminier-
ten Salzlauge aus der Schachtanlage Asse II ab. 

Zu 2: Aufgrund einer vertraglichen Regelung mit 
dem MU aus dem Jahr 2000 werden 1 485 Fässer 
mit radioaktiven Abfällen aus der ehemaligen LSSt 
Steyerberg im Zwischenlager Leese er Firma EZN 
gelagert. Die Firma EZN wurde vom MU beauf-
tragt, ein Konzept zur Nachqualifizierung, Sanie-
rung und endlagergerechten Verpackung dieser 
Altabfälle für deren Endlagerung im Endlager Kon-
rad zu erarbeiten. Dies wird fachlich vom Gutach-
ter des Endlagerbetreibers BfS, der Produktkon-
trollstelle Jülich, begleitet und bewertet. 

Darüber hinaus werden bereits endlagergerecht 
konditionierte radioaktive Abfälle aus dem Betrieb 
der LSSt aufgrund einer vertraglichen Regelung 
zwischen der GNS als Betreiberin der LSSt und 
der Firma EZN im Zwischenlager Leese gelagert. 
Zurzeit sind das fünf „Konrad-Container“ des Typs 
IV. 

Weiterhin ist der Landesregierung bekannt, dass 
das BfS die Firma EZN als Dienstleister mit der 
Entsorgung von nicht mehr benötigten radioaktiven 
Prüf- und Kalibrierstrahlern der Schachtanlage 
Asse II zur Ablieferung an die LSSt beauftragt hat. 

Zu 3: Das Gespräch am 25. Mai 2011 zwischen 
der Stadt Braunschweig, der Firma EZN, dem 
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig 
und dem MU diente dazu, die Stadtverwaltung 
frühzeitig über Gegenstand, Ablauf und Zielset-
zung des bei der Firma EZN geplanten Vorversu-
ches mit 100 l Salzlauge aus der Schachtanlage 
Asse II zu informieren (siehe Antwort zu Frage 1). 

In dem Gespräch machte der Vertreter des MU 
insbesondere deutlich, dass keine radioaktiven 
Versuchsabfälle am Standort Braunschweig ver-
bleiben werden und des Weiteren eine Verarbei-
tung von Salzlauge am Standort Braunschweig 
über den einmaligen Versuch mit der 100-l-Probe 
hinaus derzeit nicht vorgesehen sei. 
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Anlage 26 

Antwort 

des Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz auf 
die Frage 29 des Abg. Christian Meyer (GRÜNE) 

Wurde im Zusammenhang mit dem Verkauf 
der Domäne Heidbrink für eine Ziegenmas-
sentierhaltung auch eine Stromversorgung 
versprochen? 

Obwohl die aktuelle Richtlinie des Umweltminis-
teriums vom 1. November 2007 - 22-
62603/03/02 (VORIS 28200) - eine Förderung 
von Abwassertransportleitungen zwischen zwei 
Orten ausdrücklich ausschließt, plant das nie-
dersächsische Umweltministerium (laut Antwort 
auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Chris-
tian Meyer (GRÜNE) vom 17. März 2011), eine 
geplante Abwasserleitung im Landkreis Holz-
minden mit maximal 1,125 Millionen Euro auf-
grund einer 2006 außer Kraft getretenen Richt-
linie zu fördern.  

Diese Förderung wurde von Umweltminister 
Sander am 25. August 2006 bei einem Besuch 
der Firma Petri Feinkost GmbH im Zusammen-
hang mit dem Kauf der Landesdomäne Heid-
brink, Landkreis Holzminden, in Aussicht ge-
stellt (vgl. Drs. 15/4400, Drs. 16/1281). Auch 
der Landkreis Holzminden hat zwischenzeitlich 
200 000 Euro Förderung für den kommunalen 
Abwasserverband mehrerer Gemeinden im 
Landkreis beschlossen und dies öffentlich als 
„Wirtschaftsförderung“ bezeichnet.  

Der Landtag hat am 8. Dezember 2006 der 
Veräußerung der rund 260 ha umfassenden 
Domäne Heidbrink, Landkreis Holzminden, an 
die Inhaberfamilie Petri der Firma Feinkost Pet-
ri, Glesse, zugestimmt. Maßgebend für den An-
trag der Landesregierung waren die Planungen 
des Unternehmens, auf Teilflächen der Domä-
ne eine Massentierhaltung von 7 500 Ziegen zu 
planen. In diesem Zusammenhang sind auch 
vom Land Planungen und Überlegungen zur 
Infrastruktur aufgenommen worden (siehe Ant-
wort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten 
Hans-Jürgen Klein (GRÜNE) vom 10. Novem-
ber 2006).  

Obwohl der Kreistag des Landkreises Holzmin-
den im Juni 2010 eine notwendige Teillöschung 
des Landschaftsschutzgebietes für die beab-
sichtigte Massentierhaltung abgelehnt hat, ha-
ben in den letzten Wochen nach Presseberich-
ten nun umfangreiche Bauarbeiten auf der Do-
mäne Heidbrink stattgefunden. So soll die Do-
mäne auch mit einem Stromkabel von einer 
Kapazität für großgewerbliche Anlagen und 
mehrere Tausend Haushalte ans öffentliche 
Netz angeschlossen worden sein. Für die be-
stehenden Hofanlagen und weniger als ein 
Dutzend Haushalte ist dies unnötig. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Auf wessen Veranlassung und auf wessen 
Kosten wird die Domäne Heidbrink, Landkreis 

Holzminden, mit Stromkabeln angeschlossen, 
deren Kapazität offenbar weit über den derzei-
tigen Bedarf hinausgeht? 

2. Liegt inzwischen ein vollständiger Antrag des 
Wasserverbandes Ithbörde (WVIW) für eine 
Abwassertransportleitung von Brevörde nach 
Holzminden vor, und, wenn ja, wann soll er ent-
schieden werden? 

3. Ist es zulässig, dass ein Landkreis kommu-
nale Abwasserbetriebe einzelner Gemeinden 
bezuschusst und damit deren Gebührenkalkula-
tion beeinflusst - auch vor dem Hintergrund, 
dass das niedersächsische Finanzministerium 
und der Landkreis Holzminden 2008 eine Bürg-
schaft in Höhe von 750 000 Euro für die geplan-
te Abwasserpipeline des Wasserverbandes aus 
rechtlichen Bedenken für nicht zulässig erklärt 
haben? 

Die Firma Petri aus Glesse, Landkreis Holzminden, 
stellt aus Milch Feinkostprodukte her. Seit dem 
Jahr 2006 bestehen Planungen des Unterneh-
mens, die Produktion am vorhandenen Standort 
auszuweiten. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Informationen zum vorgenannten Stroman-
schluss für die Domäne Heidbrink im Landkreis 
Holzminden liegen der Landesregierung nicht vor. 
Insoweit können zum Sachverhalt keine Aussagen 
gemacht werden. Darüber hinaus ist anzumerken, 
dass es sich bei Verträgen zur Versorgung mit 
Strom und Gas zwischen Energieversorgungsun-
ternehmen und Kunden grundsätzlich um Verträge 
des Privatrechts handelt. 

Zu 2: Nein. 

Zu 3: Den Kommunen steht es im Rahmen der 
kommunalen Selbstverwaltung frei, auch Abwas-
serbetriebe zu bezuschussen. Die Förderung der 
örtlichen Infrastruktur - auch im Abwasserbereich - 
mit dem Ziel der Stärkung der örtlichen Wirtschaft 
ist grundsätzlich ein zulässiger Zuwendungszweck. 
Soweit es dadurch zu Auswirkungen auf die Ge-
bührenkalkulation käme, stellt dies keinen Verstoß 
gegen das Abgabenrecht dar. 

Finanzminister Möllring hat im Übrigen dem Mit-
glied des Niedersächsischen Landtages, Herrn 
Christian Meyer, bereits mit Schreiben vom 
20. August 2008 Folgendes mitgeteilt:  

„Im Hinblick auf eine angebliche Lan-
desbürgschaft teile ich Ihnen mit, dass 
der Wasserverband Ithbörde anders 
als in Ihrem Schreiben dargestellt bis-
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her keinen Antrag auf Gewährung ei-
ner Landesbürgschaft gestellt hat.“ 

 

Anlage 27 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration auf die Frage 30 des 
Abg. Enno Hagenah (GRÜNE) 

Methadontherapie in Niedersachsen 

Nach Aussagen von Betroffenen wie auch be-
handelnden Ärztinnen und Ärzten hat sich die 
Behandlung und Versorgung von Methadon-
substituierten erheblich verschlechtert. Die 
Gründe dafür sind unterschiedlich, führen aber 
im Ergebnis dazu, dass die Zahl behandelnder 
Ärztinnen und Ärzte immer weiter abnimmt. Da-
zu beigetragen haben u. a. eine im März 2011 
getroffene Entscheidung des Landesschieds-
amtes zur Ausgabenbegrenzung in den früher 
extrabudgetären Leistungsbereichen und die 
Einleitung von Ermittlungsverfahren gegen sub-
stituierende Ärztinnen und Ärzte mit zum Teil 
strafrechtlichen Konsequenzen sowie die offen-
bar geringere Bereitschaft jüngerer Ärztinnen 
und Ärzte zur Substitutionsbehandlung gene-
rell. Als Folge dieser Entwicklungen drohen ei-
ne erhöhte Konzentration der Substitutionsbe-
handlungen auf wenige Ärztinnen und Ärzte vor 
allem in den Ballungszentren und eine erhöhte 
Konzentration Drogenabhängiger in den Groß-
städten. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Auswirkungen hat die oben ange-
sprochene Entscheidung des Landesschieds-
amtes auf Ausmaß und Qualität für die Substi-
tution Drogenkranker? 

2. Wie viele Ärztinnen und Ärzte haben 2008, 
2009, 2010 sowie in den ersten fünf Monaten 
des Jahres 2011 die Behandlung von Drogen-
kranken mit Methadon aufgegeben? 

3. Was gedenken Landesregierung und Kas-
senärztliche Vereinigung Niedersachsens zu 
tun, um vor dem Hintergrund der beschriebe-
nen Entwicklungen die Substitutionstherapie mit 
Methadon auch in Zukunft weiterhin flächende-
ckend in Niedersachsen sicherzustellen und zu 
gewährleisten? 

Die Begrenzung der Ausgaben für extrabudgetäre 
Leistungen einschließlich der Substitution bei Dro-
genabhängigkeit zählt zu den Maßnahmen des 
GKV-Finanzierungsgesetzes (GKV-FinG), mit de-
nen eine weitere finanzielle Belastung der gesetz-
lichen Krankenversicherung in den Jahren 2011 
und 2012 vermieden werden soll. Dabei wird der 
Anstieg der Ausgaben in seiner Höhe begrenzt. 
Eine Absenkung des Vergütungsvolumens erfolgt 
nicht. 

Da sich die Landesverbände der niedersächsi-
schen Krankenkassen und die Ersatzkassen mit 
der Kassenärztlichen Vereinigung Niedersachsen 
(KVN) nicht auf eine Begrenzungsregelung ver-
ständigen konnten, hat das Landesschiedsamt 
Niedersachsen am 28. März 2011 beschlossen, 
die Ausgabensteigerung für extrabudgetäre Leis-
tungen im Jahr 2011 auf 0,9 % zu begrenzen. 

Das niedersächsische Sozialministerium (MS) führt 
die Rechtsaufsicht über die KVN und das Lan-
desschiedsamt Niedersachsen. In diesem Rahmen 
hat MS zu prüfen, ob sich diese an für sie gelten-
des Recht gehalten haben. Hierzu zählt insbeson-
dere die Aufgabe der KVN, die vertragsärztliche 
Versorgung in Niedersachsen, die auch die substi-
tutionsgestützte Behandlung von drogenabhängi-
gen Menschen umfasst, sicherzustellen. Über ei-
gene Kompetenzen bei der Sicherstellung der 
vertragsärztlichen Versorgung verfügt MS nicht. 
Zudem besteht auch keine Möglichkeit, auf die 
Vergütungsverhandlungen der o. g. Vertragspart-
ner Einfluss zu nehmen. 

Die Entscheidung des Landesschiedsamtes Nie-
dersachsen war aufsichtsrechtlich nicht zu bean-
standen, da sich die dort festgesetzten Regelun-
gen eng an den gesetzlichen Vorgaben orientie-
ren. 

In diesem Zusammenhang wird auch darauf hin-
gewiesen, dass im Rahmen der Neuordnung der 
vertragsärztlichen Vergütung zum 1. Januar 2009 
die Vergütung für Substitutionsleistungen in Nie-
dersachsen um ca. 30 % angehoben wurde (siehe 
hierzu auch Antwort der Landesregierung auf die 
Mündliche Anfrage der Abgeordneten Ursula 
Helmhold (GRÜNE) „Vergütung substituierender 
Ärztinnen und Ärzte“(Anlage 45 des Stenografi-
schen Berichtes zur 29. Sitzung des Niedersächsi-
schen Landtags am 16. Januar 2009)). 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1 und 3: Nach Einschätzung der KVN ist derzeit 
in der Methadonversorgung kein Engpass zu ver-
zeichnen. Die Versorgung sei insoweit gewährleis-
tet, als mit etwaigen Fahrten in Richtung der Bal-
lungsgebiete auch die Patienten versorgt werden 
können, die vor Ort keine Behandlungsmöglichkeit 
haben. Diese Situation sei jedoch nicht der aktuel-
len Lage, sondern vielmehr jedem Versorgungsbe-
reich systembedingt geschuldet. 

Gleichwohl sieht die KVN die Entscheidung des 
Landesschiedsamtes Niedersachsen kritisch. Sie 
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hat einen geringen Anstieg der jährlichen Patien-
tenzahlen und eine nachlassende Bereitschaft bei 
jüngeren Ärzten, in der Methadonversorgung mit-
zuwirken, festgestellt. 

Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, hat die 
KVN bereits Ende 2008 entschieden, die Weiter-
bildung im Bereich der Substitutionsbehandlung 
finanziell zu fördern. Die Kosten für den Kurs zum 
Erwerb der Zusatzbezeichnung „Suchtmedizini-
sche Grundversorgung“ werden für interessierte 
Ärzte mit bis zu 500 Euro gefördert. Da dieses 
Angebot bisher sehr gut angenommen wurde, 
verspricht sich die KVN hiervon auch weiterhin 
Erfolg für die Versorgung. 

Zudem sieht der Referentenentwurf des Bundes-
ministeriums für Gesundheit für das sogenannte 
GKV-Versorgungsstrukturgesetz vor, die mit dem 
GKV-FinG eingeführte Regelung zur Ausgabenbe-
grenzung extrabudgetärer Leistungen für das Jahr 
2012 aufzuheben. Diese Änderung wird von der 
Landesregierung unterstützt. 

Zu 2: Da die Anzahl der substituierenden Ärzte laut 
KVN in den Jahren 2008 bis 2011 konstant geblie-
ben ist, hat die KVN von einer Erhebung der Zahl 
der Ärzte, die die Substitutionsbehandlung been-
det haben, abgesehen. Von 2008 bis 2010 waren 
durchschnittlich ca. 245 Ärzte in der Substitution 
von drogenabhängigen Menschen tätig. Aktuell 
sind es 250 Ärzte. 

 

Anlage 28 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 31des Abg. Dieter Möhrmann (SPD) 

Polizeipräsenz und zügiges Handeln der 
Justiz - Reichen die personellen Kapazitäten 
nicht aus? 

Die polizeiliche Präsenz in der Fläche und da-
mit die personelle Besetzung wird anders als 
früher anhand von konkreten Belastungszahlen 
in den Polizeidirektionen, den Polizeiinspektio-
nen und den Polizeistationen berechnet. In der 
Antwort der Landesregierung auf meine Kleine 
Anfrage zu dem Thema aus dem Februar 2011 
heißt es noch: „Im Rahmen der Umorganisation 
wurde das Modell für die Personalverteilung 
überarbeitet. Dabei erfolgen die Verteilung der 
Stellen und der Personalnachersatz im Polizei-
vollzugsdienst in einem mit den Polizeibehör-
den abgestimmten und konsensualen Verfah-
ren. Während die frühere Personalverteilung 
vorrangig an der vorhandenen Organisations-
struktur ausgerichtet war, basiert das jetzige 
Konzept wesentlich stärker auf den Belastungs- 

und Strukturdaten des jeweiligen Zuständig-
keitsbereiches“. Im März schränkt das Innenmi-
nisterium in einer weiteren Antwort ein, man 
orientiere sich am „tatsächlichen zeitlichen Be-
darf“ und nicht „ausschließlich auf der Grundla-
ge von Belastungs- und Strukturdaten“. Am 
konkreten Beispiel meiner Heimatstadt zeigt 
sich nun nach mir vorliegenden Informationen, 
dass zumindest die Belastungsdaten von 
Schneverdingen und Neuenkirchen ähnlich 
hoch sind wie von „rund um die Uhr besetzten 
Polizeidienststellen“ innerhalb der PD Lüne-
burg, gleichzeitig wurde die polizeiliche Ermitt-
lung in konkreten Fällen von der Dienststelle 
Schneverdingen in die PI Soltau verlagert. Un-
klar bleibt, wie viel Personal an Vollzeiteinhei-
ten im Vergleich zu früher anhand der Belas-
tungsdaten und wie viel aufgrund des tatsächli-
chen zeitlichen Bedarfs verteilt wird und wie 
dieser berechnet wird. 

Zuletzt anlässlich der Juni-Klausurtagungen der 
Regierungsfraktionen im Harz, nach Aussagen 
des Innenministers und des Justizministers 
wurde der Anspruch unterstrichen, dass we-
sentliche Wirkungen gegen Jugendkriminalität 
auch von schnellen Anklagen vor Gerichten ab-
hängig sind. In einem konkreten Fall in meiner 
Heimatstadt - es ging um den Vorwurf der Kör-
perverletzung bei zwei elfjährigen Jungen - hat 
die Polizei laut Antwort der Landesregierung 
auf meine Anfrage im März 2011 „am 
14. Januar 2011 drei möglicherweise als Tat-
verdächtige infrage kommende Personen na-
mentlich ermittelt“. Im März wurde der Fall an 
die Staatsanwaltschaft Lüneburg abgegeben. 
Nach meiner Kenntnis gibt es bisher keine an-
beraumten Gerichtstermine. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Sind die von mir geschilderte Verteilung der 
personellen Kapazitäten (Vergleich zwischen 
rund um die Uhr zu nur tagsüber besetzten Po-
lizeistationen) und die Begründung dafür in der 
PD Lüneburg vergleichbar mit der Situation in 
den anderen Polizeidirektionen in Niedersach-
sen, und wenn ja, warum werden die nach ei-
gener Berechnung dafür notwendigen personel-
len Kapazitäten nicht bereitgestellt? 

2. Hält die Landesregierung den Zeitablauf der 
polizeilichen Ermittlungen am konkreten Bei-
spiel im Januar 2011 und den weiteren Zeitab-
lauf im Sinne ihres eigenen politischen An-
spruchs für vertretbar, und ist die personelle 
Ausstattung der Staatsanwaltschaft in Lüneburg 
eine mögliche Begründung im konkreten Fall? 
Wenn nein, welche Gründe gibt es für den Zeit-
ablauf? 

3. Welche personellen oder anderen Maßnah-
men sollen ergriffen werden, und was ist für 
Schneverdingen konkret im Vergleich zum Sta-
tus Soll und Ist vor der Umorganisation (PK B) 
geplant, um dem eigenen Anspruch der Poli-
zeipräsenz in der Fläche und bei der Bekämp-
fung der Jugendkriminalität gerecht zu werden? 
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Die Gewährleistung der inneren Sicherheit hat für 
die Landesregierung einen herausragenden Stel-
lenwert. Durch die strategisch ausgerichtete Si-
cherheits- und Kriminalpolitik sorgt sie dafür, dass 
die Bürgerinnen und Bürger in Niedersachsen 
sicher leben können. Die Landesregierung verbes-
serte, wie bereits vor Übernahme der Regierungs-
verantwortung 2003 angekündigt und in den Koali-
tionsvereinbarungen verankert, durch zielführende 
Maßnahmen die Rahmenbedingungen für die poli-
zeiliche Arbeit spürbar und nachhaltig und beseitigt 
dabei übernommene strukturelle und personelle 
Schwächen. 

Wie in der Beantwortung der Großen Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 28. Septem-
ber 2006, LT-Drs. 15/3460, dargestellt, hat die 
Landesregierung ein sogenanntes 1 000er–Pro-
gramm der Polizei aufgelegt. 

Im Rahmen dieses 1 000er-Programms wurde - 
über den regulären Personalnachersatz hinaus - 
durch insgesamt 800 zusätzliche Neueinstellungen 
und 200 Freisetzungen durch Übernahme von 
reformbetroffenem Verwaltungspersonal eine er-
hebliche personelle Verstärkung der Polizei er-
reicht. 

Analog zum Planstellenverteilungsmodell auf Lan-
desebene verteilt die Polizeidirektion Lüneburg das 
für die polizeiliche Aufgabenwahrnehmung zur 
Verfügung stehende Vollzugspersonal auf die Poli-
zeiinspektionen. Als Sockel sind für die PI Soltau-
Fallingbostel insgesamt 61 Stellen in Ansatz ge-
bracht. Ca. 73 % des Vollzugspersonals werden 
nach einem belastungsorientierten Schlüssel ver-
teilt, der die Parameter Fläche (25 %), Bevölke-
rung (25 %) und faktorisierte Fallzahlen (50 %) 
berücksichtigt. Im Zuge des 1 000er-Programms 
wurden in den Jahren 2009 und 2010 der PI Sol-
tau-Fallingbostel insgesamt neun Stellen zugeteilt. 

Ziel der Personalverteilung war und ist eine an der 
Aufgabenwahrnehmung orientierte gerechte Ver-
teilung des Personals in der Fläche unter annä-
hernd gleicher Arbeitsbelastung der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Die Formel für die Planstel-
lenverteilung innerhalb der Polizeidirektion Lüne-
burg wird im Einvernehmen mit allen Inspektions-
leitern festgelegt. Für die Personalverteilung inner-
halb der Polizeiinspektion ist der Inspektionsleiter 
zuständig. 

Dabei ist zu beachten, dass die Bürgerinnen und 
Bürger ein Anrecht darauf haben, die Polizei an 
jedem Ort in Niedersachsen als einen hochwerti-

gen und kompetenten Dienstleister im Bereich 
Sicherheit zu erfahren. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Verteilung innerhalb der regionalen Poli-
zeidirektionen erfolgt in Anlehnung an das landes-
weit geltende Konzept. Die Verantwortung dafür 
trägt die jeweilige Polizeibehörde. Dabei werden 
bei Bedarf die Parameter des Landeskonzeptes, 
insbesondere die Gewichtung von Fläche und 
Bevölkerung, den behördenspezifischen Beson-
derheiten angepasst. So werden auf dieser Ebene 
regionale Besonderheiten und Schwerpunkte be-
rücksichtigt. 

Die Bewertung der Personalsituation in Schnever-
dingen im Speziellen und im Gesamtgefüge der PI 
Soltau-Fallingbostel ist in der Beantwortung der 
Mündlichen Anfrage vom 18. Februar 2011, LT-
Drs. 16/3395, umfassend dargestellt. Insofern gibt 
es keine Überlegungen und auch keine Veranlas-
sung, Personalverlagerungen innerhalb der Poli-
zeidirektion Lüneburg bzw. auch innerhalb der PI 
Soltau-Fallingbostel in Erwägung zu ziehen. 

Zu 2: Die PSt Schneverdingen hat dem zugrunde 
liegenden Verfahren absolute Priorität eingeräumt. 
Vier Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte wa-
ren mit den Ermittlungen betraut. Der Aufwand für 
das Verfahren ergibt sich aus den aufgeführten 
umfangreichen Vernehmungen und Befragungen. 
Die am 2. März 2011 an die Staatsanwaltschaft 
Lüneburg abverfügte Akte hatte einen Umfang von 
über 350 Seiten. 

Das von der Staatsanwaltschaft Lüneburg geführte 
Ermittlungsverfahren wegen des Vorfalls am 
14. Januar 2011 zum Nachteil von zwei elfjährigen 
Jungen richtet sich gegen erwachsene Beschuldig-
te, nicht gegen Jugendliche oder Heranwachsen-
de. Die Ermittlungen dauern an. 

Die Staatsanwaltschaft ist gemäß § 160 Abs. 1 
StPO verpflichtet, den Sachverhalt mit den ihr zur 
Verfügung stehenden strafprozessualen Mitteln 
(z. B. Zeugen- und Beschuldigtenvernehmungen, 
Durchsuchungen, Sicherstellung von Beweismit-
teln) umfassend zu erforschen. Dabei ist sie von 
Gesetzes wegen gehalten, neben den belastenden 
Tatsachen auch die zugunsten eines Beschuldig-
ten sprechenden Umstände zu ermitteln (§ 160 
Abs. 2 StPO). Die Dauer des Ermittlungsverfah-
rens ist angesichts der Vielzahl der polizeilich 
durchgeführten Vernehmungen und aufgrund von 
ergänzend vorgenommenen staatsanwaltschaftli-
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chen Vernehmungen in keiner Weise zu bean-
standen. 

Ein Zusammenhang zwischen der Dauer des Er-
mittlungsverfahrens und der personellen Ausstat-
tung der Staatsanwaltschaft Lüneburg besteht 
nicht. 

Zu 3: Die Umwidmung einzelner Dienststellen in 
Polizeistationen (PSt) widerspricht nicht den Zielen 
der Präsenzerhöhung und bürgernahen Polizeiar-
beit. Gerade außerhalb der Regeldienstzeit sind 
die wesentlichen Aspekte für die Erreichbarkeit der 
Polizei nicht die Anzahl der vorhandenen eigen-
ständigen Dienststellen, sondern die Reaktions-
zeit, die Verfügbarkeit von Funkstreifen und die 
Anzahl des für polizeiliche Operativaufgaben zur 
Verfügung stehenden Personals. Die Umwidmung 
der Polizeikommissariate (B) in Polizeistationen 
hatte keineswegs zur Folge, dass in den dortigen 
Bereichen nachts keine Polizeibeamtinnen und 
-beamten mehr Dienst versehen. In den Polizei-
kommissariaten (B) wurde bedarfsorientiert Dienst 
versehen. Eine Dienstverrichtung erfolgte nicht 
ständig im „Rund-um-die-Uhr-Dienst“. Die Gewähr-
leistung der „Rund-um-die-Uhr-Präsenz“ liegt seit 
der Umorganisation in der Gesamtverantwortung 
des zuständigen Polizeikommissariates bzw. der 
zuständigen Polizeiinspektion. Je nach Größe 
einer Polizeistation erfolgt die „Rund-um-die-Uhr-
Präsenz“ im dortigen Bereich eigenständig durch 
die Polizeistation. Darüber hinaus wird diese im 
Verbund mit anderen Polizeistationen und der 
vorgesetzten Dienststelle oder durch den Einsatz- 
und Streifendienst der zuständigen Dienststelle 
wahrgenommen. 

Zwischen dem Einsatz- und Streifendienst am 
Standort Soltau und der PSt Schneverdingen gibt 
es eine Verbunddienstregelung, die bei Nichtbe-
setzung der PSt eine lageangepasste Präsenz in 
Schneverdingen gewährleistet. Die Fahrzeit von 
Soltau nach Schneverdingen beträgt bei normaler 
Fahrt maximal 20 Minuten. 

Bei der Einrichtung von „Rund-um-die-Uhr-Diens-
ten“ handelt es sich um eine organisatorische 
Maßnahme mit Langzeitwirkung, die nicht nur auf 
den aktuellen belastungsorientierten Faktoren 
beruht, sondern auch örtliche Besonderheiten und 
polizeiliche Reaktionszeiten im gesamten Zustän-
digkeitsbereich einer Polizeiinspektion zu berück-
sichtigen hat. 

Im Übrigen siehe Antwort zur Frage 1. 

 

Anlage 29 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 32 der Abg. Renate Geuter (SPD) 

Unkalkulierbare Kostenrisiken für Kommu-
nen nach dem Einsatz der Feuerwehr - Wer 
trägt die Folgekosten für die Beseitigung 
kontaminierten Löschwassers? 

Größere Brände in gewerblichen und industriel-
len Betriebsstätten stellen die örtliche Feuer-
wehr vor immer neue Herausforderungen. Auf-
grund technisch anspruchsvoller Betriebsabläu-
fe fällt im Rahmen der Brandbekämpfung im-
mer häufiger kontaminiertes Löschwasser an, 
das nicht ins Grundwasser gelangen darf, son-
dern aufgefangen und kostenpflichtig entsorgt 
werden muss. Die Entsorgung kontaminierten 
Löschwassers bringt aber für eine Kommune 
ein unkalkulierbares Kostenrisiko mit sich, 
wenn - wie vor wenigen Wochen bei einem 
Großbrand in meinem Wahlkreis - keine An-
haltspunkte dafür bestehen, dass der Groß-
brand dem Verantwortungsbereich des Betrei-
bers zuzurechnen ist.  

Das Niedersächsische Brandschutzgesetz sieht 
in § 26 Abs. 4 eine Kostenerstattungspflicht nur 
für denjenigen vor, der entweder durch sein 
Verhalten oder durch seine Verantwortung für 
einen unsachgemäßen Zustand seiner Be-
triebsstätte den Einsatz der Feuerwehr erfor-
derlich gemacht hat. Das OVG Lüneburg hat in 
diesem Zusammenhang im Jahre 1998 ent-
schieden, dass in diesem Fall die Löschwas-
serentsorgung als eine der Feuerwehr oblie-
gende Aufgabe anzusehen ist und daher zu 
den von der Kommune unentgeltlich zu erbrin-
genden Leistungen gehört. Das Gericht ver-
weist in diesem Fall ausdrücklich auf die ab-
schließenden Regelungen des § 26 des Nie-
dersächsischen Brandschutzgesetzes. 

Diese bisherige Regelung birgt für viele Kom-
munen nach dem Einsatz der Feuerwehr ein 
unkalkulierbares Kostenrisiko in den Fällen, in 
denen nach einem Großbrand kontaminiertes 
Löschwasser mit großem finanziellem Aufwand 
aufgefangen und entsorgt werden muss. Auch 
müsste eine Brandversicherung grundsätzlich 
ein Interesse an einem massiven Einsatz der 
Feuerwehr im Rahmen der Brandbekämpfung 
haben. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Teilt die Landesregierung die Sorgen der 
Kommunen vor einem unkalkulierbaren Kosten-
risiko für die Beseitigung von kontaminiertem 
Löschwasser nach dem Einsatz der Feuerwehr 
ín den Fällen, in denen diese Kosten nicht ge-
genüber dem Geschädigten geltend gemacht 
werden können? 

2. Beabsichtigt die Landesregierung eine Er-
gänzung des § 26 des Niedersächsischen 
Brandschutzgesetzes, die derartige Beseiti-
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gungskosten zum zwingenden Inhalt einer Ge-
bäude- bzw. Brandschutzversicherung macht 
und, wenn nein, warum nicht? 

3. Sieht die Landesregierung eine andere Mög-
lichkeit, Kommunen in derartigen Fällen von 
diesen Folgekosten zu entlasten, und wie wird 
eine derartige Regelung ausgestaltet sein? 

Die Gemeinden tragen nach § 25 Abs. 1 des Nie-
dersächsischen Brandschutzgesetzes die Kosten, 
die ihnen bei der Durchführung der Aufgaben nach 
diesem Gesetz entstehen. Der Einsatz der Feuer-
wehren ist bei Bränden, Notständen durch Natur-
ereignisse und bei Hilfeleistungen zur Rettung von 
Menschen aus akuter Lebensgefahr unentgeltlich 
(§ 26 Abs. 1 NBrandSchG). 

Nach der Rechtsprechung des VG Hannover zählt 
„das Auffangen und der Abtransport kontaminier-
ten Löschwassers“ zu einem unentgeltlichen Ein-
satz. Es ist somit nicht auszuschließen, dass die 
hierfür anfallenden Kosten zu hohen Belastungen 
bei den Gemeinden führen können. 

Im Zuge der anstehenden Novellierung des 
NBrandSchG beabsichtigt das Ministerium für In-
neres und Sport, den Gemeinden und Landkreisen 
die Möglichkeit zu eröffnen, für bestimmte Kosten, 
die bei ansonsten unentgeltlichen Einsätzen ent-
stehen, eine Erstattung verlangen zu können. Es 
würde sich dabei um solche Kosten handeln, die 
von ihrer Art her versicherbar wären und die des-
halb nicht der Allgemeinheit angelastet werden 
müssen. Die Kostenerstattung für die Beseitigung 
von kontaminiertem Löschwasser würde hiervon 
mit erfasst werden. 

Insgesamt soll aber am Grundsatz der kostenfreien 
Hilfe durch die Feuerwehren gemäß § 26 Abs. 1 
NBrandSchG festgehalten werden. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1 und 2: Eine Ergänzung des NBrandSchG wird 
entsprechend den Vorbemerkungen geprüft. Aller-
dings kann das NBrandSchG keine Versicherungs-
angelegenheiten regeln, indem die Beseitigungs-
kosten zum zwingenden Bestandteil einer Gebäu-
de- bzw. Brandschutzversicherung zu machen 
sind. Die Ausgestaltung eines Versicherungsver-
trages ist privatrechtlicher Natur. 

Zu 3: Siehe Vorbemerkungen. 

 

 

 

Anlage 30 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration auf die Frage 33 der 
Abg. Dr. Gabriele Andretta, Markus Brinkmann, 
Marco Brunotte, Ulla Groskurt, Stefan Klein, Dr. 
Silke Lesemann, Matthias Möhle, Uwe Schwarz, 
Petra Tiemann und Ulrich Watermann (SPD) 

Bleiben die Krankenhäuser auf den hohen 
EHEC-Behandlungskosten sitzen? 

Die schwer an EHEC-Infektionen erkrankten 
Menschen werden in spezialisierten Versor-
gungszentren in Deutschland behandelt. Dort 
sind der medizinische Aufwand und die Be-
handlungskosten enorm. 

Nun haben die Kliniken Alarm geschlagen. Sie 
fürchten, dass sie auf den hohen EHEC-be-
dingten Kosten sitzen bleiben, da diese nicht in 
vollem Umfang durch das bestehende Fallpau-
schalensystem abgedeckt werden. Die Kran-
kenkassen sind nur verpflichtet, für im Budget 
vereinbarte Fälle voll zu zahlen. Werden uner-
wartet - wie im Falle einer Epidemie - mehr Pa-
tienten behandelt, müssen die Kassen den 
Krankenhäusern nur einen Bruchteil der tat-
sächlichen Kosten erstatten.  

„Wir müssen auch bei künftigen Krisen sicher-
stellen, dass Schwersterkrankte die beste me-
dizinische Behandlung bekommen“, verlautbar-
te Sozialministerin Özkan dazu am 8. Juni 2011 
in einer Pressemitteilung. Und weiter: „Dann 
dürfen die Kliniken nicht auf den Kosten sitzen 
bleiben.“ 

Demgegenüber erklärte Finanzminister Möllring 
via Bild-Zeitung am 20. Juni 2011: „EHEC kos-
tet Niedersachsen gar nichts, weil sich die Fälle 
zahlenmäßig in Grenzen halten. (…) Für die 
Klinikkosten müssen die Krankenkassen auf-
kommen.“ 

Der Ministerpräsident hat diese widersprüchli-
chen Äußerungen zweier seiner Kabinettsmit-
glieder bislang nicht aufgelöst, sodass die Be-
fürchtung in den Kliniken noch wachsen dürfte, 
letztlich auf den EHEC-Kosten sitzen zu blei-
ben. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. In welcher Höhe sind den niedersächsischen 
Kliniken Kosten durch die Behandlung von 
EHEC-Patienten entstanden? 

2. Wie und von wem sollen die den Kliniken 
durch die EHEC-Erkrankungswelle entstande-
nen zusätzlichen Kosten erstattet werden? 

3. Welchen gesetzlichen Handlungsbedarf sieht 
die Landesregierung, um angemessen auf 
Sondersituationen wie Epidemien zu reagieren 
und die dabei den Kliniken entstehenden Kos-
ten voll zu erstatten? 
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Die hohe Anzahl von Patientinnen und Patienten in 
Deutschland, die an EHEC und dem hämolytisch-
urämischen Syndrom erkrankt sind, stellt das Ge-
sundheitssystem vor unvorhergesehen große Her-
ausforderungen. Dabei nehmen die niedersächsi-
schen Krankenhäuser bei der medizinischen Ver-
sorgung dieser Patientinnen und Patienten eine 
herausragende Stellung ein. 

Die Krankenhausbehandlung wird bei den somati-
schen Krankenhäusern nach Maßgabe der Vor-
schriften des Krankenhausentgeltgesetzes 
(KHEntgG) über die Diagnosis Related Groups 
(DRGs) sowie die Zusatzentgelte von den Kosten-
trägern vergütet. Die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für die Vergütung der Krankenhausleistun-
gen sind auf Bundesebene, neben dem KHEntgG 
in der nach § 9 Abs. 1 KHEntgG durch die Selbst-
verwaltungspartner abzuschließenden Vereinba-
rung, festgelegt. Grundlage für die Abrechnung 
von einzelnen Leistungen ist die Entgeltvereinba-
rung, die nach § 11 KHEntgG für das jeweilige 
Krankenhaus zwischen dem Krankenhausträger 
und den Kostenträgern prospektiv für einen Ver-
einbarungszeitraum (regelmäßig ein Kalenderjahr) 
abgeschlossen wird. Der Krankenhausträger und 
die Kostenträger sind grundsätzlich an die Entgelt-
vereinbarung gebunden. Allerdings können nach 
§ 4 Abs. 5 KHEntgG bei wesentlichen Änderungen 
der der Vereinbarung des Erlösbudgets zugrunde 
gelegten Annahmen der Krankenhausträger oder 
die Kostenträger eine Neuvereinbarung über das 
Erlösbudget verlangen. 

Von daher hat das Land Niedersachsen keine 
rechtlichen Möglichkeiten, auf die Höhe der Vergü-
tung einzuwirken oder zusätzliche Kosten zu refi-
nanzieren. 

Die Niedersächsische Landesregierung hat sich im 
Rahmen der 84. Gesundheitsministerkonferenz 
(GMK) am 29./30. Juni 2011 dafür eingesetzt, dass 
in dieser Sondersituation die betroffenen Kranken-
häuser eine leistungsgerechte Vergütung erhalten. 
Die GMK erkennt diese außerordentlichen Leis-
tungen und das besondere Engagement der Pfle-
gekräfte, Ärzte und aller anderen Mitarbeiter dieser 
Krankenhäuser ausdrücklich an. In diesem Zusam-
menhang ist es von großer Wichtigkeit, den Kran-
kenhäusern ausreichende finanzielle Sicherheit 
zuzugestehen, damit sie sich weiterhin in solchen 
Situationen auf die akut erforderlichen medizini-
schen Maßnahmen konzentrieren können. 

Die GMK erwartet von den Krankenkassen und 
Krankenkassenverbänden in allen Ländern, dass 

diese zu ihrer Verantwortung in dieser schwierigen 
Situation stehen und einheitlich lösungsorientiert 
mit den betroffenen Krankenhäusern verhandeln. 

Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass  

- besonders belastete Krankenhäuser für ihr spe-
zielles Engagement nicht durch Mehrerlösaus-
gleichszahlungen und Mehrleistungsabschläge 
finanziell zusätzlich benachteiligt werden,  

- kostenintensive Leistungen, die nicht im DRG-
System abgebildet sind, vergütet werden können, 

- eine Kompensation erfolgt, wenn z. B. planbare 
Operationen aufgrund der Behandlung von zu-
sätzlichen EHEC- und HUS-Patientinnen und Pa-
tienten abgesetzt oder verschoben werden muss-
ten und es deshalb in dem betroffenen Kranken-
haus insgesamt zu einem Leistungsrückgang 
kommt. 

Die Länder erwarten, dass die Verhandlungen der 
Krankenkassen mit den Krankenhäusern bis zum 
Jahresende zum Abschluss geführt werden. 

Das BMG wurde von der GMK gebeten, einen 
Erfahrungsbericht über das Ergebnis der Verhand-
lungen der Krankenkassen und Krankenkassen-
verbände mit den betroffenen Krankenhäusern zu 
erstellen. Auf dieser Grundlage ist über eventuel-
len Handlungsbedarf zu entscheiden. Dabei ist 
besonders die Notwendigkeit zu prüfen, das 
KHEntgG in Bezug auf außergewöhnliche, nicht 
vorhersehbare und behandlungsintensive Situatio-
nen wie den derzeitigen EHEC-Ausbruch in der 
Weise anzupassen, dass besonders belastete 
Krankenhäuser für ihr spezielles Engagement nicht 
durch Mehrerlösausgleichszahlungen und Mehr-
leistungsabschläge oder Mindererlöse bei elekti-
ven Leistungen finanziell zusätzlich benachteiligt 
werden. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Landesregierung hat über eine Eilmittei-
lung der Niedersächsischen Krankenhausgesell-
schaft die erbrachten Leistungen sowie besondere 
Kostenbelastung in allen niedersächsischen Kran-
kenhäusern abgefragt. Die Krankenhäuser haben 
bei dieser Umfrage angegeben, dass sie für die 
EHEC-Behandlung bislang (Stand 24. Juni 2011) 
Entgelte in Höhe von insgesamt rund 2,05 Millio-
nen Euro mit den Kostenträgern abgerechnet ha-
ben. Zudem wurden besondere Kostenbelastun-
gen durch Isolationsmaßnahmen, aufwendige Me-
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dikation und lange Intensivaufenthalte in Höhe von 
rund 2 Millionen Euro dokumentiert. 

Zu 2: Die von den Krankenhäusern dokumentier-
ten Fälle, Diagnosen sowie Diagnostik- und Be-
handlungsverfahren werden über die entsprechen-
den DRGs und Zusatzentgelte vergütet. Sollten 
einzelne Krankenhäuser mit Ablauf des Vereinba-
rungszeitraums Mehrleistungen erbracht haben, 
sind nach den Regelungen des KHEntgG die 
Mehrerlöse anteilig an die Kostenträger zu erstat-
ten. Ob und in welcher Höhe ein solcher Mehrer-
lösausgleich anfallen wird, ist derzeit nicht vorher-
sehbar. 

Zu 3: Die Niedersächsische Landesregierung hat 
im Rahmen der GMK deutlich gemacht, dass fi-
nanzielle Sicherheit und eine leistungsgerechte 
Vergütung für Krankenhäuser notwendig sind, 
wenn außergewöhnliche, nicht vorhersehbare und 
behandlungsintensive Situationen eintreten. 

Eine darüber hinausgehende Möglichkeit aktiven 
Handelns besteht für die Landesregierung nicht. 
Im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung 
nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 19 a des Grundgesetzes 
liegt die Regelungszuständigkeit für die Kranken-
hauspflegesätze vorrangig beim Bund, der durch 
Erlass des KHEntgG von diesem Recht Gebrauch 
gemacht hat. 

 

Anlage 31 

Antwort 

des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung auf die 
Frage 34 der Abg. Wiard Siebels und Renate Geu-
ter (SPD) 

Dorferneuerung und Flurbereinigung sind 
erfolgreiche Instrumente zum Erhalt und zur 
Verbesserung der Lebensqualität im ländli-
chen Raum - Was bedeutet die Streichung 
staatlicher Fördergelder auf Bundesebene 
für niedersächsische Projekte? 

Maßnahmen der Dorferneuerung und der Flur-
bereinigung haben eine lange erfolgreiche Tra-
dition in Niedersachsen als Instrumente zur 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsverhält-
nisse im ländlichen Raum. Bund und Länder 
tragen bei der Erfüllung dieser Gemeinschafts-
aufgabe gemeinsam Verantwortung. Maßnah-
men der Dorferneuerung und der Flurbereini-
gung werden sowohl aus den Kapiteln 09 04 
(Zuwendungen im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe) als auch aus dem Kapitel 
09 02 (Mittel aus dem Europäischen Land-
schaftsfonds - Maßnahmen aus dem PROFIL-
Programm) finanziert. 

In der aktuellen Berichterstattung wird darauf 
verwiesen, dass die Bundesregierung beab-
sichtigt, staatliche Fördergelder, die insbeson-
dere für Agrarinvestitionen sowie für Maßnah-
men der Dorferneuerung und der Flurbereini-
gung eingesetzt werden können, um insgesamt 
100 Millionen Euro zu streichen. In Niedersach-
sen - so die ersten Annahmen - würde sich da-
durch das bestehende Budget um 22 % redu-
zieren. Bisher hat die Landesregierung noch 
keine Aussagen dazu getroffen, ob sie durch 
eine Aufstockung von Landesmitteln diese Ein-
nahmeausfälle kompensieren wird und wie die-
ses im Hinblick auf das für den Landeshaushalt 
2012 vereinbarte Ausgabemoratorium realisiert 
werden kann. Bei den Kommunen ist eine er-
hebliche Unsicherheit darüber zu verzeichnen, 
wie sich diese Kürzungen sowohl auf die be-
reits begonnenen als auch auf die in diesem 
Jahr neu ins Programm genommenen Dorfer-
neuerungs- und Flurbereinigungsmaßnahmen 
auswirken. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesre-
gierung zu den geplanten Einsparungen des 
Bundes auch für die Bereiche Dorferneuerung 
und Flurbereinigung vor, und wie hat sie bisher 
darauf reagiert? 

2. Wie würden sich die angekündigten Einspa-
rungen auf die bestehenden Dorferneuerungs- 
und Flurbereinigungsprogramme auswirken, 
und welche Folgen hat das insbesondere für 
die neu ins Programm genommenen Maßnah-
men? 

3. Gibt es Überlegungen der Landesregierung, 
die Kürzungen des Bundes ganz oder teilweise 
zu kompensieren und, wenn ja, welche? 

Die Dorferneuerung und die Flurbereinigung als 
erfolgreiche Instrumente der integrierten ländlichen 
Entwicklung (ILE) für die ländlichen Räume werden 
aus den Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ (GAK) sowie den EU-Mitteln des ELER-Fonds 
über das niedersächsische PROFIL-Programm 
finanziert. Dies trifft auch auf andere Förderpro-
gramme sowohl des Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landes-
entwicklung (ML) als auch des Ministeriums für 
Umwelt und Klimaschutz (MU) zu. Daher wirkt sich 
die bereits 2011 durch den Bund vorgenommene 
Kürzung des GAK-Mittelplafonds um 100 Millionen 
Euro auf viele Förderbereiche aus. 

Von der Kürzung des Bundes entfallen auf Nieder-
sachsen ca. 14 %, mithin rund 14 Millionen Euro. 
Infolgedessen werden auch die zur Kofinanzierung 
der Bundesmittel bereitgestellten GAK-Landes-
mittel um etwa 9 Millionen Euro reduziert. 
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Die Kürzung durch den Bund beinhaltet keine Vor-
gabe, in welchem Programm die Mittelansätze 
gekürzt werden. Dies bleibt in der Verantwortung 
der Länder. Allerdings darf im Bereich des Küsten-
schutzes keine Kürzung vorgenommen werden, 
um den sogenannten Sonderrahmenplan Küsten-
schutz nicht zu gefährden. 

Kürzungen in der Dorferneuerung und der Flurbe-
reinigung sowie des Agrarinvestitionsprogramms 
können jedoch nicht ausbleiben, da die genannten 
Programme auch einen großen Teil der GAK-Mittel 
beanspruchen. Häufig dient die GAK zur erforderli-
chen Kofinanzierung der EU-Mittel des PROFIL-
Programms. Demzufolge muss das vorrangige 
Interesse der Landesregierung sein, den Einsatz 
der EU-Mittel durch die entsprechende GAK-
Kofinanzierung zu sichern. Der indikative Finanz-
plan des PROFIL-Programms und die Ansätze in 
den Schwerpunktachsen nach der ELER-
Verordnung sind einzuhalten. Nur so sind die Vor-
gaben der EU-Kommission zu erfüllen und Anlas-
tungen zu vermeiden. Die Landesregierung hat auf 
die Kürzung 2011 reagiert und die neuen Ansätze 
für die einzelnen Programme festgelegt. Im Rah-
men der Haushaltsplanaufstellung des Bundes 
befürchtet die Landesregierung, dass die zur Bun-
deshaushaltskonsolidierung dienende Kürzung 
auch 2012 beibehalten wird. 

Für die Dorferneuerungs- und die Flurbereini-
gungsverfahren als wichtige ILE-Instrumente wird 
jährlich das jeweilige Programm unter Zugrundele-
gung des finanziellen Rahmens fortgeschrieben. 
Vor der Einleitungszusage zu einem Flurbereini-
gungsverfahren sind die anfallenden Kosten und 
die benötigten Zuschüsse aufgrund der Neugestal-
tungsgrundsätze ermittelt und mit ML abgestimmt 
worden. Mit Bekanntgabe des Flurbereinigungs-
programms sind daher immer konkrete Mittelan-
sätze verbunden. Ein Mehrbedarf während der 
Verfahrenslaufzeit muss durch Einsparungen in 
anderen Verfahren ausgeglichen werden. In der 
Dorferneuerung erfolgt die finanzielle Bedarfsab-
schätzung anhand langjähriger Erfahrungswerte, 
da erst die Aufstellung des Dorferneuerungsplans 
gerade die Projekte im öffentlichen Bereich konkre-
tisiert. 

Die Landesregierung hat angesichts der Kürzung 
2011 die bereits im Entwurf vorliegenden Planun-
gen zu beiden Programmen kurzfristig umfangreich 
überarbeitet. Ergebnis ist eine erhebliche Reduzie-
rung neu einzuleitender Flurbereinigungsverfahren 
und neu aufzunehmender Dörfer. Damit bewegt 
sich die Landesregierung verantwortungsvoll im 

verbleibenden finanziellen Spielraum und sichert 
den laufenden sowie neu zugesagten Verfahren 
eine erfolgreiche Fortsetzung der Programme. 

Die vom Niedersächsischen Städte- und Gemein-
debund geäußerten Bedenken einer verschlechter-
ten Situation für die gemeindlichen Projektförder-
anträge sind nicht erkennbar. Die Eigenmittel der 
Kommunen gelten für die EU-Mittel als konfinan-
zierungsfähig, d. h. GAK-Mittel werden in den Fäl-
len nicht benötigt. Da die EU-Mittelansätze unge-
kürzt sind, können Projekte im vergleichbaren Um-
fang wie bisher realisiert werden. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Zur Beantwortung der Frage 1 verweise ich 
auf die Vorbemerkungen. 

Zu 2: Vergleichbare Einsparungen würden auch 
2012 zu einer deutlich geringeren Neuaufnahme 
von Dörfern in das Dorferneuerungsprogramm und 
einer geringeren Neueinleitung von Flurbereini-
gungsverfahren führen. Beides wäre auch - freilich 
in geringerem Umfang - angesichts des sich ab-
zeichnenden Endes der EU-Förderperiode 2013 
erfolgt. 

Die privaten Antragsteller, deren Eigenmittel die 
EU-Kommission nicht als Kofinanzierung aner-
kennt, werden nicht mehr im bisherigen Umfang 
Zuwendungen erhalten können.  

Zu 3: Angesichts der notwendigen Haushaltskon-
solidierung und des Ziels, bereits 2017 einen 
Haushalt ohne neue Schulden vorzulegen, ist eine 
Kompensation der gekürzten Bundesmittel aus 
Landesmitteln nicht möglich. 

 

Anlage 32 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 35 des Abg. 
Dieter Möhrmann (SPD) 

Schwimmfähigkeit von Kindern an Grund-
schulen: Kommt die Landesregierung dem 
Auftrag des Landtages (Drs. 15/4072), die 
Schwimmfähigkeit zu fördern und zu kon-
trollieren, noch nach? 

Nach einem Entschließungsantrag der SPD-
Landtagsfraktion (Drs. 15/3818) hat der Land-
tag die Landesregierung aufgefordert, hier tätig 
zu werden. Anfang 2010 erklärte sie in einer 
Antwort auf die Fragen von zwei FDP-Abge-
ordneten, dass Niedersachsen nach einer Um-
frage der DLRG mit einem Anteil von 71,5 % 
der Schülerinnen und Schüler, die am Ende der 
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Grundschulzeit das Jugendschwimmabzeichen 
in Bronze erworben haben, an der Spitze der 
Bundesländer stehe. Es wird aber auch festge-
stellt, dass die Organisation des Schwimmun-
terrichts in der Eigenverantwortlichkeit der 
Grundschulen liegt. Inzwischen ist der Aktions-
plan 2007 bis 2010 „Lernen braucht Bewegung 
- Niedersachsen setzt Akzente“ bis 2014 ver-
längert worden. Auch soll ein neues Konzept 
zum Erreichen der Schwimmfähigkeit bis zum 
Ende der Grundschulzeit erarbeitet worden sein 
(Drs. 16/3697). Für die insgesamt elf Module 
des Aktionsplans stehen seit 2007 jährlich nie-
dersachsenweit 500 000 Euro zur Verfügung. 

Allerdings hört man aus Kreisen der DLRG, der 
Schwimmverbände und der Schulen, dass die 
in der Entschließung genannten Aufträge kaum 
mehr umgesetzt werden. Fortbildung für Lehr-
kräfte findet ebenfalls kaum statt. Andere Bun-
desländer haben Niedersachsen nicht nur in 
diesen Bereichen überholt. Der Einsatz fach-
fremder Personen soll ansteigen. Der runde 
Tisch hat nur zweimal getagt. Aktuelle Zahlen 
zur Schwimmfähigkeit werden nicht vorgelegt. 
Anscheinend nimmt die Schwimmfähigkeit der 
Kinder wieder ab. So hat die DLRG zusammen 
mit den Sparkassen ein Förderprojekt aufge-
legt. Auch das Kultusministerium selbst kommt 
in einem Bericht der Verfasser Hoyer, Kuck und 
Westermann-Krieg zu dem Ergebnis: „Leider 
zeigt die Praxis - vor allem Tests in den weiter-
führenden Schulen -, dass diese Kernkompe-
tenzen im Schwimmen zunehmend nicht von 
Schülerinnen und Schülern der Grundschulen 
erworben werden. Dafür gibt es vielfältige, u. a. 
in Bezug auf die Elternhäuser auch soziale 
Gründe.“ 

Als eine Maßnahme wird den Grundschulen 
angeboten, spezielle Lehrgänge mit Dritten ab-
zuschließen, sie sollen seitens der Schulbehör-
de in einem bürokratischen Verfahren mit 
höchstens 200 Euro Miniförderung bezuschusst 
werden.  

Aktuell unterstreichen Pressemeldungen in Re-
gionalzeitungen, dass der mit der Landtagsent-
schließung erwartete Effekt nicht eingetreten 
ist. So meldet die Cellesche Zeitung am 27. Mai 
2011 beispielhaft: „47 %, 48 % und 50 % - das 
waren nach einer Umfrage der Stadt die er-
schreckenden Quoten an Nichtschwimmern un-
ter Viertklässlern an drei Celler Grundschulen. 
Nur vier der fünfzehn Grundschulen gaben an, 
dass alle ihre Schulabgangskinder auch 
schwimmen können.“ Immer wieder findet man 
Meldungen, dass in einem Drittel der nieder-
sächsischen Grundschulen kein Schwimmun-
terricht stattfindet.  

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welchen konkreten Stand hat die Umsetzung 
der in der Landtagsentschließung 
(Drs. 15/4072) genannten sechs Umsetzungs-
forderungen zur Verbesserung der Schwimm-
fähigkeit von Kindern an niedersächsischen 
Grundschulen, und welche Ergebnisse liegen 
zu den einzelnen Punkten vor? 

2. Welche Gründe gibt es dafür, dass je nach 
Pressemeldungen an 20 bis 30 % der nieder-
sächsischen Grundschulen kein Schwimmun-
terricht stattfindet, obwohl häufiger im Sommer 
Freibäder und ganzjährig Hallenbäder zur Ver-
fügung stehen? 

3. Was ist seit Erstellung der SPRINT-Studie 
zum Schulsport seitens des Deutschen 
Schwimmverbandes und der Kultusministerkon-
ferenz in 2004 mit belastbaren Zahlen unter-
nommen worden, um das Fehlen von Aushilfs-
kräften, entsprechend ausgebildeten Schwimm-
lehrkräften (im Schnitt sollen zwei Drittel der 
Pädagogen fachfremd unterrichten) und Fort-
bildung auszugleichen? 

Das Schwimmenlernen ist und bleibt im Grund-
schulalter eine wichtige Aufgabe. Das Kultusminis-
terium hat diesbezüglich seine „Hausaufgaben“ 
gemacht. Es wird auch weiterhin mit dafür Sorge 
tragen, dass möglichst viele Kinder spätestens am 
Ende ihrer Grundschulzeit schwimmen können. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: Die Forderungen der Landtagsentschließung 
aus dem Jahre 2007 sind bisher wie folgt umge-
setzt worden:  

- Bereits Ende 2009 wurde von den bis dahin er-
folgten Erhebungen der Niedersächsischen 
Schulinspektion zur Schwimmfähigkeit der 
Grundschülerinnen und Grundschüler berichtet. 
Das vorliegende Zahlenmaterial der damals ent-
sprechend inspizierten Schulen zeigte, dass ca. 
90 % der Kinder die Kriterien des Seepferdchens 
erfüllten und knapp 70 % das Jugendschwimm-
abzeichen Bronze oder mehr erworben hatten. 
Trotz vielfältiger Anstrengungen kann aus ver-
schiedenen Gründen eine Schwimmfähigkeit bei 
100 % der Grundschulkinder wohl nicht erreicht 
werden. Aufgrund der Umstrukturierung der 
Schulinspektion stehen aktuellere Zahlen noch 
nicht zur Verfügung. 

- Die Kommunen nehmen die Aufgabe der Bereit-
haltung der Wasserflächen sehr ernst. Das wird 
in den diesbezüglich geführten Gesprächen im-
mer wieder deutlich. Abgesehen von gelegentli-
chen Schwierigkeiten gibt es viele gute Beispiele 
für flexible Lösungen auf kommunaler Ebene. 

- Gespräche mit dem Niedersächsischen 
Schwimmverband sowie der DLRG finden regel-
mäßig statt. Als aktuelles Beispiel für die gute 
Zusammenarbeit sei erwähnt, dass ein von der 
DLRG und dem Bundesverband zur Förderung 
der Schwimmausbildung vorgelegtes Konzept zur 
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Präventions- und Rettungsfähigkeit von Ausbil-
denden zurzeit im Kultusministerium abgestimmt 
wird. 

- Das schon im Aktionsplan 2007 bis 2010 „Lernen 
braucht Bewegung“ mit Erfolg eingesetzte Modul 
„Schwimmfähigkeit an Grundschulen“ wird auch 
in der Fortführung des Aktionsplans 2011 bis 
2014 weiter angeboten. Es ist eine starke Steige-
rung zu verzeichnen: Waren es bis Oktober 2008 
72 Schwimmlehrgänge, so sind es jetzt über 450 
Schwimmlehrgänge, die als außerunterrichtliche 
Maßnahmen durchgeführt wurden. Es sind damit 
ca. 5 500 Grundschulkinder erreicht worden. 

- Im Rahmen des Aktionsprogramms Schule-
Sportverein haben die Grundschulen ebenfalls 
gute Möglichkeiten, Kooperationen mit Schwimm-
vereinen zu bilden und für die Schülerinnen und 
Schüler zusätzliche Schwimmsportangebote - 
auch in den Ferien - bereitzustellen. Seit der Auf-
stockung der finanziellen Mittel im Jahr 2007 ist 
eine erhebliche Steigerung auch bei diesen Ko-
operationen zu verzeichnen. 

- Dass der Erwerb des Schwimmabzeichens in 
den Zeugnissen der Schülerinnen und Schüler 
vermerkt wird, ist per Erlass seit Anfang 2008 ge-
regelt. 

- Darüber hinaus wird auf das Projekt „Rettungs-
ring“ hingewiesen, das im Rahmen der Initiative 
„Sport integriert Niedersachsen“ aus Sportför-
dermitteln des Landes gefördert wird. Hauptziele 
dieses Projektes, das der Landesschwimmver-
band in Kooperation mit dem Landessportbund, 
der DLRG, dem Kreissportbund Osnabrück-Land 
und dem Niedersächsischen Ministerium für In-
neres und Sport ins Leben gerufen hat, sind die 
Integration von Kindern mit Migrationshintergrund 
und die Erlangung bzw. Verbesserung der 
Schwimmfähigkeit der teilnehmenden Kinder. 
Dieses Projekt wird hervorragend angenommen 
und mittlerweile in über 170 Kursen (Stand Mitte 
Juni 2011) umgesetzt. 

Zu 2: Im Primarbereich wird eine Wochenstunde 
Schwimmunterricht erteilt (in der Regel nur in ei-
nem Schuljahr), also mindestens 40 Stunden. Die 
Schulen entscheiden eigenverantwortlich, wann 
und wie sie den Schwimmunterricht durchführen. 

Punktuell auftretende Probleme wegen nicht 
(mehr) vorhandener Bäder sind bekannt. Es liegen 
allerdings keine belastbaren Aussagen vor, dass 
für den Schwimmunterricht zur Verfügung stehen-
de Wasserflächen nicht genutzt werden. Die auf-

grund von Pressemeldungen genannten Zahlen 
können demnach nicht bestätigt werden. 

Zu 3: Es ist nicht richtig, dass der Schwimmunter-
richt „fachfremd“ erteilt wird. Aufgrund der gültigen 
Grundsätze zum Schulsport darf „Schwimmen“ nur 
unterrichten, wer die hierfür erforderlichen Qualifi-
kationen nachweisen kann. Die NLSchB führt dazu 
in Zusammenarbeit mit der DLRG, den Gemeinde-
unfallversicherungsverbänden und dem organisier-
ten Sport in jedem Schuljahr zahlreiche Fortbildun-
gen im Schwimmen durch. 

 

Anlage 33 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 36 des Abg. Grant Hendrik Tonne (SPD) 

Niedersächsisches Kommunalverfassungs-
gesetz - Alles richtig bedacht? 

Bisher bestimmten die Kommunen regelmäßig 
in der Hauptsatzung, wie sie öffentliche Be-
kanntmachungen, die nicht die Verkündung von 
Rechtsvorschriften enthalten und zu denen die 
ortsüblichen zählen, vornehmen. 

Nach der ursprünglichen Idee bei der Einbrin-
gung des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes sollte hieran auch nichts geän-
dert werden. 

Nunmehr wird jedoch in § 11 Abs. 6 Satz 1 vor-
geschrieben, dass für öffentliche Bekanntma-
chungen der Kommunen nach dem NKomVG 
die Bestimmungen für die Verkündung von 
Rechtsvorschriften entsprechend gelten, sie al-
so in einem amtlichen Verkündungsblatt, in ei-
ner oder mehreren Tageszeitungen oder im In-
ternet erfolgen müssen. Das betrifft z. B. die 
Bekanntmachung von Ort, Zeit und Tagesord-
nung der Sitzungen der Vertretung, der Be-
schlüsse über den Jahresabschluss, des kon-
solidierten Gesamtabschlusses und der Entlas-
tung des Hauptverwaltungsbeamten, der Aus-
legung des Schlussberichts des Rechnungsprü-
fungsamts und der Vereinbarung einer Aufga-
benwahrnehmung in der Region Hannover. 

Für diese öffentlichen Bekanntmachungen steht 
also künftig das Schwarze Brett oder der Aus-
hangkasten, wie sie in manchen Gemeinden 
noch Verwendung finden, nur noch zur zusätz-
lichen Unterrichtung der Einwohner zur Verfü-
gung. 

Für öffentliche Bekanntmachungen der Kom-
munen nach anderen Gesetzen hingegen als 
dem NKomVG, z. B. nach dem Kommunal-
wahlgesetz, dem Verwaltungsverfahrensgesetz 
oder dem Baugesetzbuch, bestimmt auch künf-
tig die Kommune ohne gesetzliche Vorgaben, 
wo sie vorgenommen werden. 
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Auf einer Informationsveranstaltung zum Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetz 
wurde seitens des Innenministeriums anderer-
seits die Auffassung vertreten, dass ortsübliche 
Bekanntmachungen nicht als öffentliche Be-
kanntmachungen im Sinne des § 11 Abs. 6 
Satz 1 zu verstehen seien. Hier sei es den Ge-
meinden weiterhin freigestellt, gegebenenfalls 
durch Aushänge in Bekanntmachungskästen 
beispielsweise die Bekanntmachungen für öf-
fentliche Sitzungen durchzuführen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie erklärt sich die Landesregierung, dass 
zurzeit zwei unterschiedliche Rechtsauffassun-
gen zu der Frage existieren, ob die ortsüblichen 
Bekanntmachungen als Unterfall der öffentli-
chen Bekanntmachungen der Kommunen nach 
§ 11 Abs. 6 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes anzusehen sind oder 
nicht, und welche Rechtsauffassung teilt die 
Landesregierung unter Berücksichtigung der 
Argumentation von Robert Thiele im Aufsatz im 
Niedersächsischen Städtetag, Ausgabe 
3/2011? 

2. Für den Fall, dass sich die Rechtsauffassung 
von Robert Thiele durchsetzen sollte, mit wel-
chen zusätzlichen Kosten für die Kommunen 
durch Bekanntmachungen in den Tageszeitun-
gen rechnet die Landesregierung, und wird sie 
diese Kosten für die Kommunen übernehmen? 

3. Wird die Landesregierung gesetzgeberisch 
handeln, um die Unsicherheit zu beseitigen? 
Wenn nein, warum nicht? 

Die Vorschriften der NGO, der NLO und des Ge-
setzes über die Region Hannover schreiben je-
weils in fünf Fällen die „öffentliche“ Bekanntma-
chung und in drei Fällen die „ortsübliche“ Bekannt-
machung von kommunalen Beschlüssen, Verwal-
tungsunterlagen oder Maßnahmen vor. Darüber 
hinaus werden den Kommunen im Rahmen der 
Erfüllung kommunaler Aufgaben öffentliche oder 
ortsübliche Bekanntmachungen von einzelnen 
fachgesetzlichen Bestimmungen abverlangt. Die-
jenigen Vorschriften der NGO, der NLO und des 
Gesetzes über die Region Hannover, die eine öf-
fentliche oder ortsübliche Bekanntmachung regeln, 
sind unverändert in das neue Niedersächsische 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), das am 
1. November dieses Jahres in Kraft tritt, übernom-
men worden. 

Über die Verpflichtung zur Bekanntmachung hin-
aus enthalten in der Regel weder die einschlägi-
gen kommunalrechtlichen oder fachgesetzlichen 
Vorschriften noch - subsidiär geltend - verwal-
tungsverfahrensrechtliche Bestimmungen Vorga-
ben zur Art und Weise der Durchführung einer 
solchen Bekanntmachung. Deshalb regelt jede 
Kommune die Durchführung ihrer Bekanntma-

chungen herkömmlich selbst durch Satzung. In 
kleineren Gemeinden eröffnen die Satzungsrege-
lungen in bestimmten oder generell weniger be-
deutsamen Angelegenheiten dabei häufig auch die 
Möglichkeit der Bekanntmachung durch Aushang 
(Schwarzes Brett). 

Nach § 11 Abs. 6 Satz 1 NKomVG gelten künftig 
für die (fünf) im NKomVG vorgesehenen „öffentli-
chen“ Bekanntmachungen der Kommunen die 
Rechtsvorschriften dieses Gesetzes über die Ver-
kündung von Satzungen und Verordnungen der 
Kommunen entsprechend. Diese Gesetzesände-
rung räumt den Kommunen über die bisher übli-
chen Bekanntmachungsverfahren hinaus die Mög-
lichkeit ein, öffentliche Bekanntmachungen kos-
tensparend ausschließlich im Internet vorzuneh-
men. Zugleich ist in diesen Fällen eine öffentliche 
Bekanntmachung durch Aushang am Schwarzen 
Brett nicht mehr zulässig. Diese spielt in den fünf 
betroffenen Fällen in der kommunalen Praxis aller-
dings schon jetzt keine oder jedenfalls keine be-
sondere Rolle mehr. 

§ 11 Abs. 6 Satz 1 NKomVG gilt aufgrund seines 
eindeutigen Wortlauts nur für „öffentliche“ Be-
kanntmachungen nach dem NKomVG und erfasst 
nicht auch „ortsübliche“ Bekanntmachungen der 
Kommunen nach diesem oder einem anderen 
Gesetz. Dem liegt zugrunde, dass es dem Gesetz-
geber unbenommen ist, besondere Regelungen 
allein für öffentliche Bekanntmachungen zu erlas-
sen, die zudem anders als ortsübliche Bekanntma-
chungen nicht in besonderer Weise die Kontinuität 
einer vor Ort langjährig praktizierten Verfahrens-
weise wahren müssen. Eine diesen Vorschriften 
des NKomVG vergleichbare Rechtssituation be-
steht im Übrigen nach dem Verwaltungsverfah-
rensgesetz. Auch dieses Gesetz unterscheidet in 
seinem Regelungsbereich zwischen „öffentlichen 
Bekanntmachungen“ und „ortsüblichen Bekannt-
machungen“, wobei wiederum nur die Durchfüh-
rung der Ersteren in bestimmten Fällen weiteren 
gesetzlichen Anforderungen genügen muss. 

Nach alledem bestimmen die Kommunen in den 
Fällen einer gesetzlich vorgesehenen „ortsüblichen 
Bekanntmachung“ also auch nach dem Inkrafttre-
ten des NKomVG grundsätzlich weiterhin selbst 
durch Satzung, in welcher Art und Weise sie diese 
Bekanntmachungen durchführen. Insbesondere 
die ortsübliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Sitzungen der kommunalen 
Vertretungen (§ 59 Abs. 4 NKomVG) und die orts-
übliche Bekanntmachung von Beschlüssen über 
die Aufstellung von Bauleitplänen (§ 2 Abs. 1 des 
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Baugesetzbuches) kann deshalb auch künftig 
durch Aushang erfolgen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Es ist nicht ungewöhnlich, dass zu einer 
Vorschrift eines neuen Gesetzes auch noch eine 
andere Rechtsauffassung als die der Landesregie-
rung besteht. Erklären kann die Landesregierung 
allerdings nur ihre eigene Rechtsauffassung. Auf 
die Vorbemerkung wird insoweit verwiesen. 

Zu 2: Die Landesregierung sieht sich nicht in der 
Lage, zur möglichen Höhe von Kosten und deren 
eventueller Übernahme Stellung zu nehmen, die 
erst nach Maßgabe einer künftigen Rechtslage 
unter Annahmen entstehen könnten, die die Lan-
desregierung in keiner Hinsicht teilt. 

Zu 3: Nein. Eine gesetzgeberische Klarstellung ist 
nicht erforderlich. 

 

Anlage 34 

Antwort 

des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung auf die 
Frage 37 des Abg. Jan-Christoph Oetjen (FDP) 

Welche Folgen hat der Verkauf von Le-
bensmitteln mit abgelaufenem Mindesthalt-
barkeitsdatum? 

Seit einem viertel Jahrhundert ist das Mindest-
haltbarkeitsdatum (MHD) gelernte Verbrau-
cherpraxis für verpackte Lebensmittel. Das 
MHD stellt eine Garantieerklärung des Herstel-
lers dar, dass bei Einhaltung der Lagerbedin-
gungen die Eigenschaften des jeweiligen Pro-
duktes unverändert bleiben. Fälschlicherweise 
wird das MHD häufig mit dem Verfallsdatum 
verwechselt, und zahlreiche Lebensmittel lan-
den im Mülleimer. Ilse Aigner, Bundesministerin 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz (BMELV), hat sich die Steigerung 
der Wertschätzung von Lebensmitteln und eine 
damit verbundene Reduzierung der Abfallmen-
ge zum Ziel gesetzt. In diesem Zusammenhang 
schlug das BMELV unlängst neben vielen wei-
teren praktischen Verbrauchertipps vor, dass 
der Lebensmitteleinzelhandel (LEH) Lebensmit-
tel nach Ablauf des MHD zu Sonderpreisen 
verkaufen soll. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie beurteilt die Landesregierung die Pro-
blematik, dass immer mehr Lebensmittel un-
verbraucht und unverdorben auf dem Müll lan-
den? 

2. Stellt der Verkauf von Lebensmitteln durch 
den LEH nach Ablauf des vom Hersteller fest-

gelegten MHDs einen sinnvollen Weg zur Re-
duzierung der Wegwerfrate bei Lebensmitteln 
dar? 

3. Wer übernimmt die Produkthaftung bei Le-
bensmitteln, die ohne gültiges MHD durch den 
Einzelhandel vertrieben werden sollen, und gibt 
es hierfür eine Rechtsgrundlage? 

Die Kennzeichnung von Zutaten, Nährwerten und 
Mindesthaltbarkeitsdatum (MHD) erleichtert die 
Kaufentscheidung eines Konsumenten ebenso wie 
die Angabe von Qualitätsmerkmalen und Eigen-
schaften eines Lebensmittels. Diese Transparenz 
und Information schafft für den Verbraucher einen 
klaren Mehrwert. Die Warenwelt im Supermarkt ist 
verführerisch und vielfältig und zielt darauf ab, 
beim Einkaufen mehr Lebensmittel in den Waren-
korb zu geben, als man eigentlich benötigt. Be-
sonders die gut ausgebildeten Bevölkerungsgrup-
pen, so zeigt eine im Auftrag des BMELV erstellte 
Studie, und die Gruppen mit relativ hohen Ein-
kommen werfen regelmäßig größere Mengen an 
Lebensmitteln weg. Das geringe hauswirtschaftli-
che Grundwissen weiter Bevölkerungsteile führt 
dazu, dass zwischen einer Mindesthaltbarkeit und 
einem Verfall nicht mehr unterschieden wird, son-
dern das MDH häufig mit dem Verbrauchsdatum 
bei Lebensmitteln verwechselt wird. 

Das MHD ist ein auf Verpackungen anzugebendes 
Datum, das angibt, bis zu welchem Termin ein 
Lebensmittel bei sachgerechter Aufbewahrung auf 
jeden Fall ohne wesentliche Geschmacks- und 
Qualitätseinbußen sowie ohne gesundheitliches 
Risiko zu essen oder zu trinken ist. Die Festlegung 
des MDH liegt im Ermessen des Herstellers.  

Das Verbrauchsdatum ist bei mikrobiell sehr leicht 
verderblichen Lebensmitteln (z. B. Hackfleisch) 
anzugeben. Nach Ablauf des Verbrauchsdatums 
dürfen Lebensmittel nicht mehr in den Verkehr 
gebracht werden. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die „Wegwerfmentalität“ ist als Problem der 
heutigen Überflussgesellschaft zu sehen. Viele 
Verbraucher kaufen, u. a. bedingt durch Groß-
Packungen, mehr Lebensmittel ein, als sie eigent-
lich benötigen. Dies bestätigen Untersuchungen, 
die aufzeigen, dass viele der weggeworfenen Le-
bensmittel aus Privathaushalten stammen. Die 
Problematik ist bekannt und könnte aus Sicht des 
ML nur durch eine verstärkte Ernährungs- und 
Verbraucherbildung verändert werden. Dabei ist, 
ähnlich wie in der Müllvermeidung, eine längere 
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zeitliche Perspektive in den Maßnahmen zwin-
gend. 

Zu 2: Einzelhändler, die Produkte über das MHD 
hinweg verkaufen wollen, müssen sich im Rahmen 
ihrer Sorgfaltspflicht vergewissern, gegebenenfalls 
auch durch Öffnen einer ausreichenden Anzahl 
von Packungen, ob das Lebensmittel noch ver-
kehrsfähig ist. Diese Lebensmittel würden vermut-
lich von einkommensschwächeren Gruppen bevor-
zugt ausgewählt werden. Die sozialen Tafeln für 
Bedürftige verwenden Lebensmittel auch nach 
Ablauf des MDH, wobei dies von einigen durchaus 
sehr kritisch gesehen wird. 

Zu 3: Nach der Definition in § 7 Abs. 1 der Lebens-
mittel-Kennzeichungsverordnung ist das MHD das 
Datum, bis zu dem das Lebensmittel unter den 
angegebenen Aufbewahrungsbedingungen seine 
spezifischen Eigenschaften behält. Die spezifi-
schen Eigenschaften sind nicht nur im Sinne des 
Gesundheitsschutzes zu sehen, sie beziehen sich 
vielmehr auch auf den Nähr- und Genusswert. 

Das MHD wird vom Hersteller des Lebensmittels 
festgelegt. Einem Einzelhändler, der Lebensmittel 
mit abgelaufenem MHD in den Verkehr bringt, 
obliegt im Sinne der Sorgfaltspflicht eine erhöhte 
Verantwortung. Er muss sich über die Beschaffen-
heit des Lebensmittels vergewissern und insbe-
sondere bei einer Minderung des Nähr- oder Ge-
nusswertes oder der Brauchbarkeit dieses kennt-
lich machen (§ 11 Abs. 2 Nr. 2 b LFGB). 

 

Anlage 35 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 38 der Abg. 
Björn Försterling und Jan-Christoph Oetjen (FDP) 

Hat sich der Ernährungsführerschein an 
niedersächsischen Schulen bewährt? 

Das Wissen um eine gesunde Ernährung ist 
Grundlage einer umfangreichen Gesundheits-
bildung. Speziell die frühe Vermittlung ernäh-
rungsbezogener Themen in Kindergärten und 
Schulen hat sich nachhaltig bewährt. Im Nie-
dersächsischen Schulgesetz ist im Bildungsauf-
trag verankert, dass Schülerinnen und Schüler 
befähigt werden sollen, für „die Erhaltung der 
Umwelt Verantwortung zu tragen und gesund-
heitsbewusst zu leben“. Um der Bedeutung der 
Ernährung im Kindes- und Jugendalter gerecht 
zu werden, ermöglichen Schulen in Nieder-
sachsen u. a. die Teilnahme an einem Kurs 
zum Erwerb des Ernährungsführerscheins. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. An wie vielen Schulen in Niedersachsen 
kann derzeit ein Ernährungsführerschein er-
worben werden, und wie viele Schüler in Nie-
dersachsen haben diesen bereits erworben? 

2. Welche Angebote, Maßnahmen oder Projek-
te sind der Landesregierung darüber hinaus 
bekannt, bei denen sich Kinder, Jugendliche 
oder Eltern über die gesundheitlichen Aspekte 
einer ausgewogenen Ernährung informieren 
können? 

3. Inwiefern kann das Konzept für die Klassen 5 
und 6 weiterentwickelt werden, um eine konti-
nuierliche Auseinandersetzung des Themas in 
niedersächsischen Schulen zu gewährleisten? 

Die in der Ottawa-Charta der WHO (Weltgesund-
heitsorganisation) geforderte Gesundheitskompe-
tenz beschreibt die Fähigkeit des Einzelnen, im 
alltäglichen Leben Entscheidungen zu treffen, die 
sich positiv auf die Gesundheit auswirken. Diesem 
Ziel wird seitens der Landesregierung große Be-
deutung beigemessen. Demzufolge wurden Ernäh-
rungs- und Verbraucherbildung als wichtige Zu-
kunftsthemen in den niedersächsischen Kerncurri-
cula der verschiedenen Schulformen verankert. 
Bildung für nachhaltige Entwicklung unterstützt 
dazu als Querschnittsaufgabe z. B. durch das in 
Niedersachsen besonders erfolgreiche Lernarran-
gement der nachhaltigen Schülerfirmen gesunde 
Ernährung im Zwischenverpflegungsbereich an 
Schulen und fördert in vorbildlicher Weise das 
eigenverantwortliche Handeln der Schülerinnen 
und Schüler. 

In Niedersachsen ist die Zahl der Ganztagsschulen 
in den letzten Jahren sprunghaft auf aktuell über 
1 300 gestiegen. Das tägliche Verpflegungsange-
bot ist zu einem unverzichtbaren Bestandteil schu-
lischen Lebens geworden und bietet dort die 
Chance, die Ausgestaltung pädagogischer Kon-
zepte sowie Theorie und Praxis der Ernährungsbil-
dung mit dem Speisen- und Getränkeangebot zu 
verknüpfen. Untersuchungen der Vernetzungsstel-
le Schulverpflegung in Niedersachsen zeigen, 
dass diese Verknüpfung nur dann gut gelingt, 
wenn die Themen konzeptionell verankert sind und 
eine breite Akzeptanz gegenüber den gemeinsam 
beschlossenen Maßnahmen in der Schule herge-
stellt ist. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: Der aid-Ernährungsführerschein hat sich im 
Grundschulbereich als motivierendes Instrument 
erwiesen, um den praktischen Umgang mit Le-
bensmitteln und Küchengeräten zu erlernen. We-
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der das Niedersächsische Kultusministerium noch 
die Niedersächsische Landesschulbehörde erhe-
ben jedoch Daten darüber, wie viele Schülerinnen 
und Schüler diesen Ernährungsführerschein er-
worben haben. 

Der aid (Infodienst Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz e. V., Bonn) hat dem Nieder-
sächsischen Kultusministerium dazu aktuell fol-
gende Zahlen übermittelt: 

Von November 2009 bis heute wurden aus Nieder-
sachen ca. 2 500 Medienpakete zum aid-Ernäh-
rungsführerschein von Schulen angefordert. Unter 
Zugrundelegung der Mehrfachnutzung der Me-
dienpakete schätzt der aid, dass ca. 56 000 Kinder 
in Niedersachsen in diesem Zeitraum den Ernäh-
rungsführerschein erworben haben. 

Im Rahmen der im März dieses Jahres angelaufe-
nen Multiplikatorinnenschulung wird der aid in Nie-
dersachsen 47 Landfrauen und 11 weitere externe 
Fachkräfte zum Ernährungsführerschein schulen. 

Zu 2: In Niedersachsen existieren vielfältige lokale, 
regionale und landesweite Aktivitäten zur Vermitt-
lung von Kompetenzen zur ausgewogenen Ernäh-
rung. Ohne den Anspruch auf Vollständigkeit sind 
zu nennen: 

- „Schule auf Esskurs“ und „Esskultur“ der 
Verbraucherzentrale Niedersachsen, 

- „Cuisinet“, ein Modellprojekt im Raum Lüneburg 
zur Ernährungsbildung, Bildung für nachhaltige 
Entwicklung und Qualitätsentwicklung in Schule, 

- „Die BesserEsser“, ein Projekt zur gesunden 
Ernährung in Norden, 

- „Transparenz schaffen“, ein Netzwerk von 40 
regionalen Bildungsträgern in Niedersachsen und 
Bremen unter Federführung des Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz 
und Landesentwicklung, 

- „Gesund leben lernen“ der Landesvereinigung für 
Gesundheit in Kooperation mit den Landesver-
bänden der gesetzlichen Krankenkassen in Nie-
dersachsen, 

- „OsSVita“ in Ostfriesland und „WesVita“ in der 
Wesermarsch, Netzwerke der Ernährungs-, Ge-
sundheits- und Umweltbildung. 

Darüber hinaus existieren zahlreiche Angebote 
von weiteren Expertinnen und Experten als Einzel-
personen sowie Lernmaterialien der verschiedens-
ten Organisationen. Auskunft zu regionalen Ange-
boten und Materialien erteilt die Vernetzungsstelle 

Schulverpflegung an den Standorten der Regio-
nalabteilungen Lüneburg, Braunschweig und Os-
nabrück der NLSchB und die DGE, Sektion Nie-
dersachsen, in Hannover. 

Zu 3: Die Landesregierung begrüßt die Weiterent-
wicklung des praxiserprobten und vielfach bewähr-
ten Ernährungsführerscheins durch den aid zum 
Projekt der „Schmexperten“ für den Sekundarbe-
reich I. Das methodisch und didaktisch gut aufbe-
reitete Material beinhaltet innovative Unterrichts-
konzepte, die flexibel und offen einen handlungs-
orientierten Unterricht ermöglichen und auf den 
Erwerb von Ernährungswissen und praktischen 
Fertigkeiten ausgerichtet sind. Schülerinnen und 
Schüler sollen in die Lage versetzt werden, eine 
gesundheitsförderliche Lebensmittelauswahl zu 
treffen und ihr eigenes Essverhalten zu reflektieren 
und aktiv zu gestalten. Darüber hinaus werden 
Grundlagen der Hygiene und Lebensmittelkenn-
zeichnung vermittelt.  

Das Material ist vielfältig variierbar und selbsterklä-
rend. Die Schulung von Lehrkräften für das Projekt 
der „Schmexperten“ steht im Mittelpunkt der zurzeit 
laufenden Einführungsphase des aid. 

Das Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung führt 
von August bis Dezember 2011 ein Modellvorha-
ben durch, in dem Teile der „Schmexperten“-Kon-
zeption für den Sekundarbereich I erprobt werden. 
Im Rahmen eines kostenfreien Aktionstages 
„Frisch und aktiv durch den Tag - Essen und Trin-
ken hält gesund, fördert Leistung und Wohlbefin-
den“ soll 40 niedersächsischen Schulen das Kon-
zept vorgestellt werden. 

 

Anlage 36 

Antwort 

des Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz auf 
die Frage 39 des Abg. Dr. Gero Clemens Hocker 
(FDP) 

Welche Kosten erzeugt die Energiewende? 

Am 6. Juni hat das Bundeskabinett den stufen-
weisen Ausstieg aus der Stromerzeugung 
durch Kernkraft beschlossen. Zudem sollen 
mehrere Gesetzte beschlossen werden, die den 
Netzausbau und die Erhöhung des Stromanteils 
von erneuerbaren Energien ermöglichen. Die 
Verdoppelung des „Ökostroms“ von heute rund 
17 % auf 35 % bis 2020 wird nur durch eine 
enorme Steigerung der Stromerzeugung aus 
Sonne, Wind, Wasser und Biomasse, eine 
Steigerung der Energieproduktivität und den 

14450 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

Neubau Tausender Kilometer von Stromtrassen 
erfolgreich sein. Parallel gilt es, die Bezahlbar-
keit, die Versorgungssicherheit für Haushalte, 
Gewerbe und Industrie und die Netzstabilität in 
Deutschland ganzjährig zu gewährleisten. Zur 
Erreichung der genannten Kriterien werden In-
vestitionen in Ausgleichskapazitäten, u. a. in 
flexible Kohle- und Gaskraftwerke, notwendig. 
Durch die genannten Erfordernisse entstehen 
Mehrkosten für private Haushalte und für In-
dustrie und Gewerbe, die nicht privilegiert sind. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie haben sich die Importabhängigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland beim elektrischen 
Strom vom europäischen Ausland und die 
Netzsituation seit der Verkündung des Morato-
riums entwickelt?  

2. In welcher Höhe subventionierten deutsche 
Haushalte den sogenannten Ökostrom in 2010, 
und wie hoch fällt diese Subventionierung vor-
aussichtlich für die nächsten 20 Jahre aus?  

3. Welche Kosten kommen zusätzlich zum EEG 
auf die deutschen Haushalte und Unternehmen 
für den Ausbau der Übertragungs- und Vertei-
lungsnetze zu? 

Zu 1: Durch das Kernkraftwerksmoratorium wurden 
im März 2011, neben dem schon zuvor außer Be-
trieb befindlichen Kernkraftwerk Krümmel, ca. 
7 000 MW Stromerzeugungsleistung aus Kern-
kraftwerken vom Netz genommen, die nach aktuel-
ler politischer Lage nicht wieder angefahren wer-
den. 

In der Folge wurden deutliche Veränderungen in 
den Stromaustauschsalden mit den deutschen 
Nachbarstaaten sichtbar. Während in der ersten 
Hälfte des März ein saisonal üblicher Exportüber-
schuss von rund 70 bis 150 GWh/Tag bestand, 
kehrte sich diese Situation mit dem Kernkraft-
werksmoratorium um. Seit dem 17. März ergibt 
sich ein Importüberschuss von durchschnittlich 
50 GWh/Tag. Die Stromflüsse in die Niederlande, 
Österreich und in die Schweiz haben sich jeweils 
mehr als halbiert, die Stromflüsse aus Frankreich 
und Tschechien sind um rund 50 % angewachsen. 

Zusätzlich zu den durch das Moratorium bedingten 
Abschaltungen wurden vorübergehend etwa 
5 000 MW Leistung für einige Wochen zu routine-
mäßigen Revisionszwecken abgeschaltet. 

Diese Gesamtsituation führt die Übertragungsnet-
ze in der Übergangszeit vorübergehend an den 
Rand der Belastbarkeit. Ein sicherer Netzbetrieb, 
bei dem auch nach Ausfall eines wesentlichen 
Betriebsmittels, z. B. eines Kraftwerks, das Netz 
sicher betrieben werden kann, ist in dieser Situati-
on kaum möglich. Aus Sicht der Landesregierung 

ist die Lage als kritisch, aber beherrschbar einzu-
stufen, da im Sommer weniger Strom verbraucht, 
mehr Solarstrom erzeugt und zugleich Strom im-
portiert werden kann. Wirklich kritisch kann die 
Situation jedoch im Winterhalbjahr werden, wenn 
der Stromverbrauch insbesondere in Süddeutsch-
land durch die zahlreichen Industriebetriebe dras-
tisch ansteigt. Im Fall eines winterlichen Hoch-
druckgebietes mit der dafür typischen Windflaute 
und nur kurzer Sonnenscheindauer können diese 
erneuerbaren Energien zur Stromversorgung kaum 
beitragen. Dann ist die zusätzliche Erzeugung aus 
konventionellen Kraftwerken erforderlich. 

Bereits jetzt sind die Übertragungsnetzbetreiber 
gezwungen, zur Erhaltung eines stabilen Netzbe-
triebs in erheblichem Umfang steuernd einzugrei-
fen. Mögliche Maßnahmen sind z. B. Eingriffe in 
den Kraftwerkseinsatz (durch Anweisung zur netz-
bezogenen Blindleistungsbereitstellung) oder das 
Einspeisemanagement bei Erneuerbare-Energien-
Gesetz-(EEG)-Anlagen. 

Diese Maßnahmen sind auch deshalb erforderlich, 
weil das deutsche Stromübertragungsnetz nicht 
isoliert zu betrachten ist, sondern ins europäische 
Verbundnetz eingebunden ist. Insoweit wirken sich 
Veränderungen der Versorgungsstruktur in 
Deutschland nicht nur auf die Lastflüsse im deut-
schen Verbundnetz aus, sondern können auch 
Veränderungen der Lastflüsse in den Nachbarlän-
dern bewirken. 

Zu 2: Die EEG-Umlage betrug im Jahr 2010  
2,047 Cent pro Kilowattstunde (ct/kWh), was ei-
nem Umlagevolumen von insgesamt 7,51 Milliar-
den Euro entspricht. Getragen werden die Umla-
gekosten nahezu vollständig von den nicht privile-
gierten Verbrauchern, d. h. privaten Haushalten, 
öffentlichen Verbrauchern sowie Unternehmen, die 
nicht nach §§ 40 ff. EEG entlastet werden. Auf die 
privaten Haushalte entfallen dabei 2010 direkt 
etwa 2,9 Milliarden Euro. 

Für das laufende Jahr 2011 wurde die EEG-
Umlage auf Basis der Mittelfristprognose der deut-
schen Übertragungsnetzbetreiber auf 3,53 ct/kWh 
festgelegt, um das prognostizierte Umlagevolumen 
von etwa 13,5 Milliarden Euro decken zu können. 
Aus heutiger Perspektive ist die EEG-Umlage für 
2011 jedoch voraussichtlich zu hoch berechnet, da 
der in der Prognose für 2010 und 2011 jeweils 
angenommene Photovoltaikzubau in Höhe von 
9 500 MW gegenüber realisierten ca. 7 400 MW in 
2010 zu hoch bemessen ist. Auch für 2011 ist, 
angesichts der Neuinstallationen von rund 700 MW 
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Photovoltaikleistung in den Monaten März bis Mai, 
ein geringerer Zubau zu erwarten. Für 2012 ergibt 
sich daraus ein dämpfender Einfluss auf die EEG-
Umlage. 

Gemäß einer Studie des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 
vom Dezember 20101, die die Entwicklung der 
EEG-Umlage bis 2030 prognostiziert, wird die 
EEG-Umlage ihr Maximum von rund 3 ct/kWh im 
Jahr 2015/16 erreichen und bis 2030 auf etwa 
0,5 ct/kWh absinken. 

Ein abweichendes Bild wird vom Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung (DIW) aufgezeigt. Auch 
das DIW sieht die EEG-Umlage in 2011 aufgrund 
der beschriebenen Situation als zu hoch an. Nach 
Berechnungen des Institutes steigt die EEG-Um-
lage jedoch von korrigierten rund 2,8 ct/kWh in 
2012 auf ca. 3,6 ct/kWh in 2020 an. 

Zu beachten ist, dass sich mit der aktuellen Novel-
le des EEG veränderte Rahmenbedingungen für 
den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien 
und damit zusammenhängende Prognosen erge-
ben. 

Zu 3: Die Kostenschätzungen für den Ausbaube-
darf in den deutschen Übertragungs- und Verteil-
netzen gehen sehr weit auseinander. 

Die dena-Netzstudie II kommt für die Übertra-
gungsnetze zu dem Ergebnis, dass - zusätzlich 
zum bereits in der ersten Netzstudie ermittelten 
Netzausbaubedarf von rund 850 km - ein erhebli-
cher weiterer Zubaubedarf im deutschen Höchst-
spannungsnetz von bis zu 3 600 km besteht. Die 
damit verbundenen Kosten schwanken abhängig 
von der technischen Realisierungsvariante zwi-
schen 9,7 Milliarden Euro und 29 Milliarden Euro. 

Für die Verteilnetze benennt der Bundesverband 
der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) in 
einer Studie aus März 2011 einen Investitionsbe-
darf zwischen 10 Milliarden und 27 Milliarden Euro, 
wobei zahlreiche Einflussfaktoren, die mit zusätzli-
chen Investitionen verbunden wären, ausgeklam-
mert wurden. 

Vor diesem Hintergrund ist eine belastbare Be-
nennung konkreter Gesamtkosten des Ausbaube-

                                                      
1 DLR, IWES, IfnE: Langfristszenarien und Strategien für den 
Ausbau der Erneuerbaren Energien in Deutschland bei Berück-
sichtigung der Entwicklung in Europa und global – „Entwicklung 
der EEG-Vergütungen, EEG-Differenzkosten und der EEG–
Umlage bis zum Jahr 2030 auf Basis eines aktualisierten EEG-
Ausbaupfades“, 12/2010 

darfes in den deutschen Übertragungs- und Ver-
teilnetzen nicht möglich. 

 

Anlage 37 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration auf die Frage 40 des 
Abg. Roland Riese (FDP) 

Blutspenden in Niedersachsen - Sind die 
Spendebereitschaft ausreichend und die 
Versorgung gesichert? 

Im Jahr 2004 wurde der Weltblutspendertag 
von der Weltgesundheitsorganisation WHO und 
der Internationalen Föderation der Rotkreuz- 
und Rothalbmondgesellschaften ins Leben ge-
rufen. Der 14. Juni ist seither ein Tag, an dem 
auf die Bedeutung der Blutspende und das da-
mit verbundene soziale Engagement von Blut-
spenderinnen und Blutspendern weltweit auf-
merksam gemacht wird. 

Die Medizinische Hochschule Hannover weist 
auf ihrer Heimseite darauf hin, dass Blutspen-
den häufig knapp sind. Sie begründet dies da-
mit, dass sie aufgrund ihrer Stellung als größte 
Transplantationsklinik in Deutschland der größ-
te Blutverbraucher zwischen Rhein und Oder 
sei.  

Regelmäßig weist das Deutsche Rote Kreuz, 
der Blutspendedienst mit dem größten Marktan-
teil, darauf hin, dass die Blutreserven knapp 
werden, und wirbt mit diesem Hinweis für eine 
gesteigerte Spendebereitschaft. Zuletzt wurde 
im Zusammenhang von EHEC-Erkrankungen 
dringend um Blutspenden geworben. 

Mit dem Transfusionsgesetz des Bundes soll 
für eine gesicherte und sichere Versorgung der 
Bevölkerung mit Blutprodukten gesorgt werden. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Blutspendedienste sind der Landes-
regierung in Niedersachsen bekannt, und wie 
schätzt sie deren Marktanteile am gesamten 
Spendenaufkommen im Land, aufgeteilt nach 
Vollblutspenden, Blutplasmaspenden und 
Thrombozytenspenden, ein? 

2. Ist nach Auffassung der Landesregierung die 
Spendebereitschaft der Bevölkerung grundsätz-
lich ausreichend, oder ist Niedersachsen auf 
den Import von Blutbestandteilen aus anderen 
Bundesländern oder dem Ausland angewie-
sen? 

3. Wie stellt sich bei den unterschiedlichen 
Blutspendediensten in Niedersachsen die Wirt-
schaftlichkeit in Bezug auf Kosten, Erlöse und 
Gewinne dar? 

Die Blutspendedienste in Deutschland sind für die 
Versorgung aller medizinischen Einrichtungen des 
Landes mit Blutkomponenten aus Blutspenden 
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zuständig. Diese verantwortungsvolle Aufgabe wird 
jederzeit nach dem gültigen Stand der Wissen-
schaft und Technik sowie unter Beachtung fach-
medizinischer und ökonomischer Standards wahr-
genommen. Die Aufgabenverteilung und Zusam-
menarbeit im Blutspende- und Bluttransfusionswe-
sen wurde 1970 in einer ersten eigenen Richtlinie 
von den damals beteiligten Einrichtungen und In-
stitutionen geregelt und fortwährend aktualisiert 
(Richtlinie zur Gewinnung von Blut und Blutbe-
standteilen und zur Anwendung von Blutprodukten, 
zweite Richtlinienanpassung 2010 der Bundesärz-
tekammer). Das Transfusionsgesetz (TFG) von 
1998 bestimmt in § 3 den Versorgungsauftrag der 
Spendeeinrichtungen. 

Blutprodukte sind biologische Arzneimittel, die von 
gesunden Spendern gewonnen werden. Sie kön-
nen heutzutage zum großen Teil noch nicht künst-
lich hergestellt werden und haben eine begrenzte 
Haltbarkeitsdauer. Diese Arzneimittel werden 
durch die Blutspendedienste des Deutschen Roten 
Kreuzes, staatlich-kommunale und universitäre 
Blutspendedienste sowie durch unabhängige Blut-
spendeorganisationen hergestellt. Plasma zur 
industriellen Verarbeitung für die Herstellung wich-
tiger Medikamente wird zusätzlich durch Plas-
mapheresestationen der Industrie und unabhängi-
ge Plasmapheresestationen produziert. 

Eine enge Zusammenarbeit zwischen den Blut-
spendeeinrichtungen ist deutschlandweit üblich 
und hat sich seit Langem bewährt. Damit werden 
insbesondere Spezialanforderungen bei kompli-
zierten immunhämatologischen Konstellationen 
bzw. seltenen Blutgruppen rund um die Uhr be-
herrscht. 

Zu kurzfristigen Versorgungsengpässen kommt es 
in der Regel zu Zeiten, in denen es auch bei den 
Blutspendeeinrichtungen gewisse Engpässe gibt. 
Durch kurzfristige Spendenaufrufe, Aktivierung des 
eigenen Stammspenderkollektivs oder durch den 
Austausch aus den Instituten können diese Eng-
pässe jeweils schnell und flexibel überwunden 
werden. 

Der erst vor Kurzem aufgetretene Mehrbedarf an 
Frischplasma für die Versorgung von EHEC-Pa-
tienten konnte durch die Blutspendedienste des 
DRK mit den vorhandenen Beständen gedeckt 
werden. 

Um gemäß § 3 Abs. 4 TFG die Aufklärung der 
Bevölkerung über die freiwillige und unentgeltliche 
Blut- und Plasmaspende zu fördern, werden grund-
sätzlich Blutspendekampagnen von der Landesre-

gierung befürwortet. Ebenso sollte dafür Sorge 
getragen werden, die jüngere Bevölkerung an das 
Thema Blutspende heranzuführen, um die Nach-
folge an Blutspenderinnen und Blutspendern zu 
sichern. 

Eine Monopolisierung des Blutspendewesens ist 
ausdrücklich nicht gewünscht; denn die plurale 
Struktur des Blutspendewesens fördert die Mobili-
sierung von unterschiedlichen Bevölkerungsgrup-
pen zum Blutspenden. Gleichzeitig sichert die de-
zentrale Struktur des Blutspendewesens die hohe 
Reaktionsfähigkeit im Not- und Katastrophenfall. 
Die größte Blutspendeeinrichtung ist in Nieder-
sachsen das DRK. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Der Landesregierung sind die folgenden 
Blutspendedienste bekannt, die eine Herstellungs-
erlaubnis nach § 13 des Arzneimittelgesetzes 
(AMG) haben und durch die Gewerbeaufsichtsäm-
ter überwacht werden: 

- Institut Oldenburg des DRK-Blutspendedienst 
NSTOB, Institut Bremen Oldenburg, 

- Blut- und Plasmaspendezentrum Osnabrück der 
HDZ-NRW Blutversorgungs GmbH, 

- Klinikum der Stadt Wolfsburg, 

- Städtisches Klinikum Braunschweig, 

- Universitätsmedizin Göttingen, 

- DRK-Blutspendedienst NSTOB, 

- Klinikum Region Hannover GmbH, 

- Kreiskrankenhaus Hameln, 

- MHH Transfusionsmedizin, 

- Octapharm Produktionsgesellschaft Deutschland 
mbG, 

- Werlhof-Institut für Hämostaseologie GmbH, 

- Allgemeines Krankenhaus Celle, 

- Herz-Kreislauf-Klinik Bevensen AG, 

- Elbe-Klinikum Buxtehude, 

- Elbe-Klinikum Stade, 

- Heidekreis-Klinikum Soltau, 

- Krankenhaus Buchholz gGmbH, 

- Diakoniekrankenhaus Rotenburg, 

- Oste-Med Klinik Bremervörde, 
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- DRK-Krankenhaus Seepark Langen, 

- Klinik Uelzen, 

- Städtisches Klinikum Lüneburg. 

Dabei handelt es sich überwiegend um universitäre 
oder kommunale Einrichtungen. Hier dient die 
Gewinnung von Blutprodukten hauptsächlich der 
Eigenversorgung. Soweit die Einrichtungen nicht 
Selbstversorger sind, werden die Mehrbedarfe an 
Thrombozyten- oder Erythrozytenkonzentraten 
durch Zukauf beim DRK NSTOB (DRK-Landesver-
bände Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen, Oldenburg, Bremen) oder der MHH gedeckt. 

Vollblutspenden werden in den meisten Fällen zur 
Eigenblutspende entnommen, sodass die Einrich-
tungen auch hier als Selbstversorger auftreten 
bzw. in Kooperation mit dem DRK zusammenar-
beiten, was die Entnahme, Aufbereitung und Lage-
rung angeht. 

Ein koordiniertes Meldewesen an die Bundesober-
behörde - das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) - wird in 
§ 21 TFG geregelt. Zu den Marktanteilen am 
Spendenaufkommen in Niedersachsen werden 
dort keine Zahlen erhoben. Die Entwicklung des 
Spendenaufkommens für ganz Deutschland kann 
der folgenden Grafik entnommen werden.  

Entwicklung des Spendenaufkommens
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Weitere Informationen sind auf der Internetseite 
http://www.pei.de/cln_101/nn_156154/DE/infos/21t
fg/08-berichte/berichte-21-node.html?__nnn=true 
zu finden. 

Zu 2: Die Landesregierung hält die Spendebereit-
schaft der Bevölkerung in Niedersachsen für aus-
reichend. 

Ein hoher Anteil an Dauerspendern trägt zur Si-
cherheit der Blutspenden bei. 

Um die Spendenbereitschaft in der Bevölkerung zu 
erhalten und zu erhöhen, bedarf es einer stetigen 
Mobilisation von Blutspendern. Das sensible 
Gleichgewicht zwischen freiwilligen Spenden und 
benötigten Blutmengen kann schon durch eine 
geringfügige Unterschreitung der Spendenanzahl 
kurzfristig zu Engpässen führen. Wenn es etwa in 

der Urlaubszeit, bei seltenen Blutgruppen oder bei 
Katastrophen zu regionalen Versorgungsengpäs-
sen käme, unterstützten sich die DRK-Blutspende-
dienste gegenseitig und bundesweit. Einige in 
Niedersachsen gewonnene Blutprodukte werden 
auch in andere Bundesländer und in die Schweiz 
geliefert. 

Zu 3: Die Blutspende basiert auf Freiwilligkeit des 
Spenders, sodass sich die Arbeit der Blutspende-
dienste vom ethischen Auftrag her einer überwie-
gend kommerziellen Ausrichtung entzieht. 

Beim DRK-Blutspendedienst NSTOB als Einrich-
tung des Deutschen Roten Kreuzes handelt es 
sich um eine gemeinnützige GmbH. Mit dem DRK-
Blutspendedienst werden keine Gewinnerzielungs-
absichten verfolgt. Die Erlöse aus dem Verkauf 
von Blutprodukten werden wiederum zur Herstel-
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lung von Blutpräparaten benötigt. Überschüsse 
werden satzungsgemäß für notwendige Investitio-
nen und Modernisierungen verwendet. Die Einhal-
tung dieser Vorgaben wird von den Finanzämtern 
überwacht. 

Wirtschaftsdaten der Blutspendedienste liegen der 
Landesregierung nicht vor. 

 

Anlage 38 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 41 der Abg. Kreszentia Flauger und 
Victor Perli (LINKE) 

(K)ein Raum für Nazis im Saitensprung der 
Hochschule für Musik, Theater und Medien 
Hannover 

Unter der Überschrift „Vielleicht fehlt Ihnen das 
Gefühl für unseren Wortwitz“ wird der Neonazi 
Frank Kraemer, Gitarrist der szenebekannten 
Rechtsrock-Band „Stahlgewitter“, in der Ausga-
be 3 - Sommer 2011 der Zeitschrift Saiten-
sprung des Studiengangs Medien und Musik 
der Hochschule für Musik, Theater und Medien 
Hannover interviewt. Die Redaktion erklärt im 
Editorial, dass es sich um einen Beitrag hande-
le, der „weder anklagend noch beschwichti-
gend“ daherkomme, sondern „den Versuch ei-
ner inhaltlich entschiedenen Auseinanderset-
zung“ darstelle. Im Vorwort zum Interview folgt 
zudem eine Distanzierung von den geäußerten 
Inhalten des interviewten Frank Kraemer. Die-
ser legt auf den folgenden vier Seiten sein 
Weltbild dar und spricht u. a. von „Fremdkör-
pern“ im Zusammenhang mit Menschen mit 
Migrationshintergrund, einer „gleichgeschalte-
ten Propaganda“ in Bezug auf Integrationsfra-
gen und der „deutschen Volksgemeinschaft“. 
Zu den rassistischen, antisemitischen und teil-
weise indizierten Texten seiner Band „Stahlge-
witter“ bekennt er sich nach wie vor offen und 
vermutet, dass dem Frager „das Gefühl für un-
seren Wortwitz“ fehle. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Kenntnisse hat die Landesregierung 
über die Band „Stahlgewitter“ bzw. ihren Gitar-
risten Frank Kraemer? 

2. Hält es die Landesregierung für eine sinnvol-
le Strategie zur Bekämpfung neonazistischen 
und/oder rassistischen Gedankenguts, in einer 
Zeitschrift einer öffentlich-rechtlichen Hoch-
schule einem nach eigener Aussage beken-
nenden „nationalen Gruppenegoisten“ Platz für 
ein mehrseitiges Interview einzuräumen? 

3. Wie bewertet die Landesregierung dieses In-
terview, das in einschlägigen Internetforen der 
rechten Szene als großer Erfolg gefeiert wird? 

Bei der Zeitschrift Saitensprung handelt es sich um 
eine Publikation, die jeweils von einer Projektgrup-
pe von Studierenden des Masterstudiengangs 
„Medien und Musik“ der Hochschule für Musik, 
Theater und Medien Hannover (HMTMH) erarbei-
tet wird. Die entsprechende Lehrveranstaltung wird 
von Hochschullehrern betreut, die auch als Ver-
antwortliche im Sinne des Presserechts zeichnen. 
Die Zeitschrift erscheint einmal pro Semester. Sie 
richtet sich vornehmlich an die Studierenden der 
HMTMH, wird aber auch an ausgewählte Multipli-
katorinnen und Multiplikatoren im Musikbereich 
versandt. 

Im Rahmen der Lehrveranstaltung haben sich die 
Studierenden ausführlich mit der Frage auseinan-
dergesetzt, ob und „wie man mit Menschen journa-
listisch umgehen (soll), die sich zu extremistischen, 
gesellschaftlich gefährlichen Positionen beken-
nen?“, so der Vorspann zu dem veröffentlichten 
Interview (Saitensprung, Sommer 2011, Seite 8). 

Die Studierenden haben sich für eine Veröffentli-
chung entschieden, um ihre Mitstudierenden, ins-
besondere diejenigen, die künftig in Schulen oder 
Musikschulen pädagogisch tätig sein werden, über 
die Argumente zu informieren und zu einer „inhalt-
lich entschiedenen Auseinandersetzung“ zu befä-
higen (ebd.). Die Redaktion hat im Vorspann zu 
dem Interview deutlich gemacht, dass sie die poli-
tischen Positionen des Interviewten grundsätzlich 
ablehnt. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens 
der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Der niedersächsische Verfassungsschutz 
beobachtet im Rahmen der ihm nach dem Nieder-
sächsischen Verfassungsschutzgesetz zugewie-
senen Aufgaben Bestrebungen gegen die freiheit-
liche demokratische Grundordnung. Die Eingriffs-
schwelle für eine Beobachtung durch den Verfas-
sungsschutz ist gesetzlich klar festgelegt und da-
mit verbindlich für die Arbeit des Verfassungs-
schutzes. Demnach müssen „tatsächliche Anhalts-
punkte“ (§ 5 Abs. 1 NVerfSchG) für eine extremis-
tische Bestrebung vorliegen. 

Dabei ist für eine entsprechende Zuordnung einer 
Organisation das Gesamtbild der Organisation 
maßgebend, d. h. das Zusammenspiel personeller, 
institutioneller und programmatischer Faktoren, die 
für ihre Ausrichtung und ihr Auftreten in der Öffent-
lichkeit prägend sind. Es reicht infolgedessen nicht 
aus, die Beobachtung einer Organisation nur auf 
bedenkliche Verlautbarungen eines einzelnen (füh-
renden) Funktionsträgers zu stützen. Verhaltens-
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weisen von Einzelpersonen, die nicht in oder für 
einen Personenzusammenschluss handeln, sind 
nach § 4 Abs. 1 Satz 3 NVerfSchG nur dann Be-
strebungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
NVerfSchG, wenn sie auf Anwendung von Gewalt 
gerichtet oder aufgrund ihrer Wirkungsweise ge-
eignet sind, ein Schutzgut des NVerfSchG erheb-
lich zu beschädigen. 

Die seit Mitte der 1990er-Jahre aktive Band „Stahl-
gewitter“ gehört der von den Verfassungsschutz-
behörden beobachteten rechtsextremistischen 
Musikszene an. Die fünf bisher veröffentlichten 
Tonträger der Band wurden durch die Bundesprüf-
stelle für jugendgefährdende Medien (BPjM) in die 
Liste der indizierten Tonträger aufgenommen. Die 
Begründungen für die Indizierungsentscheidungen 
beziehen sich regelmäßig auf die strafrechtlich 
relevanten Liedtexte der veröffentlichten Musikstü-
cke. Die Texte beinhalten u. a. die den Rechtsex-
tremismus prägenden Ideologiemerkmale der 
Fremdenfeindlichkeit, des Nationalismus sowie des 
Antisemitismus und des Rassismus. Liveauftritte 
von „Stahlgewitter“ sind in den letzten Jahren aus-
schließlich außerhalb Deutschlands bekannt ge-
worden. 

Neben der Beteiligung bei „Stahlgewitter“ agieren 
einzelne Mitglieder der Band in weiteren rechtsext-
remistischen Musikprojekten wie „Gigi und die 
Braunen Stadtmusikanten“ und „In Tyrannos“. Der 
Interviewte ist Kopf der rechtsextremistischen 
Band „Halgadom“ und Betreiber des Internetver-
sandhandels „Sonnenkreuz“, der u. a. rechtsext-
remistische Tonträger im Angebot hat. 

Zu 2: Die Studierenden der Redaktion, die betreu-
enden Lehrenden sowie die Hochschulleitung ha-
ben den Vorwurf, rechtsradikale Positionen unkri-
tisch öffentlich zu machen, zurückgewiesen; die 
Veröffentlichung des Interviews habe ausschließ-
lich zum Ziel gehabt, den mündigen Leserinnen 
und Lesern, an die sich Saitensprung richte, einen 
Einblick in die menschenverachtende Denkweise 
von Neonazis zu ermöglichen. 

Das Niedersächsische Ministerium für Wissen-
schaft und Kultur hat unmittelbar, nachdem es von 
der Veröffentlichung des Interviews Kenntnis erhal-
ten hat, das Präsidium zu einer Stellungnahme 
aufgefordert. Die Presse- und Wissenschaftsfrei-
heit nach Artikel 5 Abs. 3 GG ist ein Grundrecht, 
das zu respektieren und zu schützen ist. Dennoch 
ist es nicht akzeptabel, wenn in Publikationen der 
Hochschulen auch nur der Eindruck entstehen 
könnte, dass radikale Positionen hier ein ungefil-

tertes Forum finden. Veröffentlichungen und Zeit-
schriften von Hochschulen, Fakultäten bis hin zu 
Seminaren unterliegen natürlich keiner Sichtung 
oder gar Vorzensur durch das Wissenschaftsminis-
terium, und dies wird auch künftig nicht der Fall 
sein. 

Zu 3: Die rechtsextremistische Szene bewertet 
jegliche Berichterstattung - unabhängig von einer 
positiven oder negativen Aussage über den 
Rechtsextremismus - als Erfolg. Die sich daraus 
ergebenden Diskussionen in szeneeigenen Inter-
netforen und Publikationen beinhalten ebenfalls 
eine positive Darstellung. Die Diskussionen zeigen, 
dass der Interviewte szeneintern Anerkennung 
erfährt. Eine über die enge rechtsextremistische 
Szene hinausgehende Werbewirksamkeit dürfte 
durch das Interview wohl nicht gegeben sein. 

 

Anlage 39 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 42 der Abg. Pia-Beate Zimmermann (LIN-
KE) 

Zwangsweise Rückführung (Abschiebung) 
ausländischer Flüchtlinge im Land Nieder-
sachsen bis zum 20. Juni 2011 

Zwangsweise Rückführung (Abschiebung) aus-
ländischer Flüchtlinge ist Beobachtern zufolge 
eine gängige Praxis des Landes Niedersach-
sen, um den Aufenthalt von Flüchtlingen im 
Land zu beenden. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie viele ausländische Flüchtlinge wurden 
vom 1. Januar 2011 bis zum 20. Juni 2011 
durch das Land Niedersachsen zwangsweise 
auf welche jeweilige Art und Weise in welches 
Land zurückgeführt? 

2. Welche Kosten sind dem Land für welche 
Form der Rückführung in diesem Zusammen-
hang entstanden?  

3. Zieht die Landesregierung im Vergleich zur 
Antwort auf eine gleichlautende Anfrage zu 
zwangsweisen Rückführungen im ersten Quar-
tal 2011 andere Schlussfolgerungen hinsichtlich 
der Abschiebepraxis aus den aktuellen Ereig-
nissen in Nordafrika und in Ländern wie dem 
Jemen, Syrien oder Jordanien und, wenn ja, 
welche? 

Die zwangsweise Rückführung (Abschiebung) 
vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländerinnen und 
Ausländer auf der Grundlage des bundesweit gel-
tenden, von den Ländern auszuführenden Aufent-
haltsgesetzes ist eine zwingende Rechtsfolge in 

14456 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

allen Fällen, in denen die Betroffenen ihrer gesetz-
lichen Verpflichtung zur Ausreise selbst nicht 
nachkommen. Es handelt sich somit nicht um eine 
„gängige Praxis“ in Niedersachsen; die Aufgabe ist 
gleichermaßen in Ausführung des Bundesrechts 
von allen Ländern zu erfüllen. 
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Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Zu den statistischen Erhebungen für das 
erste Quartal 2011 wird auf die Antwort der Lan-
desregierung vom 13. April 2011 zu der gleichlau-

tenden mündlichen Anfrage vom April 2011 ver-
wiesen 

In der Zeit vom 1. April 2011 bis einschließlich 
20. Juni 2011 wurden aus Niedersachsen 128 
ausreisepflichtige ausländische Staatsangehörige 
auf dem Luftwege und 11 Personen auf dem 
Landwege abgeschoben. 

Die Abschiebungen wurden in die nachfolgend 
aufgeführten Zielländer, differenziert nach Luftweg- 
und Landwegabschiebungen, durchgeführt: 

 

 

Zielland Luftwegabschiebungen 
01.04. bis 20.06.2011 Überstellungen in Drittstaaten Landwegabschiebungen 

01.04. bis 20.06.2011 

Albanien 3     

Afghanistan 0 2 (Ungarn, Schweden)   

Algerien 2     

Angola 0   1 (Niederlande)  

Armenien 1     

Aserbaidschan 1     

Bosnien-Herzegowina 1     

Cote d’Ivoire 0 3 (Italien, Spanien, Schweiz )   

China VR 1     

Frankreich 1   

Georgien 5 2 (Litauen, Niederlande )  1 (Polen)  

Indien 0 1 (Tschechien)    

Iran 0 1 (Norwegen)    

Italien 1    

Kasachstan 1     

Kenia 1     

Kolumbien 0 1 (Niederlande)    

Kosovo 13   2 (Niederlande)  

Libanon 1 1 (Frankreich)  1 (Belgien)  

Litauen 1    

Mazedonien 7     

Montenegro 2     

Niederlande 0   4  

Nigeria 6 1 (Irland)    

Pakistan 1 1 (Schweden)    

Russische Föderation 6 4 (Frankreich)  1 (Polen)  
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Zielland Luftwegabschiebungen 
01.04. bis 20.06.2011 Überstellungen in Drittstaaten Landwegabschiebungen 

01.04. bis 20.06.2011 

Serbien  31     

Sonstige asiatische 
Staaten 0 1 (Spanien)    

Somalia 0  1 (Niederlande)   

Sudan   3 (Niederlande, Italien)  1 (Frankreich)  

Syrien 1 1 (Tschechien)    

Türkei 10 1 (Italien)    

Tunesien 1     

Ungarn 1    

Vietnam 5     

Gesamt 104 24 11 

Abschiebungen 
01.04. bis 20.06.2011 139   

 

Zu 2: Eine Auflistung der Kosten ist in der Kürze 
der Zeit nicht möglich. Die Höhe der Kosten dürfte 
in etwa den Beträgen entsprechen, die in der Ant-
wort der Landesregierung vom 13. April 2011 auf 
die gleichlautende Mündliche Anfrage vom April 
2011 benannt worden sind. 

Zu 3: Angesichts der aktuellen Lage in Syrien sind 
die Ausländerbehörden mit Erlass vom 2. Mai 
2011 - Az.: 42.10 -12231/3-6 SYR - gebeten wor-
den, keine Abschiebungen nach Syrien zu termi-
nieren. Ausnahmen gelten für Straftäter, aller-
dings behält sich das Niedersächsische Ministeri-
um für Inneres und Sport die abschließende Ent-
scheidung vor. 

 

Anlage 40 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 43 der Abg. Pia-Beate Zimmermann (LIN-
KE) 

Einfluss des „Outlaw“-Motorradclubs „Red 
Devils“ und des Firmengeflechts des 
Schatzmeisters der „Hells Angels“, Wolf-
gang Heer, auf die Stadt Walsrode und de-
ren Kommunalpolitik 

Seit einiger Zeit häufen sich Berichte über den 
Einfluss des „Outlaw“-Motorradclubs „Red De-
vils“ und des Firmengeflechts des Schatzmeis-
ters der „Hells Angels“, Wolfgang Heer, auf die 
Stadt Walsrode und deren Kommunalpolitik. In 

diesem Zusammenhang spielt immer wieder 
die Securityfirma GAB, welche zur Hälfte dem 
einflussreichen Präsidenten der „Hells Angels“ 
Hannover, Frank Hanebuth, und zur anderen 
Hälfte dem Unternehmer und Schatzmeister 
der „Hells Angels“, Wolfgang Heer, gehört, ei-
ne Rolle. Diese fiel vor Kurzem dadurch auf, 
dass Angestellte der Firma bei einem Fußball-
spiel von TuS Celle gegen Germania Walsro-
de Besucher verprügelt haben. Gleichzeitig ist 
diese Firma für den Schutz von Veranstaltun-
gen des privaten Walsroder Stadtmarketing-
vereins zuständig. Wolfgang Heer will sich of-
fensichtlich durch geschäftliche Aktivitäten und 
Spenden an gemeinnützige Vereine in Wals-
rode gesellschaftlich etablieren. Nun hat sich 
ein sogenannter runder Tisch unter Leitung 
der Bürgermeisterin etabliert, um diese Vor-
gänge zu thematisieren. 

Ich frage die Landesregierung:  

1. Wie bewertet die Landesregierung den Ein-
fluss des „Outlaw“-Motorradclubs „Red Devils“ 
und des Firmengeflechts des Schatzmeisters 
der „Hells Angels“, Wolfgang Heer, auf die 
Stadt Walsrode und deren Kommunalpolitik? 

2. Wie bewertet die Landesregierung die Rolle 
des Schatzmeisters der „Hells Angels“, Wolf-
gang Heer? 

3. In welcher Form unterstützt die Landesre-
gierung die Stadt Walsrode, um den Einfluss 
des „Outlaw“-Motorradclubs „Red Devils“ und 
des Firmengeflechts des Schatzmeisters der 
„Hells Angels“, Wolfgang Heer, auf die Stadt 
Walsrode und deren Kommunalpolitik zurück-
zudrängen? 
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Zunächst wird auf die Beantwortung der Mündli-
chen Anfrage Nr. 59 der Abgeordneten Helge 
Limburg und Ralf Briese/Grüne (Plenarprotokoll 
16/88) sowie auf die Mündliche Anfrage Nr. 51 
(Plenarprotokoll 16/107) durch das Niedersächsi-
sche Ministerium für Inneres und Sport hingewie-
sen, in denen zuletzt weitreichend zu Aktivitäten 
von Rockerclubs in Walsrode und zu den Maß-
nahmen der Landesregierung im Phänomenbe-
reich Rockerkriminalität Stellung genommen wur-
de. 

In Niedersachsen sind u. a. die vier großen Ro-
ckerclubs Hells Angels MC, Banditos MC, Out-
laws MC und Gremium MC vertreten. Sämtliche 
dieser Outlaw Motorcycle Gangs (OMCG) verfol-
gen das Ziel, bestimmte Territorien bzw. Einfluss-
bereiche zu beherrschen, um insbesondere wirt-
schaftliche Interessen wie beispielsweise im Rot-
lichtmilieu (u. a. Türsteherdienste, Wirtschaftertä-
tigkeiten pp.) durchzusetzen. Dabei ist festzustel-
len, dass die im bzw. am Randbereich der Orga-
nisierten Kriminalität agierenden Rocker bestrebt 
sind, gesellschaftliche Akzeptanz zu gewinnen, 
um Gewinne auch in legalen Geschäftszweigen 
investieren zu können und um öffentlichem Druck 
weitestgehend zuvorzukommen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1 und 2: Wolfgang Heer ist als ein führendes 
Mitglied des Hells Angels MC, Charter Hannover, 
bekannt. Das Hells-Angels-Charter Hannover wird 
durch seine Supporterclubs unterstützt, u. a. 
durch den Red Devils MC. Insoweit erhält auch 
das Charter des Red Devils MC in Walsrode seine 
Vorgaben vom Hells Angels MC in Hannover. 
Darüber hinaus wird das Charter der Red Devils 
MC in Walsrode durch Wolfgang Heer in ver-
schiedener Weise unterstützt.  

Wolfgang Heer betreibt in Walsrode außerdem 
mehrere Firmen, so z. B. zu den Veranstaltungen 
des in der Anfrage genannten Fördervereins 
Stadtmarketing Walsrode e. V. oder dem Sport-
verein Germania Walsrode. Darüber hinaus hat 
Wolfgang Heer öffentlichkeitswirksam am 3. No-
vember 2010 in einer Podiumsveranstaltung über 
sein Sponsoring in Walsrode Auskunft erteilt. 

Aus Sicht der Landesregierung entspricht das 
Verhalten des Wolfgang Heer dem strategischem 
Vorgehen der bundesweit agierenden sogenann-
ten OMCG. 

Zur 3: Die Maßnahmen der Polizei des Landes 
Niedersachsen zielen auf eine nachhaltige Beein-
trächtigung aller illegalen Aktivitäten von Rocker-
gruppierungen durch die Verfolgung eines ganz-
heitlichen Ansatzes unter Einbindung aller Behör-
den mit Ordnungs-, Verwaltungs- und Sicher-
heitsaufgaben ab. Die Ermittlungsführung der 
Polizeibehörden wird dabei durch die konsequen-
te Ausschöpfung aller rechtlichen und taktischen 
Möglichkeiten, einschließlich aller verkehrs-, gast-
stätten-, gewerbe-, vereins- und baurechtlichen 
Maßnahmen bis hin zu Zeugen-/Opferschutz-
maßnahmen geprägt.  

Der Stadt Walsrode steht ein szenekundiger Be-
amter für den Bereich „Rocker“ der Polizeiinspek-
tion Soltau/Fallingbostel als Berater zur Verfü-
gung, und er hat bereits im Jahr 2010 gemeinsam 
mit dem Leiter des Polizeikommissariates Wals-
rode an einer nicht öffentlichen Verwaltungsaus-
schusssitzung der Stadt Walsrode teilgenommen. 
Die Vertreter des Rates und der Verwaltung der 
Stadt Walsrode, die geladenen Ortsvorsteher und 
der Vorsitzende des Fördervereins Stadtmarke-
ting e. V. wurden dabei über Rockergruppierun-
gen, deren Entwicklungen und Strukturen infor-
miert.  

Weiterhin wurden die Mitarbeiter des Polizeikom-
missariats Walsrode im Jahr 2010 durch das Lan-
deskriminalamt Niedersachsen in zwei Veranstal-
tungen für das Phänomen und den ganzheitlichen 
Ansatz in der Bekämpfung von Rockerkriminalität 
sensibilisiert. 

Darüber hinaus hat das Landeskriminalamt Nie-
dersachsen (LKA NI) auf Anfrage der Bürgermeis-
terin der Stadt Walsrode an dem runden Tisch 
Walsrode am 7. Juni 2011 in Walsrode teilge-
nommen. In seinem Vortrag hat der Leiter der 
Zentralstelle Organisierte Kriminalität des LKA NI 
Strukturen und Erkenntnisse zum Phänomen der 
Rockerkriminalität erläutert sowie Ziele und Be-
kämpfungsmöglichkeiten dargestellt.  

Die Landesregierung wird auch weiterhin die 
Stadt Walsrode bei Ihrem Vorgehen gegenüber 
kriminellen Rockergruppierungen unterstützen. 
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Anlage 41 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr auf die Frage 44 des Abg. Victor Perli (LIN-
KE) 

Radweg zwischen Lucklum und Evessen 
im Landkreis Wolfenbüttel 

Seit vielen Jahren wünschen sich Bürgerinnen 
und Bürger einen Radweg entlang der Lan-
desstraße 625 von der Kreuzung bei Lucklum 
nach Evessen. Gemeinderäte, Politik, Verwal-
tung, ADFC und viele andere setzen sich 
ebenfalls für den Neubau ein. Inzwischen wird 
die Strecke regelmäßig von engagierten Rad-
fahrern befahren, auf deren gelber Sicher-
heitsweste demonstrativ die Aufschrift „Hier 
fehlt ein Radweg!“ zu lesen ist. Beklagt wird, 
dass das Straßenstück insbesondere für Kin-
der lebensgefährlich sei.  

Im Lucklumer Nachbardorf Neuerkerode 
(ebenfalls an der L 625) leben viele Menschen 
mit geistiger Behinderung. Unter anderem von 
Beschäftigten wird immer wieder beklagt, dass 
zielorientierte Ausflüge per Fahrrad und mit 
anderen Fahrzeugen für Menschen mit Behin-
derungen wegen der Gefährlichkeit des Ab-
schnitts nicht unternommen werden können. 
Auch der Direktor der Evangelischen Stiftung 
Neuerkerode wies in der Wolfenbütteler Zei-
tung darauf hin, dass ein Radweg eine besse-
re Verzahnung der ambulanten Angebote der 
Stiftung in Evessen und Neuerkerode ermögli-
chen würde. 

Sachkundige Beobachter beklagen, dass die 
geringe Finanzausstattung des zuständigen 
Landesamtes für Straßenbau für den Radwe-
geneubau mitverantwortlich für den Stillstand 
sei. Zudem wurde der gewünschte Radweg 
nur mit geringer Priorität versehen. Im neuen 
Radverkehrsplan des Landkreises Wolfenbüt-
tel soll der Radweg nach Auskunft von Betei-
ligten hingegen unter den Bedarfen der ersten 
Priorität geführt werden. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie bewertet die Landesregierung das Feh-
len eines Radwegs insbesondere im Hinblick 
auf Kinder und Menschen mit Behinderung? 

2. Wann ist mit dem Bau eines Radwegs zwi-
schen Lucklum und Evessen zu rechnen, und 
in welchem Umfang befinden sich die benötig-
ten Flächen bereits im Besitz des Landes bzw. 
der öffentlichen Hand? 

3. Nach welchen Kriterien bestimmt das Land 
die Priorität von Radwegen, und welche Rad-
wege im Landkreis Wolfenbüttel werden vom 
Land mit höherer Priorität bearbeitet? 

Der Bau von Radwegen im Zuge von Landestra-
ßen ist nach wie vor ein besonderes Anliegen der 
Landesregierung. Radwege dienen der Verbesse-

rung der Verkehrssicherheit, indem die Fußgän-
ger und Radfahrer vom schnelleren Verkehr ge-
trennt werden. Das gilt insbesondere auch für 
Kinder und Menschen mit Behinderung. Aber 
nicht nur im Alltagsverkehr, sondern auch im Frei-
zeitverkehr haben Radwege ihre unbestrittene 
Berechtigung. 

Gleichwohl können nicht alle Wünsche zeitgleich 
realisiert werden. Um hier ein hohes Maß an 
Transparenz zu gewährleisten, erfolgt der Bau 
von Radwegen im Zuge von Landestraßen in 
enger Abstimmung mit den Kommunen. Das lan-
desweite Radwegekonzept reiht die wichtigsten 
Projekte nach den regionalen Kriterien, wie z. B. 
die Bedeutung des Radweges, die Schulwegsi-
cherung oder Lückenschlüsse. Die letzte Fort-
schreibung im Herbst 2006 erfolgte in regionalen 
Konferenzen der Niedersächsischen Landesbe-
hörde für Straßenbau und Verkehr (NLStBV) ge-
meinsam mit den Kommunen und der örtlichen 
Politik. Die darin vorrangig eingestuften Radwege 
(disponierter Bedarf) werden entsprechend der 
Rangfolge, der Baureife und in Abhängigkeit der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel nach 
und nach geplant und gebaut.  

Der hier angesprochene Radweg ist im Radwege-
konzept des regionalen Geschäftsbereiches Wol-
fenbüttel (rGB) als „weiterer Bedarf“ ausgewiesen. 
Im Rahmen der jährlich zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel werden die im „disponierten Be-
darf“ gelisteten Radwege sukzessive gebaut. Die 
Projekte des „weiteren Bedarfs“ werden deshalb 
zunächst nicht beplant. Sie werden vielmehr bei 
einer weiteren Fortschreibung in Abstimmung mit 
den Landkreisen, Städten und Gemeinden erneut 
bewertet und eingestuft. Die Fortschreibung des 
Programms erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt, 
der nicht zuletzt auch durch die finanziellen Rand-
bedingungen des Landes bestimmt wird. Sofern 
der Radweg entlang der L 625 von Lucklum nach 
Evessen dann eine entsprechende höhere Priori-
tät erhält, dürfte seiner Aufnahme in den „dispo-
nierten Bedarf“ nichts entgegenstehen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Siehe Vorbemerkungen. 

Zu 2: Radwege des „weiteren Bedarfs“ werden 
nicht beplant. Erst die konkrete Planung ermög-
licht eine qualifizierte Aussage zum Grunderwerb. 
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Zu 3: Die Kriterien sind in den Vorbemerkungen 
benannt. Der „disponierte Bedarf“ des rGB Wol-
fenbüttel umfasst aktuell noch sechs Maßnahmen: 

L 475  Wedtlenstedt–Bortfeld 

L 321  Gr. Schwülper–Rethen 

L 636  Salder–Nord-Süd-Straße 

L 293 Querum–Waggum 

L 294 A 39–Mörse 

L 475 Köchingen–Vallstedt 

 

Anlage 42 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 45 der Abg. Patrick-Marc Humke und 
Victor Perli (LINKE) 

Details zu Wertpapieranlagen der Universi-
tät Göttingen 

Wie aus meiner Kleinen Anfrage 
(Drs. 16/3054) ersichtlich wird, investiert die 
Universität Göttingen als einzige öffentliche 
Hochschule Niedersachsens in spekulative 
Wertpapieranlagen. Grundlage dafür sind die 
§§ 11, 22, 57 NHG in Verbindung mit § 54 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes inklusive An-
lageverordnung. Hier ist geregelt, dass eine 
Anlage u. a. unter Berücksichtigung größtmög-
licher Sicherheit bei jederzeitiger Liquidität zu 
erfolgen hat. 

Wie die Landesregierung in der Antwort auf 
meine Mündliche Anfrage aus dem Mai-
Plenum ausführte, bestehen die Spekulations-
verluste, die die Universität bei dem Invest-
ment in drei Fonds erlitten hat, als Buchwert 
nach wie vor. Des Weiteren hat die Universität 
in zahlreiche weitere festverzinsliche Wertpa-
piere, Fonds und Aktien investiert. Fonds und 
Aktien sind dabei regelmäßigen Kursschwan-
kungen unterworfen; die festverzinslichen 
Wertpapiere, in die die Hochschule investiert 
hat, könnten bei vorzeitigem Verkauf ebenfalls 
in der Verlustzone sein. Eine „jederzeitige Li-
quidität bei größtmöglicher Sicherheit“ er-
scheint daher fraglich. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Bei welchem Kurswert hat die Universität 
Göttingen ihre jeweiligen festverzinslichen 
Wertpapiere, Fonds und Aktien gekauft (bitte 
einzeln aufführen, gegebenenfalls. unter An-
gabe der Dauer der Anlage)? 

2. Wie beurteilt die Landesregierung die Tat-
sache, dass die Universität Göttingen nicht nur 
in breiter angelegte Fonds und festverzinsliche 
Wertpapiere investiert hat, sondern auch in 
Aktien von Atomstrom- und Chemiefirmen, die 

in Fachkreisen als hochspekulativ angesehen 
werden? 

3. Wie hoch ist der jeweils aktuelle einzelne 
Wert der drei Fonds, die zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt einen Buchverlust ausmachen (DWS 
Bildungsfonds der Deutschen Bank, ehemals 
Fonds Fortis der NORD/LB, jetzt BNPP In-
vestmentfonds sowie Janus Capital)? 

Im Hochschulbereich gelten für die Anlage von 
Mitteln in Wertpapieren folgende rechtliche Rah-
menbedingungen: 

Gemäß § 11 Abs. 3 des Niedersächsischen Hoch-
schulgesetzes (NHG) dürfen die Einnahmen aus 
Studienbeiträgen bis zu einer zweckentsprechen-
den Verwendung durch die Hochschule bei einer 
Bank oder Sparkasse in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union zinsbringend angelegt wer-
den. Bei einer Anlage in Wertpapieren sind die 
Grundsätze des § 54 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes (VAG) in Verbindung mit der Anla-
geverordnung zu beachten. Die Hochschule hat 
die Erträge aus der Anlage den Einnahmen aus 
Studienbeiträgen zuzuführen. 

Gemäß § 22 Abs. 1 Satz 5 NHG können Drittmit-
tel abweichend von den für Haushaltsmittel des 
Trägers geltenden Regelungen nach den Bedin-
gungen der Drittmittelgeber bewirtschaftet wer-
den, soweit die Bindung der Mittel an die Aufga-
ben der Hochschule gewährleistet ist. Das Präsi-
dium regelt die Bewirtschaftung der Drittmittel. Die 
zinsbringende Anlage durch die Hochschule bei 
einer Bank oder Sparkasse in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union ist nach Maßgabe des 
Satzes 5 zulässig. Bei der Anlage in Wertpapieren 
sind die Grundsätze des § 54 des VAG in Verbin-
dung mit der Anlageverordnung zu beachten. 

Nach § 57 Abs. 7 NHG dürfen die einer Hoch-
schule tragenden Stiftung zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben gemäß § 56 Abs. 3 NHG zur Verfügung 
stehenden Mittel bis zu einer zweckentsprechen-
den Verwendung zinsbringend bei einer Bank 
oder Sparkasse in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union angelegt werden. Bei einer Anla-
ge in Wertpapieren sind die Grundsätze des § 54 
des VAG in Verbindung mit der Anlageverordnung 
zu beachten. 

Die in der Anfrage zum Ausdruck kommende 
Wertung, dass die Universität Göttingen in speku-
lative Anlagen investiere, ist unzutreffend. Die 
Anlagestrategie der Stiftung Universität Göttingen 
sieht ausdrücklich vor, dass die Anlagen dem 
sogenannten „investment grade“ der Ratingagen-
turen entsprechen müssen (in den zu den einzel-
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nen Fragestellungen nachfolgend gegebenen 
Antworten sind entsprechend - soweit für die je-
weilige Anlageform üblich - das Rating und die 
Rendite der jeweiligen Anlage abgebildet). Dies ist 
sogar deutlich konservativer, als es der vorzitierte 
gesetzliche Rahmen (§ 54 VAG in Verbindung mit 
der Anlageverordnung) erlaubt. § 54 VAG sieht 
vor, „(…) die Bestände des Sicherungsvermögens 
und das sonstige gebundene Vermögen (…) so 
anzulegen, dass möglichst große Sicherheit und 
Rentabilität bei jederzeitiger Liquidität (…) unter 
Wahrung angemessener Mischung und Streuung 
erreicht wird“. 

Eine Anlage ausschließlich in Festgeld ist zwar - 
in der Regel - mit Ausnahme des Emittentenrisi-
kos sicher, entspricht aber seit einiger Zeit nur 
bedingt dem Grundsatz der Rentabilität. Die 
Marktfähigkeit von Anlagen sichert im Übrigen die 
jederzeitige Liquidität der Einrichtung. Im Übrigen 
hat die Universität seit 2003 bewiesen, dass sie 
durch ein entsprechendes Liquiditätsmanagement 
ihre jederzeitige Zahlungsfähigkeit sichergestellt 
hat und deshalb auch künftig wohl sicherstellen 
kann. 

Die Universität hat keine „Spekulationsverluste“ 
erlitten. Die rein buchhalterischen Abschreibun-
gen und Zuschreibungen auf das Wertpapierver-
mögen zum jeweiligen Bilanzstichtag würden erst 
zu Verlusten oder Gewinnen werden, wenn sie 
realisiert würden. 

In Übereinstimmung mit dem Wirtschaftsprüfer 
der Universität wird die Investition in Aktien 
grundsätzlich als nicht nur ganz kurzfristige Anla-
ge betrachtet, die mit ihrem geringen Anteil am 
Gesamtvolumen, derzeit unter 2 %, zur Wahrung 
der angemessenen Streuung und Mischung im 
Sinne des § 54 VAG dient. Auf dieser Grundlage 
wird der Kauf von Aktien vor allem unter dem 
Aspekt der Dividendenrendite und der Nachhaltig-
keit der Dividendenzahlung getroffen. 

Der in der Anfrage gewünschten Darstellung der 
„Dauer der Anlage“ wurde über die Angabe einer 
„Endfälligkeit“ Rechnung getragen. Da die Papiere 
jedoch - bis auf wenige Ausnahmen - an der Bör-
se gehandelt werden, können sie, bei Bedarf, 
börsentäglich veräußert werden. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens 
der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Die gewünschten Informationen sind der 
beigefügten Tabelle zu entnehmen. 

Zu 2: Die Wertung, dass die Universität Göttingen 
in „hochspekulative“ Anlagen investiere, ist unzu-
treffend. Bei den von der Universität Göttingen 
gehaltenen Aktien handelt es sich in allen vier 
Fällen um solide DAX-Papiere, die nach allgemei-
nen Expertenmeinungen nicht als hochspekulativ 
bezeichnet werden können. Darüber hinaus wird 
auf die einleitenden Bemerkungen verwiesen. 

Zu 3: Die gewünschten Informationen sind der 
Tabelle, die in der Anlage beigefügten ist, zu ent-
nehmen. 

 

Anlage 43 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 46 der Abg. Hans-Henning Adler und 
Victor Perli (LINKE) 

Auswirkungen steigender Studierenden-
zahlen und des doppelten Abiturjahrgangs 
auf die Hochschulbeschäftigten 

Im sogenannten Zukunftsvertrag II zwischen 
dem Land und seinen Hochschulen wird in § 4 
Abs. 3 geregelt, dass die Hochschulen „vor-
übergehende räumliche Engpässe aufgrund 
des Hochschulpaktes 2020 vorwiegend durch 
die Optimierung der Raumbelegung unter Aus-
nutzung von Randzeiten einschließlich der 
Samstage überbrücken“. Die Universität Han-
nover hat angekündigt, Lehrveranstaltungen 
zukünftig zwischen 7.30 Uhr und 21 Uhr sowie 
an Samstagen anzubieten. Wissenschaftsmi-
nisterin Johanna Wanka hatte im Februar 
2011 gemeinsam mit Professor Jürgen Hes-
selbach, dem Vorsitzenden der Landeshoch-
schulkonferenz, erklärt, dass sich die Studie-
renden auf eine Sechstagewoche und Vorle-
sungen bis 22 Uhr einstellen müssten. 

Die Lehrangebote finden aber nicht im luftlee-
ren Raum statt; die zeitliche Ausweitung der 
Lehrangebote betrifft daher nicht nur Studie-
rende, sondern auch die Beschäftigten an den 
Hochschulen. Änderungen von Arbeitszeiten 
unterliegen den personalvertretungsrechtli-
chen Mitbestimmungsregelungen nach § 66 
NPersVG. Die Personalräte an den Hochschu-
len vertreten dabei die Interessen der wissen-
schaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
und der Beschäftigten in der Verwaltung. Für 
die Professorinnen und Professoren sind sie 
nicht zuständig. 

Durch die Vereinbarung zwischen Land und 
Hochschulen zur „Optimierung der Raumbele-
gung“ stehen die Personalräte unter großem 
Druck, den sich daraus ergebenden Änderun-
gen der Arbeitszeiten zuzustimmen. Eine Wei-
gerung liefe im Wesentlichen darauf hinaus, 
dass die Professorinnen und Professoren oder 
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studentische Hilfskräfte die zusätzlichen Ar-
beitszeitkorridore abdecken müssten. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Teilt die Landesregierung die Auffassung, 
dass ohne Zustimmung des Personalrats der 
jeweiligen Hochschule die Professorinnen und 
Professoren bzw. die studentischen Hilfskräfte 
die zusätzlichen Arbeitszeitkorridore abdecken 
müssten (bitte mit Begründung)? 

2. An welchen Hochschulen wurde der Ar-
beitszeitrahmen bereits wie und für welchen 
Zeitraum geändert? 

3. An welchen Hochschulen hat der Personal-
rat der Änderung widersprochen? 

Gemeinsam haben das Land und die Hochschu-
len u. a. im Rahmen des Hochschulpaktes 2020 
bereits erhebliche Anstrengungen unternommen, 
um den aufgrund der geburtenstarken Jahrgänge, 
des doppelten Abiturjahrgangs und der Ausset-
zung der Wehrpflicht zu erwartenden zusätzlichen 
Studienanfängern ab dem kommenden Winter-
semester 2011/2012 auch weiterhin hervorragen-
de Studienbedingungen in Niedersachsen bieten 
zu können. 

Dazu zählt auch, dass die Landesregierung und 
die Hochschulen am 22. Juni 2010 den Zukunfts-
vertrag II abgeschlossen haben, um - trotz der 
wirtschaftlich schwierigen Lage - nicht nur die 
Zukunftschancen der jungen Generation zu si-
chern, sondern auch weiterhin Spitzenforschung 
an den niedersächsischen Hochschulen zu er-
möglichen. 

In § 4 Abs. 3 des Zukunftsvertrages II wurde für 
die Zeit vom 1. Januar 2011 bis 31. Dezember 
2015 vereinbart, dass die Hochschulen vorüber-
gehende räumliche Engpässe mit Blick auf den 
Hochschulpakt 2020 vorwiegend durch die Opti-
mierung der Raumbelegung unter Ausnutzung 
von Randzeiten einschließlich der Samstage 
überbrücken werden. Die Hochschulen haben in 
Abhängigkeit der hochschulspezifischen Erforder-
nisse (wobei die Ausgangssituationen differieren) 
konkrete Maßnahmen und Strategien zum Auf-
fangen der zusätzlichen Studienanfänger entwi-
ckelt. Zur Sicherung der Qualität der Lehre wurde 
vorrangig zusätzliches Lehrpersonal rekrutiert, 
z. B. durch zusätzliche (und vorzeitig nachbesetz-
te) Professuren, Stellen für Lehrkräfte und wis-
senschaftliche Mitarbeiter. 

Eine Einbindung von studentischen Hilfskräften in 
den Lehrbetrieb erscheint - unabhängig von den 
rechtlichen Möglichkeiten - dagegen nicht realis-
tisch. Mit Ausnahme von Tutorien werden Lehr-

veranstaltungen regelmäßig nicht von Studieren-
den durchgeführt. Neben der Einstellung von 
lehrorientiertem Personal wurde auch zusätzli-
ches Verwaltungspersonal zur Verbesserung der 
Serviceleistungen für die Studierenden eingestellt. 
Einem erhöhten Raumbedarf wird auf unter-
schiedliche Weise, z. B. durch Optimierung der 
Raumauslastungen - gegebenenfalls unter Nut-
zung von Randzeiten -, Aktivierung von Flächen-
reserven, geänderten Raumnutzungen und Erwei-
terungen im Rahmen von Anmietungen begegnet. 
Das Land Niedersachsen und die niedersächsi-
schen Hochschulen sind auf die steigenden Stu-
dierendenzahlen sehr gut vorbereitet. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens 
der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Personalvertretungsrechtlich gilt Folgendes: 
Personalvertretungen der Hochschulen bestim-
men gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a NPersVG 
über die Festlegung von Dauer, Beginn und Ende 
der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pau-
sen von wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern sowie der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in Technik und Verwaltung (MTV) mit. Pro-
fessorinnen und Professoren sind nach § 105 
Abs. 1 NPersVG vom Gesetz ausgenommen. 
Gegenstand dieser Mitbestimmung ist die Festle-
gung der zeitlichen Lage der durch Gesetz oder 
Tarifvertrag bestimmten regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit auf die zur Verfügung stehenden 
Arbeitstage und am einzelnen Arbeitstag. Der 
Mitbestimmungstatbestand bezieht sich nur auf 
generelle Regelungen, die für die Beschäftigten 
einer Dienststelle insgesamt oder jedenfalls für 
eine Gruppe von Beschäftigten die Arbeitszeit 
festlegen und dabei ihre Verteilung auf die Wo-
chentage vornehmen. Arbeitszeitregelungen sind 
nicht als Personalangelegenheiten einzelner Be-
schäftigter, sondern als soziale Angelegenheiten 
nur dann der Mitbestimmung unterworfen, wenn 
kollektive Interessen der Beschäftigten berührt 
sind. Eine generelle Regelung muss nicht einen 
längeren Zeitraum umfassen; sie kann auch dann 
gegeben sein, wenn die Arbeitszeit aus einem 
konkreten Anlass z. B. nur für einen einzelnen 
Tag anders festgesetzt werden soll. 

Eine Gruppe von Beschäftigten im Sinne der ge-
nannten Mitbestimmungsvorschrift ist ein funktio-
nal abgrenzbarer Teil von ihnen. Die Abgrenzbar-
keit kann sich unter den verschiedensten Ge-
sichtspunkten, z. B. organisatorischen, aufga-
benmäßigen oder persönlichen Gegebenheiten, 
ergeben. Keine Gruppe sind jedoch einzelne Mit-
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arbeiterinnen und Mitarbeiter ohne funktionellen 
Zusammenhang. 

Beim Angebot von Lehrveranstaltungen in den 
Abendstunden oder an Sonnabenden ist daher 
von den Hochschulen zunächst zu prüfen, ob 
unter Anlegung dieser Maßstäbe eine Mitbestim-
mung der Personalvertretung in Betracht kommt, 
insbesondere, ob wissenschaftliche Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter und/oder die Gruppe der MTV 
betroffen sind und eine generelle Regelung für 
diese Beschäftigten insgesamt oder für eine Grup-
pe von ihnen im Sinne des § 66 NPersVG erfor-
derlich ist. Sind von Änderungen der Arbeitszeit 
lediglich einzelne Mitarbeiterinnen oder Mitarbei-
ter ohne funktionellen Zusammenhang betroffen, 
scheidet eine Mitbestimmung des Personalrats 
aus. 

Diese Maßstäbe gelten ebenfalls, sofern mit dem 
Angebot von Lehrveranstaltungen in den Abend-
stunden oder an Sonnabenden vorhersehbare 
Mehrarbeit und Überstunden angeordnet werden 
sollen, bei denen der Personalrat gemäß § 67 
Abs. 1 Nr. 7 NPersVG mitzubestimmen hat. Auch 
hier ist für die Auslösung des Mitbestimmungstat-
bestandes erforderlich, dass es sich um eine An-
ordnung gegenüber allen Beschäftigten oder einer 
Gruppe von ihnen handelt. Die Anordnung von 
Mehrarbeit für einzelne Beschäftigte ohne funktio-
nellen Zusammenhang ist von diesem Mitbestim-
mungstatbestand nicht erfasst. 

Zu 2: An den niedersächsischen Hochschulen 
wurde der vereinbarte Arbeitszeitrahmen, der 
ausreichend Flexibilität bietet, bisher nicht geän-
dert. Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass 
z. B. die Universität Oldenburg ohnehin im Se-
mester an 6 Tagen der Woche 24 Stunden geöff-
net ist und somit entsprechend die Schichten, 
Sicherheitsdienste und Rufbereitschaften (die 
ganze Woche) eingeteilt sind. Für die Studieren-
den der Hochschule für Bildende Künste Braun-
schweig ist eine der wesentlichen Ressourcen, 
die die Qualität eines Studiums an einer künstle-
risch-wissenschaftlichen Hochschule bestimmen, 
die uneingeschränkte Nutzung der Atelierflächen 
im Bereich der freien Kunst bzw. der studenti-
schen Arbeitsräume in den Gestaltungsdiszipli-
nen. Von Anfang an hat die Hochschule Rahmen-
bedingungen geschaffen, die es ermöglichen, 
diese Raumressourcen ganztägig und an sieben 
Tagen in der Woche zu nutzen. 

Zu 3: Nach Mitteilung der niedersächsischen 
Hochschulen gibt es keine entsprechenden Inter-

ventionen. Im Übrigen sollte selbstverständlich 
eine Ausweitung der regelmäßigen Arbeitszeiten 
im Wissenschaftsbereich grundsätzlich immer im 
Konsens mit den Personalvertretungen erfolgen. 

 

Anlage 44 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration auf die Frage 47 der 
Abg. Ursula Weisser-Roelle (LINKE) 

Wie weiter mit der Städtebauförderung in 
Niedersachsen? 

Die Städtebauförderung der öffentlichen Hand 
hat für die Ausprägung städtebaulicher Struk-
turen, die Stärkung von Innenstädten und 
Ortszentren sowie den Denkmalschutz anhal-
tend große Bedeutung. Das darin integrierte 
Programm „Soziale Stadt“ ist speziell auf Teil-
habe und Integration ausgerichtet. Die Finan-
zierung der Städtebauförderung erfolgt in der 
Regel zu je einem Drittel von Bund, Ländern 
und Gemeinden. Jeder Euro der öffentlichen 
Hand, der für die Städtebauförderung einge-
setzt wird, zieht nach Expertenmeinung in der 
Regel Privatinvestitionen von jeweils 5 bis 
8 Euro nach sich.  

Der Bund zieht sich jedoch seit dem Jahr 2010 
mit dem Argument der Haushaltskonsolidie-
rung aus der Städtebauförderung zurück. So 
standen im Jahr 2009 bundesweit, Angaben 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung zufolge, noch Bundesfinanz-
hilfen für den Städtebau in Höhe von 
569,8 Millionen Euro zur Verfügung, im Jahr 
2010 waren es 534,537 Millionen Euro. Im 
Jahr 2011 sind es nur noch 455,0 Millionen 
Euro. Niedersachsen hatte, Angaben des Mi-
nisteriums für Soziales, Frauen, Familie, Ge-
sundheit und Integration vom 14. Juni 2011 
zufolge, im Jahr 2009 noch Fördermittel des 
Bundes in Höhe von 34,657 Millionen Euro er-
halten. Im Jahr 2010 waren es nur noch 
24,625 Millionen Euro. Und in diesem Jahr 
sind es 27,261 Millionen Euro. Das Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung beabsichtigt jetzt die Festschreibung der 
Bundesmittel auf dem Niveau des Jahres 
2011.  

Das Land Niedersachsen wiederum gab, Re-
cherchen des Ministeriums für Soziales, Frau-
en, Gesundheit und Integration zufolge, im 
Jahr 2009 ebenfalls 34,657 Millionen Euro für 
die Städtebauförderung aus, im Jahr 2010 we-
gen Haushaltskonsolidierung bei gleichzeitig 
erheblichen Ausgaberesten in den Kommunen 
nur noch 18,662 Millionen Euro. Im Jahr 2011 
sind als Kofinanzierung der Bundesmittel 
27,261 Millionen Euro im Landeshaushalt ver-
ankert.  

14464 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

Noch deutlicher sind die Kürzungen im Teil-
programm „Soziale Stadt“ ausgefallen. Stellten 
Bund und Land Niedersachsen im Jahr 2009 
für Niedersachsen noch je 9 692 850 Euro zur 
Verfügung, waren es im Vorjahr nur noch je 
3 912 000 Euro. In diesem Jahr ist der Mittel-
ansatz von Bund und Land jeweils nur noch 
mit 2 672 000 Euro vorgesehen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche konkreten Auswirkungen hatte die 
Kürzung der Städtebauförderung von Bund 
und Land seit 2010 auf Vorhaben für die Stär-
kung der Innenstädte und den Denkmal-
schutz? 

2. Welche konkreten Auswirkungen hatte die 
Absenkung der Fördermittel von Bund und 
Land beim Teilprogramm „Soziale Stadt“ ab 
2010? 

3. Was will die Landesregierung im Bundesrat 
und gegenüber der Bundesregierung konkret 
unternehmen, um sich der Festschreibung der 
in den Jahren 2010 und 2011 massiv gekürz-
ten Bundesfinanzhilfen für den Städtebau im 
Jahr 2012 zu widersetzen und eine Aufsto-
ckung dieser Mittel mindestens auf das Niveau 
des Jahres 2009 zu erreichen? 

Das Städtebauförderungsprogramm des Bundes 
und der Länder hat sich über Jahrzehnte hervor-
ragend bewährt. Viele Stadt- und Ortskerne konn-
ten zu qualitativ hochwertigen Lebensräumen mit 
vielfältigen Funktionen ausgebaut oder umgestal-
tet werden. Da aufgrund von permanenten sozio-
ökonomischen Veränderungsprozessen immer 
neue städtebauliche Herausforderungen entste-
hen, ist die Städtebauförderung zu einer Dauer-
aufgabe geworden. 

Die finanzielle Ausstattung des Städtebauförde-
rungsprogramms 2009 kann nicht als Basiswert 
für die weitere Entwicklung der Städtebauförde-
rung herangezogen werden, da im Jahr 2009 
auch die Bundesfinanzhilfen für die Städtebauför-
derung zur Abmilderung der Auswirkungen der 
Konjunkturkrise mit Mitteln des Konjunkturpakets I 
aufgestockt und damit überdurchschnittlich hoch 
bemessen worden sind. 

Die auf das Programmjahr 2010 begrenzte Ein-
sparung bei den Städtebauförderungsmitteln des 
Landes war insbesondere deshalb vertretbar, weil 
in Niedersachsen zu diesem Zeitpunkt Ausgabe-
reste (Städtebauförderung und Investitionspakt) in 
Höhe von rund 38 Millionen Euro zum Einsatz für 
konjunkturwirksame Investitionen im Rahmen der 
städtebaulichen Erneuerung zur Verfügung stan-
den. 

Die Fortsetzung der Städtebauförderung auf ei-
nem hohen Niveau ist in 2011 nur möglich gewe-
sen, weil es den Bauministerinnen und Bauminis-
tern der Länder gemeinsam mit den kommunalen 
Spitzenverbänden gelungen ist, den Bund zu ei-
ner teilweisen Rücknahme seiner Kürzungsbe-
schlüsse zulasten der Städtebauförderung für das 
Programmjahr 2011 zu bewegen. Damit konnte 
erreicht werden, dass die vom Bund beabsichtigte 
Reduzierung der Bundesfinanzhilfen halbiert wor-
den ist. 

Die Einschnitte zulasten des Programms „Soziale 
Stadt“ beruhen auf entsprechenden Vorgaben des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundesta-
ges. Dieser hatte völlig überraschend und ohne 
dass die Länder darauf Einfluss nehmen konnten, 
die Kürzungen beschlossen, die dann im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens zum Bundeshaus-
halt 2011 wirksam geworden sind. 

Das Land Niedersachsen wird seine Bemühungen 
für eine bedarfsgerechte Weiterentwicklung der 
Städtebauförderungsprogramme kontinuierlich 
fortsetzen und sich gemeinsam mit den anderen 
Bundesländern dabei insbesondere auch für eine 
wieder angemessene finanzielle Ausstattung des 
Programms „Soziale Stadt“ einsetzen. Im Hinblick 
auf die erneut begonnene Kürzungsdebatte zulas-
ten der Städtebauförderung für das Programmjahr 
2012 hat die Landesregierung bereits in einem 
Schreiben an die Herren Bundesminister Dr. 
Ramsauer und Dr. Schäuble appelliert, den Län-
dern die für eine bedarfsgerechte Fortsetzung der 
Städtebauförderung notwendigen Bundesfinanz-
hilfen zur Verfügung zu stellen. 

Diese Initiative ist bereits insoweit erfolgreich ge-
wesen, als sich Herr Bundesminister Dr. Ram-
sauer inzwischen in einem Antwortschreiben da-
hin gehend festgelegt hat, dass er sich mit Nach-
druck dafür einsetzen wolle, dass der Haushalts-
ansatz für die Städtebauförderung für das Jahr 
2012 bei mindestens 455 Millionen Euro liegt. 

Auch Herr Bundesminister Dr. Schäuble hat der 
Niedersächsischen Landesregierung in Rahmen 
eines persönlichen Antwortschreibens zugesi-
chert, dass sich der Bund zu einer Fortsetzung 
der erfolgreichen Förderpolitik bekennt und die 
Länder und Kommunen nach Maßgabe seiner 
Finanzkraft auch künftig bei der Anpassung der 
kommunalen Infrastruktur an den wirtschaftlichen, 
sozialen, demografischen und ökologischen Wan-
del durch die Gewährung von Bundesfinanzhilfen 
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im Rahmen der Städtebauförderung unterstützen 
wird. 

Am 28. Juni 2011 fand eine Sonderbauminister-
konferenz zur Zukunft der Städtebauförderung in 
Berlin statt, bei der sich die Bauministerinnen und 
Bauminister der Länder gemeinsam mit der politi-
schen Vertretung der kommunalen Spitzenver-
bände dafür eingesetzt haben, dass die Städte-
bauförderung mindestens auf dem Niveau des 
Jahres 2010 (535 Millionen Euro) verstetigt wird. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Für die Stärkung der Innenstädte sind im 
Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ 
Städtebauförderungsmittel (Bundes- und Lan-
desmittel) in Höhe von rund 4,7 Millionen Euro 
(2010) und rund 13,1 Millionen Euro (2011) ein-
gesetzt worden. Im Programmjahr 2010 konnten 
zusätzlich Bundesmittel in Höhe von 3,9 Millionen 
Euro für die Aufnahme neuer Maßnahmen einge-
setzt werden. Diese Mittel erhöhen sich noch um 
die Fördermittel des Programms „Sanierung und 
Entwicklung“ in Höhe von rund 16,3 Millionen 
Euro (2010) und rund 13,2 Millionen Euro (2011), 
die ebenfalls im Wesentlichen zur Stärkung der 
Innenstädte eingesetzt werden. 

Für den städtebaulichen Denkmalschutz sind 
Städtebauförderungsmittel in Höhe von rund 
3,1 Millionen Euro (2010) und rund 6,2 Millionen 
Euro (2011) eingesetzt worden. 

Durch die finanzielle Flexibilität im Rahmen des 
Fördermanagements des Landes konnten Aus-
wirkungen für die Programme „Aktive Stadt- und 
Ortsteilzentren“ und „Städtebaulicher Denkmal-
schutz“ vermieden werden. 

Soweit die Programme im Programmjahr 2010 
von der Reduzierung der Landesmittel betroffen 
waren, werden die finanziellen Auswirkungen 
aufgrund der aus vorangegangenen Programm-
jahren noch vorhandenen Ausgabereste und fällig 
werdenden Verpflichtungsermächtigungen ausge-
glichen. 

Zu 2: Für das Programm „Soziale Stadt“ sind im 
Programmjahr 2010 Städtebauförderungsmittel in 
Höhe von rund 8,8 Millionen Euro zur Verfügung 
gestellt worden. Aufgrund der überproportionalen 
Reduzierung der Bundesfinanzhilfen zulasten 
dieses Programms konnten im Programmjahr 
2011 lediglich Städtebauförderungsmittel in Höhe 
von rund 5,3 Millionen Euro zur Verfügung gestellt 
werden. 

Die erhebliche Reduzierung der Bundesfinanzhil-
fen hat zur Folge, dass die Anmeldungen für das 
Programmjahr 2011 nur anteilig bedient werden 
können. Damit ist zumindest eine zeitliche Stre-
ckung der im Programm befindlichen Maßnahmen 
verbunden. 

Für den Fall, dass sich die finanziellen Rahmen-
bedingungen des Programms auf dem Niveau des 
Jahres 2011 verstetigen, werden sich über eine 
zeitliche Streckung der Maßnahmen hinausge-
hende negative Auswirkungen auf die geförderten 
Maßnahmen voraussichtlich nicht vermeiden las-
sen. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der 
Bund inzwischen eine zweite Förderrunde für das 
von der EU geförderte Bundesprogramm „Bildung, 
Wirtschaft, Arbeit im Quartier“ (BIWAQ) gestartet 
hat. Damit stehen von 2011 bis 2014  83 Millionen 
Euro für Projekte in den Städten und Gemeinden 
bereit, die zur Integration beitragen. Die entspre-
chende Ausschreibung des Bundes richtet sich an 
die Programmgebiete der „Sozialen Stadt“. 

Zu 3: Der Bundesrat hat bereits am 24. Septem-
ber 2010 mit Unterstützung des Landes Nieder-
sachsen einen Beschluss zur Zukunft der Städte-
bauförderung gefasst. Mit dieser Entschließung ist 
die Bundesregierung aufgefordert worden, die 
Städtebauförderung mindestens auf dem Niveau 
des Jahres 2010 fortzuführen. 

Ein entsprechender Beschluss war zuvor bereits 
von den Mitgliedern der Bauministerkonferenz im 
Rahmen der Sondersitzung vom 3. September 
2010 gefasst worden. An diesem Beschluss hat 
auch das Land Niedersachsen mitgewirkt. 

Im April 2011 hat sich die Niedersächsische Lan-
desregierung an die Bundesminister Dr. Ramsau-
er und Dr. Schäuble gewandt und sich für eine 
bedarfsgerechte Fortsetzung der Städtebauförde-
rung mindestens auf dem Niveau des Jahres 
2010 eingesetzt. 

 

Anlage 45 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 48 der Abg. 
Christa Reichwaldt (LINKE) 

Sozialer Hintergrund der Schülerinnen und 
Schüler nach Schulform 

In der Großen Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
„Schule muss man sich leisten können“ wurde 
auch die Armutsverteilung der Schülerinnen 
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und Schüler, gegliedert nach Schulformen, 
thematisiert. Die Antwort der Landesregierung 
(Drs. 16/1445) fiel eindeutig aus: Gymnasias-
tinnen und Gymnasiasten kommen statistisch 
gesehen aus reicheren Familien, Förderschü-
lerinnen und Förderschüler aus armen Famili-
en. Während der Anteil an Kindern, die von 
der Bezahlung der Lernmittel aus sozialen 
Gründen befreit waren, im Schuljahr 
2008/2009 an Grundschulen 14,4 % betrug, 
waren an Gymnasien nur 4,4 % befreit, an 
Hauptschulen 28,1 % und an Förderschulen 
sogar 43,8 %. Die Korrelation zwischen Gym-
nasium und reichen Eltern bzw. Förder-
/Hauptschulen und armen Eltern ist offensicht-
lich. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie hoch ist der Anteil an Schülerinnen und 
Schülern, die im Schuljahr 2009/2010 von der 
Entgeltzahlung für Lernmittel freigestellt waren 
(bitte aufgeschlüsselt nach Schulformen)? 

2. Wie hoch ist der Anteil an Schülerinnen und 
Schülern, die im Schuljahr 2010/2011 von der 
Entgeltzahlung für Lernmittel freigestellt waren 
(bitte aufgeschlüsselt nach Schulformen)? 

Im Mittelpunkt der Bildungspolitik der Landesre-
gierung steht weiter die qualitative, begabungsge-
rechte und individuelle Förderung aller Schülerin-
nen und Schüler. Kinder und Jugendliche aus 
Familien, die ihren Lebensunterhalt nicht oder 
nicht vollständig aus eigenen Kräften und Mitteln 
bestreiten können, erhalten deshalb staatliche 
Unterstützungen. Hierdurch wird gewährleistet, 
dass dem Gebot der Bildungsgerechtigkeit sowie 
dem Gebot der Chancengleichheit grundsätzlich 
Rechnung getragen wird und Schülerinnen und  
Schüler unabhängig von ihrer sozialen Herkunft 
oder ihrer Begabung entsprechend gefördert wer-
den. 

Die meisten Eltern von schulpflichtigen Kindern 
müssen durch das Angebot der entgeltlichen Aus-
leihe von Lernmitteln die Lernmittel nicht vollstän-
dig auf eigene Kosten anschaffen. Sie werden 
aufgrund dieses Angebotes bis zu zwei Dritteln 
von den Kosten für Lernmittel entlastet. 

Bei Familien mit drei oder mehr schulpflichtigen 
Kindern sollen für jedes Kind nur 80 % des von 
der jeweiligen Schule festgesetzten Entgelts für 
die Ausleihe erhoben werden. Darüber hinaus 
kann die Schule bei der Festsetzung des Entgelts 
die sozialen Verhältnisse berücksichtigen. 

Ein Großteil der schulpflichtigen Kinder aus Fami-
lien, die ihren Lebensunterhalt nicht oder nicht 
vollständig aus eigenen Kräften und Mitteln 
bestreiten können, ist vom Entgelt für die Lernmit-
telausleihe vollständig befreit. In diesem Jahr stellt 

das Land hierfür als freiwillige Leistung 
3,39 Millionen Euro zur Verfügung. Die Lernmit-
telausleihe stellt somit insgesamt ein sozial aus-
gewogenes Angebot für die Eltern in Niedersach-
sen dar. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: Der Anteil der Schülerinnen und Schüler, die 
im Schuljahr 2009/10 von der Entgeltzahlung für 
Lernmittel freigestellt waren, stellt sich wie folgt 
dar: 

Schulform Anteil der Freistellungen 
im Schuljahr 2009/2010 

GS 14,5 %
HS 28,3 %
RS 13,8 %
FöS 43,6 % 
Gymnasien 4,3 %
Gesamtschulen 11,3 %
BBS 12,0 %

Zu 2: Der Anteil der Schülerinnen und Schüler, die 
im Schuljahr 2010/11 von der Entgeltzahlung für 
Lernmittel freigestellt waren, stellt sich wie folgt 
dar: 

Schulform Anteil der Freistellungen 
im Schuljahr 2010/2011 

GS 15,1 %
HS 28,5 %
RS 14,1 %
FöS 43,7 %
Gymnasien 4,2 %
Gesamtschulen 11,7 %
BBS 11,8 %
 

Anlage 46 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres und Sport auf die 
Frage 49 der Abg. Kreszentia Flauger und Pia-
Beate Zimmermann (LINKE) 

Gutachten zur Verletzungsgefahr durch 
Wasserwerfer 

Der tageszeitung vom 22. November 2010 war 
zu entnehmen, dass die Deutsche Hochschule 
für Polizei ein Gutachten zur Verletzungsge-
fahr durch Wasserwerfer erarbeitet hat. Dieses 
soll offenbar auf Beschluss des Kuratoriums 
vom 15./16. März 1988 angeblich im Auftrag 
des Landes Niedersachsen geschehen sein. 

Wir fragen die Landesregierung: 
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1. Bestätigt die Landesregierung, dass ein sol-
ches Gutachten durch die Deutsche Hoch-
schule für Polizei erarbeitet worden ist, und, 
wenn ja, ist die Landesregierung bereit, dieses 
Gutachten den Fragestellerinnen zur Verfü-
gung zu stellen? 

2. Wenn nein, warum nicht? 

3. Wie bewertet die Landesregierung aus heu-
tiger Sicht mit Blick auf den Einsatz von Was-
serwerfern die Ergebnisse des Gutachtens? 

Wasserwerfer können als Hilfsmittel der körperli-
chen Gewalt im Sinne des § 69 Abs. 3 Nds. SOG 
beim Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
über die Anwendung des unmittelbaren Zwangs 
unter strikter Beachtung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit durch die Polizei eingesetzt 
werden. 

Der Einsatz von Wasserwerfern kann z. B. dann 
erfolgen, wenn der Einsatz der körperlichen Ge-
walt oder anderer Hilfsmittel der körperlichen Ge-
walt in milderer Form keinen oder keinen ausrei-
chenden Erfolg versprechen. Der Einsatz von 
Wasserwerfern ist anzudrohen, sodass Betroffene 
die Möglichkeit haben, sich zu entfernen. 

Die niedersächsischen Wasserwerfer ermöglichen 
technisch eine lageangepasste Regelung des 
abzugebenden Wasserdrucks und der Durch-
flussmenge. So können mithilfe von Wasserregen, 
Wassersperren oder eines dosierten Wasser-
strahls Straßen, Plätze und sonstige Geländeteile 
geräumt, Gebäude, Anlagen und polizeiliche Ab-
sperrungen gesichert, Brände bei polizeilichen 
Einsätzen bekämpft werden. Darüber hinaus kann 
durch Wasserwerfer auch die Trinkwasserversor-
gung bei Katastrophen gesichert werden. 

Spezielle Fortbildungen gewährleisten, dass die 
Wasserwerferbesatzungen die Rechtsgrundlagen, 
Einsatzgrundsätze, Einsatzmöglichkeiten und die 
verschiedenen Wirkungsweisen kennen. Die Qua-
lifikation der Beamten/-innen beinhaltet auch die 
Kenntnis über Festlegung, Einstellung bzw. Über-
wachung des Wasserdrucks und der Dosierung, 
sodass lageangepasst unter Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit fortwährend 
reagiert werden kann. Eine Zumischung von Reiz-
stoffen erfolgt in Niedersachen nicht. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Ja, siehe Anlage. 

Zu 2: Entfällt. 

Zu 3: Die Ergebnisse des Gutachtens aus den 
1980er-Jahren fließen noch immer in die Kon-
struktionen von Wasserwerfern ein, die vom Bun-
desinnenministerium für alle Länderpolizeien nach 
einheitlichem technischem Standard beschafft 
werden.  

Die Ergebnisse des Gutachtens sind auch in die 
einschlägigen Vorschriften aufgenommen worden. 
Sie dienen der einheitlichen Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und damit 
dem Ziel, Verletzungen möglichst zu vermeiden. 

Im Übrigen verweise ich auf die aktuelle Antwort 
der Bundesregierung, Drs. 17/3977 vom 29. No-
vember 2010, auf die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Ulla Jelpke, Jan Korte, Jens Petermann, 
Frank Tempel und der Fraktion DIE LINKE - 
Drs. 17/3729 - „Einsatz von Wasserwerfern“. 

 

Anlage 47 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 50 des Abg. Victor Perli (LINKE) 

Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur 
Herzog-August-Bibliothek Wolfenbüttel 

Die Herzog-August-Bibliothek in Wolfenbüttel 
ist eine der herausragenden kulturellen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen des Landes 
Niedersachsen. Der Wissenschaftsrat hat in 
einer Stellungnahme vom 27. Mai 2011 emp-
fohlen, die Zusammenführung der Herzog-
August-Bibliothek Wolfenbüttel mit der Klassik 
Stiftung Weimar und dem Deutschen Litera-
turarchiv in einem Verbund zu prüfen. Die 
Prüfempfehlung richtet sich an die Zuwen-
dungsgeber und damit auch an das Land Nie-
dersachsen. 

In der Pressemitteilung des Wissenschaftsra-
tes vom 27. Mai heißt es weiter: „Diese drei 
Einrichtungen sind zentrale Orte für die Be-
wahrung, Pflege, Erschließung und Erfor-
schung der deutschen literarischen und intel-
lektuellen Tradition seit dem ausgehenden Mit-
telalter. Der Verbund soll die Zusammenarbeit 
der drei Forschungsarchive und -bibliotheken 
festigen, ihre Stellung als bedeutende For-
schungs- und Forschungsinfrastruktureinrich-
tungen für die internationalen Geisteswissen-
schaften unterstreichen und ihre internationale 
Sichtbarkeit weiter verbessern. Die Einrichtun-
gen des Verbundes sollen ihre rechtliche Ei-
genständigkeit behalten. Ihre Finanzierungs-
strukturen und institutionellen Verfassungen 
sollen allerdings so gestaltet werden, dass ei-
ne verlässliche und angemessene Finanzaus-
stattung und eine funktionsfähige Organisation 
jeweils sichergestellt sind. Der Wissenschafts-
rat regt weiterhin an zu prüfen, ob die bundes-
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seitige Zuständigkeit für die drei Einrichtungen 
auf das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung übertragen werden sollte.“ 

In der Fachwelt und in den Feuilletons großer 
Tageszeitungen wurde die Stellungnahme als 
Grundsatzkritik an den bisherigen Trägern ge-
wertet. So heißt es beispielsweise im Tages-
spiegel vom 30. Mai: „Die Aufgabe ist zu groß, 
um sie weiterhin der Kleingeisterei von Trä-
gervereinen oder Länderministerien zu über-
lassen.“ Auch der Vorsitzende des Wissen-
schaftsrates, Wolfgang Marquardt, hat sich be-
reits festgelegt: „Ein Verbund würde national 
und international hohe Sichtbarkeit erzeugen 
und die Wissenschaftslandschaft enorm bele-
ben.“ 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie bewertet sie die Prüfempfehlung des 
Wissenschaftsrates, die genannten Einrich-
tungen stärker zu vernetzen und in einem Ver-
bund zusammenzuführen, und welche 
Schlussfolgerungen ergeben sich daraus mit 
Blick auf die Herzog-August-Bibliothek? 

2. Wie bewertet sie die Anregung, eine stärke-
re Beteiligung des Bundes oder gar die Über-
tragung der Zuständigkeit für die Herzog-
August-Bibliothek auf das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung zu prüfen, und 
worauf führt sie diese Anregung zurück? 

3. Sieht sie Weiterentwicklungsbedarf bei den 
Forschungsarchiven und -bibliotheken im All-
gemeinen und bei der Herzog-August-Biblio-
thek im Besonderen? Wenn ja, in welchen Be-
reichen und mithilfe welcher Maßnahmen? 

Die Landesregierung begrüßt, dass der Wissen-
schaftsrat in seinen Empfehlungen zur Klassik 
Stiftung Weimar und zum Deutschen Literaturar-
chiv Marbach vom 27. Mai dieses Jahres die Rolle 
dieser beiden aufgrund entsprechender Bitten des 
Freistaats Thüringen und des Landes Baden-
Württemberg begutachteten Einrichtungen und in 
dem Zusammenhang auch der Herzog-August-Bi-
bliothek in Wolfenbüttel so positiv benannt hat. 
Die Benennung der Herzog-August-Bibliothek als 
einer „bedeutenden Forschungs- und Forschungs-
infrastruktureinrichtung für die internationalen 
Geisteswissenschaften“, obwohl die Bibliothek 
nicht vom Wissenschaftsrat begutachtet wurde, ist 
ein erfreulicher Beleg für die sehr gute For-
schungsarbeit und das sehr gute Serviceangebot 
der Einrichtung. Die vom Wissenschaftsrat ge-
nannte weitere Verbesserung der internationalen 
Sichtbarkeit aller drei Einrichtungen sieht auch 
das Land als eine wichtige Aufgabe an. Unter 
anderem deshalb hat das Land mit der Bibliothek 
deren Weiterentwicklung im Rahmen von abge-
stimmten Zielvereinbarungen vorangetrieben und 
unterstützt die Einrichtung durch die Bewilligung 

zahlreicher, kooperativer Forschungs- und Er-
schließungsprojekte seit 2008 mit einem Gesamt-
volumen von fast 3 Millionen Euro. 

Dieses vorausgeschickt, werden die Fragen na-
mens der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Bereits seit vier Jahren geben die drei Ein-
richtungen die Zeitschrift für Ideengeschichte ge-
meinsam heraus und haben gemeinsame, von der 
Gerda-Henkel-Stiftung geförderte Forschungssti-
pendien entwickelt. Die Empfehlung des Wissen-
schaftsrates, diese Kooperation auszubauen und 
vor allem den Forschungsverbund stärker zu insti-
tutionalisieren, baut damit auf einer bewährten 
Zusammenarbeit auf. Die Empfehlung des Wis-
senschaftsrates ist derzeit Gegenstand von Ge-
sprächen zwischen der Herzog-August-Bibliothek 
Wolfenbüttel, der Klassik Stiftung Weimar, dem 
Deutschen Literaturarchiv Marbach sowie den 
beteiligten Ländern und dem Bund. 

Zu 2: Bereits jetzt ist die Förderung von For-
schungsprojekten und Forschungskooperationen 
der drei Einrichtungen durch das BMBF möglich. 
Die erbetene Bewertung ist zum jetzigen Zeit-
punkt und ohne Stellungnahmen der Einrichtun-
gen, des Bundes sowie der weiteren Sitzländer 
noch nicht möglich. Eine Stellungnahme zur Emp-
fehlung, die beiden Einrichtungen in Weimar und 
Marbach auf Bundesebene dem BMBF zuzuord-
nen, ist nicht Angelegenheit des Landes Nieder-
sachsen, sondern eine Entscheidung der Bundes-
regierung. 

Zu 3: Der Wissenschaftsrat, aber auch die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft haben in diesem 
Jahr eine Reihe von Empfehlungen zur For-
schungsinfrastruktur und zur Informationsinfra-
struktur einschließlich Digitalisierung und der da-
mit verbundenen Fragestellungen und Herausfor-
derungen der „hybriden Bibliothek“ erarbeitet. 
Zahlreiche bewilligte Drittmittelprojekte und nicht 
zuletzt die vorliegende Stellungnahme zeigen, 
dass die Herzog-August-Bibliothek hierbei seit 
vielen Jahren auf dem richtigen Wege ist. 

Bei der Entwicklung zur Digitalen Bibliothek bzw. 
elektronischer Bibliotheksangebote setzt das Land 
auf kooperative Modelle der Vernetzung zwischen 
Hochschulen und Forschungsbibliotheken. Nie-
dersachsen gehört in diesem Feld mit den Aktivi-
täten der Staats- und Universitätsbibliothek Göt-
tingen und der Herzog-August-Bibliothek zu den 
führenden Ländern in Deutschland. Aus diesem 
Grund hat die Landesregierung die Kooperation 
der Herzog-August-Bibliothek mit mehreren nie-
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dersächsischen Hochschulen im Rahmen von 
Forschungsprojekten finanziell unterstützt. Außer-
dem arbeitet die Einrichtung in Rahmen der Kul-
turgutdigialisierung mit anderen Einrichtungen des 
Landes zusammen und tauscht sich über aktuelle 
Fragestellungen wissenschaftlicher Bibliotheken 
im Beirat der wissenschaftlichen Bibliotheken des 
Landes regelmäßig aus. 

 

Anlage 48 

Antwort 

des Justizministeriums auf die Frage 51 der Abg. 
Ursula Weisser-Roelle und Kreszentia Flauger 
(LINKE) 

Straf- und Bußgeldverfahren gegen Carsten 
Maschmeyer - AWD 

In Ergänzung auf die Antwort der Landesregie-
rung auf die Große Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE (Drs. 16/3324) fragen wir die Landes-
regierung: 

Welche Straf- und Bußgeldverfahren sind ge-
gen Carsten Maschmeyer, die Firma AWD und 
die AWD-Holding in Niedersachsen bei Ge-
richten mit welchem Ergebnis abgeschlossen 
worden, und welche Verfahren sind gegebe-
nenfalls anhängig? 

In der Großen Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
„Verbindungen und Einflüsse Carsten Maschmey-
ers und seines Firmengeflechts auf Politiker und 
Politik des Landes Niedersachsen“ 
(Drs. 16/3324), deren Ergänzung die o. g. Mündli-
che Anfrage dient, war nach Straf- und Bußgeld-
verfahren gegen die Firma AWD und die Firma 
AWD-Holding oder Geschäftsführer dieser Fir-
men, die in Niedersachsen bei Gericht anhängig 
sind oder waren, gefragt worden. In der Antwort 
der Landesregierung (Drs. 16/3706) wurde inhalt-
lich dazu ausgeführt, dass vollständige Auskünfte 
anhand der vorhandenen Statistiken nicht erteilt 
werden können, da Beschuldigte bzw. Betroffene 
regelmäßig namentlich unter Familien- und Vor-
namen und nur ausnahmsweise unter dem Na-
men der von ihnen vertretenen Firmen erfasst 
werden. 

Die o. g. Mündliche Anfrage fragt nun konkret 
nach Straf- und Bußgeldverfahren gegen Carsten 
Maschmeyer, die Firma AWD und die AWD-
Holding, weshalb in den vorhandenen Statistiken 
nach diesen Namen gefiltert werden konnte. Es ist 
in diesem Zusammenhang indessen abermals 
darauf hinzuweisen, dass die sich daraus erge-
benden Erkenntnisse deshalb nicht belastbar 

sind, da Verfahren gegen Unternehmensverant-
wortliche des AWD und der AWD-Holding, sofern 
es solche gibt, unter den jeweiligen Familienna-
men erfasst wären. 

Dies vorangeschickt, beantworte ich die Fragen 
im Namen der Landesregierung wie folgt: 

Sämtliche niedersächsischen Gerichte haben mit-
geteilt, dass in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbe-
reich keine Straf- und Bußgeldverfahren gegen 
Carsten Maschmeyer, die Firma AWD und die 
AWD-Holding anhängig waren oder noch anhän-
gig sind. 

Die niedersächsischen Staatsanwaltschaften ha-
ben mit Ausnahme der Staatsanwaltschaften in 
Hannover und Hildesheim ebenfalls Fehlanzeige 
erstattet. Die Staatsanwaltschaft Hildesheim führ-
te im Jahre 2009 zwei Verfahren gegen Carsten 
Maschmeyer wegen Vorwürfen im Zusammen-
hang mit der entgeltlichen Vermittlung akademi-
scher Titel und Abschlüsse der Universität Hildes-
heim. Die genannten Verfahren wurden in der 
Folge von der Staatsanwaltschaft Hannover über-
nommen und sodann wegen fehlenden Tatver-
dachts am 20. September 2009 gemäß § 170 
Abs. 2 der Strafprozessordnung eingestellt. 

Ein weiteres vormals bei der Staatsanwaltschaft 
Hannover anhängiges Verfahren, das gegen 
Carsten Maschmeyer wegen Vorwürfen des straf-
rechtlich relevanten Verhaltens im Zusammen-
hang mit einem vor dem Landgericht Regensburg 
geführten Zivilrechtsstreit eingeleitet worden war, 
wurde im Mai 2011 an die Staatsanwaltschaft 
Regensburg abgegeben und von dort übernom-
men. Über den dortigen Verfahrensausgang lie-
gen keinerlei Erkenntnisse vor. 

 

Anlage 49 

Antwort 

des Finanzministeriums auf die Frage 52 des Abg. 
Reinhold Hilbers (CDU) 

Einführung einer EU-Steuer 

Die EU-Kommission kritisiert das derzeitige 
System der Finanzierung der Europäischen 
Union als kompliziert und undurchsichtig. Dies 
liegt vor allem an den vielen Ausnahmen und 
Sonderbestimmungen bei der Erhebung der 
Mitgliedsbeiträge. Derzeit finanziert sich der 
Haushalt der EU zu etwa 20 % aus traditionel-
len Eigenmitteln (Agrarabgaben, Zölle) sowie 
zu etwa 80 % aus Zahlungen der Mitgliedstaa-
ten, die sich am jeweiligen Bruttonationalein-
kommen (BIP) orientieren.  

14470 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  111. Plenarsitzung am 1. Juli 2011 

 

In der EU wird über eine eigene Einkommens-
quelle nachgedacht, eine Steuer, die zu gesi-
cherten, eigenen Einnahmen für die EU führen 
soll. Erhoben werden könnte diese nach bishe-
rigen Verlautbarungen aus Brüssel über die 
Einführung einer Finanztransaktionssteuer, ei-
ner CO2-Steuer oder auch einer Luftfahrtge-
bühr. Damit ist auch die Ausgestaltung des Fi-
nanzierungsinstrumentes als Abgabe, Gebühr 
oder Steuer offen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie beurteilt die Landesregierung die Über-
legungen der EU-Kommission zur Einführung 
einer eigenen Europasteuer? 

2. Welche Auswirkungen kämen auf Nieder-
sachsen mit der Einführung einer zusätzlichen 
Steuer zu? 

3. Welche Vorschläge zur Reform des EU-Fi-
nanzsystems sind für Niedersachsen von be-
sonderer Bedeutung? 

Bundesregierung und Bundesrat lehnen die Über-
tragung von steuerrechtlichen Kompetenzen auf 
die Europäische Union ab. Die Ministerpräsiden-
tenkonferenz hat bereits im März 2008 deutlich 
gemacht, dass „das Recht der Besteuerung als 
zentraler Bereich nationaler Souveränität aus-
schließlich die Mitgliedstaaten haben. Die Länder 
lehnen daher EU-Steuern oder steuerbasierte 
Einnahmen der EU ab“. Die Europäische Union ist 
ein zwischenstaatlicher Staatenverbund sui gene-
ris, kein eigenes Staatsgebilde. Das Besteue-
rungsrecht steht insofern ausschließlich den Mit-
gliedstaaten zu. 

Die Landesregierung ist der Auffassung, dass das 
Ziel einer angemessenen Finanzausstattung der 
Europäischen Union auch ohne eine generelle 
Zuweisung von eigenen Besteuerungs- oder Ab-
gabenrechten erreicht werden kann. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
des Abgeordneten Hilbers im Namen der Landes-
regierung wie folgt: 

Zu 1: Die Landesregierung lehnt die Einführung 
eigener EU-Steuern, wie oben ausgeführt, aus 
staatsrechtlichen, integrationspolitischen und fis-
kalpolitischen Überlegungen ab.  

Zu 2: Bei der Einführung von EU-Steuern besteht 
folgende Gefahr: Wenn die Steuer an Besteue-
rungstatbestände anknüpft, die auch auf nationa-
ler Bundes-, Länder- oder kommunaler Ebene 
besteuert werden, wird zumindest das Aufkom-
men auf nationaler Ebene geschmälert. Denn ein 
„Aufsatteln“ der EU-Steuer auf die nationalen 
Steuern wird es im Interesse des Schutzes der 
Steuerbürger nicht geben können. Was wir also 

potenziell an Zuweisungen aus der EU, die mit 
eigenen EU-Steuern finanziert werden, gewinnen 
würden, müsste als Minderung des nationalen 
Steueraufkommens „gegenfinanziert“ werden.  

Sofern aber eine neue, bisher auf nationaler Ebe-
ne noch nicht erhobene EU-Steuer eingeführt 
wird - die Kommission befürwortet z. B. eine Steu-
er auf Finanztransaktionen -, wäre die Einführung 
eines solchen Besteuerungstatbestandes für die 
Mitgliedstaaten blockiert. Damit würde die Befug-
nis der Mitgliedstaaten zur Ausgestaltung eines 
integrierten und kohärenten Besteuerungssys-
tems, das der jeweiligen sozioökonomischen Ent-
wicklung der Mitgliedstaaten folgt, ausgehebelt. 
Zudem würden wir mit dem Verzicht auf neue 
Besteuerungstatbestände ein gegebenenfalls 
dynamisch verlaufendes Aufkommenspotenzial 
aus der Hand geben. Auch das wäre eher ein 
Nullsummenspiel. 

Zu 3: Die konkreten Vorschläge der EU-Kommis-
sion zur zukünftigen Finanzierung der Europäi-
schen Union werden in den nächsten Wochen 
erwartet. Die Landesregierung wird sie detailliert 
auswerten und sich im Rahmen der Bundesrats-
beteiligung unter vorheriger Einbindung des Land-
tags positionieren.  

 

Anlage 50 

Antwort 

des Finanzministeriums auf die Frage 53 der Abg. 
Karl-Heinz Rolfes, Reinhold Hilbers, Helmut Dam-
mann-Tamke, Christoph Dreyer, Wilhelm Heide-
mann, Gabriela Kohlenberg, Heiner Schönecke 
und Dr. Stephan Siemer (CDU) 

Bedeutung der Steuer-CD für die Einnah-
men des Landes 

Laut einem Bericht der Neuen Osnabrücker 
Zeitung vom 16. Juni 2011 („Viel Geld dank 
Steuer-CD“) hat sich der im Jahr 2010 zum 
Teil sehr stark kritisierte Ankauf von CD-ROMs 
mit Daten potenzieller Steuersünder für Nie-
dersachsen auch in finanzieller Hinsicht ge-
lohnt. 

Gerade die breite Berichterstattung in den Me-
dien und die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur rechtmäßigen Nutzung der 
Daten haben offensichtlich zusätzlich zu einer 
hohen Zahl an Selbstanzeigen geführt.  

Zusätzlich erhöht das neue Schwarzgeldbe-
kämpfungsgesetz, welches seit dem 3. Mai 
2011 in Kraft ist, den Druck auf Steuerhinter-
zieher. Damit sind nämlich die Teilselbstanzei-
ge ausgeschlossen, der letztmögliche Zeit-
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punkt für eine strafbefreiende Selbstanzeige 
vorverlegt, und bei hinterzogenen Steuern von 
mehr als 50 000 Euro wird ein Strafzuschlag 
von 5 % fällig. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie beurteilt die Landesregierung die bishe-
rigen Ergebnisse, speziell die finanziellen Aus-
wirkungen für Niedersachsen aus der Auswer-
tung der vorhandenen Daten? 

2. Wann ist mit der vollständigen Bearbeitung 
der vorliegenden Datensätze und den damit in 
Zusammenhang stehenden Selbstanzeigen zu 
rechnen? 

3. Wie beurteilt die Landesregierung die im 
neuen Schwarzgeldbekämpfungsgesetz ent-
haltenen Verschärfungen? 

Ich beantworte die Fragen namens der Landesre-
gierung wie folgt: 

Zu 1: Der durch Niedersachsen in Kooperation mit 
dem Bund im Juni 2010 getätigte Ankauf von 
Steuerdaten mit Angaben über Kapitalanleger in 
der Schweiz hat sich nicht nur unter dem Aspekt 
der Steuergerechtigkeit, sondern auch finanziell 
gelohnt. Durch die bisher (Stand der Statistik für 
das erste Quartal 2011) abgeschlossenen Fälle 
konnten in Niedersachsen Mehrsteuern in Höhe 
von rund 195 000 Euro festgestellt werden. Hinzu 
kommen festgesetzte Hinterziehungszinsen in 
Höhe von rund 28 000 Euro und Geldauflagen 
nach § 153 a StPO in Höhe von 3 000 Euro, die 
der Staatskasse zugutekommen. Die bisher resul-
tierenden Staatseinnahmen belaufen somit auf 
rund 226 000 Euro. Zudem haben sich neben 
dem Bund auch alle Länder an den vorab von 
Niedersachsen für den Ankauf verauslagten Kos-
ten beteiligt (Aufteilungsmaßstab Königsteiner 
Schlüssel), sodass für Niedersachsen letztlich nur 
Kosten in Höhe von rund 8 700 Euro entstanden 
sind. Von den Niedersachsen betreffenden Vor-
gängen sind derzeit (nach der letzten Quartalssta-
tistik) rund 85 % abgeschlossen. 

Die bedeutsamste (finanzielle) Auswirkung der 
Datenankäufe ergibt sich im Hinblick auf die damit 
in Zusammenhang eingegangenen Selbstanzei-
gen. Mit den Ankäufen von Steuerdaten gingen 
seit Februar 2010 in Niedersachsen mehrals 
1 080 Selbstanzeigen mit Bezug zu Kapitalanla-
gen in der Schweiz ein. Hieraus entstanden statis-
tisch - z. B. aufgrund von Ehegattenfällen - 1 541 
Selbstanzeigevorgänge, von denen bisher 933 
Fälle abgeschlossen sind. Dies entspricht einer 
Erledigungsquote von rund 61 %. Die Mehrsteu-
ern aus diesen Selbstanzeigenvorgängen belau-
fen sich auf rund 59 Millionen Euro, von denen 

bislang rund 28 Millionen Euro bestandskräftig 
geworden sind. In diesem Zusammenhang wur-
den Hinterziehungszinsen in Höhe von rund 
16 Millionen Euro festgesetzt. 

Neben den rein fiskalischen Erwägungen sind in 
besonderem Maße auch die generalpräventive 
Signalwirkung und die Aussage im Hinblick auf 
eine konsequente Bekämpfung der Steuerhinter-
ziehung zu berücksichtigen. Die Niedersächsische 
Landesregierung hat Wort gehalten, dass sie die 
Bekämpfung des Steuerbetrugs sehr ernst nimmt 
und weiterhin nehmen wird. 

Zu 2: Vor dem Hintergrund einer Erledigungsquo-
te von 85 % der Niedersachsen betreffenden Vor-
gänge/Datensätze geht die Niedersächsische 
Landesregierung davon aus, dass in naher Zu-
kunft mit der vollständigen Bearbeitung zu rech-
nen ist. Auch die damit in Zusammenhang ste-
henden Selbstanzeigen, bei denen weiterhin Zu-
gänge zu verzeichnen sind, werden fortlaufend 
zügig bearbeitet. 

Das von Niedersachsen aufbereitete Datenmate-
rial, das Steuerpflichtige in anderen Ländern be-
trifft, wurde bereits im Herbst 2010 über das Bun-
deszentralamt für Steuern an die betreffenden 
Länder übersandt. Der Stand der Bearbeitung 
hierzu ist der Niedersächsischen Landesregierung 
nicht bekannt. 

Zu 3: Die Niedersächsische Landesregierung 
begrüßt das im Mai 2011 verabschiedete 
Schwarzgeldbekämpfungsgesetz mit den darin 
enthaltenen Verschärfungen. Die neuen Regelun-
gen sind erforderlich, um zum einen den Wirt-
schaftsstandort Deutschland wirksamer vor Geld-
wäsche und Terrorismusfinanzierung zu schützen 
und um zum anderen einen Missbrauch des be-
währten Instituts der strafbefreienden Selbstan-
zeige als Instrument einer Steuerhinterziehungs-
strategie auszuschließen, damit planvolles Vorge-
hen von Steuerhinterziehern nicht mit Strafbefrei-
ung belohnt wird. Daher hat die Niedersächsische 
Landesregierung im Rahmen der Bundesratsbe-
teiligung dieses Gesetz gebilligt. 
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Anlage 51 

Antwort 

des Finanzministeriums auf die Frage 54 des Abg. 
Reinhold Hilbers (CDU) 

Nutzung der elektronischen Steuererklä-
rung 

Mittels der Software ELSTER ist es den Steu-
erpflichtigen möglich, die Steuererklärung in 
elektronischer Form abzugeben. Auch für die 
Finanzbehörden hat diese Form Vorteile. Das 
Programm selbst wird kostenlos als CD und 
als Download zur Verfügung gestellt, und die 
Finanzbehörden werben in Informationsveran-
staltungen für die „moderne“ Form der Steuer-
erklärung und klären über den Umgang mit 
den sensiblen, persönlichen Daten auf.  

Seit Jahresanfang ist auch die Lohnsteuerkar-
te Geschichte und durch die elektronische An-
gabe der Lohnsteuerabzugsmerkmale 
(ELStAM) ersetzt. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie hat sich die Nutzung der papierlosen 
Steuererklärung seit 2008 entwickelt, und zei-
gen sich dabei regionale Nutzungsschwer-
punkte? 

2. Wie kann die Nutzung des elektronischen 
Verfahrens weiter ausgedehnt werden? 

3. Welche Auswirkungen hat die vermehrte 
Nutzung von ELSTER auf die Personalbe-
darfsberechnung der Finanzämter? 

Die Fragen des Abgeordneten Reinhold Hilbers 
beantworte ich im Namen der Landesregierung 
wie folgt: 

Zu 1: Die Zahl der mit dem Verfahren ELSTER 
übermittelten Einkommensteuererklärungen hat 
sich in Niedersachsen in den vergangenen Jahren 
jährlich gesteigert. Das Verfahren ELSTER wurde 
Anfang 2000 in Niedersachsen eingeführt. Seit 
der Einführung haben sich die Fallzahlen jedes 
Jahr verdoppelt. Auch in diesem Jahr ist wieder 
mit einer deutlichen Steigerung zu rechnen. Der 
Anteil der in 2011 elektronisch übermittelten Ein-
kommensteuererklärungen wird höchstwahr-
scheinlich den Anteil am Gesamterklärungsein-
gang von 30 % überschreiten (2010 = 27,84 %). 
Das sind in absoluten Zahlen immerhin ca. 
700 000 Einkommensteuererklärungen. Regionale 
Nutzungsschwerpunkte sind hierbei nicht zu er-
kennen. 

Auch bei den elektronischen Unternehmensteuer-
erklärungen, wie z. B. bei der Umsatzsteuer, ist 
ein stetiger Anstieg der Fallzahlen zu verzeich-
nen. In Niedersachsen liegt der Anteil der elektro-
nisch übermittelten Steueranmeldungen bei rund 

90 %. Die gestellten Ziele sind hier bereits er-
reicht. 

Zu 2: Das Verfahren ELSTER entwickelt sich fort-
laufend weiter. Seit August 2010 wird in Nieder-
sachsen die ELSTER-Steuerkontenabfrage ange-
boten. Damit können Steuerbürgerinnen und 
-bürger sowie Steuerberater Einsicht in ihr Steu-
erkonto bzw. in die Steuerkonten ihrer Mandanten 
nehmen.  

Auch durch die geplante vorausgefüllte Steuerer-
klärung wird das Verfahren ELSTER attraktiver, 
da das Abrufen der Daten für die vorausgefüllte 
Steuererklärung über ELSTER erfolgt. Hinzu 
kommt die geplante Integration des neuen Perso-
nalausweises, wodurch der Registrierungsprozess 
im  
ELSTER-Onlineportal komplett papierlos erfolgen 
kann. 

Zu 3: Auswirkungen der elektronischen Abgabe 
der Steueranmeldungen und Steuererklärungen 
auf die Personalbedarfsberechnung ergeben sich 
in den unterschiedlichen Bereichen der Steuer-
verwaltung. Dies gilt für die Registrierung des 
Eingangs der Steuererklärungen, die Datenerfas-
sung und für die Veranlagung selbst. Eine Anpas-
sung der Personalbedarfsberechnung wird unter 
Berücksichtigung der aktuellen Daten nunmehr 
zeitnah erfolgen. Es zeichnet sich ab, dass bei 
einem langfristig angestrebten Anteil der elektro-
nisch abgegebenen Einkommensteuer- und Kör-
perschaftsteuererklärungen von 50 % eine deut-
lich im dreistelligen Bereich eintretende Entlas-
tung der Verwaltung erreicht werden wird. Die 
elektronische Datenzulieferung verhindert zudem, 
dass es zu Eingabefehlern kommt, und führt damit 
zu einer zusätzlichen Entlastung, weil keine nach-
trägliche Fehlerbearbeitung erforderlich ist. 

 

Anlage 52 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration auf die Frage 55 des 
Abg. Dr. Max Matthiesen (CDU) 

Benachteiligt die Landesregierung die Re-
gion Hannover bei Bildung und Teilhabe? 

Nach einem Bericht der Hannoverschen All-
gemeinen Zeitung vom 20. Juni 2011 hat sich 
der Regionsdezernent Erwin Jordan darüber 
beklagt, dass die Region Hannover vom Nie-
dersächsischen Landtag zu wenig unterstützt 
werde. Konkret hat er danach behauptet, das 
Land habe den Zuschuss des Bundes für Bil-
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dung und Teilhabe um 6 Millionen Euro ge-
kürzt. In dem Bericht ist weiter davon die Re-
de, dass dies ein Beispiel dafür sei, wie die 
Landesregierung die Region Hannover 
benachteilige. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Trifft es zu, dass das Land den Zuschuss 
des Bundes für Bildung und Teilhabe für die 
Region Hannover um 6 Millionen Euro gekürzt 
hat? 

2. Welche Gesichtspunkte sprechen für den im 
Mai-Plenum beschlossenen Verteilungsmaß-
stab und gegen den von der Region geforder-
ten? 

3. Werden die Region Hannover durch den 
beschlossenen Verteilungsmaßstab benachtei-
ligt und die Finanzierung der Leistungen ge-
fährdet? 

Nach § 28 des Sozialgesetzbuchs Zweites Buch 
(SGB II) vom 24. März 2011 (BGBl. I, S. 453) 
haben Kinder aus bedürftigen Familien rückwir-
kend seit dem 1. Januar 2011 einen erweiterten 
Rechtsanspruch auf Leistungen für Bildung und 
Teilhabe. Leistungsberechtigte Kinder aus Hartz-
IV-Familien bzw. mit Leistungsanspruch nach 
§ 6 b des Bundeskindergeldgesetzes (BKKG) 
können damit eine Vielzahl an Leistungen für 
Schulausflüge und Klassenfahrten, Pauschalzah-
lungen für Schulbedarf, Schülerbeförderungskos-
ten, Unterstützung bei außerschulischer Lernför-
derung und dergleichen mehr in Anspruch neh-
men. 

Nach den Vereinbarungen im Vermittlungsverfah-
ren hat der Bund zum Ausgleich dieser Kosten 
seine Beteiligung an den Kosten der Unterkunft 
erhöht. Aus verfassungsrechtlichen Gründen wer-
den die Mittel gemäß § 46 Abs. 5 und 6 SGB II 
nach dem sogenannten KdU-Verteilungsschlüssel 
(Leistungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 
Abs. 1 SGB II) als Aufschlag von 5,4 Prozent-
punkten und mit einem weiteren bis 2013 befriste-
ten Aufschlag von 4,0 Prozentpunkten für das 
sogenannte 400-Millionen-Euro-Paket („Schulso-
zialarbeit“, Mittagessen für Schüler in Tagesein-
richtungen nach § 22 SGB VIII) an die Länder 
verteilt. 

In Niedersachsen regelt § 4 Abs. 2 des Ausfüh-
rungsgesetzes zum SGB II (Nds. AG SGB II), 
dass zum Ausgleich der Kosten, die durch die 
Erfüllung der Aufgaben nach § 6 b BKKG und 
nach § 28 SGB II entstehen, die Landkreise, 
kreisfreien Städte und die Region Hannover einen 
Ausgleich aus den Bundesmitteln nach § 46 
Abs. 5 und 6 SGB II erhalten. Dieser beläuft sich 

im Jahr 2011 für alle Kommunen insgesamt auf 
9,4 % der Summe der Leistungen für Unterkunft 
und Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II und wird 
monatlich auf die Kommunen verteilt. Die Auftei-
lung auf die Kommunen erfolgt nach dem in der 
Anlage 1 zu § 4 Abs. 2 Nds. AG SGB II genann-
ten Schlüssel. Der Anteil der Region Hannover 
beträgt 16,335 %. Grundlage für die Errechnung 
des Verteilungsschlüssels ist die Gesamtzahl der 
leistungsberechtigten Kinder nach dem SGB II 
und der Kinder in Haushalten, die Wohngeld be-
ziehen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Das Land zahlt den Bundeszuschuss voll-
ständig an die Kommunen aus. Eine Kürzung von 
Mitteln durch das Land hat nicht stattgefunden.  

Zu 2: Das Land hat für die Weitergabe der Bun-
desmittel an die Kommunen nicht den sogenann-
ten KdU-Verteilungsschlüssel übernommen, weil 
dieser nicht den zu erwartenden Belastungen 
entspricht. Gegen die Verteilung der Mittel nach 
Maßgabe der Ausgaben für Unterkunft und Hei-
zung im SGB II spricht vor allem der Umstand, 
dass die Belastungen durch Leistungen für Bil-
dung und Teilhabe nach § 6 b BKGG hierbei nicht 
berücksichtigt werden, obwohl sie, gemessen an 
der Zahl der Leistungsberechtigten, voraussicht-
lich ca. zwei Fünftel der Gesamtausgaben aus-
machen werden. Weiter fallen die Ausgaben für 
Unterkunft und Heizung zu einem erheblichen Teil 
auch in Haushalten ohne Kinder an und liefern 
daher keinen sachgerechten Maßstab für den 
Kostenersatz für das Bildungs- und Teilhabepa-
ket. Eine Verteilung nach diesem Maßstab hätte 
daher eine unbillige Benachteiligung der Kommu-
nen zur Folge, die Leistungen für eine unter-
durchschnittliche Anzahl leistungsberechtigter 
Kinder nach SGB II, aber überdurchschnittlich 
viele Berechtigte nach § 6 b BKGG erbringen 
müssen. 

Aus diesem Grund wurde ein Verteilungsschlüssel 
entwickelt, der sich an der Belastung der Kommu-
nen durch Leistungen für Bildung und Teilhabe 
sowohl für die Leistungsberechtigten nach dem 
SGB II als auch nach § 6 b BKGG orientiert. Als 
Grundlage für den Verteilungsschlüssel ist die 
Zahl der leistungsberechtigten Kinder in den 
Kommunen gewählt worden, um eine möglichst 
lastengerechte Verteilung zu gewährleisten. Der 
Vorteil dieses Maßstabs liegt darin, dass auf diese 
Weise die Leistungen für alle Kinder berücksich-
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tigt werden können. Jedes Kind zählt hierbei 
gleich. 

Die Entscheidung für diesen Maßstab für die Leis-
tungen für Bildung und Teilhabe wurde ausführlich 
mit der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände Niedersachsens erörtert und von 
ihr als sachgerecht bezeichnet. 

Zu 3: Die Region Hannover erhält - wie alle ande-
ren Kommunen in Niedersachsen - Mittel für Bil-
dung und Teilhabe nach dem Berechnungsverfah-
ren, das auf der Zahl der berechtigten Kinder ba-
siert. Danach wird es für 2011 zu einer Auszah-
lung von rund 18 bis 19 Millionen Euro kommen. 
Eine Benachteiligung der Region Hannover kann 
hierin nicht gesehen werden. 

Die Landesregierung geht davon aus, dass die 
zur Verfügung gestellten Mittel ausreichend sind, 
um die Leistungen im Jahr 2011 zu finanzieren. 
Für die Zukunft stellt der Anpassungsmechanis-
mus des § 46 Abs. 7 SGB II eine Anpassung der 
Zuschüsse an die tatsächlichen Ausgaben sicher. 
Eine entsprechende Änderung der Verteilungsre-
gelung im Nds. AG SGB II, die dem Rechnung 
trägt, ist bereits in Aussicht genommen. 

 

Anlage 53 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration auf die Frage 56 der 
Abg. Heidemarie Mundlos (CDU) 

Unterstützung für Familien mit Mehrlingen 

Die Geburt von Mehrlingen stellt für die betrof-
fenen Familien eine große Herausforderung 
dar. Bei der Betreuung und Versorgung der 
Säuglinge und Kleinkinder sind diese oftmals 
auf eine personelle und finanzielle Unterstüt-
zung angewiesen. Daher gewährt das Land 
Niedersachsen Familien von Drillingen und 
anderen Mehrlingsgeburten eine einmalige 
Förderung zur Geburt und Einschulung der 
Kinder. In Verbindung mit dieser Unterstützung 
übernimmt die niedersächsische Sozialminis-
terin die Ehrenpatenschaft für die Mehrlinge. 

Die Förderung beträgt für jedes Kind insge-
samt 500 Euro und wird je zur Hälfte bei der 
Geburt und bei der Einschulung der Kinder 
ausgezahlt. Antragsberechtigt sind die leibli-
chen Eltern, alleinerziehende leibliche Eltern-
teile von Mehrlingen sowie andere Personen, 
denen das Personensorgerecht für die Mehr-
linge übertragen worden ist. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie viele Patenschaften hat die niedersäch-
sische Sozialministerin bereits übernommen? 

2. In welcher Form wird auf die Möglichkeit der 
Förderung durch das niedersächsische Sozi-
alministerium aufmerksam gemacht? 

3. Welche anderen Hilfen bestehen insbeson-
dere für benachteiligte Familien? 

Familien mit Mehrlingen sind gerade in den ersten 
Lebensjahren der Kinder besonderen Belastun-
gen ausgesetzt. Die Landesregierung unterstützt 
daher Familien mit Mehrlingen (ab Drillingen) mit 
einer finanziellen Förderung und der Übernahme 
der Ehrenpatenschaft durch die Niedersächsische 
Ministerin für Soziales, Frauen, Familie, Gesund-
heit und Integration. 

Die Unterstützung richtet sich nach der Richtlinie 
über die Übernahme einer Ehrenpatenschaft bei 
Mehrlingen durch die Ministerin oder den Minister 
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit des 
Landes Niedersachsen in Verbindung mit der 
Gewährung einer Förderung für Familien mit 
Mehrlingen (Richtlinie Förderung Mehrlinge) vom 
25. Februar 2009 (Nds. MBl. Nr. 12/2009, S. 347). 

Die Familien erhalten eine finanzielle Unterstüt-
zung je Kind zur Geburt und zur Einschulung in 
Höhe von jeweils 250 Euro, um ihre sozialen, 
gesellschaftlichen und familiären Rahmenbedin-
gungen zu verbessern. Die Unterstützung ist eine 
zweckgebundene Leistung und dient insoweit 
nicht dem gleichen Zweck wie die Leistungen 
nach dem SGB II und SGB XII, sodass eine An-
rechnung auf andere Sozialleistungen nicht er-
folgt. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Niedersächsische Ministerin für Sozia-
les, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration 
hat zum Stand 21. Juni 2011 insgesamt 361 Eh-
renpatenschaften übernommen. 

Zu 2: Informationen über die Unterstützung von 
Familien mit Mehrlingen stehen auf der Internet-
seite des Niedersächsischen Ministerium für So-
ziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integrati-
on www.ms.niedersachsen.de und auf dem nie-
dersächsischen Internetportal www.familien-mit-
zukunft.de zur Verfügung. Hier sind neben den 
Kontaktdaten für die Beantragung der Leistung 
und der Ehrenpatenschaft auch ein Antragsformu-
lar und die Richtlinie selbst eingestellt. 

Zu 3: Mit der Einführung des Bildungs- und Teil-
habepakets für Kinder aus einkommensschwa-
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chen Familien zum 1. Januar 2011 ist ein wichti-
ger sozialpolitischer Fortschritt erzielt worden. 
Kinder aus Familien, die Arbeitslosengeld II 
(SGB II), Sozialhilfe (SGB XII), Wohngeld oder 
den Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeld-
gesetz erhalten, haben Anspruch auf die gesetzli-
chen Leistungen des Bildungs- und Teilhabepa-
kets. Mit diesem Paket erhalten sie Unterstützung 
für Schul- und Kita-Ausflüge, für mehrtägige Klas-
senfahrten, für Schulbedarf, für erforderliche au-
ßerschulische Lernförderung, für erforderliche 
Schülerbeförderungskosten, für die Teilnahme an 
einer gemeinsamen Mittagsverpflegung sowie für 
außerschulische Teilhabe (z. B. Mitgliedsbeiträge, 
Unterricht in künstlerischen Fächern, Teilnahme 
an Freizeiten). 

Darüber hinaus kann die niedersächsische Lan-
desstiftung „Familie in Not“ benachteiligten und in 
Not geratenen Familien mit Kindern schnell und 
unbürokratisch helfen, wenn gesetzliche Rege-
lungen keine Hilfe bieten können. Die Hilfe wird in 
Form von Zuschüssen und Darlehen gewährt.  

Dabei vergibt die Stiftung „Familie in Not“ in Nie-
dersachsen auch die Mittel der Bundesstiftung 
„Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen Le-
bens“. Schwangere Frauen können vor der Ge-
burt über eine Schwangerschaftsberatungsstelle 
eine Unterstützung z. B. für den Kauf von Um-
standskleidung, einer Babyausstattung, zur Ein-
richtung eines Kinderzimmers oder für einen 
Wohnungswechsel beantragen. 

Ferner unterstützt der Sonderfonds „DabeiSein!“ 
der Landesstiftung „Familie in Not“ Kinder aus 
finanziell benachteiligten Familien, die keinen 
Anspruch aus dem Bildungspaket haben, bei Bil-
dungs- und Freizeitmaßnahmen mit bis zu 
100 Euro pro Jahr z. B. für Mitgliedsbeiträge in 
Musik- und Sportvereinen, Jugend- und Familien-
freizeiten, Erholungsmaßnahmen, Nachhilfeunter-
richt, Klassenfahrten. 
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Anlage zu Frage 45 

 

Zu 1: 

Festverzinsliche Wertpapiere per 23.06.2011 

 
* nach Moodys, S+P oder Fitch 
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